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V O R W O R T 

In den Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung 
und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen, 
die der Rat der Europäischen Atomgemeinschaft 1959 in Form von 
Richtlinien erlassen hat, sind die Grundsätze der Politik der 
Gemeinschaft auf dem Gebiet öer. Itrahlenschutzes festgelegt. Sie 
bieten die Grundlage für die Schaffung eines wirksamen Systems der 
medizinischen und physikalischen Ueberwachung der Arbeitskräfte in 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

Die für den Schutz der Arbeitnehmer und die Gesundheits­
politik allgemein verantwortlichen Behörden müssen in der Lage sein, 
die gegen die Strahlenrisiken erforderlichen Verhütungs- und 
Schutzmassnahmen zu treffen. Daher ist es für sie unerlässlich, über 
das Vorhandensein und die Verwendungsarten sämtlicher radioaktiver 
Substanzen ständig unterrichtet zu sein und feststellen zu können, 
welche Personen auf Grund ihrer Beschäftigung betroffen sind. 

Nach den Bestimmungen von Artikel 2 der Strahlenschutznormen 
gelten die genannten Richtlinien für die Herstellung, Bearbeitung, 
Handhabung, Verwendung, åen Besitz, die Lagerung, Beförderung und 
die Beseitigung natürlicher und künstlicher radioaktiver Stoffe 
sowie für jede andere Tätigkeit,' die eine Gefährdung durch ioni­
sierende Strahlungen mit sich bringt. 

Gemäss Artikel 3 unterliegen die obengenannten Tätigkeiten 
und Vorgänge in allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einer 
Anzeige- bzw. Genehmigungspflicht; das Genehmigungserfordernis wird 
jedoch gewöhnlich durch das Erfordernis einer Zulassung für die 
Bauart von Vorrichtungen und Geräten ersetzt. 

In bestimmten in Artikel k der Grundnormen festgelegten 
Fällen (siehe nachstehend) kann jedoch auf eine Anmeldung und auf 
ein System der vorherigen Zulassung verzichtet werden. 



In Anbetracht der verstärkten Nutzung der Kernenergie für 
friedliche Zwecke, der vermehrten Anzahl von Gegenständen zum täg­
lichen Gebrauch, die radioaktive Substanzen enthalten und der er­
weiterten zwischenstaatlichen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet, 
vertritt die Kommission die Auffassung, dass- es von vorrangiger 
Bedeutung sowohl für die zuständigen nationalen Behörden als auch 
für die betroffenen Industrien und Personenkreise der Gemeinschaft 
ist, die Tätigkeiten zu kennen, die Kernbrennstoffe und andere radio­
aktive Stoffe betreffen und in den einzelnen Gemeinschaftsländern 
der Anmelde- bzw. Genehmigungspflicht unterworfen sind, und zu wissen, 
wie im Einzelfalle die an die Erteilung der Genehmigung gestellten 
Voraussetzungen aussehen sowie welche Behörden zuständig sind» 

Ferner ist es wichtig, das System der staatlichen Kontrolle 
hinsichtlich der Einhaltung der Freigrenze bei Kernbrennstoffen und 
sonstigen radioaktiven Stoffen zu kennen, um eine den Euratom-Grund­
normen entsprechende Darstellung des Systems der behördlichen Kon­
trolle über die mit radioaktiven Substanzen zusammenhängenden 
Tätigkeiten und Vorgänge in den Ländern der Gemeinschaft zu erhalten. 

Die Generaldirektion Soziale Angelegenheiten (Direktion 
Gesundheitsschutz) hat 1970 eine vergleichende Untersuchung über die 
derzeit in den verschiedenen Ländern der Gemeinschaft geltenden 
Anmelde- und Genehmigungspflichtsysteme durchgeführt. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchung sind in dem Dokument EUR V?15 d,f,i,n ver­
öffentlicht worden. 

Die Freigrenze ist ebenfalls Gegenstand der vorliegenden 
Untersuchung, die auf Ersuchen der Kommission vom Institut für 
Internationales Recht der Universität Göttingen durchgeführt wurde, 
das auf dem Gebiete des Atomrechts besonders kompetent ist. Diese 
Untersuchung ermöglicht die Prüfung der verschiedenen in den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft geltenden Kontrollsysteme„ 

Dr. Pierre RECHT 
Direktor für Gesundheitsschutz 
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E INF UHR UNG 

1. Aufgabe des Gutachtens war die Erarbei tung einer vergleichenden Studie 
betreffend die Ausübung der s taat l ichen Kontrolle über die Einhaltung der 
F re ig renzen für Kernbrennstoffe und sonstige radioaktive Stoffe in den 
sechs Ländern der Euratom-Gemeinschaf t . Dabei sollte eine erschöpfende 
Darste l lung des in diesen Ländern angewandten Systems der staat l ichen 
Kontrolle über den Umlauf derjenigen Kernbrennstoffe und sonstigen rad io ­
aktiven Stoffe gegeben werden, die gemäß Art ike l 4 der Richtlinien zur 
Fest legung der Grundnormen für den Gesundheitsschutz ' nicht der An­
meldung und der vorher igen Zulassung unterl iegen. Art ikel 4 lautet: 

"Auf eine Anmeldung und auf ein System der vorher igen Zulassung 
kann verzichte t werden, wenn es sich um folgendes handelt: 

a) Radioaktive Stoffe, deren Gesamtaktivi tät weniger als 0, 1 Mikro-
curie beträgt . Dieser Wert ist für die Radionuklide höchster 
Toxizität festgesetzt; die übrigen Werte werden in jedem Fa l le 
unter Zugrundelegung der re la t iven Radiotoxizität und der An­
gaben der Tabellen des Anhangs I d ieser Richtlinien bes t immt . 

b) Radioaktive Stoffe, deren Konzentration weniger als 0, 002 Mikro-
curie pro Gramm beträgt , und fes te 'natür l iche radioaktive Stoffe, 
deren Konzentration weniger als 0, 01 Mikrocurie pro Gramm 
beträgt . 

c) Apparate einer von den zuständigen Behörden zugelassenen Bau­
ar t , die i on i s i e r ende Strahlungen aussenden, sofern die r ad io ­
aktiven Stoffe berührungss icher und zur Verhinderung jedes En t -
weichens wirksam abgeschirmt sind und die Dosisleistung im 
Abstand von 0, 1 m von der Oberfläche des Apparates den Wert 
von 0, 1 Mill irem pro Stunde niemals überschre i te t . " 

In die Untersuchung mit einbezogen wurden die Überwachungs - und Kon­
trol lmaßnahmen der Mitgliedsstaaten bezüglich der Verwendung r a d i o ­
aktiver Stoffe, für die gemäß Art ike l 5 der Grundnormen ein System der 
vorherigen Zulassung ohne die Möglichkeit einer Fre igrenzenrege lung 
erforder l ich is t . 



Artikel 5 lautet: 

"Abgesehen von den in den Rechtsvorschrif ten der einzelnen Staaten 
vorgesehenen Fäl len soll ein System der vorherigen Zulassung e r ­
forderl ich sein, wenn es sich handelt um 

a) di e Verwendung radioaktiver Stoffe zu Heilzwecken; 
b) den Zusatz radioaktiver Stoffe bei der Herstel lung von Lebens­

mi t t e ln , Arzneimit teln, kosmetischen Erzeugnissen und E r z e u g ­
n i s s e n zum Gebrauch im häuslichen Bereich sowie um die Hand­
habung solcher Lebensmit tel , Arzneimi t te l und Erzeugnisse ; 

e) di e Verwendung radioaktiver Stoffe bei der Herstel lung von 
Spielwaren. " 

Die Aufgabenstellung bes t immte die Methode der Bearbeitung. Die in don 
Ländern der Gemeinschaft geltenden Fre igrenzenregelungen konnten nur 
dann sinnvoll dargestel l t werden, wenn zugleich auch wenigstens die Grund­
züge des jeweiligen Genehmigungs - und Überwachungsrechts beschr ieben 
wurden: Nur auf dem Hintergrund der Kontrollvorschriften konnte deutlich 
gemacht werden, welche Stoffe und Tätigkeiten vom allgemeinen Kontrol l ­
system! ausgenommen sind und unter etwaige Fre igrenzenregelungen fallen. 
Dabei wurde die Beschreibung der Kontrollvorschrif ten auf knappe Hin­
weise beschränkt , denn insoweit kann auf die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften im Jahre 1970 herausgegebene Studie über 
das Anzeige- und Genehmigungspflichtsystem in den Ländern der Gemein-
schaft Bezug genommen werden. 

1) Amtsblat t der Europäischen Gemeinschaften 1959, S. 221; 1962, 3. 1633; 
1966, S. 3693. 

2) Anzeige- und Genehmigungspflichtsystem in den Ländern der Gemeinschaft 
in Anwendung der Eura tom-Stranienschutznormen über Tätigkeiten oder 
Vorgänge, die Kernbrennstoffe und sonstige radioaktive Stoffe zum Gegen­
stand haben. Herausgegeben von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften. Luxemburg 1970 (EUR 4515). 



Die Darstellung der Freigrenzenregelungen folgt einem stets gleich­
bleibenden Schema: in einem ersten Absatz wird der "Grundsatz", der 
die Genehmigungs- oder Anzeigepflicht für bestimmte Tätigkeiten oder 
Anlagen festsetzt, kurz beschrieben, sodann werden in einem zweiten 
Absatz die "Ausnahmen vom Grundsatz", die Freigrenzenbestimmungen, 
dargestellt. Dabei ergibt sich die Gliederung aus dem Aufbau der gesetz­
lichen Regelungen in den einzelnen Ländern. Da dieser nicht in allen 
Ländern gleichartig ist, war insoweit eine vollkommene Einheitlichkeit 
der Gliederung nicht möglich. 

2. Die Ergebnisse der Studie können in wenigen Sätzen zusammengefaßt 
werden: 
a) Alle Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften haben mehr 

oder weniger umfassende spezielle Strahlenschutzgesetze oder 
-Verordnungen erlassen. Dabei haben sie die Euratom-Grundnormen 
für den Gesundheitsschutz berücksichtigt. Lediglich in der Bundes­
republik Deutschland steht noch die Übernahme der letzten Änderung 

3) 
der Grundnormen vom 27. Oktober 1966 ' aus; die Übernahme wird 
jedoch zur Zeit vorbereitet. In dieser speziellen Strahlenschutzgesetz-
gebung der Mitgliedstaaten haben die in den Artikeln 4 und 5 der 
Grundnormen enthaltenen Grundsätze ihren Niederschlag gefunden. 
Die Freigrenzenregelungen entsprechen somit den Anforderungen der 
Grundnormen. 

b) Eine Wertung der einzelnen nationalen Gesetzgebungen ist nur schwer 
möglich, da nach Rechtstradition und Verwaltungspraxis Unters chied-
lichkeiten bestehen, die eine abschließende und verbindliche Würdigung 
der Effektivität der Strahlenschutznormen unmöglich machen. Es e r ­
scheint am ehesten noch da möglich, wo die gesamte Materie in einem 
einzigen Gesetz oder einer einzigen Verordnung zusammenfassend ge­
regelt ist. Dies ist in Belgien und Luxemburg der Fall. Aber auch hier 
ergeben sich Zweifelsfragen. Der dort eingeführte zentrale Begriff der 
"etablissements" bietet für den, der mit dieser verwaltungsrechtlichen 
Technik nicht vertraut ist, Auslegungsschwierigkeiten. In der italieni­
schen Gesetzgebung erschwert die große Uneinheitlichkeit der Termino-

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1966, S. 3Ó93 
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logie der Gesetze eine zuverlässige Einordnung und Bewertung der 
einzelnen Normen. In der Bundesrepublik Deutschland ergeben sich 
aus dem föderalistischen System hinsichtlich einer allgemein verbind­
lichen Aussage über die gehandhabte Verwaltungspraxis Probleme. 
Zudem sind die Strahlenschutzbestimmungen nicht in einem einzigen 
Gesetz oder einer einzigen Verordnung zusammengefaßt, sondern es 
finden sich an verschiedenen Stellen Strahlenschutzregelungen. Auch 
die Niederlande haben das Strallienschutzrecht in mehreren Rechtsvor­
schriften geregelt. Am wenigsten übersichtlich ist freilich die Gesetz­
gebung Frankreichs . Dort sind zu verschiedenen Zeitpunkten Regelungen 
ergangen, bei denen zweifelhaft ist, ob sie tatsächlich alle nahtlos in­
einander passen. Eine Kodifizierung und Bereinigung des französischen 
Strahlenschutzrechtes erscheint aus diesem Grund wünschenswert, 

c) Dort wo ausdrückliche Freigrenzenregelungen bestehen, gibt es auf 
Grund der speziellen Strahlenschutzgesetzgebung regelmäßig keine 
weiteren spezifischen staatlichen Überwachungs- und Aufsichtsbefug-
nisse. Eine gezielte staatliche Kontrolle von Freigrenzenstoffen gibt es 
grundsätzlich nicht. Das mag auf den ersten Blick überraschend erschei­
nen, ist aber folgerichtig. Denn die Befreiung vom System der Anmeldung 
und vorherigen Zulassung bedeutet die Herausnahme aus der speziellen 
Strahlenschutzüberwachung. Mittelbare Kontrollmöglichkeiten bestehen 
aber möglicherweise auf Grund anderer Rechtsgrundlagen. So ist etwa 
vorstellbar, daß in Betrieben, die der allgemeinen Gewerbeaufsicht 
unterliegen, gelegentlich einer allgemeinen Inspektion auch die Verwen­
dung von Freigrenzenstoffen überprüft wird. Ferner kann die zuständige 
Behörde über generelle oder spezielle Einfuhranzeigen Kenntnis vom 
Vorhandensein von radioaktiven Stoffen erhalten und eine Kontrolle, ob 
die Freigrenzen eingehalten werden, veranlassen. Grundsätzlich jedoch 
bieten die Strahlenschutzvorschriften in den Ländern der Gemeinschaft 
keine rechtliche Handhabe zur lückenlosen Erfassung, Kontrolle und 
Überwachung von Freigrenzenstoffen. Das schließt indessen nicht aus, 
daß die Verletzung von Freigrenzenregelungen möglicherweise straf­
rechtliche Folgen hat. 
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VGB R e g l e m e n t G e v a a r l i j k e Stoffen. B e p a l i n g e n 
b e t r e f f e n d e het v e r v o e r o v e r de b i n n e n w a t e r e n 
v a n het g e v a a r l i j k e Stoffen. B i j l a g e II van het 
Koninkl i jk b e s l u i t van 19 a p r i l 1968 (Stbl . 1968, 
207) 

vg l . v e r g l e i c h e 

VLG R e g l e m e n t G e v a a r l i j k e Stoffen. B e p a l i n g e n 
b e t r e f f e n d e he t v e r v o e r o v e r land van g e v a a r l i j k e 
s toffen. B i j l age I van het Koninkl i jk b e s l u i t v a n 
19 a p r i l 1968 (Stbl . 1968, 207) 

VO V e r o r d n u n g 

Vol . V o l u m e , Band 

VSG R e g l e m e n t v o o r he t v e r v o e r o v e r de s p o o r w e g v a n 
g e v a a r l i j k e g o e d e r e n . B i j l age I b e h o r e n d e bij he t 
Koninkl i jk b e s l u i t v a n 17 j a n u a r i 1968 (Stbl . 1968, 
99) 

Wet Wet , G e s e t z 

z . B . zum B e i s p i e l 
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VERZEICHNIS DER RECHTSVORSCHRIFTEN 

(in chronologischer Reihenfolge) 

1. 11. 2. 1946 A r r ê t é du Régent portant approbation des t i t res 1er et 
11 du règlement général pour la protection du t ravai l . 

(MBdes3 et 4 avr i l 1946). 

2. 27. 9. 1947 A r r ê t é du Régent portant approbation des t i t res III, IV 
et V du règlement général pour la protection du t ravai l . 

(MB du 3 et 4 octobre 1947). 

3. 11. 3. 1950 Loi sur la protection des eaux contre la pollution 

(MB du 27 avri l 1950, p. 3282). 

4. 29.12.1953 A r r ê t é royal fixant, en exécution de la loi du 11 m a r s 
19 50, les conditions générales de décharge d 'eaux 
usées ne provenant pas d' égouts communaux 

(MB du 18 et 19 janvier 1954, p. 316). 

5. 29. 3. 1958 Loi relat ive à la protection de la population contre les 
dangers résul tant des radiat ions ionisantes 

(MB du 30 avri l 1958, p. 3286). 

6. 12. 4. 1960 A r r ê t é royal relatif à la détention et à 1' utilisation de 
substances radioactives à des fins médicales 

(MB du 25 mai 1960, p. 3936). 

7. 6 . 5 . 1960 A r r ê t é min is té r ie l en exécution de Γ a r r ê t é royal du 
12 avr i l 1960 relatif à la détention et a 1' util isation de 
substances radioact ives à des fins médicales 

(MB du 25 mai 1960, p. 3938). 

8. 28. 2. 1963 A r r ê t é royal portant règlement général de la 
protection de la population et des t rava i l leurs contre le 
danger des radiations ionisantes 

(MB du 16 mai 1963, p. 5206);(Rectifications: MB 1963, 
p. 7659 et MB 1963, p. 9357). 
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11. 2. 1946 Verordnung des Regenten betreffend die Billigung 
der Titel I und II der al lgemeinen Vorschrif ten über 
den Arbei tsschutz . 

2. 27. 9. 1947 Verordnung des Regenten betreffend die Billigung der 
Ti te l III, IV und V der al lgemeinen Vorschrif ten über 
den Arbei tsschutz . 

3. 11. 3. 1950 Gesetz über den Schutz der Gewässer gegen Verun­
reinigungen. 

29. 12. 1953 Königliche Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
vom 11. März 1950 betreffend allgemeine Vorschrif ten 
über die Ableitung von nicht aus kommunalen Kanal isa­
tionsanlagen her rührenden Abwässern. 

29. 3. 1958 Gesetz betreffend den Schutz der Bevölkerung vor Ge­
fahren aus ionis ierender Strahlung. 

6. 12. 4. 1960 Königliche Verordnung über den Besi tz und die Ver­
wendung radioakt iver Stoffe zu Heilzwecken. 

7. 6 . 5 . 1960 Verordnung zur Durchführung der Königlichen Verord­
nung vom 12. Apr i l 1960 über den Besi tz und die V e r ­
wendung radioakt iver Stoffe zu Heilzwecken. 

28. 2. 1963 Königliche Verordnung über die allgemeine Regelung 
des Schutzes der Bevölkerung und der Arbei tskräf te 
gegen die Gefahren ionis ierender Strahlungen. 
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9. 29. 5. 1963 Loi modifiant 1' ar t ic le 2 de la loi du 29 m a r s 1958 
re la t ive à la protection de la population contre les 
dangers résul tant des radiat ions ionisantes 

(MB du 26 juin 1963, p. 6608). 

10. 24. 4. 1964 A r r ê t é min is té r ie l du 24 avri l 1964 relatif à 1' approba­
tion d' un type d' apparei ls contenant des substances 
radioact ives , pr i s en application de 1' ar t ic le 3. 1 d 2, 
de Γ a r r ê t é royal du 28 févr ier 1963 portant règlement 
g é n é r a l de la protection de la population et des t r a ­
vai l leurs contre le danger des radiat ions ionisantes 

(MB du 22 mai 1964, p. 5740). 

11. 17. 5. 1966 A r r ê t é royal modifiant 1' a r r ê t é royal du 28 février 
1963 portant règlement général de la protection de la 
population et des t rava i l l eurs contre le danger des 
radiat ions ionisantes 

(MB du 4 juin 1966, p. 5956). 

12. 27. 7. 1966 A r r ê t é royal relatif à la reconnaissance réciproque 
des autorisat ions concernant l ' impor ta t ion , le t r a n s ­
port et le t rans i t et la distr ibution de substances radio­
actives entre les pays de 1' Union économique Benelux 

(MB du 30 août 1966, p. 8643). 

13. 23. 9. 1966 Convention entre la Belgique et la F rance sur la p r o ­
tection radiologique concernant les installat ions de 
la Centrale nucléaire des Ardennes, et annexes, 
signée à P a r i s , le 23 septembre 1966 

(MB du 7 m a r s 1967, p. 2276). 

14. 22. 5. 1967 A r r ê t é royal modifiant 1' a r r ê t é royal du 28 février 
1963 portant règlement général de la protection de la 
population et des t rava i l l eurs contre le danger des 
radiat ions ionisantes 

(MB du 2 septembre 1967, p. 9272). 

15. 3.12.196 9 Loi habilitant le Roi à établir des redevances pour 
1' application des réglementat ions concernant la p r o ­
tection du t ravai l , les machines dangereuses et les 
radiat ions ionisantes 

(MB du 6 janvier 1970, p. 90). 
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9. 29. 5.1963 Gesetz zur Änderung des Art ikels 2 des Gesetzes vorn 
29. März 1958 betreffend den Schutz der Bevölkerung 
vor Gefahren aus ionis ierender Strahlung. 

10. 24. 4.1964 Minis ter ia lverordnung über die Zulassung der Bauart 
eines Gerä tes , das radioaktive Stoffe enthält, gemäß 
Art ikel 3. 1 d 2, der Königlichen Verordnung vom 
28. Feb rua r 1963 über die allgemeine Regelung des 
Schutzes der Bevölkerung und der Arbei tskräfte gegen 
die Gefahren ionis ierender Strahlungen. 

11. 17. 5.1966 Königliche Verordnung zur Änderung der Königlichen 
Verordnung vom 28. F e b r u a r 1963 über die allgemeine 
Regelung des Schutzes der Bevölkerung und der Arbeits­
kräfte gegen die Gefahren ionis ierender Strahlungen. 

12. 27. 7.1966 Königliche Verordnung über die gegenseitige Anerken­
nung der Genehmigungen für die Einfuhr, die Beför­
derung und die Durchfuhr sowie für die Zuteilung radio­
aktiver Stoffe zwischen den Ländern der Wir tschaf ts -
union Benelux. 

13. 23. 9. 1966 Übereinkommen zwischen Belgien und F rank re i ch über 
den radiologischen Schutz hinsichtl ich der Anlagen der 
Kernenerg iezent ra le der Ardennen, mit Anlagen, unter­
zeichnet in P a r i s am 23. September 1966. 

14. 22. 5.1967 Königliche Verordnung zur Änderung der Königlichen 
Verordnung vom 28. Feb rua r 1963 über die allgemeine 
Regelung des Schutzes der Bevölkerung und der Arbeits­
kräfte gegen die Gefahren ionis ierender Strahlungen. 

15. 3.12.1969 Gesetz zur Ermächtigung des Königs, für die Anwen­
dung der Vorschrif ten betreffend den Arbei tsschutz , 
gefährliche Geräte und ionisierende Strahlungen Gebüh­
ren festzusetzen. 
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16. 23.12.1970 A r r e t é royal modifiant 1' a r r e t é royal du 28 février 
196 3 portant règlement général de la protection de 
la population et des t r ava i l l eurs contre le danger des 
radiat ions ionisantes 

(MB du 17 février 1971, p. 1962). 

17. 11. 5.1971 Ar r ê t é royal portant règlement général mi l i ta i re de 
la protection contre le danger des radiat ions ionisantes 

(MB du 9 février 1972, p. 1555). 

VERZEICHNIS DER ZUSTÄNDIGEN MINISTERIEN 

UND SONSTIGEN BEHÖRDEN 

Le Minis t re de la Santé publique 

et de la Fami l le 

1010 Brüsse l 
Cité adminis t ra t ive de 1' Etat 
Quar t ier de 1' Esplanade 

Le Minis t re de l 'Emplo i et 

du Travai l 

1040 Brüsse l 
7, boulevard de 1' Empereu r 

3. Le Minis t re des Communications 1040 Brüsse l 
6 5, rue de la Loi 

4. Le Minis t re des Finances 1010 B r ü s s e l 
34, boulevard Pacheco 

5. Conseil supér ieur d 'Hygiène 

publique 

1010 Brüsse l 
Cité adminis t rat ive de Γ Etat 
Quar t ier Vesale 
20, rue Montagne de 1' Ora to i re 
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16. 23. 12. 1970 Königliche Verordnung zur Änderung der Königlichen 
Verordnung vom 28. F e b r u a r 1963 über die allgemeine 
Regelung des Schutzes der Bevölkerung und der Arbei ts­
kräfte gegen die Gefahren ionis ierender Strahlungen. 

17. 11. 5.1971 Königliche Verordnung über die al lgemeine mi l i t ä r i sche 
Regelung des Schutzes gegen die Gefahren ionis ierender 
Strahlungen. 

1. Der Minister für öffentliche Gesundheit und für Famil ienfragen 

2. Der Minister für Beschäftigung und für Arbeit 

3. Der Minister für das Verkehrswesen 

4. Der Minis ter der Finanzen 

5. Obers te r Rat für öffentliche Hygiene 





ÜBERSICHT ÜBER DIE FREIGRENZENREGELUNG 

IN BELGIEN 
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Vorbemerkung 

Die belgischen Atomenergie- und Stranienschutzregelungen sind in der 
Hauptsache in der auf Grund des Strahlenschutzgesetzes vom 29. März 
1958 e r l a s senen "Königlichen Verordnung über den Schutz der Bevölkerung 
und der Arbei tskräf te gegen die Gefahren ionis ierender Strahlen" vom 
28. F e b r u a r 1963 niedergelegt. Für den mi l i tä r i schen Bereich gilt die 
Königliche Verordnung vom 11. Mai 1971 , die inhaltlich mit der König­
lichen Verordnung vom 28. Feb rua r 1963 weithin übere ins t immt und die 
nicht Gegenstand dieser allein auf die friedliche Verwendung von Atom­
energie beschränkten Darstel lung is t . 

Der Katalog der genehmigungs - und überwachungsbedürftigen Tätigkeiten 
umfaßt: E i n - und Durchfuhr, Verteilung und Beförderung radioaktiver 
Stoffe, die Verwendung offener Radioisotope in der Human- und Ve te r inä r ­
medizin, die medizinische Anwendung ionis ierender Strahlen, die Behänd-

2) 
lung von flüssigen, festen und gasförmigen radioaktiven Abfällen ' . In 
umfangreichen Vorschriften ist das Genehmigungs- und Überwachungsver­
fahren für die sog. k lass i f iz ier ten Anlagen geregel t . Eine Genehmigungs­
pflicht besteht ferner für Bau und Betr ieb von Reaktorschiffen und Reaktor ­
fahrzeugen. Besondere Vorschrif ten regeln schließlich die Verwendung ioni­
s i e r ende r Strahlen im Schuhhandel, die Lebensmi t te l - und Arzne imi t t e l -
bes t rahlung sowie die Verwendung von radioaktiven Stoffen im Zusammen­
hang mi t Lebensmitteln, kosmetischen Erzeugnissen, Spielwaren und Gegen­
ständen zum Gebrauch im häuslichen Bereich und endlich die Anwendung 
ionis ie render Strahlen und radioaktiver Stoffe in der land\virtschaftlichen 
Forschung, in Tierzucht , Tierhaltung und Insektenkunde. 

1) A r r ê t é royal du 11 mai 1971 portant règlement général mi l i t a i re de la 
protect ion contre le danger des radiat ions ionisantes (MB du 9 février 
1972, p . 1555). 

2) Die Ableitung radioaktiver Abfälle in Gewässer unterliegt außerdem auch 
den Best immungen des Wassergesetzesvom 11. März 1950. 
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Fre igrenzenregelungen bestehen für die meis ten der genannten Tätigkeiten. 
Bei der medizinischen Anwendung ionis ierender Strahlen ist die Möglich­
keit einer Befreiung von den Genehmigungserfordernissen nicht vorgesehen. 
Gleiches gilt für den Bau und Betr ieb von Reaktorschiffen und -fahrzeugen. 
Hinsichtlich der Verwendung ionis ierender Strahlen im Schuhhandel, bei der 
Lebensmi t te l - und Arzneimit te lbestrahlung, bei der Verwendung von r ad io ­
aktiven Stoffen im Zusammenhang mit Lebensmitteln, kosmetischen E r z e u g ­
nissen, Spielwaren und Gegenständen zum häuslichen Gebrauch sowie der 
Anwendung ionis ierender Strahlen und radioaktiver Stoffe in der landwir t ­
schaftlichen Forschung, in Tierzucht , Tierhal tung und Insektenkunde besteht 
ein s t r ik tes Verbot, das nur durch eine sehr enge Genehmigungsmöglichkeit 
aufgelockert wird; eine Fre igrenzenrege lung gibt es für diese Anwendungs­
bereiche ebenfalls nicht. 

Besondere Bedeutung kommt den Vorschrif ten über klass i f iz ier te Anlagen zu. 
Ebenso wie in den luxemburgischen Rechtsvorschrif ten ist auch hier der 
Begriff "Anlage" (établissement) nicht mit der Kernanlage der internationalen 
Atomhaftungskonventionen oder der Atomanlage nach § 7 des deutschen Atom-
gesetzes gleichzusetzen. Die Königliche Verordnung voin 28. Feb rua r 1963 
teilt die Anlagen in die Klassen I - IV ein. Kernanlagen sind lediglich die 
Anlagen der Klasse I und mögl icherweise einige der Klasse IL Die Anlage des 
belgischen Strahlenschutzrechts ist deshalb wohl so zu bes t immen, daß sie 
alle die Orte umfaßt, an denen mit radioaktiven Stoffen oder ionisierenden 
Strahlen umgegangen wird. Fre igrenzenanlagen sind die Anlagen der Klasse 
IV. Diese sind von dem System der Genehmigung und Anzeige ausgenommen, 
unterl iegen jedoch den sonstigen Strahlenschutzvorschrif ten der Königlichen 
Verordnung. 
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I. ERMÄCHTIGUNGSGRUND LA GEN 
1. A l l g e m e i n e E r m ä c h t i g u n g 

A r t . 2 Loi 29. 3. 1958. 

A r t . 3 Loi 29. 3. 1958. 

AR 28 . 2. 1963. 

2. A n w e n d u n g s b e r e i c h d e s AR 
2 8 . 2 . 1963. 

A r t . 1 AR 2 8 . 2 . 1 9 6 3 . 

E r m ä c h t i g u n g an den König, zum Schu tze d e r 
B e v ö l k e r u n g für d ie E in fuhr , E r z e u g u n g , B e ­
a r b e i t u n g , den B e s i t z , die D u r c h f u h r , d ie B e f ö r ­
d e r u n g , das A n b i e t e n zum Verkauf , den Verkauf , 
d ie e n t g e l t l i c h e und u n e n t g e l t l i c h e Ü b e r l a s s u n g , 
d ie V e r t e i l u n g und d ie V e r w e n d u n g zu w i r t s c h a f t ­
l i chen , i n d u s t r i e l l e n , w i s s e n s c h a f t l i c h e n , m e d i ­
z i n i s c h e n o d e r s o n s t i g e n Z w e c k e n von G e r ä t e n 
o d e r Stoffen, d ie i o n i s i e r e n d e S t r a h l u n g e n a u s s e n d e r 
können , b e s o n d e r e V o r s c h r i f t e n zu e r l a s s e n . Zu 
d e m s e l b e n Zweck kann d e r König auch V o r s c h r i f t e n 
e r l a s s e n für d ie B e s e i t i g u n g und Ab le i t ung r a d i o ­
a k t i v e r Stoffe. 

D e r König w i r d f e r n e r e r m ä c h t i g t , in e inem F a l l e 
d e r Gefährdung d e r B e v ö l k e r u n g d u r c h u n v o r h e r ­
g e s e h e n e E r e i g n i s s e d ie g e e i g n e t e n M a ß n a h m e n 
zu e r l a s s e n . 

A u s f ü h r u n g s v e r o r d n u n g auf Grund d i e s e r E r m ä c h ­
t igungen i s t d a s A r r ê t é r o y a l vom 28. 2. 1963 . 

Die V o r s c h r i f t e n des AR 28. 2. 1963 f inden A n ­
wendung 
1) auf d ie E in fuh r , E r z e u g u n g , H e r s t e l l u n g , Aufbe ­

w a h r u n g , B e f ö r d e r u n g und V e r w e n d u n g von G e ­
r ä t e n , An lagen o d e r von Stoffen, d ie i o n i s i e r e n ­
de S t r a h l u n g e n a u s s e n d e n können , zu w i r t s c h a f t ­
l i chen , i n d u s t r i e l l e n , w i s s e n s c h a f t l i c h e n , m e d i ­
z i n i s c h e n o d e r s o n s t i g e n Z w e c k e n ; 

2) auf d a s Angebot zum Verkauf und die e n t g e l t ­
l i c h e o d e r u n e n t g e l t l i c h e Ü b e r l a s s u n g von Stof­
fen, d ie i o n i s i e r e n d e S t r a h l u n g e n a u s s e n d e n 
können , o d e r von G e r ä t e n o d e r An lagen , die 
s o l c h e Stoffe en tha l t en ; 

3) auf d ie B e h a n d l u n g , Handhabung, L a g e r u n g , B e ­
s e i t i g u n g und A b l e i t u n g d e r r a d i o a k t i v e n Stoffe 
und Abfä l l e . 

Sie s ind n icht a n w e n d b a r 
a) auf F e r n s e h g e r ä t e ; 
b) auf G e r ä t e und A n l a g e n , d ie l e d i g l i c h u l t r a v i o ­

l e t t e S t r a h l u n g e n a u s s e n d e n können; 
c) auf G e r ä t e und A n l a g e n des m i l i t ä r i s c h e n B e ­

r e i c h s ; 
d) auf d ie B e f ö r d e r u n g von r a d i o a k t i v e S t r a h l e n 

a u s s e n d e n d e n G e r ä t e n und Stoffen, d ie von dem 
M i n i s t e r für L a n d e s v e r t e i d i g u n g a n g e o r d n e t 
w e r d e n . 

Die V o r s c h r i f t e n d e s AR 28. 2 . 1963 b e t r e f f e n n icht 
den n a t ü r l i c h e n S t r a h l e n p e g e l , n a m e n t l i c h n icht d ie 
G e s a m t h e i t d e r i o n i s i e r e n d e n S t r a h l u n g e n , die von 
n a t ü r l i c h e n i r d i s c h e n o d e r k o s m i s c h e n Q u e l l e n h e r ­
r ü h r e n . 
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i . Ar t . 2 Loi 29 .3 .1958. Die Ausführungsverordnungen er läßt der König. 

Ar t . 3 Loi 29. 3. 1958. Die notwendigen Maßnahmen trifft der Könige 
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IL RADIOAKTIVE S T O F F E 
1. B e g r i f f s b e s t i m m u n g 

a) A r t . 1 Loi 29. 3. 1958. 

b) A r t . 2 AR 2 8 . 2 . 1963 . 

a) R a d i o a k t i v e Stoffe: Stoffe, d ie a u s e i n e m E l e ­
m e n t b e s t e h e n , d a s i o n i s i e r e n d e S t r a h l u n g e n 
a u s s e n d e t , o d e r Stoffe, d ie e in s o l c h e s E l e ­
m e n t e n t h a l t e n . 

b) R a d i o a k t i v e Stoffe: Stoffe, die aus e i n e m E l e ­
m e n t b e s t e h e n , das i o n i s i e r e n d e S t r a h l u n g e n 
a u s s e n d e t , o d e r Stoffe, d ie e in s o l c h e s E l e ­
m e n t en tha l t en , d . h . a l l e Stoffe, w e l c h e d ie 
M e r k m a l e d e r R a d i o a k t i v i t ä t z e i g e n . 
(Vgl. f e r n e r auch d ie Def in i t ionen d e r Begr i f f e 
" S t r a h l e r " und "of fener S t r a h l e r " in A r t . 2 
AR 2 8 . 2 . 1 9 6 3 ) . 

Neben d i e s e n u m f a s s e n d e n B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n 
gibt e s e ine e i g e n e Def in i t ion für b e s o n d e r e . > 
s p a l t b a r e Stoffe bzw. K e r n b r e n n s t o f f e n icht '. 
D e r i m AR 28 . 2. 196 3 v e r s c h i e d e n t l i c h b e n u t z t e 
A u s d r u c k " n u c l i d e s r a d i o a c t i f s " (vgl. i n s b e s o n ­
d e r e A r t . 4) dür f t e m i t d e m in A r t . 2 d e f i n i e r ­
t e n Begr i f f " s u b s t a n c e s r a d i o a c t i v e s " i d e n t i s c h 
s e i n ; g l e i c h e s gil t für den in K a p i t e l V v e r w e n ­
de t en A u s d r u c k " r a d i o i s o t o p e s " . 

2) 2 . E in fuhr und D u r c h f u h r ' 
a) G r u n d s a t z 

A r t . 38 AR 28. 2. 1963. 

A r t . 42 AR 2 8 . 2 . 1963. 

3) a) Genehmigungsp f l i ch t . 

Mona t l i che A n z e i g e d e r E i n f u h r e n . 

A r t . 41 AR 2 8 . 2 . 1963. 
A r t . 43 AR 2 8 . 2 . 1963. 

Buchführungspf l i ch t ü b e r die L i e f e r u n g . 
D u r c h f u h r g e n e h m i g u n g e n w e r d e n n u r an in B e l ­
g ien wohnhaf te P e r s o n e n o d e r an P e r s o n e n , d ie 
in B e l g i e n e inen B e v o l l m ä c h t i g t e n haben , e r ­
t e i l t . Über d ie D u r c h f u h r h a b e n die G e n e h m i ­
g u n g s i n h a b e r e in b e s o n d e r e s V e r z e i c h n i s zu 
führen . 

1) Gle ichwohl w e r d e n die Begr i f f e " s u b s t a n c e s f i s s i b l e s " und " c o m b u s t i b l e s n u c l é a i r e s " 
in A r t . 2 (bei E r l ä u t e r u n g d e r Begr i f f e " K r i t i z i t ä t " und " K r i t i s c h e M a s s e " ) und in 
A r t . 3 . 1 . AR 2 8 . 2 . 1963 v e r w e n d e t . 

2) Wegen d e r B e s o n d e r h e i t e n d e r E infuhr zu m e d i z i n i s c h e n Z w e c k e n vg l . un ten S. 34 
W e g e n w e i t e r e r S o n d e r t a t b e s t ä n d e vg l . un t en S. 42 ff. 

3) E i n e G e n e h m i g u n g n a c h A r t . 38 i s t n icht e r f o r d e r l i c h , s o w e i t es s i c h u m E i n f u h r ­
o d e r D u r c h f u h r v o r g ä n g e hande l t , d ie von d e r j e w e i l s z u s t ä n d i g e n B e h ö r d e d e r N i e d e r 
l ande o d e r L u x e m b u r g s g e n e h m i g t w o r d e n s ind (vgl . A r t . 2 AR 2 7 . 7 . 1 9 6 6 ) . B e g r i f f s ­
b e s t i m m u n g von " E i n f u h r " in A r t . 1 No . 1 AR 27. 7. 1966 . 



— 29 — 

II. 

1.a) a) 

b) b) 

2.a) Ar t . 3 8 . 1 . AR 28 .2 .1963 . 

Ar t . 42 AR 28 .2 . 1963. 

Ar t . 39 AR 28.2 . 1963. 

a) Genehmigungsbehörde ist der Minister für Volks­
gesundheit und Famil ienfragen. 
Die Anzeige über die Einfuhr ist monatl ich an 
den Minister für Volksgesundheit und Fami l i en ­
fragen zu r ichten. 
Die genehmigungsbedürftigen Einfuhren r ad io ­
aktiver Stoffe und von Geräten, die solche Stoffe 
enthalten, an die dazu vom Minister für Volks-
gesundheit und Famil ienfragen im Einvernehmen 
mit dem Minister der Finanzen bezeichneten 
Zollbüros stattfinden. 
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b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

aa) Ar t . 3 8 . 1 . AR 28.2 .1963 

bb) Ar t . 77 AR 28 .2 .1963 . 

3. Verteilung von radioaktiven Stoffen 

a) Grundsatz 

Ar t . 40 AR 28 .2 . 1963. 

1) 

Art . 42 Abs. 2 AR 28. 2. 1963. 

Ar t . 64 .4 . AR 28 .2 . 196?. 

b)aa) Ausgenommen von der Genehmigungspflicht 
sind die Einfuhr und Durchfuhr radioakt iver 
Stoffe der Klasse IV (wegen der Klassenein­
teilung der radioaktiven S+offe vgl. Ar t . 3. 1. d) 
und die Tabelle in Ar t . 3 AR 28. 2. 1963. 

bb) Von den Vorschrif ten der folgenden Kapitel 
(ausgenommen sind die Verpflichtungen, eine 
Genehmigung einzuholen oder eine Anmel­
dung vorzunehmen) können Befreiungen ge­
währt werden: 
Kapitel IV: Einfuhr und Durchfuhr radioakt i ­
ver Stoffe. 

a) Das vertei lende Unternehmen muß im Besitz 
einer Erk lärung des Empfängers der Stoffe 
sein, mit der bescheinigt wird, daß der E m ­
pfänger eine Genehmigung gemäß Kapitel II 
AR 28. 2. 1963 besi tzt , bzw. gemäß Art . 9 
einer Genehmigung nicht bedarf. Sofern es 
s ich um eine medizinische Verwendung han­
delt, muß der Empfänger bescheinigen, daß er 
eine Genehmigung gemäß Ar t . 50 AR 28. 2. 1963 
besi tz t . Liegen diese Erklärungen nicht vor, 
so dürfen die Geräte oder radioaktiven Stoffe 
nicht ausgeliefert werden 2 / . 

Monatliche Anzeigepflicht des vertei lenden 
Unternehmens. 

Die Verteilung bes t immte r radioakt iver Stoffe 
kann nötigenfalls verboten werden. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

Ar t . 77 AR 28.2 . 1963. b) Von den Vorschrif ten der folgenden Kapitel 
(ausgenommen sind die Verpflichtungen, eine 
Genehmigung einzuholen oder eine Anmel ­
dung vorzunehmen) können Befreiungen ge­
währt werden: 
Kapitel IV: Verteilung radioaktiver Stoffe. 
Kapitel ΓΧ: Befreiung vom Verbot des 
Ar t . 64 .4 . 

1) Wegen der Besonderhei ten der Verteilung zu medizinischen Zwecken vgl. unten 3. 34 ff. 
2) Soweit der Empfänger der Stoffe in den Niederlanden oder Luxemburg wohnt, muß das 

vertei lende Unternehmen sich vers ichern , daß er eine Besitzgenehmigung nach den 
Vorschrif ten des dort geltenden Rechts hat (vgl. Ar t . 3 AR 27.7 . 1966). Begri f fs­
best immung, der "Vertei lung" 'in Ar t . 1 No. 2 AR 27 .7 . 1966. 
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b)aa) b)aa) 

bb) Ar t . 77 AR 28 .2 .1963 . bb) Die Befreiungen er te i len gemeinsam der 
zuständige Minister und der Minister für 
Volks ges undheit und Famil ienfragen durch 
Minis te r ia le r laß . 

3. a) a) 

Ar t . 42 Abs. 2 AR 28. 2. 1963. 

Ar t . 64. 4. AR 28 .2 .1963 . 

Die Monatliche Anzeige ist an den Minister für 
Volksgesundheit und Famil ienfragen zu r ichten. 

Das Verbot er läßt der Minister für Volksgesund­
heit und Famil ienfragen. 

b) Ar t . 77 AR 28.2 . 1963. b) Die Befreiung wird gemeinsam von dem zustän­
digen Minister und dem Minister für Volksge­
sundheit und Famil ienfragen durch Minis te r ia l ­
e r laß er te i l t . 
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4. B e f ö r d e r u n g ' 
a) G r u n d s a t z 

A r t . 57 AR 2 8 . 2 . 1 9 6 3 . 

A r t . 59 AR 2 8 . 2 . 1963. 

b) A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
aa) A r t . 56 A b s . 2 

AR 2 8 . 2 . 1963 . 

.bb) A r t . 77 AR 2 8 . 2 . 1 9 6 3 . 

2) a) Genehmigungsp f l i ch t ' . 
E s w e r d e n j e nach d e r Häuf igkei t d e r B e f ö r d e ­
r u n g e n o d e r d e r A r t d e r zu b e f ö r d e r n d e n Stoffe 
fo lgende G e n e h m i g u n g e n u n t e r s c h i e d e n : 
- A l l g e m e i n g e n e h m i g u n g ; 
- E i n z e l g e n e h m i g u n g ; 
- S p e z i a l g e n e h m i g u n g S ) . 
M o n a t l i c h e Anze igep f l i ch t für d ie I nhab e r e i n e r 
A l l g e m e i n g e n e h m i g u n g . 

b) aa) A u s g e n o m m e n von d e r Genehmigungsp f l i ch t i s t 
- d ie B e f ö r d e r u n g von r a d i o a k t i v e n Stoffen, d e ­

r e n Ak t iv i t ä t u n t e r d e r H ö c h s t g r e n z e d e s in 
A r t . 3 AR 28 . 2 . 1 9 6 3 f e s t g e l e g t e n W e r t e s X4 
l i eg t ; 

- d ie B e f ö r d e r u n g von e l e k t r i s c h e n R ö h r e n und 
Gerä t en , I n s t r u m e n t e n und U h r e n , d ie r a d i o ­
ak t ive Stoffe d e r g e s t a l t en tha l t en , daß e ine 
V e r b r e i t u n g n icht m ö g l i c h i s t , v o r a u s g e s e t z t , 
daß d i e s e G e g e n s t ä n d e w i d e r s t a n d s f ä h i g genug 
u m s c h l o s s e n s ind und daß d ie S t r a h l e n d i c h t e 
an k e i n e m Punk t d e r Außenf l äche 10 M i l l i -
r ö n t g e n o d e r d e r e n G e g e n w e r t für 24 S tunden 
ü b e r s c h r e i t e t . 

bb) Von den V o r s c h r i f t e n d e r fo lgenden Kap i t e l 
( a u s g e n o m m e n s ind d ie Ve rp f l i ch tungen , e ine 
G e n e h m i g u n g e i n z u h o l e n o d e r e ine A n m e l ­
dung v o r z u n e h m e n ) können B e f r e i u n g e n g e ­
w ä h r t w e r d e n : 
K a p i t e l VII : B e f ö r d e r u n g r a d i o a k t i v e r Stoffe. 

1) Vgl . d a z u auch un t en S. 42 
2) E i n e G e n e h m i g u n g n a c h A r t . 57 i s t n ich t e r f o r d e r l i c h , sowe i t es s i c h u m B e f ö r d e ­

r u n g e n h a n d e l t , die von den z u s t ä n d i g e n B e h ö r d e n d e r N i e d e r l a n d e o d e r L u x e m b u r g s 
g e n e h m i g t w e r d e n (vgl . A r t . 2 AR 27 . 7. 1966) . 

3) E i n e A l l g e m e i n g e n e h m i g u n g k a n n e r t e i l t w e r d e n , wenn d e r B e f ö r d e r e r r e g e l m ä ß i g 
B e f ö r d e r u n g e n r a d i o a k t i v e r Stoffe d u r c h f ü h r e n wi l l . E i n e E i n z e l g e n e h m i g u n g kann e r ­
t e i l t w e r d e n , wenn d e r B e f ö r d e r e r nu r g e l e g e n t l i c h r a d i o a k t i v e Stoffe b e f ö r d e r n wi l l . 
E i n e S p e z i a l g e n e h m i g u n g i s t b e i d e r B e f ö r d e r u n g b e s t i m m t e r b e s o n d e r s g e f ä h r l i c h e r 
B e f ö r d e r u n g e n e r f o r d e r l i c h (vgl . A r t . 57 No. I, II, III und IV); s i e m u ß auch e ingehol t 
w e r d e n , wenn d e r B e f ö r d e r e r e ine A l l g e m e i n g e n e h m i g u n g o d e r E i n z e l g e n e h m i g u n g 
b e s i t z t . 
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4.a) Ar t . 57 Abs. 2 
AR 28 .2 . 1963. 

a) Die Genehmigungen er te i l t der Minis ter für 
Volksgesundheit und Famil ienfragen. 

Ar t . 59 Abs. 1 
AR 28 .2 . 1963. 

Die monatliche Anzeige ist an den Minis ter für 
Volksgesundheit und Famil ienfragen zu r ichten. 

b)aa) b)aa) 

bb) Ar t . 77 AR 28.2 . 1963. bb) Die Befreiungen' e r te i len der zuständige 
Minister gemeinsam mit dem Minister für 
Volksgesundheit und Famil ienfragen durch 
Minis te r ia le r laß . 
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Verwc-.ndung von offenen Radioisotopen 
in der Human- und Veter inärmediz in 
a) Grundsatz 

Ar t . 45 AR 28.2 . 1963. 

Ar t . 49 AR 28.2 . 1963. 

a) Die Einfuhr, die Herstel lung, die Präpar ie rung , 
das Anbieten zum Kauf und der Verkauf sind, 
unbeschadet der Vorschriften des Kapitels II 
AR 28 .2 .1963 , genehmigungspflichtig. 
Nur die unmit telbare Lieferung an Ärzte und 
T i e r ä r z t e ist zulässig. Importeure unterl iegen 
den Kontrollen des Ar t . 46 AR 28. 2. 1963; e r s t 
nach d ieser Kontrolle dürfen sie ausliefern. 

b) Ausnahmen von dein Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Ar t . 77 AR 28 .2 . 1963. b) Von den Vorschrif ten der folgenden Kapitel 

(ausgenommen sind die Verpflichtungen, eine 
Genehmigung einzuholen oder eine Anmel­
dung vorzunehmen) können Befreiungen ge­
währt werden: 
Kapitel V: Verwendung von offenen Radioiso­
topen in der Human- und Veter inärmediz in . 

Medizinische Anwendung ionis ierender 
Strahlen1) 
a) Anwendungsbereich 

Art . 50 AR 28.2 . 1963. a) Besi tz und Verwendung von Quellen ion is ie ren­
der Strahlen zu medizinischen Zwecken. Darunter 
fallen außer Röntgengeräten und Tei lchenbe­
schleunigern auch Vorrichtungen, die offene oder 
geschlossene radioaktive Stoffe enthalten, i n s ­
besondere (Art. 50. 2 AR 28. 2. 1963): 
aa) Geräte für diagnostische Zwecke (Radioscopie, 
R,adiographie, Dentale Radiographie); 
bb) Geräte für therapeut ische Zwecke (Radio­
therapie , Curietherapie , Gammatherapie , T h e r a ­
pie durch Teilchenbeschleuniger); 
cc) Radioisotope 
(1) offene Radioisotope für diagnostische und 
therapeut ische Zwecke; 
(2) geschlossene Radioisotope für therapeut ische 
Zwecke. 

b) Grundsatz 
Ar t . 51. 1 AR 28.2 . 1963. 

Art . 51. 2 AR 28. 2. 1963. 

b) Bauar tzulassung für die unter a) aa) und bb) ge­
nannten Gerä te . 
Offene Radioisotope dürfen nur verwendet w e r ­
den, wenn die Vorschriften des Kapitels V 
AR 28. 2. 1963 (vgl. oben unter 5. ,S. ) berück­
sichtigt worden sind. 

1) Wegen der Rechtslage vor Inkrafttreten der jetzigen Regelung vgl. AR 12. 4. I960; 
AM 6. 5. 1960. Die jetzt geltende Regelung wurde durch AR 23. 12. 1970 unter Abände 
rung der bisher igen Vorschrif ten des AR 28. 2. 1963 getroffen. 
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5.a) Ar t . 45 AR 28.2 .1963. 

Ar t . 46 AR 28.2 . 1963. 

a) Die Genehmigung er te i l t der Minister für 
Volksgesundheit und Famil ienfragen. 
Ständige Kontrolle der Herstel lung und P r ä p a ­
r ierung durch einen gemäß Ar t . 47 AR 28.2.1963 
ermächt igten Pharmazeuten . 

b) Ar t . 77 AR 28.2 .1963. b) Die Befreiungen er te i len der zuständige Minister 
gemeinsam mit dem Minister für Volksgesund­
heit und Famil ienfragen. 

6.a) a) 

b) Ar t . 51. 1. 1 AR 28.2 . 1963. b) Bauar tzulassung durch den Minister für Volks-
gesundheit und Famil ienfragen oder durch den 
von ihm beauftragten Beamten der öffentlichen 
Gesundheitsbehörden. 
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Art . 52.1 AR 28.2 . 1963. 

Ar t . 53. 1 AR 28. 2. 1963. 

Ar t . 53.4; 54. 8 
AR 28 .2 .1963 . 

Ar t . 55. 1 AR 28 .2 .1963 . 

Ar t . 66. 3 AR 28. 2. 1963. 

Der Besi tz von Geräten und Stoffen, die in 
Ar t . 50. 2 AR 28. 2. 1963 aufgezählt sind(vgl. 
oben unter a)) ist , soweit s ie für medizinische 
Zwecke verwendet werden, nur zulässig, wenn 
sie in Anlagen enthalten sind, die gemäß dem 
in Kapitel II AR 28. 2. 1963 vorgesehenen Ver­
fahren (vgl. unten S.̂ £j$ genehmigt worden sind. 

Die Verwendung von Geräten und Stoffen, die in 
Ar t . 50 genannt sind (vgl. oben unter a)) ist 
genehmigungspflichtig. Die Genehmigung darf 
unbeschadet sonst iger Rechtsvorschrif ten nur 
Personen er te i l t werden, die eines der in 
Ar t . 53. 1 genannten medizinischen Diplome b e ­
si tzen. 

Die Verwendung von offenen Radioisotopen für 
diagnostische und therapeut ische Zwecke sowie 
von geschlossenen Radioisotopen für therapeu­
t ische Zwecke (Art. 50. 2 c) AR 28. 2. 1963) 
bedarf einer Sondergenehmigung. 

Jede Veränderung der Örtlichkeiten, der Geräte 
und der Anlagen ist anzeigepflichtig. 

Der Verlust oder der Diebstahl von Strahlen­
quellen, die für medizinische Zwecke verwen­
det werden, ist von dem Inhaber der gemäß 
Ar t . 54 AR 28. 2. 1963 er te i l ten Genehmigung 
unverzüglich anzuzeigen. 

c) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

7. Behandlung radioakt iver Abfälle 1) 

1. Tei l : F lüss ige radioaktive Abfälle 

a) Grundsatz 

Ar t . 34. 1 AR 28 .2 . 1963. 

c) Das Kapitel VI "Medizinische Anwendung ioni­
s i e render Strahlen" AR 28. 2. 1963 enthält keine 
Fre igrenzenregelungen. Soweit jedoch in 
Ar t . 51. 2 und Ar t . 52. 1 auf Genehmigungs ­
Vorschriften anderer Kapitel Bezug genommen 
wird, bleiben die nach diesen Kapiteln bestehen­
den Fre igrenzenvorschr i f ten anwendbar. 

a) Verbot der Ableitung flüssiger radioaktiver Ab­
fälle in die in Ar t . 1 Wassergese tz 11. 3. 1950 
aufgeführten Gewässer sowie in offene Abfluß­
kanäle, Seen, Teiche, Becken und W a s s e r ­
flächen, die nicht diesem Gesetz unterl iegen. 

1) Eine Sonderregelung besteht für die Beseitigung radioakt iver Abfälle aus der "Cent ra le 
nucléaire des Ardennes" der "Société d 'Ene rg i e nucléai re franco­belge des Ardennes 
( S . E . N . Α . )" . Vgl. Ar t . 3 und Annexe I der "Convention entre la Belgique et la F r a n c e 
sur la protection radiologique concernant les instal lat ions de la Centrale nucléaire des 
Ardennes, et annexes, signée à P a r i s , le 23 sep tembre 1966" (Moniteur belge du 
7 m a r s 1967, p. 2276). Von einer Dars te l lung kann hier abgesehen werden, da die 
"Centrale nucléaire des Ardennes" auf f ranzösischem Gebiet gelegen ist . 
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Art . 53.1 AR 28 .2 .1963 . Genehmigungsbehörde ist der Minis ter für 
Volks ges undheit und Famil ienfragen. 

Ar t . 54.8. 1 AR 28 .2 .1963 . Die Sondergenehmigung er te i l t der Minister 
für Volksgesundheit. 

Ar t . 55.1 AR 28.2 . 1963. 

Ar t . 66.3 AR 28.2 . 1963. 

Die Anzeige is t an den Minister für Volks-
gesundheit zu r ichten. 

Die Anzeige is t an das Ministerium für Volks-
gesundheit und Famil ienfragen (öffentliche 
Gesundheitsverwaltung) zu r ichten. 

c) c) 

7. 1. Tei l 
a) a) 
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Ar, . 34.2 AR 28.2 . 1963. 

Ar t . 34. 3 AR 28.2 . 1963. 

Verbot der Ableitung f lüssiger radioaktiver 
Abfälle in unter i rd ische Abwasserkanäle und 
Sammler . 
Verbot der Ableitung f lüssiger radioaktiver 
Abfälle in den Boden. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
aa) Ar t . 33 AR 28.2 . 1963. 

bb) Ar t . 34. 1 AR 28. 2. 1963. 

b)aa) Befreit von den Verboten und Vorschrif ten 
des Ar t . 34 sind die radioaktiven Abfälle, 
deren Strahlung dennäür l ichen Strahlen­
pegel nicht überschre i te t . 

bb) Befreit vom Verbot des Art . 34. 1 sind radio 
aktive Abfälle, wenn ihr Gehalt an Radionu­
kliden ein Zehntel der für Tr inkwasser in 
der Anlage zur AR 28. 2. 1963 vorgesehenen 
höchstzulässigen Konzentrationen nicht über­
steigt . 
Von dem Verbot des Ar t . 34. 1 kann ferner 
durch eine Ge nehmigung für eine Anlage der 
Klasse I oder II Befreiung er te i l t werden. 

cc) Ar t . 34. 2 AR 28.2 . 1963. cc) Befreit vom Verbot des Ar t . 34. 2 sind r ad io ­
aktive Abfälle, wenn ihr Gehalt an Radionu­
kliden die für Tr inkwasse r in der Anlage zur 
AR 28. 2. 1963 vorgesehene höchstzulässige 
Konzentration nicht übersteigt . 
Von dem Verbot des Ar t . 34. 2 kann ferner 
durch eine Genehmigung für eine Anlage der 
Klasse I oder II Befreiung er te i l t werden. 

dd) Ar t . 34. 3 AR 28. 2. 1963. dd) Befreit von dem Verbot des Ar t . 34. 3 sind 
radioaktive Abfälle, wenn ihr Gehalt an Radio­
nukliden ein Hunderts te l der für Tr inkwasse r 
in der Anlage zur x\R 28. 2. 1963 vorgesehenen 
höchstzulässigen Konzentration nicht über ­
steigt . 
Von dem Verbot des Ar t . 34. 3 kann ferner 
durch eine Genehmigung für eine Anlage der 
Klasse I oder II Befreiung er te i l t werden. 
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b)aa) b)aa) 

bb) bb) 

Art . 6 und Ar t . 7 
AR 28 .2 .1963 . 

Die Befreiung erfolgt im Genehmigungsverfah­
r en für Anlagen der Klasse I oder II. Die Ge­
nehmigung bei der Klasse I wird durch König­
lichen Er laß ertei l t , bei Anlagen der Klasse I I 
durch den Ständigen Ausschuß des zuständigen 
Prov inz ia l r a t e s . 

cc) cc) 

Art . 6 und Ar t . 7 
AR 28 .2 . 1963. 

Die Befreiung erfolgt im Genehmigungsverfah 
ren für Anlagen der Klasse I oder IL Die Ge­
nehmigung bei der Klasse I wird durch König­
lichen Er laß er tei l t , bei Anlagen der K l a s s e I I 
durch den Ständigen Ausschuß des zuständigen 
Prov inz ia l r a t e s . 

dd) dd) 

Art . 6 und Art . 
AR 28 .2 .1963 . 

Die Befreiung erfolgt im Genehmigungsverfah­
ren für Anlagen der Klasse I oder II. Die Ge­
nehmigung bei der Klasse I wird durch König­
lichen E r l aß er tei l t , bei Anlagen der Klasse I I 
durch den Ständigen Ausschuß des zuständigen 
Prov inz ia l r a t e s . 
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2. Tei l : F e s t e radioaktive Abfälle 
a) Grundsatz 

Art. 35 AR 28 .2 . 1963. a) Sammlung der Abfälle in wasserdichten B e ­
hältern, anschließende Aufbereitung und, 
falls erforder l ich, Konzentrierung, so daß 
die Möglichkeit des Entweichens von Radio­
aktivität ausgeschlossen is t . Verbot der Ab­
leitung von festen radioaktiven Abfällen in die 
in Ar t . 34. 1 aufgeführten Gewässer und in 
die in Ar t . 34. 2 aufgeführten Abwasserkanäle 
und Sammler . 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Ar t . 33 AR 28 .2 . 1963. b) Befreit von den Verboten und Vorschrif ten 

des Art . 3 5 sind die radioaktiven Abfälle, 
deren Strahlung den natürl ichen Strahlenpegel 
nicht überschre i te t . 

3. Tei l : Gasförmige radioaktive Ausströmungen 
a) Grundsatz 

a) Ar t . 36. 1 AR 28 .2 . 1963. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
aa)- Ar t . 33 AR 28. 2. 1963. 

bb) Ar t . 36. 1 AR 28. 2. 1963. 

Verbot der Ableitung radioakt iver Stoffe in 
die Atmosphäre in F o r m von Gas, Staub, 
Rauch oder Dampf. 

b)aa) Befreit von den Verboten und Vorschriften 
des Ar t . 36. 1 sind die radioaktiven Abfälle, 
deren Strahlung den natürl ichen Strahlen-
pegel nicht überschre i te t . 

bb) Befreit vom Verbot des Ar t . 36. 1 ist die 
Ableitung von radioaktiven Stoffen, wenn 
die Konzentration radioaktiver Stoffe an 
der Stelle des Austre tens in die A t m o s ­
phäre nicht höher ist als ein Zehntel der 
für die Atemluft im Anhang zur AR 28. 2. 
1963 vorgesehenen höchstzulässigen Kon­
zentrat ionen. 
Von dem Verbot des Ar t . 36. 1 kann ferner 
durch eine Genehmigung für eine Anlage 
der Klasse I oder II Befreiung er te i l t w e r ­
den. 

4. Tei l : Lagerung radioakt iver Abfälle 
a) Grundsatz 

Ar t . 37 AR 28.2 . 1963. a) F lüss ige und feste radioaktive Abfälle, die 
nicht abgeleitet werden können, sind unter 
Einhaltung bes t immter vorgeschr iebener 
Sicherhei tsvorkehrungen zu lagern . Die La­
gerung d i e se r Abfälle auf dem Boden oder im 
Boden is t verboten. Über die Lagerung ist 
Buch zu führen. 
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2. Tei l 
a) a) 

b) b) 

3. Teil 
a) a) 

b)aa) b)aa) 

bb) bb) 

Art . 6 und Ar t . 7 
AR 28 .2 .1963 . 

Die Befreiung erfolgt im Genehmigungsverfah­
ren für Anlagen der Klasse I oder II. Die Ge­
nehmigung bei der Klasse I wird durch König­
lichen Er laß er te i l t , bei Anlagen der Klasse I I 
durch den Ständigen Ausschuß des zuständigen 
Prov inz ia l r a t e s . 

4. Teil 
a) a) 
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b) Aasnahmen von dem Grundsatz 
(Fre igrenzenrege l ung) 
aa) Ar t . 33 AR 28. 2. 1963. b)aa) 

bb) Ar t . 37. 3 AR 28.2 . 1963. bb) 

Befreit von den Verboten und Vorschrif ten 
des Ar t . 37 sind die radioaktiven Abfälle, 
deren Strahlung den natürlichen Strahlenpegel 
nicht überschre i te t . 

Von dem Verbot der Lagerung radioaktiver 
Abfälle auf dem oder in dem Boden kann 
durch eine Genehmigung für eine Anlage der 
Klasse I oder II Befreiung er te i l t werden, 
wenn die Abfälle so aufbewahrt werden, daß 
die Zers t reuung und das Entweichen der 
radioaktiven Stoffe unmöglich sind oder auf 
einen Wert herabgeminder t werden, der 
schwach genug ist , um keine Gefahr da rzu­
stel len. 

8. Sonderregelungen für bes t immte 
Tätigkeiten 
a) Grundsatz 

Ar t . 64. 1 AR 28.2 . 1963. 

Ar t . 64.2 AR 28. 2. 1963. 

Art . 64. 3 AR 28. 2. 1963. 

Ar t . 64. 4 AR 28.2 . 1963. 

Ar t . 65. 1 AR 28. 2. 1963. 

a) Verbote. 
Es ist verboten 
- ionisierende Strahlen aussendende Geräte 

im Schuhhandel zu verwenden; 
- radioaktive Stoffe Lebensmitteln, Schönheits 

mit tein, kosmetischen Erzeugnissen, Spiel­
waren und Erzeugnissen und Gegenständen 
zum Gebrauch im häuslichen Bereich zuzu­
setzen; 

- Lebensmit te l oder Arzneimit te l mit Hilfe 
ionis ierender Strahlen zu behandeln. 

Die Einfuhr, der Besitz und die Beförderung 
von in Ar t . 64. 1 AR 28. 2. 196 3 genannten E r ­
zeugnissen und Geräte sind verboten. 
Es ist verboten, radioaktive Stoffe und ioni­
s ierende Strahlen aussendende Geräte oder Ein­
richtungen bei der Forschung in der Landwi r t ­
schaft, in der Tierzucht und Tierhaltung sowie 
in der Insektenkunde außerhalb der besonderen 
zur Vermeidung jeder Gefahren für die Gesund­
heit von Menschen und Tieren angelegten Orte 
zu verwenden. 
Die Zuteilung bes t immter radioaktiver Stoffe 
kann, falls e r fo rde r l i ch , verboten werden. 
Genehmigungspflicht. 
Nach vorher iger Genehmigung sind gestattet 
aa)die Behandlung von Lebensmitteln oder A r z ­

neimitteln mit Hilfe ionis ierender Strahlen 
oder der Zusatz von radioaktiven Stoffen zu 
Lebensmit teln für Zwecke der Forschung; 
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b)aa) b)aa) 

bb) Ar t . 6 und Ar t . 7 
AR 28 .2 .1963 . 

bb) Die Befreiung erfolgt im Genehmigungsverfah­
r en für Anlagen der Klasse I oder IL Die Ge­
nehmigung bei der Klasse I wird durch König­
lichen Er l aß er tei l t , bei Anlagen der Klasse I I 
durch den Ständigen Ausschuß des zuständigen 
Prov inz ia l ra tes . 

8.a) a) 

Art . 64. 4 AR 28. 2.1963. 

Ar t . 65.1 AR 28.2 . 1963. 

Das Verbot er läßt der Minister für Volksgesund. 
heit und Famil ienfragen. 
Die Genehmigung er te i l t der Minister für Volks-
gesundheit nach zust immender Stellungnahme 
des Obersten Rates für Volksgesundheit. 
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Art . 65. 2 AR 28. 2. 1963. 

Ar t . 66 AR 28.2 . 1963. 

bb)die Behandlung von Lebensmitteln, die für den 
menschlichen oder den t ie r i schen Genuß be­
s t immt sind, mit ionisierenden Strahlen zum 
Zwecke der Insekten- oder Pa ras i t enve rn ich ­
tung oder der Beseitigung bes t immter Keime; 

cc)die Ster i l isat ion von Material ien, die med i ­
zinischen oder chirurgischen Zwecken dienen, 
sowie von chirurgischen Binden und Verbän­
den durch ionisierende Strahlen; 

dd)die Einfuhr von unter bb) und cc) genannten 
Erzeugnissen unter den in Ar t . 6 5. 1 b) und 
c) genannten Voraussetzungen sowie nach 
Erfüllung der vom Minister für Volksgesund­
heit auferlegten besonderen Bedingungen. 

Die Verwendung photoluminis z ierender oder 
energe t i scher Quellen auf der Grundlage r ad io ­
aktiver Stoffe kann genehmigt werden. 
Sicherungs - und Meldepflichten bei Diebstahl und 
Verlust von radioaktiven Stoffen. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
aa) Art . 65. 3 AR 28. 2. 1963. 

bb) Ar t . 77 AR 28.2 . 1963. 

b)aa) Genehmigungsfrei ist die Verwendung von 
Quellen der in Ar t . 6 5.2 genannten Art , s o ­
fern sie zur Klasse IV des Kapitels II 
AR 28. 2. 1963 gehören. 

bb) Von den Vorschrif ten der folgenden Kapitel 
(ausgenommen sind die Verpflichtungen, 
eine Genehmigung einzuholen oder eine An­
meldung vorzunehmen) können Befreiungen 
gewährt werden: 
Kapitel IX: Verbote. Ausgenommen von der 
Befreiungsmöglichkeit sind jedoch die Vor­
schriften der Ar t . 64. 1 und 64. 2 sowie die 
Vorschrif ten hinsichtl ich der Geräte und 
Stoffe, die in Ar t . 64. 1 a) und b) genannt 
sind. 

9. Behandlung radioakt iver Leichen 
a) Grundsatz 

Ar t . 69. 1 AR 28. 2. 1963. 

Ar t . 69.2 AR 28. 2. 1963. 

Art . 69.4 AR 28. 2. 1963. 

a) Leichen von Personen, die durch radioaktive 
Stoffe kontaminiert sind, sind Gegenstand b e ­
sondere r Vorsichtsmaßnahmen, um die Verbre i ­
tung radioakt iver Stoffe zu verhindern und nöti­
genfalls den Schutz der Umgebung gegen eine 
Bestrahlung s icherzus te l len . 
Die Leichen werden mit einer undurchlässigen, 
luftdicht verschlossenen Hülle versehen. 
Die Leichen werden mit i h re r Hülle in k o r r o ­
sionsbeständigen und luftdicht versch lossenen 
Särgen eingeschlossen. Geeignete Abschi rmun­
gen werden verwendet, wenn die Gefahr einer 
erheblichen Aussendung von Strahlungen an der 
Oberfläche des Sarges b e s t e h t . 
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Art . 65.2 AR 28 .2 . 1963. Die Genehmigung er te i l t der Minister für B e ­
schäftigung und Arbei t . Die besonderen Bedin­
gungen der Verwendung werden von ihm in der 
Genehmigung festgesetzt . 

b)aa) b)aa) 

bb) Ar t . 77 Abs. 2 
AR 28 .2 .1963 . 

bb) Die Befreiungen werden durch Minis ter ia lver­
ordnung (Arrê tés minis té r ie l s ) gemeinsam 
von dem zuständigen Minister und dem Mini­
s t e r für Volksgesundheit und Famil ienfragen 
er te i l t . 

9.a) a) 
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Art . 69.6 AL' 18. 2. 1963. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

aa) Ar t . 69. 4 AR 28.2 . 1963. 

bb) ■ Ar t . 69.7 AR 28. 2. 1963. 

Jede Leiche auf die Ar t . 6 9. 4 Anwendung fin­
det, ist auf einer Dauergrabs te l le zu bestatten; 
auf dem Sarg muß ein unauslöschliches Symbol 
für Radioaktivität angebracht sein. 

b)aa) Die Vorschriften der Ar t . 69. 4 und 69.6 fin­
den keine Anwendung, wenn die Gesamtakt i ­
vität der vorhandenen radioaktiven Stoffe 
die obere Grenze des für offene Strahler 
in der Tabelle des Art . 3 AR 28. 2. 1963 fest­
gesetzten Wertes X4 nicht überschre i te t . 

bb) Die Vorschriften der Ar t . 69. 4 und 69. 6 fin­
den keine Anwendung auf Leichen von P e r ­
sonen, die durch zu medizinischen Zwecken 
verabre ichte radioaktive Stoffe kontaminiert 
worden sind, soweit die Halbwertzeit d ieser 
Stoffe ger inger is t als 30 Tage und wenn 
wirksame Schutzvorrichtungen verwendet 
werden. 

III. KLASSIFIZIERTE ANLAGEN 

1. Begriffsbestimmung (Klassifizierung) 
der Anlagen 

a) Ar t . 3.1 a) AR 28 .2 .1963 . 

b) Ar t . 3. 1 b) AR 28 .2 . 1963. 

a) Anlagen der Klasse I: 
(1) Kernreaktoren; 
(2) Anlagen, in denen Mengen von spal tbaren 

Stoffen (mit Ausnahme von natürl ichem Uran) 
verwendet oder aufbewahrt werden, die 
größer sind als die Hälfte der kr i t i schen 
Mindestmasse; 

(3) Fabr iken zur Wiederaufarbeitung angereicher­
t e r oder nicht angere icher te r bes t rah l te r 
Kernbrennstoffe. 

b) Anlagen der Klasse II: 
(1) Anlagen, in denen irgendwelche Mengen spal t ­

b a r e r Stoffe (mit Ausnahme von natürl ichem 
Uran) verwendet oder aufbewahrt werden und 
die nicht zu den Anlagen der Klasse I gehören 

(2) Anlagen, in denen Mengen von Radionukliden 
verwendet oder aufbewahrt werden, deren 
Gesamtaktivität in der Skala der Werte X 2 

der Tabelle zu Ar t . 3 AR 28. 2. 1963 aufge­
führt ist (einschließlich natürl ichen Urans); 

(3) Anlagen zur Sammlung, Aufbereitung, Ve r ­
packung und Lagerung von radioaktiven Ab­
fällen; 

(4) Anlagen, in denen nicht t ranspor tab le Gene­
ra to ren für Röntgenstrahlen verwendet we r ­
den, die mit e iner Spitzenspannung von mehr 
als 200 kV arbei ten können; 

(5) Tei lchenbeschleuniger . 
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b)aa) b)aa) 

bb) bb) 

HI. 

l . a ) a) 

b) b) 
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c) Ar t . 3 .1 c) AR 28 .2 .1963 . 

d) Ar t . 3 .1 d) AR 28.2 .1963, 

c) Anlagen der Klasse I I I : 
(1) Anlagen, in denen Mengen von Radionukliden 

verwendet oder aufbewahrt werden, deren 
Gesamtaktivität in der Skala der Werte Xg 
der Tabelle zu Ar t . 3 AR 28.2 . 1963 aufge­
führt ist; 

(2) Anlagen, in denen nicht t ransportable Genera­
toren für Röntgenstrahlen verwendet werden, 
die mit einer Spitzenspannung von 200 kV 
oder weniger arbei ten können; 

(3) Anlagen, in denen t ranspor table Generatoren 
für Röntgenstrahlen verwendet werden. 

d) Anlagen der Klasse IV^): 
(1) Anlagen, in denen Mengen von Radionukliden 

verwendet oder aufbewahrt werden, deren 
Gesamtaktivität in der Skala der Werte X4 
der Tabelle zu Ar t . 3 AR 28. 2. 1963 aufge­
führt ist; 

(2) Anlagen, in denen Geräte vorhanden sind oder 
verwendet werden, die radioaktive Stoffe in 
Mengen enthalten, die unter Umständen größer 
sind als die in Nr . (1) d ieser Klasse IV ge­
nannten, jedoch unter der Bedingung, 
(a)daß diese radioaktiven Stoffe wirksam ge­
gen jegliche Berührung und jegliches En t ­
weichen geschützt sind; 
(b) daß die Dosis an keinem zugänglichen 
Punkt, der 0, 1 Meter von der Oberfläche des 
Geräts entfernt is t , 0, 1 Mill irem pro Stunde 
überschre i te t ; 
(c) daß es sich um Geräte einer Bauart han­
delt, die vom Minister für Beschäftigung und 
Arbeit und vom Minister für Volksgesundheit 
und Famil ienfragen zugelassen worden ist^); 

(3) Anlagen, in denen radioaktive Stoffe in be ­
liebigen Mengen verwendet oder aufbewahrt 
werden, soweit die Konzentration d ieser Stof­
fe schwächer ist als 0, 002 Mikrocurie je 
Gramm, beziehungsweise 0, 01 Mikrocurie 
je Gramm bei den festen natürl ichen radio -
aktiven Stoffen. 

2. Grundsatz 
Ar t . 5.1 AR 28 .2 .1963 . 

Ar t . 6 AR 28 .2 . 1963. 

Genehmigungspflicht für Anlagen der Klassen I, II 
und III. 
Verfahren bei Anlagen der Klasse I. 

1) Wegen de r Sonderregelungen für Geräte gemäß Ar t . 3. 1 d) No. 2 vgl. unten S. 54 . 
2) Vgl. AR 24 .4 . 1964 über die Zulassung der Bauart von Geräten, die radioaktive Stoffe 

enthalten (MB 1964, S. 5740). 
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c) c) 

d) d) 

2. 

Art . 6. 1 und Ar t . 6.7 
AR 28 .2 .1963 . 

Die Genehmigung er te i l t der König durch König­
lichen Er l aß (Arrêté royal) mit Gegenzeichnung 
durch den Minis ter für Beschäftigung und Arbeit 
sowie durch den Minister für Volksgesundheit und 
Famil ienfragen nach Stellungnahme durch die 
Ständige Deputation sowie durch die Spezialkom-
miss ion nach Ar t . 6. 6 AR 28. 2. 1963. 
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Art . 7 AR 28 .2 .1963 . Verfahren bei Anlagen der Klasse IL 

Ar t . 8 AR 28 .2 .1963 . Verfahren bei Anlagen der Klasse III. 

Ar t . 76 AR 28 .2 . 1963. Anzeigepflicht der Lei ter der Unternehmen von 
Anlagen der Klassen I, II und III. 

3. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) Ar t . 5.7 AR 28 .2 .1963 . 

b) Ar t . 9 AR 28 .2 . 1963. 

a) Nicht als k lass i f iz ier te Anlagen im Sinne des 
AR 28. 2. 1963 und somit als von der Einholung 
einer vorherigen Genehmigung befreit werden 
diejenigen Anlagen angesehen, in denen gelegent­
lich Versuche oder Mater ia l tes ts durchgeführt 
oder Verfahren angewandt werden, bei denen 
ionisierende Strahlen benutzt werden unter der 
Voraussetzung, 
(a) daß diese Tätigkeiten ausschließlich vom 

Per sona l einer anderen Anlage vorgenommen 
werden, die die erforder l iche Genehmigung 
zur Durchführung solcher Arbeiten besi tzt ; 

(b) daß die mit der Überwachung d iese r Anlage 
beauftragte behördlich ermächtigte Organisa­
tion oder der behördlich ermächt igte Sach­
verständige, der die etwaige physikalische 
Abteilung der Anlage leitet, diesen Tät igkei­
ten zust immt. 

b) Anlagen der Klasse IV unterl iegen keiner Ge­
nehmigungs- oder Anzeigepflicht·'·). Sie bleiben 
jedoch den sonstigen Vorschrif ten des 
AR 28. 2. 1963 unterworfen. 

4. Sonderregelungen für bes t immte 
Arten von Anlagen 
a) vom Staat betr iebene Anlagen 

Art . 10 AR 28.2 . 1963. a) Fü r Anlagen, die vom Staat oder von einem 
Unternehmen öffentlichen In te resses im Sinne 
der Kategorie A des Gesetzes vom 16. 5. 19 54 
über die Überwachung bes t immter Unternehmen 
öffentlichen In te resses betr ieben werden, gelten 
die Sonderregelungen des Ar t . 10 AR 28. 2. 1963. 
Sie betreffen Einzelheiten des Genehmigungsver­
fahrens und legen für die Klassen II und III ab ­
weichende Zuständigkeiten fest. 
Die Fre igrenzenregelungen des Ar t . 5. 7 und 
des Ar t . 9 AR 28. 2. 1963 bleiben unberührt . 

1) Wegen der Sonderregelung für Anlagen der Klasse IV gemäß Art . 3. 1 d) No. 2 
AR 28. 2. 1963 vgl. unten S. 54. 



— 51 — 

Art . 7. 1 und Ar t . 7.6 
AR 28 .2 . 1963. 

Ar t . 8. 1 und Ar t . 8. 3 
AR 28 .2 . 1963. 

Ar t . 76 AR 28.2 . 1963. 

Die Genehmigung ertei l t die Ständige Deputation 
des Provinz ia l ra t s der Provinz, in der sich der 
Betr ieb befindet, nach Stel lungnahme des ört l ich 
zuständigen Gemeinderats (Collège échevinal) und 
dem Beratenden Provinzialausschuß (Comité con­
sultatif provincial) gemäß Ar t . 7. 5 AR 28. 2. 1963. 

Anzeige der Anlage an den Provinzgouverneur und 
Genehmigung durch die Ständige Deputation des 
P rov inz ia l r a t s . 
Die Anzeigen sind zu r ichten an den B ü r g e r m e i s t e r 
als Le i te r der ört l ichen Polizei sowie an die näch­
ste Gendarmer iebr igade , an die Gemeindefeuer -
wehr und an die übergeordnete Bez i rks feuerwehr-
zentra le sowie an die Behörde für den zivilen B e ­
völkerungsschutz. 

4. a) 

Ar t . 10. 3 in Verbindung mit 
Ar t . 6.7 AR 28 .2 .1963 . 

Die Genehmigung für Anlagen der Klasse II er te i l t 
der König durch Königlichen Er laß (Arrêté royal) 
mit Gegenzeichnung durch deh Minister für Beschäf­
tigung und Arbeit sowie durch den Minister für Volks-
gesundheit und Famil ienfragen, nachdem der Mini­
s te r , dem die Anlage unters teht , die Stellungnahme 
des örtl ich zuständigen Gemeinderats (Collège 
échevinal) und die Spezialkommission gemäß Ar t . 6 
eingeholt hat. 
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b) Gemischte Anlagen 
aa) Ar t . 11. 1 AR 28 .2 .1963 . 

bb) Ar t . 11.2 AR 28.2 . 1963. 

Erwei terung und Veränderung von 
Anlagen 
Art . 12 AR 28.2 . 1963. 

b)aa) Einrichtungen, die Anlagen umfassen, die zu 
verschiedenen Klassen gehören, werden im 
Genehmigungsverfahren nach den für die 
höchste Klasse geltenden Vorschriften b e ­
handelt. 
Eine Befreiung von der Genehmigungspflicht 
ist in diesen Fäl len nur dann denkbar, wenn 
eine Anlage der Klasse IV (Art. 9) mit einer 
nichtklassif izier ten Anlage im Sinne von 
Art . 5. 7 zu einer gemischten Anlage verbun­
den wird. In allen anderen Fäl len verdrängt 
das Recht der höheren Klasse die für die mit 
d ieser verbundenen Anlage etwa bestehenden 
Fre igrenzenregelungen. 

bb) Werden mit einer k lass i f iz ier ten Anlage 
Anlagen, die als gefährlich, ungesund oder 
läst ig im Sinne des Titels I der Allgemeinen 
Arbei tsschutzverordnung 1) klass i f iz ier t sind, 
oder Anlagen, die mit Dampf betr ieben wer ­
den und unter Ti tel IV der Allgemeinen A r ­
bei tsschutzverordnung fallen, de ra r t v e r ­
bunden, daß sie für den Betr ieb der Gesamt-
anläge unentbehrlich sind, so ist das Ge­
nehmigungsrecht der AR 28. 2. 1963 anzuwen­
den. Es gelten mithin auch die F r e i g r e n z e n ­
vorschrif ten der Ar t . 5. 7 und Ar t . 9 
AR 28 .2 .1963 . 

Die erhebliche Veränderung oder Erwei terung einer 
klassi f iz ier ten Anlage ist genehmigungspflichtig. 
Bei Umwandlung von einer Anlage n iedr igerer Klas­
sifizierung in eine höhere gelten die Vorschriften 
für die höhere Klasse . 
Sofern die Erwei terung oder Veränderung keinen 
Übergang von einer n iedr igeren in eine höhere Klas­
se nach sich zieht, kann die Verwaltungsbehörde 
von den in Ar t . 5, 6, 7, 8· und 10 AR 28. 2. 1963 
vorgesehenen Förmlichkei ten abweichen. 

1) Ar r e t é du Régent 11. 
Fassung) . 

2. 1946 und Ar r e t é du Régent 27. 9. 1947 (jeweils in geänderter 
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Art . 10. 4 AR 28 .2 . 1963. Anlagen der Klasse III hat der Minister , dem die 
Anlage unters teht , dem Minister für Volksgesund­
heit und Famil ienfragen anzuzeigen. Dieser er te i l t 
die Genehmigung. Der Genehmigungsbescheid kann 
von den Vorschrif ten des AR 28. 2. 1963 abweichen­
de besondere Bedingungen enthalten; diese Bedin­
gungen werden von dem Minister für Volksgesund­
heit und Famil ienfragen im Einvernehmen mit dem 
Minister für Beschäftigung und Arbeit auferlegt. 

b)aa) b)aa) 

bb) bb) 

Art . 12 in Verbindung mit 
Ar t . 6 . 1 , Ar t . 6 .7 , Ar t . 7.1 
und Art . 8. 1 AR 28. 2. 1963. 

Die Genehmigung für die Veränderung oder E r ­
weiterung einer k lass i f iz ier ten Anlage er te i l t die 
für die jeweilige Klasse zuständige Behörde. 
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Bauartzulassung für Geräte gemäß 
Ar t . 3. 1 d) No. 2 AR 28. 2. 1963 
a) Grundsatz 

Ar t . 3. 1 d) No. 2 AR 28. 2. 1963 
in Verbindung mit Ar t . 1 
AM 24.4 .1964. 

a) In Abweichung von Art . 9 AR 28. 2. 1963 bedürfen 
Anlagen der Klasse IV, in denen Geräte im Sinne 
des Ar t . 3. 1 d) No. 2 AR 28. 2. 19631) vorhanden 
sind oder verwendet werden, einer Zulassuig 
("approbation"). Die Zulassung darf nur er tei l t 
werden, wenn mindestens die folgenden Voraus -
Setzungen erfüllt sind: 
(1) die Gesamtmenge der in dem Gerät enthal te­

nen Radionuklide darf die Höchstwerte X3 
der Tabelle zu Ar t . 3 AR 28. 2. 196 3 nicht 
überschrei ten; 

(2) die radioaktiven Stoffe müssen wirksam ge­
gen jegliche Berührung und jegliches En t ­
weichen geschützt sein; 

(3) die in dem Laborator ium gemessene Dosis, 
die in jedem Moment und an jedem Ort außer­
halb in einer Entfernung von 0, 1 Meter von 
der Oberfläche des Geräts austr i t t , darf 
0, 1 Mil l i rem pro Stunde nicht überschrei ten; 
ist das Gerät,dazu bes t immt, einen Nutzs t rahl 
durch ein Fens t e r auszusenden, so ist die 
Messung ebenfalls bei geöffnetem Fens t e r 
an diesem Strahl vorzunehmen. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

b) Es besteht hinsichtlich der Bauar tzulassung 
keine Fre igrenzenrege lung . 

IV. REAKTORS CHIFFE UND -FAHRZEUGE 
1. Bau von Re aktorschiffen und -fahrzeugen 

a) Grundsatz 
Art . 61 AR 28.2 . 1963. a) Genehmigungspflicht für den Bau von Reaktor 

schiffen und -fahrzeugen. 

Ar t . 76 AR 28.2 . 1963. Anzeigepflicht für den Unte rnehmer , der Reak­
torschiffe oder -fahrzeuge baut. 

1) Vgl. die Begriffsbestimmung für diese Geräte s . oben S. 48· 
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6.a) Ar t . 3 AM 24 .4 . 1964. a) Die Entscheidung über die Bauar tzulassung trifft 
der Minister für Beschäftigung und Arbeit 
(oder der von ihm beauftragte Beamte der Arbeitr 
schutzbehörde) gemeinsam mit dem Minister für 
Volksgesundheit und Famil ienfragen (oder mit 
dem von ihm beauftragten Beamten der öffent­
lichen Gesundheitsverwaltung). 

b) b) 

IV. 
l . a ) Ar t . 61 AR 28.2 . 1963. 

b) Ar t . 76 AR 28 .2 . 1963. 

a) Über die Genehmigung entscheidet der König 
durch Königlichen Er l aß (Arrêté royal) mit 
Gegenzeichnung durch den Minister für Beschäf­
tigung und Arbei t , den Minister für Volksgesund­
heit und Famil ienfragen sowie den Minis ter für 
Verkehrswesen . 
Die Anzeige ist an den B ü r g e r m e i s t e r als Lei ter 
der ört l ichen Polizei sowie an die nächste Gen-
da rmer i eb r iga rde , an die Gemeindefeuerwehr 
und ah die übergeordnete Bez i rksfeuerwehrzen­
t r a l e sowie an die Behörde für den zivilen B e ­
völkerungsschutz zu r ichten. 
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b) Au-;nahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

b) Es besteht keine Fre igrenzenregelung. 

Verkehr und Aufenthalt auf belgischem 
Hoheitsgebiet 
a) Grundsatz 
Ar t . 62 AR 28.2 . 1963. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) Genehmigungspflicht für inländische und a u s ­
ländische Reaktorschiffe und -fahrzeuge für 
den Verkehr und den Aufenthalt in belgischen 
Binnen- und Hoheitsgewässern, im belgischen 
Luftraum oder auf belgischem Boden. 

b) Es besteht keine Fre igrenzenregelung. 

V. ABLEITUNG RADIOAKTIVER STOFFE 
IN GEWASSER 

1. Grundsatz 
Ar t . 1 Loi 11 .3 . 19501) 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Ar t . 2 und 3 Loi 11. 3. 1950. 

Verbot der Verunreinigung der Meeresgewässer , 
der schiffbaren Wassers t raßen , der nicht schiff -
oder flößbaren Wasserläufe, der Abflußkanäle in 
Poldern und Entwässerungsgebieten sowie al lge­
mein der öffentlichen Gewässer durch Abladen von 
Gegenständen oder Stoffen oder durch Einleiten von 
Flüssigkei ten. 

Vom Verbot des Ar t . 1 Loi 11. 3. 19 50 kann durch 
Genehmigung Befreiung er te i l t werden. 
Wegen der bei diesen Genehmigungen zu berücksich­
tigenden Sonderregelungen für jr adi o aktive Stoffe 
vgl. Ar t . 33-35 AR 2 8 . 2 . 1 9 6 3 ^ . Die dort fes tge­
legten F re ig renzen gelten auch hinsichtlich der 
Ableitung radioaktiver Stoffe in Gewässer im Rah­
men des Genehmigungsverfahrens gemäß Loi 
11 .3 . 1950. 

1) Vgl. dazu AR 29.12. 
2) Vgl. oben S. 36 ff. 

1953 (in geänderter Fassung). 
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b) b) 

2.a) Ar t . 62 AR 28 .2 .1963 . a) Die Genehmigung er te i l t der Minister für Volks 
gesundheit und Famil ienfragen nach Stellung­
nahme des Minis ters für Verkehrswesen . 

b) b) 

V. 
1. 

2. Ar t . 2 Loi 11. 3. 1950. 

Ar t . 3 Loi 11. 3. 1950. 

Die Genehmigung er te i l t nach Stellungnahme des 
technischen Beamten des Amtes für W a s s e r r e i n ­
haltung (Office d' épuration des eaux) durch die für 
den e r s t en Wasserlauf zuständige Behörde. 
Hinsichtlich der kommunalen Abwässer er te i l t die 
Genehmigung das Kollegium der B ü r g e r m e i s t e r und 
Gemeindera tsmi tg l ieder nach Stellungnahme des 
technischen Beamten des Amtes für W a s s e r r e i n ­
haltung (Office d' épuration). 
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VERZEICHNIS DER RECHTSVORSCHRIFTEN 
(in chronologischer Reihenfolge) 

A. Bundesrecht 
1. 23. 5. 1949 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

(BGBl. 1949, S. 1) 

2. 21. 12. 1958 Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Lebens­
mi t te lgese tzes 
(BGBl. 1958 I, S. 950) 

3. 19. 12. 1959 Verordnung über die Behandlung von Lebensmit te ln 
mit Elekt ronen- , Gamma- und Röntgenstrahlen oder 
ul traviolet ten Strahlen (Lebensmi t te l -Bes t rahlungs-
Verordnung) 
BGBl. 1959 I, S. 761) 

4. 23. 12. 1959 Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernener ­
gie und den Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) 
(BGBl. 1959 I, S. 814) 
in der Fassung der Gesetze vom 23. 4. 1963 (BGBl. 
1963 1, S. 201), vom 1. 6. 1964 (BGBl. 1964 1, S. 337), 
vom 24. 5. 1968 (BGBl. 1968 1, S. 503), vom 25. 6. 1969 
(BGBl. 1969 I, S. 645), vom 22. 7. 1969 (BGBl. 19G9 II, 
S. 1309), vom 28. 8. 1969 (BGBl. 1969 1, S. 1429) und 
vom 23. 6. 1970 (BGBl. 1970 I, S. 805) 

5. 4. 1. 1960 Verordnung über gefährliche Seefrachtgüter 
(BGBl. 1960 II, S. 9) 
in der Fassung der Verordnungen vom 30. 7. 1962 
(BGBl. 1962 II, S. 887), vom 3. 4. 1963 (BGBl. 1963 II, 
S. 231), vom 1. 8. 1964 (BGBl. 1964 II, S. 1037) und 
vom 14. 6. 1966 (BGBl. 1966 II, S. 429) 

6. 21. 3. 1961 Bekanntmachung des Bundesminis te rs für Verkehr über 
die Erlaubnis zum Mitführen gefährlicher Güter in.Luft­
fahrzeugen 
(Verkehrsblat t , Amtsblatt des Bundesminis te rs für Ver­
kehr, 1961, S. 196) 

7. 16. 5. 1961 Gesetz über den Verkehr mit Arzneimit te ln (Arzneimittel­
gesetz) 
(BGBl. 1961 I, S. 533) 

8. 16. 5. 1963 Postordnung 
(BGBl. 1963 I, ,S. 344) 

9. 29. 11. 1963 Anordnung des Bundesminis te rs für Verkehr über die 
Aufsicht bei der Beförderung von Kernbrennstoffen und 
von sonstigen radioaktiven Stoffen im Schienen- und 
Schiffsverkehr der Deutschen Bundesbahn 
(Bundesanzeiger 1963, Nr. 225, S. 1) 
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10. 18. 7.1964 Verordnung über den Schutz vor Schäden durch 
ionisierende Strahlen in Schulen (Zweite Strahlen­
schutzverordnung) 
(BGBl. 1964 I,_S. 500) 

11. 29. 7. 1964 Gesetz über den Übergang von Zuständigkeiten auf 
dem Gebiete des Rechts des Gesundheitswesens 
(BGBl. 1964 I, S. 560) 

12. 20. 8. 1965 Er laß des Bundesminis ters der Finanzen über 
Änderung der Verbote und Beschränkungen über 
den Warenverkehr über die Grenze 
(Bundeszollblatt 1965, S. 680) 

13. 15. 10. 1965 E r s t e Verordnung über den Schutz vor Schäden 
durch Strahlen radioaktiver Stoffe (Ers te Strahlen­
schutzverordnung). Neufassung 
(BGBl. 1965 I, S. 1654) 

14. 8. 8. 1967 Verordnung über die Zulassung von Arzneimitteln, 
die mit ionisierenden Strahlen behandelt Avorden sind 
oder die radioaktive Stoffe enthalten. Neufassung 
(BGBl. 1967 I, S. 893) 
geändert durch die Verordnung vom 10. 5. 1971 
(BGBl. 1971 I, S. 449) 

15. 11. 10. 1968 Verfügung Nr. 558/1968 des Bundesminis te rs für 
das Pos t - und Fernmeldewesen . Ausführungsbestim­
mungen zu § 13 Abs. 2 der Postordnung. Beförderung 
radioaktiver Stoffe 
(Amtsblatt des Bundesminis ters für das Pos t - und Fern ­
meldewesen, Ausgabe A, 1968, Nr. 119, S. 1100) 

16. 17. 10. 1968 Siebenundsiebzigste Verordnung zur Eisenbahn- Ver­
kehrsordnung 
(BGBl. 1968 II, S. 891) 

17. 4. 11. 1968 Luftverkehrsgesetz . Neufassung 
(BGBl. 1968 I, S. 1113) 

18. 14. 7. 1971 Weingesetz 
(BGBl. 1971 I, S. 893) 
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Β. Recht der Länder 

I. Baden­Würt temberg 

1. 25.4.1960 Verordnung der Landesregierung über Zuständigkeiten 
nach dem Atomgesetz 
(Gesetzblatt für Baden­Würt temberg 1960, S. 123) 

1. 9. 1960 Verordnung des Arbe i t smin i s te r iums , des Innenmini­
s t e r iums und des Wir tschaf tsminis ter iums zur Durch­
führung des Atomgesetzes und der E r s t en Strahlenschutz­
verordnung 
(Gesetzblatt für Baden­Würt temberg 1960, S. 159) 

14. 11. 1962 Verordnung des Arbe i t smin i s t e r iums , des Innenmini­
s t e r i ums und des Wir tschaf tsminis ter iums über die Be­
st immung einer Sammelste l le für radioaktive Abfälle 
(Gesetzblatt für Baden­Würt temberg 1962, S. 227) 

21. 7.1965 Verordnung des Arbe i t smin i s t e r iums , des Kultusmini­
s t e r i ums , des Innenminis ter iums, des Wirtschaftsmini­
s t e r i ums und des Minis ter iums für Ernährung, Landwirt­
schaft, Weinbau und Fo r s t en zur Durchführung der Zwei­
ten Strahlenschutzverordnung 
(Gesetzblatt für Baden­Würt temberg 1965, S. 243) 

II. Bayern 

1. Oktober 1969 Bekanntmachung des Bayer ischen S taa t smin is te r iums des 
Innern und der Gesel lschaft für Strahlenforschung m. b. H. 
München über die Benutzungsbedingungen der Gesellschaft 
für Strahlenforschung m. b. H. München in Neuherberg 
für die Lagerung radioakt iver Abfälle 

2. 22. 2. 1971 Verordnung über die Zuständigkeiten zum Vollzug atom­
recht l icher Vorschrif ten 
(Bayer isches Gese tz ­ und Verordnungsblatt 1971, S. 67) 

III. 

1. 

Ber l in 

12. 7.1961 BK/O (61) 8 der All i ier ten Kommandatura Berl in. 
Betrifft: Gesetz über die friedliche Verwendung der 
Atomenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren 
(Atomgesetz) 
(Gesetz­ und Verordnungsblat t für Ber l in 1961, S. 1523) 

24. 5. 1963 BK/O (63) 7 der All i ier ten Kommandatura Berl in . 
Betrifft: Änderung der Anordnung BK/O (61) 8 betreffend 
das Bundes­Atomgesetz 
(Gesetz­ und Verordnungsblat t für Ber l in 1963, S. 586) 

1. 1. 1967 Verordnung zur Durchführung des Pol izei ­Zuständigkei ts­
gese tzes (DVO­PolZG). Neufassung 
(Gesetz­ und Verordnungsblat t für Ber l in 1966, S. 1715) 
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4. 31. 5. 1967 BK/O (67) 6 der All i ier ten Kommandatura Berl in . 
Betrifft:Gesetz über die friedliche Verwendung der 
Atomenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren 
(Atomgesetz) - Änderung der BK/O (61) 8 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berl in 1967, S. 1008) 

5. 9. 6. 1967 Richtlinien für die Benutzung der Sammelstel le für 
radioaktive Abfälle des Landes Berl in (Benutzungsord­
nung) 
(Amtsblatt für Berl in 1967, S. 841) 

6. 10. 10. 1967 Er l aß des Senators für Finanzen. Überwachung der Ein-
und Ausfuhr nach dem Atomgesetz; hier : Anweisung an 
die Zolldienststel len in Ber l in (West) 
(Steuer- und Zollblatt für Ber l in 1967, S. 1034) 

IV. Bremen 
1. 9. 10. 1962 Bekanntmachung des Senats über die nach dem Atom­

gesetz zuständigen Behörden 
(Gesetzblatt der F r e i e n Hansestadt Bremen 1962, S. 201) 

2. 23. 3. 1965 Verordnung über die nach der E r s t en und Zweiten Strah­
lenschutzverordnung zuständigen Behörden 
(Gesetzblatt der F re i en Hansestadt Bremen 1965, S. 69) 

3. 17. 5. 1965 Bekanntmachung des Senators für Arbeit über die Be­
st immung der Sammels te l le für radioaktive Abfälle 
(Amtsblatt der F r e i e n Hansestadt Bremen 1965, Nr. 26, 
S. 141) 

V. Hamburg 
1. 11. 11. 1964 Bekanntmachung der Arbe i t s - und Sozialbehörde be­

treffend die Best immung einer Sammelste l le für radio­
aktive Abfälle 
(Amtlicher Anzeiger, Tei l II des Hamburgischen Gesetz-
und Verordnungsblat tes , 1964, S. 1205) 

2. 7. 9. 1965 Anordnung zur Änderung und Neufassung von Zuständig­
kei tsvorschrif ten 
(Amtlicher Anzeiger, Tei l II des Hamburgischen Ge­
se tz - und Verordnungsblat tes , 1965, S. 1015) 

VI. Hessen 
1. 2. 6. 1965 Anordnung über die Verwaltungszuständigkeiten auf dem 

Gebiete des Atom- und Strahlenschutzrechtes 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 1965 I, 
S. 94) 
in der Fassung der Anordnung vom 14. 7. 1966 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 1966 I, 
S. 259) 
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2. 21. 7.1965 Er l aß des Minis te rs für Arbeit , Volkswohlfahrt und 
Gesundheitswesen 
(Staatsanzeiger 1965, S. 921) 

VII. Niedersachsen 
1. 30. 6. 1965 Verordnung über die Regelung von Zuständigkeiten im 

Gewerbe- und Arbei t sschutzrecht sowie in anderen 
Rechtsgebieten (Zust. VO GewAR) 
(Niedersächs isches Gese tz - und Verordnungsblatt 1965, 
S. 151) 
in der Fassung der Verordnung vom 5. 9. 1966 
(Niedersächs isches Gese tz - und Verordnungsblatt 1966, 
S. 187) 

3. 5. 1971 Verordnung über die Regelung von Zuständigkeiten im 
Gewerbe- und Arbei t sschutzrecht sowie in anderen 
Rechtsgebieten (Zust. VO GewAR 71) 
(Niedersächs isches Gese tz - und Verordnungsblatt 1971, 
S. 187) 

•VIII. Nordrhein-Westfalen 
1. 6. 4. 1960 E r s t e Verordnung zur Ausführung des Atomgesetzes 

(Gesetz- und Verordnungsblat t für das Land Nordrhein-
Westfalen 1960, S. 74) 
in der Fassung der Verordnung vom 24. 7. 1963 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen 1963, S. 258) 

11.10.1960 Zweite Verordnung zur Ausführung des Atomgesetzes 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen 1960, S. 339) 
in der Fassung der Verordnungen vom 24. 7. 1963 und 
vom 24. 3. 1966 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen 1963, S. 258, 294; 1966, S. 150) 

3. 12. 11. 1964 Dri t te Verordnung zur Ausführung des Atomgesetzes 
(Gesetz- und Verordnungsblat t für das Land Nordrhein-
Westfalen 1964, S. 333) 

IX. Rheinland-Pfalz 
1. 25. 8. 1960 Anordnung der Landesregierung zur Regelung der Zu­

ständigkeiten nach dem Gesetz über die friedliche Ver­
wendung der Kernenerg ie und den Schutz gegen ihre 
Gefahren (Atomgesetz) vom 23. 12. 1959 (BGBl. I, S. 814) 
und nach der E r s t en Verordnung über den Schutz vor 
Schäden durch Strahlen radioakt iver Stoffe (Er s t e Strah­
lenschutzverordnung) vom 24. Juni 1960 (BGBl. I, S. 430) 
(Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz 1960, Nr. 30, S. 7) 
in der Fassung der Anordnung vom 13. 5. 1964 
(Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz 1964, Nr. 20, S. 10) 
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21. 1. 1965 Anordnung der Landesregierung zur Regelung der 
Zuständigkeiten nach der Verordnung über den Schutz 
vor Schäden durch ionisierende Strahlen in Schulen 
(Zweite Strahlenschutzverordnung) vom 18. Juli 1964 
(BGBl. I, S. 500) 
(Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz 1965, Nr. 5, S. 12) 

3.12.1965 Anordnung des Sozialminis ter iums zur Durchführung 
des § 3 Abs. 1 der E r s t en Strahlenschutzverordnung 
(Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz 1965, Nr. 52, S. 8) 

X. 
1. 

Saarland 
1. 3. 1961 Verordnung über die Zuständigkeit zum Vollzug des 

Atomgesetzes und der E r s t en Strahlenschutzverordnung 
im Saarland 
(Amtsblatt des Saar landes 1961, S. 125) 
in der Fassung der Verordnung vom 4. 9. 1964 
(Amtsblatt des Saar landes 1964, S. 846) 

20. 5. 1965 Bekanntmachung betreffend die Regelung von Zuständig­
keiten nach der Verordnung über den Schutz vor Schäden 
durch ionisierende Strahlen in Schulen (Zweite Strahlen­
schutzverordnung) vom 18. Juli 1964 (BGBl. I, S. 500) 
(Amtsblatt des Saarlandes 1965, S. 379) 

XI. Schles\vig-Holstein 
1. 6. 5. 1964 Gemeinsame Bekanntmachung des Minis ters für Wirt­

schaft und Verkehr und des Minis te rs für Arbeit , Sozia­
les und Ver t r iebene. Durchführung des Bundesatom­
gesetzes ; hier: Regelung der Genehmigungs- und Auf­
sicht sbefugnis s e 
(Amtsblatt für Schleswig-Holstein 1964, S. 247) 

2. 6. 5. 1964 Bekanntmachung des Minis ters für Arbeit , Soziales 
und \ fer t r iebenc. Durchführung der E r s t e n Strahlen­
schutzverordnung; hier : Regelung der Genehmigungs­
und Aufsichtsbefugnisse 
(Amtsblatt für Schleswig-Holstein 1964, S. 247) 

3. 20. 7. 1964 Verordnung zur Best immung einer Sammelste l le für 
radioaktive Abfälle 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 
1964, S. 131) 

4. 15. 9. 1964 Bekanntmachung des Minis te rs für Arbeit , Soziales 
und Ver t r iebene . Durchführung der Zweiten Strahlen­
schutzverordnung (Verordnung über den Schutz vor 
Schäden durch ionisierende Strahlen in Schulen); hier : 
Regelung der Zuständigkeiten 
(Nachrichtenblatt des Kul tusminis ters des Landes 
Schleswig-Holstein 1964, S. 302) 
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VERZEICHNIS DER ZUSTÄNDIGEN MINISTERIEN 

UND SONSTIGEN BEHÖRDEN 

A. Bundesbehörden 

1. Bundesminis te r für Bildung 
und Wissenschaft 

53 B o n n 9 
Heussal lee 2­10 (Hochhaus) 

Bundesminis te r für Wirt­
schaft und Finanzen 

53 B o n n ­ Duisdorf 
Lengsdorfer Straße 

Bundesminis te r für 
Verkehr 

53 B o n n 1 
S te rns t raße 100 

4. Bundesminis te r des Innern 53 B o n n 7 
Rheindorfer Straße 198 

Bundesminis te r für Jugend, 
F a m i l i e und Gesundheit 

53 Β o n n­Bad Godesberg 87 
Deutschher rens t raße 87 

Bundesminis te r für Ernährung, 
Landwirtschaft und F o r s t e n 

53 B o n n­Duisdorf 
Bonner Straße 85 

7. Bundesminis te r der Vertei­
digung 

53 B o n n­Duisdorf 
Hardthöhe 

8. Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft 

6 F r a n k f u r t /Main 
Boekènheimer Lands t raße 38­40 

9. Bundesbahn­Zentra lamt 495 M i n d e n (Westfalen) 
Westerg lac is 2 

10. Phys ika l i sch­Technische 
Bundesanstal t 

33 B r a u n s c h w e i g 
Bundesal lee 100 

B. Landesbehörden 

I. Baden­Würt temberg 

1. A r b e i t s ­ und Sozialminis ter ium 
B aden­Würt temberg 

7 S t u t t g a r t 1 
Rotebühlplatz 30 

Innenminis ter ium 
B aden­Würt temberg 

7 S t u t t g a r t S 
Dorotheenst raße 6 

3. Wir tschaf tsminis te r ium 
Baden­Würt temberg 

7 S t u t t g a r t 1 
Theodor ­Heuss ­S t raße 4 

Landesinst i tut für Arbe i t s ­
schutz und Arbeitsmedizin 

78 K a r l s r u h e 1 
Ka ise ra l l ee 61 
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II. Bayern 
1. Bayer i sches Staa tsminis ter ium 

für Arbeit und soziale F ü r s o r g e 
8 M ü n c h e n 13 
Winze re r s t r aße 9 

Bayer i sches Staatsminis ter ium 
für Landesentwicklung und Um­
weltfragen 

8 M ü n c h e n-Bogenhausen 
Rosenkavalierplatz 2 

Byer i sches Stäa tsminis ter ium 
für Unterr icht und Kultus 

8 M ü n c h e n 
Salvatorplatz 2 

Bayer i sches Staatsminis ter ium 
für Wirtschaft und Verkehr 

8 M ü n c h e n 22 
Pr inz regen tens t raße 28 

Gesellschaft für Strahlenfor­
schung m. b. H. München 

8042 Neuherberg bei München 
Pos t Oberschleißheim, 
Ingolstädter Lands t raße 1 

III. Ber l in 
1. Der Senator für Arbeit , 

Gesundheit und Soziales 
1 B e r l i n 30 
An der Urania 2-12 

Der Senator für Finanzen 1 Ber l in 30 
Nürnberger Straße 53-55 

Der Senator für Wirtschaft 1 B e r l i n 62 
Mar t in -Luther -S t raße 105 

Gewerbeaufsichtsamt Berl in 1 B e r l i n 30 
An der Urania 2-12 

5. Hahn-Meitner-Inst i tut für 
Kernforschung Ber l in 

1 B e r l i n 39 
Glienicker Straße 100 

IV. Bremen 
1. Der Senator für Arbeit 28 B r e m e n 

Cont rescarpe 73 

Der Senator für Wirtschaft 
und Außenhandel 

28 B r e m e n 
Bahnhofsplatz 29 
(Tivoli-Hochhaus) 

3. Hafenamt Bremen 
(Hafenkapitain) 

Hansestadt B remisches Amt 
Bremerhaven (Hafenkapitain) 

28 B r e m e n 
Verwaltungsgebäude Überseehafc 

285 B r e m e r h a v e n 
Bur se s t r aße 27 
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Oberbergamt für die F r e i e Han­
sestadt Bremen in Clausthal-
Zellerfeld 

3392 Clausthal-Zel lerf eld 
Hindenburgplatz 9 

5. Sammels te l le für radioaktive 
Abfälle bei der Gesellschaft 
für Kernenergieverwer tung 
in Schiffbau und Schiffahrt m. b. H. 

2057 Gees thacht -Tesperhude 
Reaktor anläge 

V. Hamburg 
1. Arbe i t s - und Sozialbehörde 2 H a m b u r g 1 

E r n s t - M e r c k - S t r a ß e 9 
(Bieberhaus) 

Behörde für Inneres 2 H a m b u r g 
Johanniswall 4 

Gesundheitsbehörde 2 H a m b u r g 13 
Tesdorfplatz 8 

Fre ihafenamt der F re i en 
und Hansestadt Hamburg 

2 H a m b u r g 
Bei St. Annen 2 

11 

Oberbergamt Clausthal-
Zellerfeld 

3392 Clausthal-Zel lerfeld 
Hindenburgplatz 9 

Gesellschaft für Kernenergie­
verwertung in Schiffbau und 
Schiffahrt m. b. IL 

2057 Gees thacht -Tesperhude 
Reaktoranlage 

VI. Hessen 
1. Der Hessische Sozialminister 62 W i e s b a d e n 

Adolfsallee 53 und 59 

Der Hessische Minis ter für 
Wirtschaft und Technik 

62 W i e s b a d e n 
K a i s e r - F r i e d r i c h - R i n g 75 
(Landeshaus) 

Der Hessische Minister des 
Innern 

62 W i e s b a d e n 
Luisens t raße 13 

Meß- und Prüfs te l le für die 
Gewerbeaufsichtsverwaltung 
des Landes Hessen 

35 K a s s e l 
Ludwig-Mond-Straße 33 b 

5. Hess i sches Wasserschutz­
polizeiamt 

6503 W i e s b a d e n-Kastel 
Biebr icher Straße 1 
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VII. Niedersachsen 
1. Der Niedersächs ische 

Sozialminis ter 
3 H a n n o v e r 
Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 2 

Der Niedersächs ische 
Minis ter für Wirtschaft 
und Verkehr 

3 H a n n o v e r 
F r i ed r i chswa l l 1 

Oberbergamt für das Land 
Niedersachsen 

3392 Clausthal-Zellerfeld 
Hindenburgplatz 9 

4. Sammels te l le für radioaktive 
Abfälle bei der Gesellschaft 
für Kernenergieverwer tung in 
Schiffbau und Schiffahrt m. b. H. 

2057 Gees thacht -Tesperhude 
Reaktoranlage 

VIII. Nordrhein-Westfalen 
1. Der Minister für Arbeit , Gesund­

heit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

4 D ü s s e l d o r f 
Landeshaus, Horion-Platz 

Der Minister für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr des 
Landes Nordrhein-Westfalen 

4 D ü s s e l d o r f 
Harolds t raße 4 

Kernforschungsanlage 
Jülich G. m. b. H. 

517 J ü l i c h 
Postfach 365 

IX. Rheinland-Pfalz 
1. Sozialminis ter ium 65 M a i n z 

Bauhofstraße 4 

2. Minis ter ium für Wirtschaft 
und Verkehr 

65 M a i n z 
Bauhofstraße 4 

X. Saarland 
1. Der Minis ter für Arbeit und 

Sozialwesen 
66 S a a r b r ü c k e n 
Hindenburgstraße 23 

Der Minis ter für Wirtschaft, 
Verkehr und Landwirtschaft 

66 S a a r b r ü c k e n 
Hardenbergs t raße 2 

Staatl iches Institut für Hygiene 
und Infektionskrankheiten 

66 S a a r b r ü c k e n 
"Haus der Gesundheit" 
Mals ta t t e r s t raße 17 
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XI. Schleswig-Holstein 
1. Der Minister für Arbeit , 

Soziales und Ver t r iebene 
des Landes Schleswig-Holstein 

23 K i e l 1 
Brunswiker Straße 16-22 

Der Minister für Wirtschaft 
und Verkehr des Landes 
Schleswig- Holstein 

23 K i e l 
Düsternbrooker Weg 94-100 

Lagers tä t t e des Minis ter iums 
für Arbeit , Soziales und Ver­
t r iebene des Landes Schleswig-
Holstein bei der Gesellschaft 
für Kernenergieverwer tung in 
Schiffbau und Schiffahrt m. b. H. 

2057 Gees thacht -Tesperhude 
Reaktoranlage 

4. Oberbergamt für das Land 
Schleswig-Holstein 

3392 Clausthal-Zel lerfeld 
Hindenburgplatz 9 
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Vorbemerkung 

In d e r B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d u n t e r l i e g e n K e r n b r e n n s t o f f e und s o n ­

s t i g e r a d i o a k t i v e Stoffe sowie d ie E r r i c h t u n g und d e r B e t r i e b von K e r n a n ­

l a g e n e i n e m S y s t e m d e r A n m e l d e - und G e n e h m i g u n g s p f l i c h t . Die r e c h t l i ­

chen G r u n d l a g e n finden s i c h in d e m G e s e t z ü b e r d ie f r i e d l i c h e V e r w e n d u n g 

d e r K e r n e n e r g i e und den Schutz gegen i h r e G e f a h r e n ( A t o m g e s e t z ) v o m 

23 . D e z e m b e r 1959 und in e i n e r R e i h e von R e c h t s v e r o r d n u n g e n , d ie z u r 

D u r c h f ü h r u n g d e s A t o m g e s e t z e s e r l a s s e n w u r d e n . 

H i n s i c h t l i c h d e r K e r n b r e n n s t o f f e en th i e l t s chon d a s A t o m g e s e t z in d e r u r ­
s p r ü n g l i c h e n F a s s u n g d e s § 10 d ie E r m ä c h t i g u n g zu e i n e r F r e i g r e n z e n r e g e ­
lung d u r c h e ine R e c h t s v e r o r d n u n g , d ie s i c h j edoch n u r auf d ie E r l e i c h t e r u n g 

d e r w i s s e n s c h a f t l i c h e n F o r s c h u n g und L e h r e b e z o g . D u r c h d a s E r s t e G e -
2) s e t z zur Ä n d e r u n g und E r g ä n z u n g d e s A t o m g e s e t z e s vom 23 . A p r i l 1963 

i s t d i e s e E r m ä c h t i g u n g w e s e n t l i c h e r w e i t e r t w o r d e n . N a c h § 10 d e s A t o m g e ­
s e t z e s in d e r neuen F a s s u n g können n u n m e h r g e n e r e U A u s n a h m e n von den 
G e n e h m i g u n g s v o r s c h r i f t e n d e s A t o m g e s e t z e s für d ie E in fuh r und Aus fuh r , 
für d ie B e f ö r d e r u n g wie für d ie V e r w a h r u n g , den B e s i t z , d ie A b l i e f e r u n g 
und für d ie Aufbewahrung von K e r n b r e n n s t o f f e n sowie für A t o m a n l a g e n und 
d ie B e a r b e i t u n g , V e r a r b e i t u n g und s o n s t i g e V e r w e n d u n g von K e r n b r e n n s t o f ­
fen a u ß e r h a l b von A t o m a n l a g e n z u g e l a s s e n w e r d e n , sowei t wegen d e r Menge 
o d e r Bescha f f enhe i t d e r K e r n b r e n n s t o f f e o d e r w e g e n b e s t i m m t e r S c h u t z m a ß ­
n a h m e n o d e r - e i n r i c h t u n g e n n ich t m i t Schäden auf G r u n d e i n e r K e t t e n r e a k ­
t i on o d e r infolge d e r W i r k u n g i o n i s i e r e n d e r S t r a h l e n zu r e c h n e n i s t und d ie 
i n n e r e wie d ie ä u ß e r e S i c h e r h e i t d e s S t a a t e s und die E r f ü l l u n g i n t e r n a t i o n a ­
l e r Ve rp f l i ch tungen nicht b e e i n t r ä c h t i g t w e r d e n . 

E i n e K o n k r e t i s i e r u n g d i e s e r F r e i g r e n z e n r e g e l u n g f indet s i c h in d e r j e t z i g e n 

F a s s u n g d e r E r s t e n S t r a h l e n s c h u t z v e r o r d n u n g . D i e s e V e r o r d n u n g , d ie a m 
3) 

24. Jun i 1960 ' e r l a s s e n und i n z w i s c h e n m e h r m a l s g e ä n d e r t und d e r e n neue 
4) 

F a s s u n g a m 15. O k t o b e r 1965 ' v e r k ü n d e t w u r d e , r e g e l t u m f a s s e n d den 

S t r a h l e n s c h u t z h i n s i c h t l i c h d e s U m g a n g s und d e s V e r k e h r s m i t r a d i o a k t i v e n 

Stoffen sowie d e r B e f ö r d e r u n g und d e r E in fuhr und Aus fuh r d i e s e r Stoffe. 
5) D u r c h V e r o r d n u n g v o m 24. M ä r z 1964 w u r d e d ie E r s t e S t r a h l e n s c h u t z v e r -

1) BGBl . 1959 I S. 814. D a s G e s e t z w u r d e i n z w i s c h e n w i e d e r h o l t g e ä n d e r t 
(vgl . d a s V e r z e i c h n i s d e r R e c h t s v o r s c h r i f t e n ) . 

2) BGBl . 1963 I S. 2 0 1 . 
3) BGBl . 1960 I S. 430 
4) BGBl . 1965 I S. 1654. 
5) BGBl . 1964 I S. 233 . 
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Ordnung an die Richtlinie zur Revision der Eura tom-Grundnormen vom 
d 5'. März 1962 angepaßt. In der Zweien Verordnung zur Änderung und 

Ergänzung der E r s t e n Strahlenschutzverordnung vom 12. August 1965 
ist sodann die Fre igrenzenrege lung auch auf Kernbrennstoffe e r s t r eck t 
und im übrigen hinsichtlich der sonstigen radioaktiven Stoffe im Zusammen­
hang mit der Zulassung der Bauart von Vorrichtungen e rwei te r t worden. 
Die Anpassung der E r s t e n Strahlenschutzverordnung an die Richtlinie zur 
Änderung der Eura tom-Grundnormen vom 27. Oktober 1966 ' steht i m m e r 
noch aus. Jedoch ist im Bundesminis ter ium für Bildung und Wissenschaft 
eine Dri t te Verordnung zur Änderung der E r s t e n Strahlenschutz\ 'erordnung 
ausgearbei te t worden, die die Best immungen der Art ikel 15, 17 bis 20 der 
genannten Eura tom-Richt l in ie in das deutsche Recht über t ragen soll. Mit 
dem Er laß d ieser neuen Verordnung im Laufe des J ah re s 1972 ist zu r ech­
nen. 

F ü r den Bereich der Verwendung von radioaktiven Stoffen in Schulen enthält 
9) 

die Zweite Strahlenschutzverordnung vom 18. Juli 1964 besondere Bes t im­
mungen und auch Fre igrenzenregelungen. 

Hinsichtlich der Kontrolle der Fre igrenzenvorschr i f ten durch die Verwal­
tungsbehörden ist auf den Dri t ten Abschnitt (§§ 22 ff. ) des Atomgesetzes von 
1959 zu verweisen. Es gilt grundsätzl ich (§ 24 Atomgesetz 23. 12. 1959) für 
die Überwachung das Pr inz ip der Bundesauftrags\ 'erwaltung; die atom- und 
s t rahlenschutzrecht l ichen Verwaltungsaufgaben werden von den Länderbehör­
den im Auftrage des Bundes ausgeführt. Infolge des föderalen Aufbaus der 
Bundesrepublik Deutschland besteht das P rob lem der einheitlichen Auslegung 
und Anwendung der einschlägigen Vorschrif ten. Die Landesbehörden üben 
ihre Verwaltungs- und Kontrollbefugnisse auf Grund von Rechtsvorschr i f ten 
oder Min i s t e r i a l e r l a s sen aus, die in den einzelnen Ländern ergangen sind. 
Auf diese Rechts - und Verwaltungsvorschrif ten sowie auch auf die einzelnen 
zuständigen Minis ter ien und sonstigen Verwaltungsbehörden wurde in der nach­
folgenden Übersicht über die Fre ig renzenrege lung und auch in den separa ten 
Verzeichnissen hingewiesen. 

6) Amtsblat t der Europäischen Gemeinschaften 1962, S. 1633. 
7) BGBl. 1965 I S. 759. 
8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1966, S. 3693. 
9) BGBl. 1964 I S. 500. 
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F ü r die Einfuhr- und Ausfuhrgenehmigungen sind gemäß § 22 des Atom­
gesetzes 23. 12. 1959 das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft und für 
die Einfuhr- und Ausfuhrüberwachung der Bundesminis ter der Finanzen 
und die Zolldienststel len zuständig. Die Physikal isch-Technische Bundes­
anstalt ist Genehmigungsbehörde für die staatl iche Verwahrung sowie für 
die Beförderung und Aufbewahrung von Kernbrennstoffen außerhalb der 
staatl ichen Verwahrung (§ 23 des Atomgesetzes 23. 12. 1959). 
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1. ABSCHNITT: BESONDERE SPALTBARE STOFFE 
(KERNBRENNSTOFFE) *) 

I. BEGRIFFSBESTIMMUNG 
§ 2 Abs. 1 AtG. 23. 12. 1959. 

Im Sinne des AtG sind 
Besondere spal tbare Stoffe (Kernbrennstoffe) 
a) Plutonium 2 39, 
b) Uran 233, 
c) mit den Isotopen 235 oder 233 angere icher tes 

Uran, 
d) jeder Stoff, der einen oder m e h r e r e der vor­

erwähnten Stoffe enthält, 
e) Uran und uranhalt ige Stoffe der natürl ichen 

Isotopenmischung, die so rein sind, daß durch 
sie in einer geeigneten Anlage (Reaktor) eine 
sich selbst t ragende Kettenreaktion aufrecht­
erhalten werden kann. 

Der Ausdruck "mit den Isotopen 235 oder 233 
angere icher tes Uran" bedeutet Uran, das die 
Isotope 235 oder 233 oder diese beiden Isotope 
in einer solchen Menge enthält, daß das Ver­
hältnis der Summe d ieser beiden Isotope zum 
Isotop 238 größer ist als das in der Natur auftre­
tende Verhäl tnis des Isotopes 235 zum Isotop 238. 

IL EINFUHR UND AUSFUHR 

1. Grundsatz 
§ 3 AtG ""23. 12. 1959. 

2) 

Genehmigungspflicht. 

1) Im Lande Ber l in sind gemäß BK/O (61) 8 vom 12. 7. 1961, BK/O (63) 7 vom 24. 5. 1963 
und BK/O (67) 6 vom 31. 5. 1967 der All i ier ten Kommandatura Ber l in die Best immun­
gen der §§ 3, 4, 6, 7 und 9 des AtG vom 23. 12. 1959 nicht nur auf Kernbrennstoffe 
anwendbar, sondern sie müssen ebenfalls auf Ausgangsstoffe im Sinne des § 2 Abs. 2 
AtG 23. 12. 1959 und auf andere Mater ia l ien und Ausrüstungen, die in den Listen "A" 
und " Β " der Anlage zur BK/O (61) 8 λ'Όηι 12. 7. 1961 enthalten sind, angewendet wer­
den. 

2) Der Einfuhr und Ausfuhr steht gemäß § 3 Abs. 5 AtG 23. 12. 1959 jede sonstige Ver­
bringung in den Geltungsbereich oder aus dem Geltungsbereich des Gesetzes gleich; 
erfaßt ist damit z. B. auch die Durchfuhr. 
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II. § 22 Abs. 
AtG 23. 12. 

1 Satz 1 
1959. 

Genehmigungsbehörde ist das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft in Frankfur t . 
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§ 22 Abs. 3 AtG 23. 12. 1959. 

§ 22 Abs. 2 AtG 23. 12. 1959. 

Er l aß des Bundesminis te rs der 
Finanzen 20. 8. 1965. 

Sonderregelung für Ber l in: 
BK/O (61) 8 vom 12. 7. 1961; 
BK/O (63) 7 vom 24. 5. 1963; 
BK/O (67) 6 vom 31. 5. 1967 
in Verbindung mit § 8 Nr. 11 
Verordnung 1. 1. 1967. 

§ 2 a VO 1. 1. 1967. 

Er laß des Senators für 
Finanzen 10. 10.1967. 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
unterl iegt den fachl ichen Weisungen des Bundes­
min i s t e r s für Atomkernenergie und W a s s e r ­
wirtschaft (jetzt: Bundesminis ter für Bildung 
und Wissenschaft) . Die Weisungsbefugnisse des 
Bundesminis te rs für Wirtschaft bleiben im übr i ­
gen unberührt . 
Die Überwachung der Einfuhr und Ausfuhr ob­
liegt dem Bundesminis ter der Finanzen oder 
den von ihm bes t immten Zolldienststel len, im 
Fre ihafen Hamburg dem Freihafenamt der 
F r e i e n und Hansestadt Hamburg. 
Anweisung an die Zolldiensts tel len betreffend 
die Überwachung der Einfuhr und Ausfuhr von 
Kernbrennstoffen und radioaktiven Stoffen. 
Fü r die Einfuhr von Freigrenzenstoffen vgl. 
insbesondere Nr. 7 d ieses E r l a s s e s . Danach 
hat die Zolldiensts tel le nach Abfertigung von 
Kernbrennstoffen, für deren Einfuhr oder Aus­
fuhr eine Genehmigung, eine Einfuhranzeige 
oder eine Ausfuhranzeige nicht er forder l ich war. 
die Abfertigung de ra r t i ge r Sendungen unter An­
gabe des Einführers und des Empfängers oder 
des Ausführers und des Empfängers sowie der 
Art und der Menge oder der Aktivität der Kern­
brennstoffe unverzüglich dem Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft in Frankfur t zu melden. 
Eine Durchschrif t der Meldung nimmt die Zoll­
diensts te l le zur Zollurkunde. 

Genehmigungsbehörde für die Einfuhr und Aus­
fuhr ist der Senator für Wirtschaft. 

Überwachungsbehörde für die Einfuhr und Aus­
fuhr von Kernbrennstoffen ist der Senator für 
Finanzen. 
Anweisung an die Zolldienststel len in Ber l in 
(West) betreffend die Überwachung der Einfuhr 
und Ausfuhr von Kernbrennstoffen und von son­
stigen radioaktiven Stoffen. 
F ü r die Einfuhr und Ausfuhr von F re ig r enzen ­
stoffen vgl. Nr. I. 6. d ieses E r l a s s e s . Danach 
hat die Zolldiensts tel le nach Abfertigung von 
Kernbrennstoffen, für deren Einfuhr oder Aus­
fuhr eine Genehmigung, eine Einfuhranzeige 
oder eine Ausfuhranzeige nicht erforder l ich 
waren, die Abfertigung de ra r t i ge r Sendungen 
unter Angabe des Einführers und des Empfän­
gers oder des Ausführers und des Empfängers 
sowie der Art und Menge oder der Aktivität der 
Kernbrennstoffe unverzüglich dem Senator für 
Wirtschaft zu melden. Eine Durchschrif t der 
Meldung wird zur Zollurkunde genommen. 
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Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) § 10 AtG 23.12.1959. 

b) Rechtsverordnungen 
aa) § 7 Abs. 1 1. SSVO 
15. 10. 1965. 

a) Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver ­
ordnungen. Durch Rechtsverordnung können 
Ausnahmen von den Vorschriften des § 3 
AtG zugelassen werden, soAveit wegen der 
Menge oder Beschaffenheit der Kerbrenn­
stoffe oder wegen bes t immte r Schutzmaßnah­
men oder Schutzeinrichtungen nicht mit 
Schäden infolge einer sich selbst tragenden 
Kettenreaktion oder infolge der Wirkung 
ionis ierender Strahlen zu rechnen ist und 
soweit die in § 1 Nr. 3 und 4 AtG bezeich­
neten Zwecke nicht entgegenstehen. 

b) aa) Genehmigungsfrei sind die Einfuhr und 
Ausfuhr 
­ wenn Kernbrennstoffe ein­ oder ausge­

führt \verden, deren Aktivität oder Men­
ge unter den Fre ig renzen der Anlage I *■/ 
zur 1. SSVO liegt; 

­ wenn Stoffe ein­ oder ausgeführt werden, 
deren Konzentration an Kernbrennstoffen 
ausgenommen mit U ' angere icher tes 
Uran, weniger als 0,002 Mikrocurie je 
Gramm beträgt ; 

­ wenn feste Stoffe ein­ oder ausgeführt 
werden, deren Konzentration an rad ioak­
tiven Stoffen natürl ichen Ursprungs we­
niger a ls 0,01 Mikrocurie je Gramm be ­
t rägt ; 

­ wenn natür l iches Kalium oder aus na­
türl ichen Quellen s tammende Hei lwässer 
ein­ und ausgeführt werden, deren Kon­
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a) § 54 Abs. 1 Satz 3 
AtG 23.12.1959. 

a)Die Rechtsverordnungen erläßt der Bundesmi­
n is te r für Atomkernenergie und Wasse rwi r t ­
schaft (jetzt: Bundesminis ter für Bildung und 
Wissenschaft). 

b) aa) - b) aa) 
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bb) § 14 b 1. SSVO 
15. 10. 1965. 

zentration an radioaktiven Stoffen 
natürlichen Ursprungs nicht erhöht 
is t . 

"bb) Zulassung der Bauart von Strahlungs­
detektoren. 
Einer Genehmigung bedarf nicht, wer bis 
zu 10 Strahlungsdetektoren, die Kernbrenn­
stoffe oder sonstige radioaktive Stoffe ent­
halten einführt oder ausführt, wenn die 
Bauart des Strahlungsdetektors zugelassen 
is t und die wesentlichen Merkmale des 
Strahlungsdetektors dem Zulassungsschein 
entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er te i l t 
werden, wenn 
1. die Aktivität oder Menge der in den 

Strahlungsdetektor von dem Hers te l l e r 
eingefügten Kernbrennstoffe oder sonsti­
gen radioaktiven Stoffe das Zehnfache 
der Fre igrenzeruder Anlage I , bei Ein­
fügung von U ' zehn Mil l igramm, 
nicht überschre i te t und 

2. die Kernbrennstoffe oder sonstigen r a ­
dioaktiven Stoffe bei üblicher be t r i ebs ­
mäßiger Beanspruchung aus dem Strah­
lungsdetektor nicht aus t re ten können. 

Die Zulassungsbehörde hat in dem Zulas­
sungsschein die Neutronenflußdichte für 
Detektoren, in die die höchste nach Absatz 
2 Nr. 1 mögliche Aktivität oder Menge 
an Kernbrennstoffen oder sonstigeiij-radio-
aktiven Stoffen'eingefügt is t , auf 10 Neu­
tronen je cm", s zu begrenzen. Ist in die 
Detektoren eine ger ingere Aktivität oder 
Menge eingefügt, so dürfen für die Neutro­
nenflußdichte entsprechend höhere Werte 
festgesetzt werden. 

III. BEFÖRDERUNG 
1. Grundsatz 

1) 

Genehmigungspflicht. 
§ 4 AtG 23. 12. 1959. 

1) Beförderung im Sinne des § 4 AtG 23. 12. 1959 ist jede Beförderung von Kernbrenn­
stoffen außerhalb eines abgeschlossenen Geländes, auf dem Kernbrennstoffe staatl ich 
verwahrt werden oder eine nach den §§ 6, 7 oder 9 AtG genehmigte Tätigkeit ausge­
übt wird. 
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bb) S· 15 1. SSVO 15. 10. 1965. bb) Über die Zulassung der Bauar t 
entscheidet die nach Landesrecht zu­
ständige Behörde (Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundes­
ländern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 
zuständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
ETie Zuiassungsbehörde hat vor i h r e r 
Entscheidung eine Bauartprüfung durch 
die Physikal isch-Technische Bundes­
anstal t in Braunschweig zu veran lassen . 

III. 1. § 23 Satz 1 AtG 23. 12. 1959 

§ 23 Satz 2 AtG 23. 12. 1959. 

Genehmigungsbehörde für die Beförderung 
von Kernbrennstoffen ist die Physikal isch-
Technische Bundesanstalt in Braunschweig. 
Die Physikal isch-Technische Bundesanstalt 
unterl iegt den fachlichen Weisungen des 
Bundesminis te rs für Atomkernenergie und 
Wasserwir tschaf t (jetzt: Bundesminis ter 
für Bildung und Wissenschaft) . 
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2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) § 10 AtG 23. 12. 1959 

b) Rechtsverordnungen 
aa) § 7 Abs. 1 1. SSVO 
15. 10. 1965 

bb) § 9 A b s . 1 Satz 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

a) E r m ä c h t i g u n g z u m E r l a ß von R e c h t s v e r ­
o rdnungen . D u r c h R e c h t s v e r o r d n u n g können 
A u s n a h m e n von den V o r s c h r i f t e n d e s § 4 
AtG z u g e l a s s e n w e r d e n , sowei t wegen d e r 
Menge o d e r B e s c h a f f e n h e i t d e r K e r n b r e n n ­
stoffe o d e r wegen b e s t i m m t e r S c h u t z m a ß ­
n a h m e n o d e r S c h u t z e i n r i c h t u n g e n n icht 

m i t Schäden infolge e i n e r s i c h s e l b s t 
t r a g e n d e n K e t t e n r e a k t i o n o d e r infolge d e r 
W i r k u n g i o n i s i e r e n d e r S t r a h l e n zu r e c h n e n 
i s t und sowei t d ie in § 1 N r . 3 und 4 AtG 
b e z e i c h n e t e n Z w e c k e n ich t e n t g e g e n s t e h e n . 

b) aa) G e n e h m i g u n g s f r e i i s t die B e f ö r d e r u n g , 
­ wenn K e r n b r e n n s t o f f e b e f ö r d e r t w e r d e n , 

d e r e n Akt iv i t ä t o d e r Menge u n t e r den 
F r e i g r e n z e n d e r An lage I z u r 1. SSVO 
l i eg t (vgl. Anhang XIII d i e s e r Ü b e r s i c h t ) ; 

­ wenn Stoffe b e f ö r d e r t w e r d e n , d e r e n 
K o n z e n t r a t i o n an K e r n b r e n n s t o f f e n , a u s ­
g e n o m m e n m i t „ „ υ a n g e r e i c h e r t e s 
U r a n , w e n i g e r a l s 0, 002 M i k r o c u r i e 
je G r a m m b e t r ä g t ; 

­ wenn f e s t e Stoffe e i n ­ o d e r ausge füh r t 
w e r d e n , d e r e n K o n z e n t r a t i o n an r a d i o a k ­
t i v e n Stoffen n a t ü r l i c h e n U r s p r u n g s w e ­
n i g e r a l s o, o l M i k r o c u r i e je G r a m m 
b e t r ä g t ; 

­ wenn n a t ü r l i c h e s K a l i u m o d e r a u s n a ­
t ü r l i c h e n Que l l en s t a m m e n d e H e i l w ä s s e r 
b e f ö r d e r t w e r d e n , d e r e n K o n z e n t r a t i o n 
an r a d i o a k t i v e n Stoffen n a t ü r l i c h e n U r ­
s p r u n g s n ich t e r h ö h t i s t . 

bb) G e n e h m i g u n g s f r e i i s t d ie B e f ö r d e r u n g 
wenn K e r n b r e n n s t o f f e u n t e r den V o r a u s ­
s e t z u n g e n d e r R a n d n u m m e r n 451 a und 456 
A b s . 3 B u c h s t a b e a o d e r b d e r An lage C „, 
zu § 54 EVO 17. 10. 1968 b e f ö r d e r t w e r d e n ' 

1) 

1) D ie V o r s c h r i f t be t r i f f t a l l e B e f ö r d e r u n g e n , die n a c h den B e s t i m m u n g e n d e r EVO 17. 10.6 
d u r c h g e f ü h r t w e r d e n (Vgl. § § 1 , 2 A b s . 4 , 3 A b s . 4 EVO) . 

2) W e g e n A u s n a h m e n von den F r a c h t b r i e f e r f o r d e r n i s s e n vg l . § 9 A b s . 1 S. 3 1. SSVO 
15. 10. 1965 in V e r b i n d u n g m i t § 55 A b s . 5 EVO 17. 10. 1968. 
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Sonderregelung für Ber l in : 
BK/O (61) 8 vom 12. 7. 1961 
BK/O (63) 7 vom 24. 5. 1963 
BK/O (67) 6 vom 31. 5. 1967 
in Verbindung mit § 8 
Nr. 11 Verordnung 1. 1. 1967. 

F ü r die Er te i lung der Genehmigung für die Be­
förderung von Kernbrennstoffen ist in Ber l in 
der Senator für Wirtschaft zuständig. 

2. a) § 54 Abs. 1 Satz 3 
AtG 23. 12. 1959. 

a) Die Rechtsverordnungen erläßt der Bundes­
min is te r für Atomkernenergie und W a s s e r ­
wirtschaft (jetzt: Bundesminis ter für Bi l ­
dung und Wissenschaft) . 

b) aa) b) aa) 

bb) bb) 
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Randnummer 451 a der Anlage C zv § 54 EVO 
17. 10. 1968: 

Die Stoffe und Gegenstände, die gemäß den 
nachstehenden Bedingungen unter 1. und 2. 
A, B, C oder D zur Beförderung aufgegeben 
werden, sind mit Ausnahme der Vorschriften 
der Rn. 470 (4) und (5) dem Abschnitt 2 
"Beförderungsvorschrif ten" nicht unterstel l t : 
(1) (a) Die Dosisleistung darf an keiner Außen­

seite der Verpackung 0, 5 mR/h oder 
deren Äquivalent (siehe Rn. 453 (2) 
Bern. ) überschre i ten; 

(b) die nicht festhaftende Kontamination 
darf an keiner Außenfläche des Ver ­
sandstücks die in Rn. 1604 des Anhangs 
VI angegebenen Werte überschre i ten; 

(c) das Versandstück darf außer Gegen­
ständen, Instrumenten und Geräten, die 
zur Verwendung im Zusammenhang mit 
diesen Stoffen bes t immt sind, kein an­
de re s Gut enthalten; 

(d) das Versandstück darf -soweit es sich 
nicht um Gegenstände unter 2. D han­
delt- insgesamt nicht mehr als 15 g 
Uran-233 oder 15 g Uran-235 oder 15 g 
Plutonium-239 oder 15 g Plutonium-241 
oder 15 g i rgendeiner Mischung d ieser 
Radionuklide enthalten. 

(2) (A.) Radioaktive Stoffe, deren Aktivität 
nicht überschre i te t : 

(i) entweder je Versandstück: 
0, 01 mCi im Fa l le von Radionukliden 
der Gruppe I; oder 0, 1 mCi im Fa l le 
von Radionukliden der Gruppe II; oder 
1 mCi im Fa l l e von Radionukliden der 
Gruppen III, IV, V oder VI oder im F a l ­
le von radioaktiven Stoffen in besonde­
ren Formen , wie sie in der Bern. 4a) 
zu Rn. 450 definiert sind; oder 
25 Ci im Fa l le von Radionukliden der 
Gruppen VII oder VIII: 

(ii) oder eine Konzentration von 0, 5 mCi je 
Mil l imeter im Fal le von Tr i t ium in 
F o r m von Oxiden in wässe r ige r Lösung, 

sofern diese Stoffe so verpackt sind, daß unter 
normalen Beförderungsverhäl tnissen kein Ab­
gang möglich ist . . 
Auf dem Behäl ter , der verhindern soll, daß der 
radioaktive Stoff während der Beförderung nach 
außen gelangt, muß in Großbuchstaben das Wort 
"RADIOAKTIV" so angeschrieben sein, daß es 
vor dem Öffnen dieses Behäl te rs s ichtbar ist. 
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Im Prach tbr ie f ist der Vermerk einzutragen: 
"Stoffe der Klasse IV b, 451 a, Anlage C 
zur EVO". 

Bem. Radioaktive Stoffe, die noch 
andere Gefahr aufweisen, un­
ter l iegen auch den Vorschrif ten 
der betreffenden Klasse . 

(B. ) Apparate, wie Uhren, Elektronenröhren, 
e lektronische Inst rumente oder andere F a b r i ­
kate, die radioaktive Stoffe in einer nicht 
leicht ve r s t r euba ren F o r m enthalten (für Ra­
dionuklide der Gruppe VII gilt d ieses Er for ­
dernis nicht) und deren Aktivität je Apparat, 
Inst rument oder Fabr ika t die folgenden Werte 
nicht überschre i te t : 
0, 1 mCi im Fa l le von Radionukliden der Grup­
pe I; oder 
1 mCi im FaHe von Radionukliden der Gruppe 
II; oder 
10 mCi im Fa l l e von Radionukliden Gruppe III; 
oder 
50 mCi im Fa l l e von Radionukliden der Gruppe 
IV oder im Fa l le von radioaktiven Stoffen in 
besonderer F o r m , wie sie in der Bern. 4a) zu 
Rn. 450 definiert sind; oder 
1 Ci im Fa l l e von Radionukliden der Gruppen 
V oder VI; oder 
25 Ci im Fa l le von Radionukliden der Gruppen 
VII oder VIII, 
sofern 

(i) diese Apparate , Ins t rumente und F a b r i ­
kate in widerstandsfähige Verpackungen 
s icher eingesetzt sind; 

(ii) die Dosisleistung in einer Entfernung von 
10 cm vom noch nicht verpackten Appa­
ra t , Inst rument oder Fabr ika t 10 rnR/h 
oder deren Äquivalent nicht überschei tet ; 

(iii) die Gesamtaktivi tät je Versandstück die 
folgenden Werte nicht überschre i te t : 
1 mCi im Fa l le von Radionukliden der 
Gruppe I; oder 
50 mCi im Fa l l e von Radionukliden der 
Gruppe II; oder 
3 Ci im Fa l l e von Radionukliden der 
Gruppen III oder IV; oder 
20 Ci im Fa l l e von radioaktiven Stoffen 
in besondere r F o r m , wie sie in der Bern. 
4 a) zu Rn. 450 definiert sind; oder 
1 Ci im FaHe von Radionukliden der Grup­
pen V oder VI; oder 
200 Ci im Fa l l e von Radionukliden der 
Gruppen VII oder VIII. 
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Im Frachtbr ief ist der Vermerk einzutragen: 
"Stoffe der Klasse IV b, 451 a, Anlage C 
zur EVO". 
(C.) L e e r e Verpackungen, die radioaktive 
Stoffe enthalten haben (Ziffer 6), sofern sie 
sich in gutem Zustand befinden, innen gere i ­
nigt und so versch lossen sind wie in gefülltem 
Zustand. 
Die Verpackung muß den Vermerk "Lee re 
Verpackung, entleert von radioaktiven Stoffen" 
t ragen. Die in Rn. 452 (5) d) und (6) c) vorge­
sehenen Zeichen und die in Rn. 459 (1) und 
(3) vorgesehenen Gefahrzettel dürfen nicht 
mehr sichtbar sein. 
Im Frachtbr ief ist der Vermerk einzutragen: 
"Lee re Verpackung, IV b, 451 a, Anlage C 
zur EVO". 
(D.) Fabr ika te (ausgenommen Brennstoffele­
mente), die als einzigen radioaktiven Stoff 
natür l iches oder v e r a r m t e s Uran enthalten 
(z. B. Verpackungen für radioaktive Stoffe 
mit einer Abschirmung aus Uran), 
sofern 

(i) die Oberfläche des Urans mit einer Um­
hüllung aus einem inaktiven Metall be­
deckt ist; 

(ii) die Aktivität je F a b r i k a t nicht mehr be ­
t rägt a ls 3 Ci. 

Randnummer 456 Abs. 3 der Anlage C zu § 54 
EVO 17. 10. 1968: 

Alle spal tbaren Stoffe müssen so verpackt 
und versandt werden, daß unter allen während 
der Beförderung voraussehbaren Umständen 
kein k r i t i sche r Zustand entstehen kann. Es 
müssen vor al lem folgende Möglichkeiten in 
Betracht gezogen werden: 

(a) Eindringen von Wasse r in die Versand­
stücke; 

(b) die eingebauten Neutronenabsorber oder 
- b r emsmi t t e l ve r l i e ren ihre Wirksam­
keit; 

(c) wegen der veränder ten Anordnung des 
Inhalts entsteht im Inneren der Verpak-
kung oder, wenn der Inhalt nach außen ge­
langt ist , außerhalb der Verpackung eine 
größere Reaktivität; 

(d) Verr ingerung der Abstände zwischen den 
Versandstücken oder deren Inhalt; 

(e) die Versandstücke geraten ins Wasse r 
oder unter den Schnee; 

(f) die Versandstücke werden durcheinander­
gemischt. 
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cc) § 14 b 1. SSVO 15. 10. 1965 cc) Zulassung der Bauart von Strahlungs­
detektoren. 
E iner Genehmigung bedarf nicht, wer bis 
zu. 10 Strahlungsdetektoren, die Kernbrenn­
stoffe oder sonstige radioaktive Stoffe ent­
halten, befördert , wenn die Bauart des Strah­
lungsdetektors zugelassen ist und die wesent­
lichen Merkmale des Strahlungsdetektors dem 
Zulassungsschein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er te i l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität oder Menge der in den Strah­

lungsdetektor von dem Hers te l l e r eingefüg­
ten Kernbrennstoffe oder sonstigen radioak­
tiven Stoffe das Zehnfache der F re ig renzen 
der Anlage I, bei Einfügung von q„U 
zehn Mil l igramm, nicht überschre i te t und 

(2) die Kernbrennstoffe oder sonstigen radioak­
tiven Stoffe bei üblicher be t r iebsmäßiger 
Beanspruchung aus dem Strahlungsdetektor 
nicht aus t re ten können. 

Die Zulassungsbehörde hat in dem Zulassungs­
schein die Neutronemlußdichte für Detektoren, 
in die die höchste nach Absatz 2 Nr. 1 mög­
liche Aktivität oder Menge an Kernbrennstoffen 
oder sonstigen radioaktiven Stoffen eingefügt 
ist , auf 10ö Neutronen je c m , s zu begrenzen. 
Ist in die Detektoren eine ger ingere Aktivität 
oder Menge eingefügt, so dürfen für die Neu-
tronenflußdichte entsprechend höhere Werte 
festgesetzt werden. 

IV. AUFBEWAHRUNG 
1. Grundsatz ' 

§ 6 AtG 23.12.1959 
Die eigene Aufbe\vahrung ist genehmigungs­
pflichtig. 

1) Kernbrennstoffe sind gemäß § 5 AtG 23. 12. 1959 grundsätzlich staatl ich zu verwahren. 
Die eigene Aufbewahrung ist unter den Voraussetzungen des § 5 Abs. 
mit § 6 AtG zulässig. 

2 in Verbindung 
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cc) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. cc) Ü b e r d ie Z u l a s s u n g d e r B a u a r t en t ­
s c h e i d e t d ie n a c h L a n d e s r e c h t z u s t ä n d i g e 
B e h ö r d e ( Z u l a s s u n g s b e h ö r d e ) . 
Vgl . d a s V e r z e i c h n i s d e r in den B u n d e s ­
l ä n d e r n g e m ä ß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 
z u s t ä n d i g e n B e h ö r d e n ( B a u a r t z u l a s s u n g ) ' 
(Anhang I) . 
D ie Z u l a s s u n g s b e h ö r d e hat v o r i h r e r E n t ­
s c h e i d u n g e ine B a u a r t p r ü f u n g d u r c h d ie 
P h y s i k a l i s c h - T e c h n i s c h e B u n d e s a n s t a l t in 
B r a u n s c h w e i g zu v e r a n l a s s e n . 

IV. 1. § 23 AtG 23 . 12. 1959. 

S o n d e r r e g e l u n g für B e r l i n : 

B K / O (61) 8 v o m 12. 7. 1961; 
B K / O (63) 7 v o m 24. 5. 1963; 
B K / O (67) 6 v o m 3 1 . 5. 1967 
in V e r b i n d u n g m i t § 8 V e r ­
o rdnung 1. 1. 1967. 

F ü r d ie G e n e h m i g u n g d e r Aufbewahrung von 
K e r n b r e n n s t o f f e n a u ß e r h a l b d e r s t a a t l i c h e n 
V e r w a h r u n g i s t d ie P h y s i k a l i s c h - T e c h n i s c h e 
B u n d e s a n s t a l t in B r a u n s c h w e i g z u s t ä n d i g . 
D i e s e hande l t h i e r b e i n a c h den f ach l i chen 
W e i s u n g e n d e s B u n d e s m i n i s t e r s für A t o m ­
k e r n e n e r g i e und W a s s e r w i r t s c h a f t ( j e tz t : 
B u n d e s m i n i s t e r für B i ldung und W i s s e n s c h a f t ) . 

In B e r l i n i s t G e n e h m i g u n g s b e h ö r d e d e r S e n a t o r 
für W i r t s c h a f t . 
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2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) § 10 AtG 23. 12. 1959. 

b) Rechtsverordnungen 

aa) § 7 Abs. 1 Nr . 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

bb) § 14 b 1. SSVO 
15. 10. 1965. 

a) Ermächt igung zum Er laß von Rechtsver ­
ordnungen. 
Durch Rechtsverordnung können Ausnahmen 
von den Vorschrif ten des § 6 AtG 23. 12. 1959 
zugelassen werden, soweit wegen der Menge 
der Beschaffenheit der Kernbrennstoffe oder 
wegen bes t immte r Schutzeinrichtungen nicht 
mit Schäden infolge einer sich selbst t ragen­
den Kettenreaktion oder infolge der Wirkung 
ionis ierender Strahlen zu rechnen ist und 
soweit die in § 1 Nr. 3 und 4 AtG bezeichne­
ten Zwecke nicht entgegenstehen. 

b) aa) Befreiung von der Genehmigungspflicht, 
­ wenn Kernbrennstoffe aufbewahrt werden, 

deren Aktivität oder Menge unter den F r e i ­
grenzen der Anlage I zur 1. SSVO liegt. *■> 

bb) Zulassung der Bauart von Strahlungsdetek­
toren. 
E iner Genehmigung bedarf nicht, wer bis zu 
10 Strahlungsdetektoren, die Kernbrennstoffe 
enthalten, aufbewahrt oder lager t , wenn die 
Bauar t des Strahlungsdetektors zugelassen 
ist und die wesentl ichen Merkmale des 
Strahlungsdetektors dem Zulassungsschein 
entsprechen. 
Die Zulassung der Bauar t darf nur ertei l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität oder Menge der in den Strah­

lungsdetektor von dem Hers te l l e r einge­
fügten Kernbrennstoffe das Zehnfache der 
F re ig renzen der Anlage I bei Einfügung von 

„U ' zehn Mil l igramm, nicht übe r sch re i ­
et und 8 

(2) die Kernbrennstoffe bei üblicher be t r i ebs ­
mäßiger Beanspruchung aus dem Strahlungs­
detektor nicht aus t re ten können. 

Die Zulassungsbehörde hat in dem Zulassungs­
schein die Neutronenflußdichte für Detektoren 
in die die höchste nach § 14 b Abs. 2 Nr. 1 
1. SSVO mögliche Aktivität oder Menge an 
Kernbrennstoffen eingefügt ist, auf 10° Neu­
tronen je cm . s zu begrenzen. Ist in die De­
tektoren eine ger ingere Aktivität oder Menge 
eingefügt, so dürfen für die Neutronenfluß­
dichte entsprechend höhere Werte festgesetzt 
werden. 
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2. a) § 54 Abs. 1 AtG 23. 12. 1965. a) Die Rechtsverordnungen erläßt der Bundes­
min is te r für Atomkernenergie und W a s s e r ­
wirtschaft (jetzt: Bundesminis ter für Bil­
dung und Wissenschaft) . 

b) aa) - b) aa) 

bb) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. bb) Über den Antrag auf Zulassung der 
Bauar t entscheidet die nach Landesrecht 
zuständige Behörde (Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundes­
ländern gemäß § 15 1. SSVO zuständigen 
Behörden (Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor ih re r Ent­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Phys ika l i sch-Technische Bundesanstal t 
zu veran lassen . 
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V. BEARBEITUNG, VERARBEITUNG 
UND SONSTIGE VERWENDUNG 

A. Innerhalb von Anlagen im.Sinne 
des § 7 AtG 23. 12. 1959 1 ) 

1. Grundsatz 
§ 7 AtG 23. 12. 1959. 

Genehmigungspflicht für die Err ichtung, den 
Bet r ieb , die sonstige Innehabung und wesent­
liche Veränderung einer Anlage. Diese Geneh­
migung e r s t r ech t sich auch auf die Bearbe i ­
tung, Verarbei tung und sonstige Verwendung 
von Kernbrennstoffen in einer solchen Anlage. 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) § 10 AtG 23. Í27T959 

b) Rechtsverordnungen 
aa) § 7 Abs. 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

a) Ermächtigung zum Er laß von Rechtsverord­
nungen. 
Durch Rechtsverordnung können Ausnahmen 
von den Vorschrif ten des § 7 zugelassen wer­
den, soweit wegen der Menge oder Beschaffen­
heit der Kernbrennstoffe oder wegen bes t imm­
te r Schutzmaßnahmen oder Schutzeinrichtungen 
nicht mit Schäden infolge einer sich selbst tra-, 
genden Kettenreaktion oder infolge der Wir­
kung ionis ierender Strahlen zu rechnen ist und 
soweit die in § 1 Nr. 3 und 4 AtG bezeichneten 
Zwecke nicht entgegenstehen. 

b) aa) Eine Genehmigungspflicht besteht nicht, 
- wenn Kernbrennstoffe bearbei tet , ve ra rbe i ­

tet oder in sonst iger Weise verwendet wer­
den, deren Aktivität oder Menge unter den2) 
F re ig renzen der Anlage I zur 1. SSVO liegt; 

- wenn Stoffe be - oder verarbe i te t oder in 
sonst iger Weise verwendet werden, deren 
Konzentration an Kernbrennstoffen, ausge­
nommen mit Q 2 U ^ ^ ^ angere icher tes Uran, 
weniger a ls 0,oo2 Mikrocurie je Gramm 
beträgt ; 

1) Anlagen im Sinne des § 7 AtG sind: Ortsfes te und or t sveränder l iche Anlagen zur E r ­
zeugung oder zur Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung bes t rah l t e r Kern­
brennstoffe (§ 7 Abs. 1 und 4). Der Begriff 'Anlage ist mithin nicht identisch mit dem 
Begriff "Kernanlage" (nuclear installation, installation nucléaire) im Sinne von Art ikel 1 
(a) (ii) P a r i s e r Konvention, er umfaßt also beispie lsweise nicht Fabrikat ionsanlagen 
zur Bearbeitung und Verarbeitung von Kernbrennstoffen oder Anlagen zur Lagerung von 
Kernbrennstoffen. 
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V.A. 1. a) Art . 24 Abs. 1 
AtG 23. 12.1959 in 
Verbindung mit Art . 
87 c GG 23. 5. 1949. 
§ 24 Abs. 2 
AtG 23.12.1959. 

a) Bundesauftragsverwaltung der Länder 3) 

§ 24 Abs. 3 
AtG 23.12.1959. 

Sonderregelung für Ber l in: 
BK/O (61) 8 vom 12. 7. 1961 
BK/O (63) 7 vom 24. 5. 1963 
BK/O (67) 6 vom 31. 5. 1967 
in Verbindung mit § 8 Ver ­
ordnung 1. 1. 1967. 

2. a) § 54 Abs. 1 Satz 2 
AtG 23.12.1959. 

Genehmigungsbehörden für den zivilen Be­
re ich sind die durch die Landesregierungen 
bes t immten Obers ten Landesbehörden. 
Vgl. das Verzeichnis der Obers ten Landes­
behörden (Genehmigungsbehörden nach § 7 
AtG) (Anhang II). 
Genehmigungsbehörde für den Dienstbereich 
der Bundeswehr ist der Bundesminis ter für 
Verteidigung oder die von ihm bezeichneten 
Diensts tel len im Benehmen mit dem Bundes­
min is te r für Atomkernenergie und W a s s e r ­
wirtschaft (jetzt: Bundesminis ter für Bildung 
und Wissenschaft) . 

In Ber l in ist Genehmigungsbehörde der 
Senator für Wirtschaft. 

a) Die Rechtsverordnungen er läßt die Bundes­
regierung mit Zust immung des Bundesra tes . 

b) aa) b) aa) 

3) Wegen F o r m , Inhalt und Umfang der Bundesauftragsverwaltung vgl. Art . 85 GG 23. 5. 
1949. Grundsätze: Einrichtung der Behörden Angelegenheit der Länder; Recht des 
Bundes, allgemeine Verwaltungsvorschrif ten zu e r l a ssen ; Weisungsrecht des Bundes; 
Rechts - und Fachaufsicht. 
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§ 7 Abs. 2 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

bb) § 14 b 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

- wenn feste Stoffe be - oder verarbe i te t und 
in sonst iger Weise verwendet werden, de­
ren Konzentration an radioaktiven Stoffen 
natürl ichen Ursprungs weniger als o, ol 
Mikrocurie je Gramm beträgt ; 

- wenn natür l iches Kalium oder aus na tür ­
lichen Quellen s tammende Hei lwässer be-
oder vera rbe i te t und in sonst iger Weise v e r ­
wendet werden, deren Konzentration an 
radioaktiven Stoffen natürl ichen Ursprungs 
nicht erhöht ist. 

Diese Fre igrenzenrege lung des § 7 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 3 1. SSVO 15. 10. 1965 gilt nicht 
für denjenigen, der Kernbrennstoffe 
(1) zu Heilzwecken verwendet; 
(2) Arzneimit teln, Lebensmit te ln im Sinne des 

§ 1 des Lebensmit te lgese tzes oder Fu t t e r ­
mit teln im Sinne des § 1 Abs. 1 des Fut ­
t e rmi t t e lgese tzes zusetzt; 

(3) bei der Herstel lung von Erzeugnissen, die 
zum Gebrauch im häuslichen Bereich be­
s t immt sind, oder von Bedarfsgegenständen 
im Sinne des § 2 des Lebensmit te lgese tzes 
verwendet; 

(4) bei der Herstel lung oder bei dem Gebrauch 
von Pflanzenschutzmitteln, Schädlingsbe­
kämpfungsmitteln , Düngemitteln oder Bo­
denverbesserungsmit te ln in der Weise ve r ­
wendet, daß das herges te l l te oder gebrauchs­
fertige Mittel andere als radioaktive Stoffe 
natürl ichen Ursprungs in e iner Konzentra­
tion von weniger als 0, 002 Mikrocurie je 
Gramm enthält. 

bb) Zulassung der Bauar t von Strahlungsde­
tektoren. 
E iner Genehmigung bedarf nicht, wer bis zu 
10 Strahlungsdetektoren, die Kernbrennstoffe 
enthalten, aufbewahrt, lager t oder in Bereichen 
verwendet, in denen die Neutronenflußdichte 
die in dem Zulassungsschein bezeichneten 
Werte nicht überschre i te t , wenn die Bauar t 
des Strahlungsdetektors zugelassen ist und die 
wesentl ichen Merkmale des Strahlungsdetek­
t o r s dem Zulassungsschein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er te i l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität oder Menge der in den Strah­

lungsdetektor von dem Hers te l l e r eingefüg­
ten Kernbrennstoffe das Zehnfache der F r e i ­
grenzen der Anlage I, bei Einfügung von 
.pU zehn Mül ig ramm, nicht übe r sch re i ­
et und 

(2) die Kernbrennstoffe bei üblicher be t r i ebs ­
mäßiger Beanspruchung aus dem Strahlungs­
detektor nicht aus t re ten können. 

f. 
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bb) § 15 1. SSVO bb)Über die Zulassung der Bauart entscheidet 
15. 10. 1965. die nach Landesrecht zuständige Behörde 

(Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundeslän­
dern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 zu­
ständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I) 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Entschei­
dung eine Bauartprüfung durch die Physika­
l i sch-Technische Bundesanstalt in Braun­
schweig zu veranlassen . 
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Die Zulassungsbehörde hat in dem Zulassungs­
schein die NeutronenHußdichte für Detektoren, 
in die die höchste nach § 14 b Abs. 2 Nr. 1 
1. SSVO mögliche Aktivität oder Menge an 
Kernbrennstoffen eingefügt ist , auf 10^ Neutro­
nen je cm . s zu begrenzen. Ist in die Detek­
toren eine ger ingere Aktivität oder Menge ein­
gefügt, so dürfen für die NeutronenHußdichte 
entsprechend höhere Werte festgesetzt werden. 

B. Außerhalb von Anlagen 
im Sinne des § 7 AtG 
23. 12. 1959 I ) . 

Grundsatz 
§ 9 AtG 23. 12. 1959. Genehmigungspflicht 2) 

1) Über den Begriff der Anlage im Sinne des § 7 AtG vgl. Anmerkung 1 auf S. 115 
2) Genehmigungspflichtig ist auch die wesentliche Abweichung von dem in der 

Genehmigung festgelegten Verfahren für die Bearbeitung, Verarbei tung oder 
sonstige Verwendung sowie die wesentliche Veränderung der Bet r iebss tä t te 
oder deren Lage. 
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Β. 1. § 24 Abs. 1 
AtG 23. 12. 1959 in 
Verbindung mit Art. 
87 c GG 23. 5. 1949. 

§ 24 Abs. 2 

AtG 23.12.1959. 

Bundesauftragsverwaltung der Länder 3) 

§24 Abs. 3 
AtG 23.12.1959. 

Sonderregelung für Berl in: 
BK/O (61) 8 vom 12. 7. 1961; 
BK/O (63) 7 vom 24. 5. 1963; 
BK/O (67) 6 vom 31. 5. 1967 
in Verbindung mit § 8 Nr. 11 
Verordnung 1. 1. 1967. 

Genehmigungsbehörden sind die durch die 
Länderregierungen bes t immten Obers ten 
Landesbehörden. 'Vgl . das Verzeichnis der 
Obers ten Landesbehörden (Genehmigungsbe­
hörden nach § 9 AtG; Bearbeitung, Vera rbe i ­
tung und sonstige Verwendung von Kernbrenn­
stoffen außerhalb genehmigungspflichtiger An­
lagen) (Anhang III). 

F ü r den Dienstbereich der Bundeswehr wer­
den die Zuständigkeiten nach § 24 Abs. 1 und 
2 durch den Bundesminis ter für Verteidigung 
oder die von ihm bezeichneten Dienststel len 
im Benehmen mit dem Bundesminis ter für 
Atomkernenergie und Wasserwir tschaf t (jetzt: 
Bundesminis ter für Bildung und Wissenschaft) 
wahrgenommen. 

Genehmigungsbehörde ist der Senator für 
Wirtschaft. 

3) Vgl. Anmerkung 3 S. 101 
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2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) § 10 AtG 23. 12. 1965. 

b) Rechtsverordnungen 
aa) § 7 Abs. 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

§ 7 Abs. 2 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

a) Ermächtigung zum Er laß von Rechtsverord­
nungen. 
Durch Rechtsverordnungen können Ausnahmen 
von den Vorschriften des § 9 zugelassen wer­
den, soweit wegen der Menge oder Beschaffen­
heit der Kernbrennstoffe oder wegen bes t imm­
ter Schutzmaßnahmen oder Schutzeinrichtungen 
nicht mit Schäden infolge einer sich selbst t r a ­
genden Kettenreaktion oder infolge der Wir­
kung ionis ierender Strahlen zu rechnen ist und 
soweit die in § 1 Nr. 3 und 4 AtG bezeichneten 
Zwecke nicht entgegenstehen. 

b) aa) Eine Genehmigungspflicht besteht nicht, 
- wenn Kernbrennstoffe bearbei te t , v e r a rbe i ­

tet oder in sonst iger Weise verwendet wer­
den, deren Aktivität oder Menge unter den 
F r e i g r e n z e n der Anlage I zur 1. SSVO 
liegt (vgl. Anhang XIII d ieser Übersicht); 

- wenn Stoffe be- öder verarbe i te t oder in 
sonst iger Weise verwendet \verden, deren 
Konzentration an Kernbrennstoffen ausge­
nommen mit u23 5 angere icher tes Uran, 
weniger a ls 0,002 Mikrocurie je Gramm 
beträgt; 

- wenn feste Stoffe be- oder verarbe i te t und 
in sonst iger Weise verwendet werden, de­
ren Konzentration an radioaktiven Stoffen 
natürl ichen Ursprungs weniger als 0,01 
Mikrocurie je Gramm beträgt ; 

- wenn natür l iches Kalium oder aus natür­
lichen Quellen s tammende Hei lwässer be-
oder vera rbe i te t und in sonst iger Weise 
verwendet werden, deren Konzentration an 
radioaktiven Stoffen natürl ichen Ursprungs 
nicht erhöht ist . 

Diese Fre igrenzenrege lung des § 7 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 3 1. SSVO 15. 10. 1965 gilt j e ­
doch nicht für denjenigen, der Kernbrennstoffe 
(1) zu Heilzwecken verwendet; 
(2) Arzneimit te ln, Lebensmit teln im Sinne des 

§ 1 des Lebensmit te lgese tzes oder F u t t e r ­
mitteln im Sinne des § 1 Abs. 1 des F u t t e r ­
mi t te lgese tzes zusetzt.; 

(3) bei der Herstel lung von Erzeugnissen, die 
zum Gebrauch im häuslichen Bereich be­
s t immt sind, oder von Bedarfsgegenstän­
den im Sinne des § 2 des Lebensmit te lge­
se tzes verwendet; 

(4) bei der Herstel lung öder bei dem Gebrauch 
von Pflanzenschutzmitteln, Schädlingsbe­
kämpfungsmitteln, Düngemitteln oder Bo­
denverbesserungsmit te ln in der Weise ve r ­
wendet, daß das herges te l l te oder gebrauchs­
fert ige Mittel andere als radioaktive Stoffe 
na tu r l i chen Ursprungs in einer Konzentra­
tion von weniger als 0,002 Mikrocurie je 
G r a m m enthält. 
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a) § 54 Abs. 1 
Satz 3 AtG 23. 12. 1959. 

a) Die Rechtsverordnungen erläßt der Bundes­
min i s t e r für Atomkernenergie und W a s s e r ­
wirtschaft (jetzt: Bundesminis ter für Bi l ­
dung und Wissenschaft) . 

b) aa) b) aa) 
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bb) 
15. 

§ 14 b 1. 
10. 1965. 

SSVO bL) Zulassung der Bauart von Strahlungsde­
tektoren 
Einer Genehmigung bedarf nicht, wer bis zu 
zehn Strahlungsdetektoren,die Kernbrennstoffe 
enthalten, aufbewahrt, lager t oder in B e r e i ­
chen verwendet, in denen die NeutronenHuß­
dichte die in dem Zulassungsschein bezeichne­
ten Werte nicht überschre i te t , wenn die Bauart 
des Strahlungsdetektors zugelassen ist und 
die wesentlichen Merkmale des Strahlungsde­
tek tors dem Zulassungsschein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er te i l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität oder Menge der in den Strah­

lungsdetektor von dem Hers teUer einge­
fügten Kernbrennstoffe das Zehnfache der 
F re ig renzen der Anlage I, bei Einfügung 
von qpU zehn Mil l igramm, nicht über­
schrei te t und 

(2) die Kernbrennstoffe bei üblicher be t r i ebs ­
mäßiger Beanspruchung aus dem Strahlungs­
detektor nicht aus t re ten können. 

Die Zulassungsbehörde hat in dem Zulassungs­
schein die NeutronenHußdichte für Detektoren, 
in die die höchste nach Absatz 2 Nr. 1 mögli­
che Aktivität oder Menge an Kernbrennstoffen 
oder sonstigen radioaktiven Stoffen eingefügt 
ist , auf 10 Neutronen je cm^. s zu begrenzen. 
Ist in die Detektoren eine ger ingere Aktivität 
oder Menge eingefügt, so dürfen für die Neu­
tronenHußdichte entsprechend höhere Werte 
festgesetzt werden. 

2. ABSCHNITT: SONSTIGE RADIOAKTIVE STOFFE 
I. BEGRIFFSBESTIMMUNG 

§ 2 1. SSVO 15. 10. 1965. Radioaktive Stoffe sind Stoffe, die ionisierende 
Strahlen spontan aussenden. Den radioaktiven 
Stoffen stehen Neutronenquellen gleich. 
Umschlossene radioaktive Stoffe sind radioaktive 
Stoffe, die ständig von einer al lsei t ig dichten, 
inaktiven Hülle umschlossen sind, die bei üblicher 
be t r iebsmäßiger Beanspruchung einen Austr i t t 
radioakt iver Stoffe mit Sicherheit verhinder t . 
Alle anderen radioaktiven Stoffe sind offene radio­
aktive Stoffe. 
Den radioaktiven Stoffen stehen Stoffe oder Gegen­
stände gleich, die radioaktive Stoffe enthalten 
oder die durch radioaktive Stoffe verunreinigt 
sind. 
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bb) § 15 1. SSVO 
15. 10. 1965. 

bb) Über die Bauar tzulassung entscheidet 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundeslän­
dern gemäß § 15 1. SSVO zuständigen Be­
hörden (Bauartzulassung) (Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Ent­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Phys ika l i sch-Technische Bundesanstal t zu 
ve ran lassen . 

I . 
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l i . UMGANG MIT RADIOAKTIVEN STOFFEN 
1. BEGRIFFSBESTIMMUNG 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

2. Grundsatz 
a) § 3 1. SSVO 15. 10. 1965. 

Umgang mit radioaktiven Stoffen ist die Gewin­
nung, Erzeugung, Lagerung, Bearbeitung, Ver­
arbeitung, sonstige Verwendung und Beseitigung 
von radioaktiven Stoffen. 

a) Genehmigungspflicht. 

b) § 13 Abs. 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

b) Buchführungs- und Anzeigepflicht hinsicht­
lich der Gewinnung, Erzeugung, des E rwerbs 
und der Abgabe von radioaktiven Stoffen. 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) § 7 Abs. 1 

1. SSVO 15. 10. 1965; 
§ 13 Abs. 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

a) Die Pflicht zur Einholung einer Genehmigung 
und zur Anzeige sowie zur Buchführung be­
steht nicht , 
(1) wenn die Aktivität oder Menge der sonst i­

gen radioaktiven Stoffe unter den F r e i ­
grenzen der Anlage I zur 1. SSVO 
15. 10. 1965 liegt fdas gilt auch für den­
jenigen, der mit sonstigen radioaktiven 
Stoffen be re i t s auf Grund einer Genehmi­
gung nach § 1 1. SSVO umgeht; 

(2) wenn mit Stoffen umgegangen wird, deren 
Konzentration an sonstigen radioaktiven 



IL 1. 

— 111 

2. a) Art . 24 Abs. 1 AtG 23. 12. 1959 
in Verbindung mit Art . 87 c GG 
23. 5. 1949. 

§ 24 Abs. 3 AtG 23. 12. 1959. 

a) 

b) § 13 1. SSVO 15. 10. 1965. 

§ 13 Abs. 2 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

b) 

2) 
Bundesauftragsverwaltung der Länder '. Vgl. 
d a s Verzeichnis der für die Umgangsgenehmi­
gung nach § 3 1. SSVO zuständigen Landes­
behörden (Anhang IV). 
F ü r den Dienstbereich der Bundeswehr wer­
den die Zuständigkeiten nach § 24 Abs. 1 AtG 
durch den Bundesminis ter für Verteidigung 
oder die von ihm bezeichneten Dienststel len 
im Benehmen mit dem Bundesminis ter für 
Atomkernenergie und Wasserwir tschaf t ('jetzt: 
Bundesminis ter für Bildung und Wissenschaft) 
wahrgenommen. 
Die Anzeige ist innerhalb eine'i Monats unter 
der Angabe von Art und Menge des radioakt i­
ven Stoffes der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
Vgl. das Verzeichnis der gemäß § 13 1. SSVO 
für die Anzeige zuständigen Aufsichtsbehörden 
(Anhang V). 

Die Aufsichtsbehörde ist berecht igt , die Rich­
tigkeit der Buchführung und der Anzeigen 
durch Einsichtnahme in die Bücher zu über­
prüfen. 

3. a) a) 

2) Vgl. Anm. 3 S. 101. 
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§ 7 Abs. 2 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

b) § 8 1. SSVO 15. 10. 1965. 

§ 13 Abs. 1 le tz te r Satz 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

c) § 11 Abs. 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

Stoffen weniger als 0, 002 Mikrocurie je 
Gramm beträgt ; 

(3) wenn mit festen Stoffen umgegangen wird, 
— deren Konzentration an radioaktiven Stof­

fen natürl ichen Ursprunges weniger als 
0, 01 Mikrocurie je Gramm beträgt ; 

(4) wenn mit natür l ichem Kalium oder mit 
aus natürl ichen Quellen stammenden Heil­
wässe rn umgegangen wird, deren Konzen­
t ra t ion an radioaktiven Stoffen natürl ichen 
Ursprunges nicht erhöht ist . 

Die unter (1), (2) und (3) bezeichnete F r e i ­
grenzenregelung gilt jedoch nicht für denjeni­
gen, der sonstige radioaktive Stoffe 
(D 
(2) 

(3) 

(4) 

zu Heilzwecken verwendet; 
Arzneimit teln, Lebensmit teln im Sinne 
des § 1 des Lebensmit te lgese tzes oder 
Fut te rmi t te ln im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Fu t te rmi t t e lgese tzes zusetzt; 
bei der Herstel lung von Erzeugnissen, 
die zum Gebrauch im häuslichen Bereich 
bes t immt sind oder von Bedarfsgegenstän­
den im Sinne des § 2 des Lebensmit te l ­
gese tzes verwendet; 
bei der Herstel lung oder bei dem Gebrauch 
von Pflanzenschutzmitteln, Schädlingsbe­
kämpfungsmitteln,Düngemitteln oder Boden­
verbesserungsmi t te ln in der Weise ve r ­
wendet, daß das hergeste l l te oder ge­
brauchsfer t ige Mittel andere als radioak­
tive Stoffe natürl ichen Ursprungs in einer 
Konzentration von weniger als 0, 002 Mi­
krocur ie je Gramm enthält. 

b) Genehmigungsfrei ist der Umgang mit natür­
l ichem Thorium bis zu 100 Gramm zu che­
misch-analyt i schen oder chemisch-p räpa ra - . 
tiven ZAvecken. 
Obwohl der Umgang mit natürl ichem Thorium 
bis zu 100 Gramm zu chemisch-analyt ischen 
oder chemisch-präpara t iven Zwecken gemäß 
§ 8 1. SSVO einer Genehmigung nicht unter ­
liegt, bleibt in diesen Fäl len die Buchführungs­
und Anzeigepflicht gemäß § 13 Abs. '1 Nr. 1 
und 2 1. SSVO bestehen. 

c) Einer Genehmigung bedarf nicht, wer 
(1) mit Geräten umgeht, die Skalen oder An­

zeigemittel mit festhaftenden radioaktiven 
Leuchtfarben ' enthalten, wenn die 
Leuchtfarben 
(a) frei von radioaktiven Stoffen sind, 
deren Radiotoxizität in Anlage I zur 

1) Radioaktive Leuchtfarben sind mit einem Bindemittel ve rmisch te Leuchtstoffe, 
die durch beigefügte radioaktive Stoffe zur Lichtaussendung angeregt werden 
( 11 Abs. 2 1. SSVO I5 . ÌO . I965 ) . 
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b) b) 

c) c) 
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d) § 14 1. SSVO 15. 10. 1965. 

1. SSVC tiurch eine n iedr igere F r e i g r e n ­
ze als 10 Mikrocurie gekennzeichnet ist, 
ausgenommen Radium, und 
(b) übl icherweise berührungss icher ab­
gedeckt sind und die Dosisleistung der 
nichtabgedeckten Strahlung im Abstand 
von 0, 1 Meter von der Leuchtfarbe 
0, 1 mi l l i r em je Stunde nicht überschrei tet , 

(2) uranhalt ige glas ier te keramische Gegen­
stände oder Porze l lanwaren oder uran­
haltige Glaswaren lager t , verwendet oder 
beseit igt , wenn die Glasur des ke rami ­
schen Gegenstandes oder der Porze l lan­
ware nicht mehr als 20 vom Hundert des 
Gewichts oder das Glas nicht mehr als 
10 vom Hundert desÆewichtSpiiaturliches 
Uran oder an q„U und „„U ' v e r a r m ­
tes Uran enthält oder wenn der Farbauf­
t r ag bei Unterglasurbemalung nicht mehr 
als 2 Mil l igramm Uran je Quadratzenti-
m e t e r oder bei Aufglasurbemalung nicht 
mehr als 0, 1 Mil l igramm Uran je Qua­
dra tzen t imeter enthält; 

(3) elektronische Bauteile, ausgenommen als 
Spielwaren,oder zu Leuchtzwecken be­
s t immte elektrotechnische oder gastech­
nische Gerä te lager t , verwendet oder be­
seitigt, wenn 
(a) der einzelne Bauteil oder das einzel­
ne Gerät radioaktive Stoffe enthält, deren 
Lagerung, Verwendung oder Beseitigung 
nach § 7 Abs. 1 1. SSVO keiner Geneh­
migung bedarf, und 
(b) die Dosisleistung im Abstand von 0, 1 
Meter von der berührbaren Oberfläche 
des Bautei ls oder Gerä t s 0, 1 mi l l i rem je 
Stunde nicht überschre i te t ; enthält ein Ge­
rä t m e h r e r e elektronische Bauteile, so 
darf die Dosisleistung im Abstand von 0, 1 
Meter von der berührbaren Oberfläche 
des Gerä t s 0, 1 mi l l i r em je Stunde nicht 
überschre i ten . 

d) Einer Genehmigung bedarf nicht, wer mit Ge­
räten, Anlagen oder sonstigen Vorrichtungen 
umgeht, in die umschlossene radioaktive Stof­
fe eingefügt sind (Vorrichtungen), wenn die 
Bauart der Vorrichtung zugelassen und die 
wesentlichen Merkmale der Vorrichtung dem 
Zulassungsschein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er te i l t 
werden, wenn die in die Vorrichtung eingefüg­
ten umschlossenen radioaktiven Stoffe berüh­
rungss icher abgedeckt sind und die Dosis le i ­
stung im Abstand von 0, 1 Meter von der be­
rührbaren Oberfläche der Vorrichtung den 
Wert von 0, 1 mi l l i r em je Stunde nicht über­
schrei te t . 
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d) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. d) Über die Zulassung der Bauar t entscheidet 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundeslän­
dern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 zu­
ständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Ent­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Phys ika l i sch-Technische Bundesanstal t in 
Braunschweig zu veran lassen . 
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Eine Zulassung der Bauart darf für Vorr ichtun­
gen, die zu Heilzwecken bes t immt sind, nicht 
er tei l t werden. 

e) § 14 a 1. SSVO 15. 10. 1965. e) Einer Genehmigung bedarf nicht, wer Prüf­
s t r ah le r zur Anzeigekontrolle von Strahlungs­
oder Dosismeßgeräten lager t oder verwendet, 
wenn die Bauart des P rü f s t r ah l e r s zugelassen 
ist und die wesentlichen Merkmale des Prüf­
s t r ah l e r s dem Zulassungschein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauar t darf nur er te i l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität der in den Prüf Strahlern ein­

gefügten umschlossenen radioaktiven Stof­
fe ohne die Folgeprodukte 1 Mill icurie 
nicht überschre i te t , 

(2) bei P rüfs t rah le rn , bei denen ein Tei l der 
Hülle des radioaktiven Stoffes aus einer 
dünnen Fol ie besteht (Fens te rpräpara te ) , 
die Fol ie so versenkt oder anderweitig 
geschützt angebracht ist ,daß sie bei üblicher 
be t r iebsmäßiger Beanspruchung nicht be­
schädigt wird, 

(3) die Dosisleistung im Abstand von 0, 1 Me­
te r von der be rührbaren Oberfläche des 
Prüf s t rah ie r s bei Gebrauch der Strahlung 
10 mi l l i r em je Stunde nicht überschre i te t 
und 

(4) zum Zubehör des P rü f s t r ah l e r s eine be­
sondere Einrichtung gehört, die gewähr­
leis tet , daß bei Nichtgebrauch der Strah­
lung die Dosisleistung im Abstand von 
0, 1 Meter von der berührbaren Oberflä­
che der Einrichtung 0, 1 mi l l i rem je Stun­
de nicht überschre i te t . 

Die Zulassungsbehörde kann in dem Zulassungs­
schein bes t immen, daß die Dichtigkeit der Um­
hüllung der in den Prü f s t r ah le r eingefügten 
umschlossenen radioaktiven Stoffe zu prüfen 
und die Prüfung zu einem bes t immten Zeit­
punkt oder in bes t immten Zeitabständen zu 
wiederholen ist . Die Stelle, die die Dichtig­
keit prüfen soll, ist von der Aufsichtsbehörde 
zu best immen. 

f) § 14 b 1. SSVO 15. 10. 1965. f) Einer Genehmigung bedarf nicht, wer bis 
zu 10 Strahlungsdetektoren, die sonstige r a ­
dioaktive Stoffe enthalten, aufbewahrt, lager t 
oder in Bere ichen verwendet, in denen die 
NeutronenHußdichte die in dem Zulassungs­
schein bezeichneten Werte nicht überschre i te t , 
wenn die Bauart des Strahlungsdetektors zuge­
lassen ist und die wesentlichen Merkmale des 
Strahlungsdetektors dem Zulassungsschein 
entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er tei l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität oder Menge der in dem 

Strahlungsdetektor von dem Hers te l le r 
eingefügten sonstigen radioaktiven Stoffe 
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e) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. e) Über die Zulassung der Bauart entscheidet 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundeslän­
dern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 zu­
ständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor ih re r Ent­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Physikal i sch-Technische Bundesanstal t in 
Braunschweig zu veranlassen . 

f) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. f) Über die Zulassung der Bauart entscheidet 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundeslän­
dern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 zu­
ständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Ent­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Physikal i sch-Technische Bundesanstal t in 
Braunschweig zu veranlassen . 



118 

g) 13 Abs. 3 
SSVO 15. 10. 196ί 

h) § 4 2. SSVO 18. 7. 1964. 

das Zehfache der F re ig renzen der Anlage 
I zur 1. SSVO, bei Einfügung von „„U"' 
10 Mil l igramm, nicht überschre i te t und 

(2) die sonstigen radioaktiven Stoffe bei übli­
cher be t r iebsmäßiger Beanspruchung aus 
dem Strahlungsdetektor nicht aus t re ten 
können. 

Die Zulassungsbehörde hat in dem Zulassungs­
schein die NeutronenHußdichte für die Detek­
toren, in die die höchste nach § 14 b Abs. 2 
Nr . 1 1. SSVO mögliche Aktivität oder Menge 
an sonstigen radioaktiven Stoffen eingefügt ist, 
auf 10^ Neutronen je cm . s zu begrenzen. Ist 
in die Detektoren eine ger ingere Aktivität oder 
Menge eingefügt, so dürfen für die Neutronen­
Hußdichte entsprechend höhere Werte festge­
setzt werden. 

g) Von der Buchführungs- und Anzeigepflicht des 
§ 13 Abs. 1 1. SSVO kann die Genehmigungs­
oder die Aufsichtsbehörde im Einzelfall ganz 
oder te i lweise Befreiung er tei len, sofern da­
durch eine Gefährdung von Personen und Sach­
gütern nicht eintreten kann. 

h) Fre igrenzenrege lung für die Verwendung von 
radioaktiven Stoffen im Zusammenhang mit dem 
Unterr icht in Schulen. 
In einer Schule dürfen radioaktive Stoffe ohne 
Genehmigung nach § 1 1. SSVO 15. 10. 1965 
verwendet und gelagert werden, wenn 
(1) die radioaktiven Stoffe in eine Vorrichtung 

oder Neutronenquelle eingefügt sind, 
(2) die Bauart der Vorrichtung nach § 8 oder 

§ 9 und die der Neutronenquelle nach § 10 
2. SSVO zugelassen ist und 

(3) die Vorrichtung oder Neutronenquelle den 
in dem Zulassungschein aufgeführten Merk ­
malen entspricht und mit dem in dem Zu­
lassungschein bes t immten Bauartzeichen 
gekennzeichnet ist . 

Die Vorrichtung oder Neutronenquelle darf e r s t 
verwendet werden, wenn der Inhaber der Zu­
lassung der Bauar t bescheinigt hat, daß sie 
den in dem Zulassungsschein aufgeführten Merk­
malen entspricht . 
Diese Befreiung von der Genehmigungspflicht 
gilt nicht, wenn in der Schule an Vorrichtungen 
mehr als 10, an Neutronenquellen mehr als 2 
verwendet oder gelagert werden. 
Vorrichtungen oder Neutronenquellen, die be­
seit igt werden sollen, sind an die gemäß § 42 
Abs. 1 1. SSVO 15. 10. 1965 nach Landesrecht 
bes t immte Sammels te l le abzuliefern oder auf 
eine andere von der Aufsichtsbehörde zu be­
s t immende Weise s icherzuste l len oder zu be­
seit igen. 
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g) § 13 Abs. 3 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

h) § 13 2. SSVO 18.7. 1964 
in Verbindung mit § 15 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

g) Über die Befreiung von den Buchführungs­
und Anzeigepflicht entscheidet die Genehmi­
gungsbehörde oder die Aufsichtsbehörde im 
Einzelfall. 
Hinsichtlich der Genehmigungsbehörden vgl. 
das Verzeichnis im Anhang IV. 
Hinsichtlich der Aufsichtsbehörden vgl. das 
Verzeichnis im Anhang V. 

h) Über die Zulassung der Bauar t entscheidet 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundeslän­
dern gemäß § 15· 1. SSVO 15. 10. 1965 zu­
ständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Ent­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Physikal i sch-Technische Bundesanstal t in 
Braunschweig zu veran lassen . 

§ 42 Abs. 1 1. SSVO 
15. 10. 1965. 

Vgl. das Verzeichnis der nach Landesrecht 
zuständigen Sammels te l len (Anhang IX) und 
der Zulassungs- und Aufsichtsbehörden 
(Anhang XI). 
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§ 8 2. SSVO 18. 7. 1964. 

§ 9 2. SSVO 18. 7. 1964. 

§ 10 2. SSVO 18. 7. 1964. 

1) Vgl . S. 110. 

Die B a u a r t von V o r r i c h t u n g e n , d ie P o l o n i u m 2 1 ( 
b i s zu 1 M i k r o c u r i e o d e r T h o r i u m d e r n a t ü r ­
l i c h e n I s o t o p e n m i s c h u n g b i s zu 10 M i k r o c u r i e 
in offener F o r m en tha l t en , i s t z u z u l a s s e n , 
wenn ausre ichend s i c h e r g e s t e l l t i s t , daß d ie 
r a d i o a k t i v e n Stoffe n ich t in den m e n s c h l i c h e n 
K ö r p e r a u f g e n o m m e n w e r d e n können . 

Die B a u a r t von V o r r i c h t u n g e n , d ie u m s c h l o s s e ­
ne r a d i o a k t i v e Stoffe en tha l t en , i s t z u z u l a s s e n , 
wenn 
(1) d ie R a d i o a k t i v i t ä t d e r in d ie V o r r i c h t u n g 

e ingefügten u m s c h l o s s e n e n r a d i o a k t i v e n 
Stoffe ohne die F o l g e p r o d u k t e d a s H u n d e r t ­
fache d e r a l l g e m e i n e n F r e i g r e n z e d e s § 7 
A b s . 1 Satz 1 N r . L 1. SSVO 15. 10. 1965 
n ich t ü b e r s c h r e i t e t , ' 

(2) d ie D o s i s l e i s t u n g i m A b s t a n d von 0 , 5 m 
von d e r O b e r f l ä c h e d e r Hül le d e r u m ­
s c h l o s s e n e n r a d i o a k t i v e n Stoffe 1 m i l l i r e m 
je Stunde n ich t ü b e r s c h r e i t e t , 

(3) d ie u m s c h l o s s e n e n r a d i o a k t i v e n Stoffe 
fes t m i t e i n e m G e g e n s t a n d v e r b u n d e n s ind, 
d e r d ie V o r r i c h t u n g so v e r g r ö ß e r t , daß 
e ine Aufnahme d e r r a d i o a k t i v e n Stoffe in 
den m e n s c h l i c h e n K ö r p e r e r s c h w e r t i s t 
und 

(4) z u m Z u b e h ö r d e r V o r r i c h t u n g e ine b e s o n ­
d e r e E i n r i c h t u n g g e h ö r t , die g e w ä h r l e i ­
s t e t , daß b e i N i c h t g e b r a u c h d e r S t r a h l u n g 
die D o s i s l e i s t u n g im Abs t and von 0, 1 m 
von d e r b e r ü h r b a r e n O b e r f l ä c h e d e r V o r ­
r i c h t u n g 1 m i l l i r e m je Stunde n ich t ü b e r ­
s c h r e i t e t . 

D i e B a u a r t von N e u t r o n e n q u e l l e n i s t z u z u l a s s e n 
wenn _ 
(1) d ie N e u t r o n e n q u e l l e n ich t m e h r a l s 10 

N e u t r o n e n je Sekunde e r z e u g t , 
(2) d ie N e u t r o n e n q u e l l e z u r E r z e u g u n g d e r 

N e u t r o n e n u m s c h l o s s e n e r a d i o a k t i v e Stof­
fe, d e r e n R a d i o a k t i v i t ä t ohne d ie F o l g e ­
p r o d u k t e 10 M i l l i c u r i e n icht ü b e r s c h r e i ­
t e t , e ingefügt , b e r ü h r u n g s s i c h e r a b g e ­
deck t und fes t m i t d e m G e r ä t so v e r b u n d e n 
s ind , daß s i e n u r be i Z e r l e g u n g o d e r T e i l ­
z e r l e g u n g d e s G e s a m t g e r ä t e s en t f e rn t 
w e r d e n können , 

(3) d ie D o s i s l e i s t u n g im A b s t a n d von 0, 25 m 
von d e r b e r ü h r b a r e n O b e r f l ä c h e d e r N e u ­
t r o n e n q u e l l e 1 m i l l i r e m je Stunde n ich t 
ü b e r s c h r e i t e t und 

(4) d ie B a u a r t d e r N e u t r o n e n q u e l l e b e i T e i l ­
z e r l e g u n g e ine P r ü f u n g d e r e ingefügten 
u m s c h l o s s e n e n r a d i o a k t i v e n Stoffe auf 
D i c h t i g k e i t d e r U m h ü l l u n g zu läß t ; d ie Z u ­
l a s s u n g hängt n ich t von d i e s e r V o r a u s s e t ­
zung ab , wenn e ine D i c h t i g k e i t s p r ü f u n g aus 
G r ü n d e n d e s S t r a h l e n s c h u t z e s n ich t no t ­
wend ig i s t . 
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§ 12 2. SSvO 18. 7. 1964. Die Zulassung der Bauart von Vorrichtungen 
und Neutronenquellen ist zu versagen, wenn 
Tatsachen vorliegen, aus denen sich gegen 
die Zuver läss igkei t des Her s t e l l e r s oder des 
für die Leitung der Herstel lung Verantwort­
lichen oder gegen die für die Herstel lung e r ­
forderl iche technische Erfahrung dieses Ver­
antwortlichen Bedenken ergeben. 
Die Zulassungsbehörde kann in dem Zulassurgs-
schein bes t immen, daß die Dichtigkeit der Um­
hüllung der in die Vorrichtung oder in die Neu­
tronenquelle eingefügten umschlossenen radio­
aktiven Stoffe (§§ 9 und 10 2. SSVO) zu prü­
fen und die Prüfung zu einem bes t immten Zei t­
punkt oder in bes t immten Zeitabständen zu 
wiederholen ist . Die Stelle, die die Dichtigkeit 
prüfen soll, ist von der Aufsichtsbehörde zu 
bes t immen. 

III. BEFÖRDERUNG VON RADIOAKTIVEN STOFFEN 
1. Grundsatz 

§ 4 1. SSVO 15. 10. 1965. Genehmigungspflicht für die Beförderung von 
radioaktiven Stoffen auf öffentlichen oder der 
Öffentlichkeit zugänglichen Verkehrswegen. 
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III. 1. § 24 A b s . 1 
AtG 23 . 12. 1959 in V e r ­
b indung m i t A r t . 87 c GG 
23 . 5. 1949. 
§ 24 A b s . 3 
AtG 2 3 . 1 2 . 1 9 4 9 . 

§ 24 A b s . 1 Satz 2 
AtG 23 . 1 2 . 1 9 4 9 . 

§ 1 A n o r d n u n g 29. 11 . 1963. 

B u n d e s a u f t r a g s v e r w a l t u n g d e r L ä n d e r . 
Vgl . d a s V e r z e i c h n i s d e r für d ie B e f ö r d e r u n g s ­
g e n e h m i g u n g nach § 4 1. SSVO z u s t ä n d i g e n 
L a n d e s b e h ö r d e n (Anhang VI). 

F ü r den D i e n s t b e r e i c h d e r B u n d e s w e h r w e r d e n 
d ie Z u s t ä n d i g k e i t e n nach § 24 A b s . 1 und 2 durch 
den B u n d e s m i n i s t e r für V e r t e i d i g u n g o d e r d ie 
von i h m b e z e i c h n e t e n D i e n s t s t e l l e n im B e n e h m e n 
m i t d e m B u n d e s m i n i s t e r für A t o m k e r n e n e r g i e 
und W a s s e r w i r t s c h a f t ( je tz t : B u n d e s m i n i s t e r für 
B i l d u n g und W i s s e n s c h a f t ) w a h r g e n o m m e n . 

Die B e a u f s i c h t i g u n g d e r B e f ö r d e r u n g von s o n s t i ­
gen r a d i o a k t i v e n Stoffen m i t d e r D e u t s c h e n Bun­
d e s b a h n i m Schienen-und S c h i f f s v e r k e h r ob l ieg t 
den v o m B u n d e s m i n i s t e r für V e r k e h r b e s t i m m t e n 
S t eHen d e r D e u t s c h e n B u n d e s b a h n . 
A u f s i c h t s b e h ö r d e für d ie B e f ö r d e r u n g von s o n ­
s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffen m i t d e r D e u t s c h e n 
B u n d e s b a h n i m S c h i e n e n - und S c h i f f s v e r k e h r 
i s t d a s B u n d e s b a h n - Z e n t r a l a m t Minden (Westf. ). 

1) Vgl . A n m e r k u n g 3 S. 101 
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2. A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
ä ) § 7 A b s . 1 

1. SSVO 15. 10. 1965. 

b) § 9 1. SSVO 15. 10. 1965. 

a) E i n e r G e n e h m i g u n g b e d a r f n ich t , w e r 
(1) s o n s t i g e r a d i o a k t i v e Stoffe b e f ö r d e r t , wenn 

die Ak t iv i t ä t o d e r Menge d e r s o n s t i g e n 
r a d i o a k t i v e n Stoffe u n t e r den F r e i g r e n z e n 
d e r An lage I z u r 1. SSVO l iegt (Anhang X I I I ) 

(2) Stoffe b e f ö r d e r t , d e r e n K o n z e n t r a t i o n 
an s o n s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffen w e n i g e r 
a l s 0, 002 M i k r o c u r i e je G r a m m b e t r ä g t ; 

(3) f e s t e Stoffe b e f ö r d e r t , d e r e n K o n z e n t r a ­
t i o n an r a d i o a k t i v e n Stoffen n a t ü r l i c h e n 
U r s p r u n g s w e n i g e r a l s 0 , 0 1 M i k r o c u r i e 
j e G r a m m b e t r ä g t ; 

(4) n a t ü r l i c h e s K a l i u m o d e r a u s n a t ü r l i c h e n 
Q u e l l e n s t a m m e n d e H e i l w ä s s e r b e f ö r d e r t , 
d e r e n K o n z e n t r a t i o n an r a d i o a k t i v e n Stoffen 
n a t ü r l i c h e n U r s p r u n g e s n icht e r h ö h t i s t . 

b) G e n e h m i g u n g s f r e i i s t die B e f ö r d e r u n g ' , 
(1) wenn r a d i o a k t i v e Stoffe u n t e r den V o r a u s ­

s e t z u n g e n d e r R a n d n u m m e r 451 a d e r An­
l a g e C zu § 54 d e r E i s e n b a h n - V e r k e h r s - ? > 
Ordnung (7 7. VO z u r EVO 17. 10. 1968) ' 
b e f ö r d e r t w e r d e n ; 

(2) w e r r a d i o a k t i v e Stoffe a l s U n t e r n e h m e r 
e i n e r E i s e n b a h n d e s öf fent l ichen V e r k e h r s 
nach den V o r s c h r i f t e n d e r E i s e n b a h n -
V e r k e h r s o r d n u n g o d e r d e s I n t e r n a t i o n a l e n 
Ü b e r e i n k o m m e n s ü b e r den E i s e n b a h n ­
f r a c h t v e r k e h r b e f ö r d e r t ; 

(3) w e r r a d i o a k t i v e Stoffe, d e r e n V e r p a c k u n g 
den V o r s c h r i f t e n d e r V e r o r d n u n g ü b e r g e ­
f ä h r l i c h e S e e f r a c h t g ü t e r ' e n t s p r i c h t , m i t 
Seesch i f fen b e f ö r d e r t . D a s L a d e n und 
L ö s c h e n d e r r a d i o a k t i v e n Stoffe i s t d e r 
nach L a n d e s r e c h t z u s t ä n d i g e n B e h ö r d e 
s p ä t e s t e n s v i e r u n d z w a n z i g Stunden v o r 
B e g i n n d e r A r b e i t e n a n z u z e i g e n , d a s gilt 
n i ch t , wenn e s s i c h u m r a d i o a k t i v e Stoffe 
hande l t , d ie u n t e r § 9 A b s . 1 Satz 2 
o d e r § 7 A b s . 1 1. .SSVO 15. 10. 1965 
faUen; 

1) Von d e r P o s t b e f ö r d e r u n g s ind g e m ä ß § 13 A b s . 2 P o s t o r d n u n g vom 16. 5. 1963 
Sendungen a u s g e s c h l o s s e n , d u r c h die P e r s o n e n v e r l e t z t o d e r S a c h s c h ä d e n v e r ­
u r s a c h t w e r d e n können, i n s b e s o n d e r e s o l c h e , d ie u n t e r a n d e r e m r a d i o a k t i v e 
Stoffe en tha l t en . Nach den A u s f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n zu § 13 A b s . 2 P o s t o r d ­
nung (Verfügung N r . 558 /1968 vom 11 . 10. 1968 d e s B u n d e s m i n i s t e r s für d a s 
P o s t - und F e r n m e l d e w e s e n ) "gel ten a l s n i c h t - r a d i o a k t i v e Stoffe s o l c h e Stoffe, d ie u n t e r h a l b 
d e r a l l g e m e i n e n F r e i g r e n z e n n a c h § 7 d e r 1. SSVO in d e r F a s s u n g vom 15. 10. 1965 
b l e i b e n " . 

2) Vgl . den T e x t d e r R a n d n u m m e r 451 a d e r An lage C zu § 54 EVO s i e h e oben S. 90 . 
3) V e r o r d n u n g ü b e r g e f ä h r l i c h e S e e f r a c h t g ü t e r v o m 4 . 1. 1960 (in g e ä n d e r t e r F a s s u n g ) . 
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2. a) - a) 

b) b) 

§ 9 Abs. 3 1. SSVO 15. 10. 1965. Vgl. das Verzeichnis der gemäß § 9 Abs. 3 
1. SSVO für die Anzeige über das Laden und 
Löschen nach Landesrecht zuständigen Be­
hörden (Anhang XII). 
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(4) w e r r a d i o a k t i v e Stoffe m i t Lu f t f ah rzeugen 
b e f ö r d e r t und die h i e r f ü r e r f o r d e r l i c h e 
E r l a u b n i s nach § 27 d e s L u f t v e r k e h r s g e ­
s e t z e s e r h a l t e n ha t . 

c) § 11 A b s . 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

c) E i n e r G e n e h m i g u n g b e d a r f n ich t , w e r 
(1) G e r ä t e b e f ö r d e r t , d ie Ska len o d e r A n z e i g e ­

m i t t e l m i t f e s t h a f t e n d e n r a d i o a k t i v e n 
L e u c h t f a r b e n en tha l t en , wenn die L e u c h t ­
f a r b e n 
(a) f r e i von r a d i o a k t i v e n Stoffen s ind, d e r e n 
R a d i o t o x i z i t ä t in An lage I z u r 1. SSVO ^) 
d u r c h e ine n i e d r i g e r e F r e i g r e n z e · · a l s 
10 M i k r o c u r i e g e k e n n z e i c h n e t i s t , a u s g e ­
n o m m e n R a d i u m , und 
(b) ü b l i c h e r w e i s e b e r ü h r u n g s s i c h e r a b g e ­
deck t s ind und die D o s i s l e i s t u n g d e r n ich t 
a b g e d e c k t e n S t r a h l u n g i m Abs tand von 
0, 1 M e t e r von d e r L e u c h t f a r b e 0, 1 m i l l i ­
r e m je Stunde n ich t ü b e r s c h r e i t e t : 

(2) u r a n h a l t i g e g l a s i e r t e k e r a m i s c h e G e g e n ­
s t ä n d e o d e r P o r z e l l a n w a r e n o d e r u r a n h a l ­
t i ge G l a s w a r e n b e f ö r d e r t , wenn die G l a s u r 
d e s k e r a m i s c h e n G e g e n s t a n d e s o d e r d e r 
P o r z e l l a n w a r e n icht m e h r a l s 20 vom Hun­
d e r t d e s G e w i c h t s o d e r d a s G l a s n ich t mehr 

a l s 10 v o m Hunde r t d e s G e w i c h t s n a t ü r l i ­
ττ234 . c h e s U r a n oder an qpU'235 und g 2
U ' 

wenn v e r ­

(3) 

a r m t e s U r a n en thä l t o d e r wenn" d e r 
F a r b a u f t r a g b e i U n t e r g l a s u r b e m a l u n g 
n ich t m e h r a l s 2 M i l l i g r a m m U r a n je 
Q u a d r a t z e n t i m e t e r o d e r b e i A u f g l a s u r b e ­
m a l u n g n icht m e h r a l s 0, 1 M i l l i g r a m m 
U r a n je Q u a d r a t z e n t i m e t e r en thä l t ; 
e l e k t r o n i s c h e B a u t e i l e , a u s g e n o m m e n a l s 
S p i e l w a r e n , o d e r zu L e u c h t z w e c k e n b e ­
s t i m m t e e l e k t r o t e c h n i s c h e o d e r g a s t e c h ­
n i s c h e G e r ä t e b e f ö r d e r t , wenn 

(a) d e r e i n z e l n e B a u t e i l o d e r d a s e i n z e l n e 
G e r ä t r a d i o a k t i v e Stoffe en thä l t , d e r e n 
B e f ö r d e r u n g n a c h § 7 A b s . 1 1. SSVO 
k e i n e r G e n e h m i g u n g bedar f , und 
(b) d ie D o s i s l e i s t u n g i m Abs t and von 0, 1 
M e t e r von d e r b e r ü h r b a r e n O b e r f l ä c h e d e s 
B a u t e i l s o d e r G e r ä t s 0, 1 m i l l i r e m je 
Stunde n ich t ü b e r s c h r e i t e t ; en thä l t e in G e ­

1) L u f t v e r k e h r s g e s e t z in d e r F a s s u n g vom 4. 11 . 1968. G e m ä ß N r . I d e r B e k a n n t m a c h u n g 
ü b e r d ie E r l a u b n i s z u m Mi t füh ren g e f ä h r l i c h e r G ü t e r in L u f t f a h r z e u g e n v o m 2 1 . 3. 1961 
i s t den L u f t f a h r t u n t e r n e h m e n im Sinne d e s § 20 A b s . 1 d e s L u f t v e r k e h r s g e s e t z e s d ie 
E r l a u b n i s n a c h § 27 A b s . 1 u n t e r d e r V o r a u s s e t z u n g e r t e i l t w o r d e n , daß s i e d ie V o r ­
s c h r i f t e n d e s I n t e r n a t i o n a l e n L u f t t r a n s p o r t ­ V e r b a n d e s (IATA) ü b e r d ie L u f t b e f ö r d e r u n g 
bed ing t z u g e l a s s e n e r G ü t e r e inha l t en . 

2) B e g r i f f s b e s t i m m u n g in § 11 A b s . 2 1. SSVO 1 5 . 1 0 . 1 9 6 5 . 
Vgl . A n m . 1 , S. 112 . 

3) Vgl. Anhang XIII dieser Übersicht. 
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d) § 14 1. SSVO 15. 10. 1965. 

e) § 14 a 1. SSVO 15. 10. 1965. 

rä t m e h r e r e elektronische Bauteile, so 
darf die Dosisleistung im Abstand von 
0, 1 Meter von der berührbaren Oberfläche 
des Gerä t s 0, 1 mi l l i r em je Stunde nicht 
überschre i ten . 

d) E iner Genehmigung bedarf nicht, wer Gerä te , 
Anlagen oder sonstige Vorrichtungen befördert , 
in die umschlossene radioaktive Stoffe einge­
fügt sind (Vorrichtungen), wenn die Bauart der 
Vorrichtung zugelassen und die wesentlichen 
Merkmale der Vorrichtung dem Zulassungs­
schein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er te i l t 
werden, wenn die in die Vorrichtung eingefüg­
ten umschlossenen radioaktiven Stoffe berüh­
rungss icher abgedeckt sind und die Dosis le i ­
stung im Abstand von 0, 1 Meter von der be­
rührbaren Oberfläche der Vorrichtung den Wert 
von 0, 1 mi l l i r em je Stunde nicht überschre i te t . 
Eine Zulassung der Bauart darf für Vorrichtun­
gen, die zu Heilzwecken bes t immt sind, nicht 
er te i l t werden. 

e) Einer Genehmigung bedarf nicht, wer Prüf­
s t r ah le r zur Anzeigekontrolle von Strahlungs­
oder Dofismeßgeräten befördert , wenn die 
Bauar t des P r ü f s t r a h l e r s zugelassen ist und 
die wesentlichen Merkmale des P rü f s t r ah l e r s 
dem Zulassungsschein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauar t darf nur er te i l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität der in den Prüf s t rah ie r ein­

gefügten umschlossenen radioaktiven Stof­
fe ohne die Folgeprodukte 1 Mill icurie 
nicht überschre i te t , 

(2) bei P rüfs t rah le rn , bei denen ein Tei l der 
Hülle des radioaktiven Stoffes aus einer 
dünnen Fol ie besteht (Fens te rpräpara te ) , 
die Fol ie so versenkt oder anderweitig 
geschützt angebracht ist , daß sie bei übli­
cher be t r iebsmäßiger Beanspruchung nicht 
beschädigt wird, 

(3) die Dosisleistung im Abstand von 0, 1 Meter 
von der be rührbaren Oberfläche des Prüf­
s t r a h l e r s bei Gebrauch der Strahlung 
10 mi l l i r em je Stunde nicht überschre i te t 
und 

(4) zum Zubehör des P rü f s t r ah l e r s eine be­
sondere Einrichtung gehört, die gewähr­
le is te t , daß bei Nichtgebrauch der Strah­
lung die Dosisleistung im Abstand von 
0, 1 Meter von der berührbaren Oberfläche 
der Einrichtung 0, 1 mi l l i rem je Stunde 
nicht überschre i te t . 
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d) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. d) Über die Zulassung der Bauart entscheidet 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundeslän­
dern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 zu­
ständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor ih re r Entschei­
dung eine Bauartprüfung durch die Physika­
l i sch-Technische Bundesanstalt in Braun-· 
schweig zu veran lassen . 

3) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. e) Über die Zulassung der Bauart entscheidet 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde) . 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundeslän­
dern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 zu­
ständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Entschei­
dung eine Bauartprüfung durch die Phys ika­
l i sch-Technische Bundesanstalt in Braun­
schweig zu veran lassen . 
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f) § 14 b 1. SSVO 15. 10. 1965. 

D ie Z u l a s s u n g s b e h ö r d e kann in d e m Z u l a s s u n g s ­
s c h e i n b e s t i m m e n , daß die Dich t igke i t d e r U m ­
hül lung d e r in den P r ü f s t r a h i e r e ingefügten u m ­
s c h l o s s e n e n r a d i o a k t i v e n Stoffe zu p rüfen und 
d ie P r ü f u n g zu e i n e m b e s t i m m t e n Ze i tpunk t 
o d e r in b e s t i m m t e n Z e i t a b s t ä n d e n zu w i e d e r h o ­
l e n i s t . Die S t e l l e , d ie d ie D ich t igke i t p rü fen 
so l l , i s t von d e r A u f s i c h t s b e h ö r d e zu b e ­
s t i m m e n . 

f) E i n e r G e n e h m i g u n g b e d a r f n ich t , w e r b i s zu 
10 S t r a h l u n g s d e t e k t o r e n , d ie s o n s t i g e r a d i o a k ­
t i ve Stoffe en tha l t en , b e f ö r d e r t , wenn die B a u ­
a r t d e s S t r a h l u n g s d e t e k t o r s z u g e l a s s e n i s t 
und d ie w e s e n t l i c h e n M e r k m a l e d e s S t r a h l u n g s ­
d e t e k t o r s d e m Z u l a s s u n g s s c h e i n e n t s p r e c h e n . 

Die Z u l a s s u n g d e r B a u a r t da r f n u r e r t e i l t 
w e r d e n , wenn 
(1) d ie Ak t iv i t ä t o d e r Menge d e r in d e m S t r a h ­

l u n g s d e t e k t o r von d e m H e r s t e l l e r e i n g e ­
fügten s o n s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffe d a s 
Zehnfache der, F r e i g r e n z e n d e r Anlage I 
z u r 1. SSVO ' be i Einfügung von g p U 2 3 3 

zehn M i l l i g r a m m nich t ü b e r s c h r e i t e t und 
(2) d ie s o n s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffe b e i ü b l i ­

c h e r b e t r i e b s m ä ß i g e r B e a n s p r u c h u n g a u s 
d e m S t r a h l u n g s d e t e k t o r n ich t a u s t r e t e n 
können . 

D i e Z u l a s s u n g s b e h ö r d e hat in d e m Z u l a s s u n g s ­
s c h e i n d ie N e u t r o n e n H u ß d i c h t e für d ie D e t e k ­
t o r e n , in d ie d ie h ö c h s t e nach § 14 b A b s . 2 
N r . 1 1. SSVO m ö g l i c h e Akt iv i t ä t o d e r Menge 
an s o n s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffen eingefügt i s t , 
auf 10^ N e u t r o n e n je c m . s zu b e g r e n z e n . 
I s t in d ie D e t e k t o r e n e ine g e r i n g e r e Akt iv i t ä t 
o d e r Menge e ingefügt , so dü r f en für d ie Neu­
t r o n e n H u ß d i c h t e e n t s p r e c h e n d h ö h e r e W e r t e 
f e s t g e s e t z t w e r d e n . 

IV. EINFUHR VON RADIOAKTIVEN S T O F F E N 

1. G r u n d s a t z 
§ 5 1. SSVO 15. 10. 1965. 

2) G e n e h m i g u n g s p f l i c h t . ' 
E i n e r G e n e h m i g u n g b e d a r f n ich t , w e r r a d i o a k t i v e 
Stoffe e inführ t , wenn 
(1) d e r E i n f ü h r e r d e r für d ie Ü b e r w a c h u n g nach 

§ 22 A b s . 2 AtG 23 . 12. 1959 z u s t ä n d i g e n 
B e h ö r d e b e i d e r E i n f u h r a b f e r t i g u n g die E i n ­
fuhr nach An lage III z u r 1. SSVO anze ig t und 

(2) d e r E i n f ü h r e r V o r s o r g e ge t rof fen ha t , daß d ie 
r a d i o a k t i v e n Stoffe d e r e i nzu füh renden A r t und 
M e n g e nach d e r E in fuhr e r s t m a l s n u r von P e r ­
s o n e n e r w o r b e n w e r d e n , d ie d ie für den U m ­
gang e r f o r d e r l i c h e G e n e h m i g u n g b e s i t z e n . 

1 ) G e m ä ß § 1 A b s . 1 N r . 3 1. SSVO 15. 10. 1965 u n t e r l i e g t d ie E in fuhr von r a d i o a k t i v e n 
Stoffen d u r c h d ie B u n d e s w e h r n ich t den V o r s c h r i f t e n d e r 1. SSVO. 
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f) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. f) Über die Zulassung der Bauar t entscheidet 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundeslän­
dern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 zu­
ständigen Behörden (Bauartzulassung) . 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Entschei­
dung eine Bauartprüfung durch die Physika­
l i sch-Technische Bundesanstalt in Braun­
schweig zu veranlassen . 

IV. 1. § 22 Abs.lAtG 23.12.1959. 

§ 22 Abs. 3 AtG 23. 12. 1959. 

Gertehmigungsbehörde ist das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft, in Frankfur t . 
Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
unterl iegt den fachlichen Weisungen des Bundes­
m i n i s t e r s für Atomkernenergie und Wasse rwi r t ­
schaft (jetzt: Bundesminis ter für Bildung und 
Wissenschaft) . Die Weisungsbefugnisse des 
Bundesmin is te r s für Wirtschaft bleiben im übrigen 
unberührt . 
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Diese Genehmigungsbefreiung gilt jedoch nicht 
für die sonstige Verbringung radioaktiver Stoffe 
in den-Geltungsbereich der 1. SSVO. 
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§ 22 Abs. 2 AtG 23. 12. 1959. 

Er l aß des Bundesminis te rs 
der Finanzen 20. 8. 1965. 

Sonderregelung für Berl in: 
BK/O (61) 8 vom 12. 7. 1961; 
BK/O (63) 7 vom 24. 5. 1963; 
BK/O (67) 6 vom 31. 5. 1967 
in Verbindung mit § 8 Nr. 11 
VO 1. 1. 1967. 
§ 2 a VO 1. 1. 1967. 

Er l aß des Senators 
für Finanzen 10. 10. 1967. 

Die Überwachung der Einfuhr obliegt dem Bun­
desmin i s te r der Finanzen oder den von ihm be ­
s t immten Zolldienststel len, im Freihafen 
Hamburg dem Freihafenamt der F r e i e n und Han­
sestadt Hamburg. 
Anweisung an die Zolldiensts tel len betreffend die 
Überwachung der Einfuhr von radioaktiven Stoffen. 
F ü r die Einfuhr von Freigrenzenstoffen vgl. ins­
besondere Nr. 7 d ieses E r l a s s e s . Danach hat die 
Zol ldiensts tel le nach Abfertigung von radioaktiven 
Stoffen,für deren Einfuhr eine Genehmigung oder 
eine Einfuhranzeige nicht e r forder l ich war, die 
Abfertigung de ra r t i ge r Sendungen unter Angabe 
des Einführers und des Empfängers sowie der 
Art und der Menge oder der Aktivität der sonst i ­
gen radioaktiven Stoffe unverzüglich dem Bundes­
amt für gewerbliche Wirtschaft in Frankfurt zu 
melden. Eine Durchschrif t der Meldung nimmt 
die Zol ldiensts tel le zur Zollurkunde. Diese Melde­
pflicht gilt nicht für Einfuhren von radioaktiven 
Stoffen, die die Bundeswehr selbst durchführt, 
sowie für die Einfuhr von Waren der in § 11 
1. SSVO 15. 10. 1965 genannten Art , die im Re i se ­
verkehr eingeführt werden und weder zum Handel 
noch zur gewerblichen Verwendung bes t immt sind. 

Genehmigungsbehörde für die Einfuhr von radioak­
tiven Stoffen ist der Senator für Wirtschaft. 

Überwachungsbehörde für die Einfuhr von sonst i ­
gen radioaktiven Stoffen ist der Senator für F inan­
zen. 
Anweisung an die Zolldienststel len in Ber l in (West) 
betreffend die Überwachung der Einfuhr von son­
stigen radioaktiven Stoffen. 
F ü r die Einfuhr von Freigrenzenstoffen vgl. Nr . I . 6 
d ieses E r l a s s e s . Danach hat die Zol ldiensts tel le 
nach Abfertigung der sonstigen radioaktiven Stoffe, 
für deren Einfuhr eine Genehmigung oder eine 
Einfuhranzeige nicht er forder l ich waren, die Ab­
fertigung de ra r t i ge r Sendungen unter Angabe des 
Einführers und des Empfängers sowie der Art 
und Menge oder der Aktivität der sonstigen rad io ­
aktiven Stoffe unverzüglich dem Senator für Wir t ­
schaft zu melden. Eine Durchschrif t der Meldung 
wird zur Zollurkunde genommen. Diese Anzeige­
pflicht gilt jedoch nicht für die Einfuhr von Waren 
der in § 11 1. SSVO 15. 10. 1965 genannten Art , 
die im Reiseverkehr eingeführt werden und weder 
zum Handel noch zur gewerblichen Verwendung 
bes t immt sind. 
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2. A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

a) 7 A b s . 1 
SSVO 15. 10. 1965. 

b) 11 A b s . 1 
SSVO 15. 10. 1965. 

a) E i n e r G e n e h m i g u n g b e d a r f n ich t , w e r 
(1) s o n s t i g e r a d i o a k t i v e Stoffe e in führ t , 

wenn d ie Ak t iv i t ä t o d e r Menge d e r 
s o n s t i g e n r a d i a o k t i v e n Stoffe u n t e r 
den F r e i g r e n z e n d e r An lage I z u r 
1. SSVO l i eg t 2> 

(2) Stoffe e inführ t , d e r e n K o n z e n t r a t i o n 
an s o n s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffen 
w e n i g e r a l s 0, 002 M i k r o c u r i e je 
G r a m m b e t r ä g t ; 

(3) f e s t e Stoffe e inführ t , d e r e n K o n z e n ­
t r a t i o n an r a d i o a k t i v e n Stoffen n a t ü r ­
l i c h e n U r s p r u n g s w e n i g e r a l s 0 , 0 1 
M i k r o c u r i e je G r a m m b e t r ä g t ; 

(4.) n a t ü r l i c h e s K a l i u m o d e r a u s n a t ü r l i ­
chen Q u e l l e n s t a m m e n d e H e i l w ä s s e r 
e in führ t , d e r e n K o n z e n t r a t i o n an 
r a d i o a k t i v e n Stoffen n a t ü r l i c h e n U r ­
s p r u n g e s n ich t e r h ö h t i s t . 

b) E i n e r G e n e h m i g u n g b e d a r f n ich t , w e r 
(1) G e r ä t e e in führ t , d ie Skalen o d e r An. -

z e i g e m i t t e l m i t fes t haf tenden r a d i o a k ­
t i ven L e u c h t f a r b e n 1) en tha l t en , wenn 
die L e u c h t f a r b e n 
(a) f r e i von r a d i o a k t i v e n Stoffen s ind, 
d e r e n R a d i o t o x i z i t ä t in An lage I z u r 
1. SSVO^/durch e ine n i e d r i g e r e F r e i ­
g r e n z e a l s 10 M i k r o c u r i e g e k e n n z e i c h ­
net i s t , a u s g e n o m m e n R a d i u m , und 
(b) ü b l i c h e r w e i s e b e r ü h r u n g s s i c h e r 
a b g e d e c k t s ind und die D o s i s l e i s t u n g 
d e r n ich t a b g e d e c k t e n S t r a h l u n g i m 
A b s t a n d von 0, 1 M e t e r von d e r 
L e u c h t f a r b e 0, 1 m i l l i r e m j e Stunde 
n ich t ü b e r s c h r e i t e t ; 

(2) u r a n h a l t i g e g l a s i e r t e k e r a m i s c h e G e ­
g e n s t ä n d e o d e r P o r z e l l a n w a r e n o d e r 
u r a n h a l t i g e G l a s w a r e n e in führ t , wenn 
d ie G l a s u r d e s k e r a m i s c h e n G e g e n ­
s t a n d e s o d e r d e r P o r z e l l a n w a r e n ich t 
m e h r a l s 20 v o m H u n d e r t d e s G e ­
w i c h t s o d e r d a s G l a s n ich t m e h r a l s 
10 v o m H u n d e r t d e s G e w i c h t s n a t ü r ­
l i c h e s U r a n o d e r an q p U 2 3 5 und q 2 U 2 ^ 
v e r a r m t e s U r a n en thä l t o d e r wenn 
d e r F a r b a u f t r a g be i U n t e r g l a s u r b e -
m a l u n g n ich t m e h r a l s 2 M i l l i g r a m m 
U r a n j e Q u a d r a t z e n t i m e t e r o d e r be i 

1) B e g r i f f s b e s t i m m u n g in § 11 A b s . 
Vgl . A n m . 1 S. 1 1 2 . 

2 1. SSVO 15. 10. 1965. 
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2. a) a) 

b) b) 
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§ 5 Abs. 3 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

c) § 14 1. SSVO 15. 10. 1965. 

Aufglasurbemalung nicht mehr als 
0, 1 Mil l igramm Uran je Quadrat­
zent imeter enthält; 

(3) elektronische Bauteile, ausgenommen 
als Spielwaren, oder zu Leuchtzwek-
ken bes t immte elektrotechnische oder 
gastechnische Gerä te einführt, wenn 
(a) der einzelne Bauteil oder das ein­
zelne Gerät radioaktive Stoffe enthält, 
deren Einfuhr nach § 7 Abs. 1 
1. SSVO keiner Genehmigung bedarf, 
und 
(b) die Dosisleis tung im Abstand von 
0, 1 Meter von der berührbaren Ober­
fläche des Bautei ls oder Gerä t s 0, 1 
mi l l i r em je Stunde nicht übe r sch re i ­
tet; enthält ein Gerät m e h r e r e elek­
t ronische Bauteile, so darf die Dos is ­
leistung im Abstand von 0, 1 Meter 
von der be rührbaren Oberfläche des 
Gerä t s 0, 1 mi l l i r em je Stunde nicht 
überschre i ten . 

Wer Gerä te , keramische Gegenstände, 
Porze l lanwaren , Glaswaren oder e lektro­
nische Bauteile der in § 11 1. SSVO be­
zeichneten Art einführt, hat dies der für 
die Überwachung nach § 22 Abs. 2 AtG 
23. 12. 1959 zuständigen Behörde bei der 
Einfuhrabfertigung nach Anlage IV zur 
1. SSVO anzuzeigen. Diese Anzeigepflicht 
besteht nicht bei der Einfuhr von Geräten, 
ke ramischen Gegenständen, Porzel lanwa­
ren, Glaswaren oder elektronischen Bau­
teilen im Reiseverkehr , wenn sie weder 
zum Handel noch zur gewerblichen Ver­
wendung bes t immt sind. 

c) E iner Genehmigung bedarf nicht, wer 
Gerä te , Anlagen oder sonstige Vorrichtun­
gen einführt, in die umschlossene radioak­
tive Stoffe eingefügt sind (Vorrichtungen), 
wenn die Bauar t der Vorrichtung zugelas­
sen ist und die wesentlichen Merkmale der 
Vorrichtung dem Zulassungsschein ent­
sprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er tei l t 
werden, wenn die in die Vorrichtung ein­
gefügten umschlossenen radioaktiven Stof­
fe berührungss icher abgedeckt sind und' 
die Dosisleistung im Abstand von 0, 1 Me­
t e r von der be rührbaren Oberfläche der 
Vorrichtung den Wert von 0, 1 mi l l i r em je 
Stunde nicht überschre i te t . 
Eine Zulassung der Bauart darf für Vor­
richtungen, die zu Heilzwecken bes t immt 
sind, nicht er te i l t werden. 
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§ 5 Abs. 3 
1. SSVO 15. 10. 1965. 
in Verbindung mit 
§ 22 Abs. 2 AtG 23. 12. 1959. 

Die Anzeige ist der für die Überwachung 
nach § 22 Abs. 2 AtG zuständigen Be­
hörde (dem Bundesminis ter der Finanzen 
oder den von ihm bes t immten Zolldienst­
stel len, im Freihafen Hamburg dem F r e i ­
hafenamt der F r e i e n und Hansestadt 
Hamburg) bei der Einfuhrabfertigung nach 
Anlage IV zur 1. SSVO zu ers ta t ten . 

c) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. c) Über die Zulassung der Bauar t entscheiden 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundes­
ländern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 
zuständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Ent­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Phys ika l i sch-Technische Bundesanstal t 
in Braunschweig zu veran lassen . 
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d) § 14 a 1. SSVO 15. 10. 1965. d) Einer Genehmigung bedarf nicht, wer 
P rü f s t r ah l e r zur Anzeigekontrolle von 
Strahlungs- oder Dosismeßgeräten ein­
führt, wenn die Bauart des Prüf St rahlers 
zugelassen ist und die wesentlichen Merk­
male des P r ü f s t r a h l e r s dem Zulassungs­
schein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er tei l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität der in den Prüf s t rah ie r 

eingefügten umschlossenen radioakti­
ven Stoffe ohne die Folgeprodukte 1 
Mil l icurie nicht überschre i te t , 

(2) bei P rü f s t r ah le rn , bei denen ein Tei l 
der Hülle des radioaktiven Stoffes aus 
einer dünnen Fol ie besteht (Fens te r ­
präparate) die Folie so versenkt oder 
anderweitig geschützt angebracht ist, 
daß sie bei üblicher be t r iebsmäßiger 
Beanspruchung nicht beschädigt wird, 

(3) die Dosisleis tung im Abstand von 0, 1 
Meter von der berührbaren Oberfläche 
des P r ü f s t r a h l e r s bei Gebrauch der 
Strahlung 10 mi l l i r em je Stunde nicht 
überschre i te t und 

(4) zum Zubehör des P rü f s t r ah l e r s eine 
besondere Einrichtung gehört, die ge­
währle is te t , daß bei Nichtgebrauch 
der Strahlung die Dosisleistung im Ab­
stand von 0, 1 Meter von der berührba­
ren Oberfläche der Einrichtung 0, 1 
mi l l i r em je Stunde nicht überschre i te t . 

Die Zulassungsbehörde kann in dem Zu­
lassungsschein bes t immen, daß die Dich­
tigkeit der Umhüllung der in den Prüf­
s t r ah le r eingefügten umschlossenen radio­
aktiven Stoffe zu prüfen und die Prüfung 
zu einem bes t immten Zeitpunkt oder in be­
s t immten Zeitabständen zu wiederholen 
is t . Die Stelle, die die Dichtigkeit prüfen 
soll, is t von der Aufsichtsbehörde zu be­
s t immen. 

e) § 14 b 1. SSVO 15. 10. 1965. e) Einer Genehmigung bedarf nicht, wer bis 
zu 10 Strahlungsdetektoren, die sonstige 
radioaktive Stoffe enthalten, einführt, 
wenn die Bauar t des Strahlungsdetektors 
zugelassen ist und die wesentlichen Merk­
male des Strahlungsdetektors dem Zulas ­
sungsschein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauar t darf nur er tei l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität oder Menge der in dem 

Strahlungsdetektor von dem Hers te l l e r 
eingefügten sonstigen radioaktiven 
Stoffe das Zehnfache der F re ig renzen 
der Anlage I zur 1. SSVOt'bei Ein­
fügung von qpU233 zehn Milligramm, 
nicht überscni i rei tet und 
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d) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. d) Über die Zulassung der Bauar t entschei­
det die nach Landesrecht zuständige Be ­
hörde (Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundes­
ländern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. I965 
zuständigen Behörden (Bauartzulassung) 

(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Ent­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Phys ika l i sch-Technische Bundesanstalt 
in Braunschweig zu veranlassen . 

e) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. e) Über die Zulassung der Bauar t entschei­
det die nach Landesrecht zuständige Be­
hörde (Zulassungsbehörde). 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundes­
ländern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. I965 
zuständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Ent ­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Phys ika l i sch-Technische Bundesanstal t 
in Braunschweig zu veran lassen . 
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(2) die s o n s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffe be i 
ü b l i c h e r b e t r i e b s m ä ß i g e r B e a n s p r u ­
chung, a u s d e m S t r a h l u n g s d e t e k t o r 
n ich t a u s t r e t e n können . 

D ie Z u l a s s u n g s b e h ö r d e hat in d e m Z u ­
l a s s u n g s s c h e i n d ie N e u t r o n e n H u ß d i c h t e 
für d ie D e t e k t o r e n , in d ie d ie h ö c h s t e 
n a c h § 14 b A b s . 2 N r . 1 1. SSVO m ö g ­
l i c h e Ak t iv i t ä t o d e r Menge an s o n s t i g e n 
r a d i o a k t i v e n Stoffen eingefügt i s t , auf 
10 N e u t r o n e n je c m 2 , s z u b e g r e n z e n . 
I s t in d ie D e t e k t o r e n e ine g e r i n g e r e A k t i ­
v i t ä t o d e r Menge eingefügt , so dür fen für 
d ie N e u t r o n e n H u ß d i c h t e e n t s p r e c h e n d höhe­
r e W e r t e f e s t g e s e t z t w e r d e n . 

V. AUSFUHR VON RADIOAKTIVEN S T O F F E N 

1. G r u n d s a t z 
§ 5 a A b s . 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

G ehehmigungsp f l i ch t 1) 

1) G e m ä ß § 1 A b s . 1 N r . 3 1. SSVO 15. 10. 1965 u n t e r l i e g t d ie Ausfuhr von 
radioaktiven Stoffen durch die Bundeswehr nicht den Vorschriften der 1. SSVO. 
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V. 1. § 22 Abs. 1 
AtG 23. 12. 1959. 
§ 22 Abs. 3 
AtG 23. 12. 1959. 

§ 22 Abs. 2 
AtG 23. 12. 1959. 

Er laß des Bundesminis ters 
der Finanzen 20. 8. 1965. 

Genehmigungsbehörde ist das Bundesant 
für gewerbliche Wirtschaft. 
Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
unterl iegt den fachlichen Weisungen des Bun­
desmin i s t e r s für Atomkernenergie und W a s s e r ­
wirtschaft (jetzt: Bundesminis ter für Bildung 
und Wissenschaft) . Die Weisungsbefugnisse 
des Bundesminis te rs für Wirtschaft bleiben im 
übrigen unberührt . 
Die Überwachung der Ausfuhr obliegt dem Bun­
desminis te r der Finanzen oder den von ihm 
bes t immten Zolldienststel len, im Freihafen 
Hamburg dem Freihafenamt der F r e i e n und 
Hansestadt Hamburg. 
Anweisung an die Zolldiensts tel len betreffend 
die Überwachung der Ausfuhr von radioaktiven 
Stoffen. 
F ü r die Ausfuhr von Freigrenzenstoffen vgl. 
insbesondere Nr. 7 d ieses E r l a s s e s . Danach 
haben die Zolldienststel len nach Abfertigung 
von sonstigen radioaktiven Stoffen, für deren 
Ausfuhr eine Genehmigung oder eine Ausfuhr­
anzeige nicht er forder l ich war, die Abfertigung 
de ra r t i ge r Sendungen unter Angabe des Aus­
führers und des Empfängers sowie der Art und 
der Menge oder der Aktivität der sonstigen 
radioaktiven Stoffe unverzüglich dem Bundes­
amt für gewerbliche Wirtschaft in Frankfurt 
zu melden. Eine Durchschrift der Meldung wird 
zur ZoUurkunde genommen. Diese Meldepflicht 
gilt jedoch nicht für die Ausfuhren von radioak­
tiven Stoffen, die die Bundeswehr selbst durch­
führt. 
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2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) § 5 a Abs. 2 Satz 1 

1. SSVO 15. 10. 1965. 

b) § 5 a Abs. 2 Satz 2 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

c) § 7 Abs. 1 1. SSVO 
15. 10.1965. 

a) Genehmigungsfreiheit für die Ausfuhr von 
radioaktiven Stoffen, wenn „ 
(1) ihre Aktivität oder Menge das 10 -fache 

der F re ig r enzen der Anlage I zur 
1. SSVO^je Beförderungs- oder Ver­
sandstück nicht überschre i te t und 

(2) der Ausführer der für die Überwachung 
nach § 22 Abs. 2 AtG 23.12.1959 zu­
ständigen Behörde vor dem Versand 
die Ausfuhr nach Anlage V zur 1. SSVO 
anzeigt. 

Diese Genehmigungsbefreiung findet keine 
Anwendung bei der sonstigen Verbringung 
radioakt iver Stoffe aus dem Geltungsbereich 
der 1. SSVO im Sinne des § 1 Abs. 2. 

b) Genehmigungsfreiheit für denjenigen, der 
radioaktive Stoffe, mit denen nach § 8 
1. SSVO 15. 10. 1965 ohne Genehmigung 
umgegangen werden darf, ausführt. 

c) Einer Genehmigung bedarf nicht, wer 
(1) sonstige radioaktive Stoffe ausführt, 

wenn die Aktivität oder Menge der 
sonstigen radioaktiven Stoffe unter den . 
F r e ig r enzen der Anlage I zur 1. SSVO ' 
liegt; 
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S o n d e r r e g e l u n g für B e r l i n : 

B K / O (61) 8 v o m 12. 7. 1961; 
B K / O (63) 7 v o m 24. 5. 1963; 
B K / O (67) 6 v o m 3 1 . 5. 1967 
in V e r b i n d u n g m i t § 8 N r . 
VO 1. 1. 1967. 

§ 2 a VO 1. 1. 1967. 

Erlaß des Senators der 
Finanzen 10. 10. 1967. 

11 

G e n e h m i g u n g s b e h ö r d e für d ie Aus fuhr von 
s o n s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffen i s t d e r S e n a t o r 
für W i r t s c h a f t . 

F ü r d ie Ü b e r w a c h u n g d e r Aus fuh r von s o n s t i ­
gen r a d i o a k t i v e n Stoffen i s t d e r S e n a t o r für 
F i n a n z e n z u s t ä n d i g . 
A n w e i s u n g an d ie Z o l l d i e n s t s t e i l e n in B e r l i n 
(West) be t r e f f end die Ü b e r w a c h u n g d e r A u s ­
fuhr von s o n s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffen. 
F ü r d ie Aus fuhr von F r e i g r e n z e n s t o f f e n vg l . 
i n s b e s o n d e r e N r . 6 d i e s e s E r l a s s e s . D a n a c h 
ha t d ie Z o H d i e n s t s t e l l e nach A b f e r t i g u n g d e r 
s o n s t i g e n r a d i o a k t i v e n Stoffe, für d e r e n A u s ­
fuhr e ine G e n e h m i g u n g o d e r e ine A u s f u h r a n z e i ­
ge n ich t e r f o r d e r l i c h w a r e n , d ie A b f e r t i g u n g 
d e r a r t i g e r Sendungen u n t e r Angabe d e s A u s ­
f ü h r e r s und d e s E m p f ä n g e r s sowie d e r A r t 
und Menge o d e r d e r Ak t iv i t ä t d e r s o n s t i g e n 
r a d i o a k t i v e n Stoffe u n v e r z ü g l i c h d e m S e n a t o r 
für W i r t s c h a f t zu m e l d e n . E i n e D u r c h s c h r i f t 
d e r Meldung w i r d z u r Z o l l u r k u n d e g e n o m m e n . 

a) a) 

§ 5 a A b s . 2 N r . 2 
1. SSVO 15. 10. 1965 
in V e r b i n d u n g m i t § 22 
A b s . 2 AtG 23 . 12. 1959. 

A n z e i g e b e h ö r d e n s ind n a c h § 22 A b s . 2 
AtG d e r B u n d e s m i n i s t e r d e r F i n a n z e n 
o d e r d ie von i h m b e s t i m m t e n Z o l l d i e n s t ­
s t e l l e n , i m F r e i h a f e n H a m b u r g d a s F r e i ­
h a f e n a m t d e r F r e i e n H a n s e s t a d t H a m b u r g . 

b) b) 

c) c) 
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d) § 14 1. SSVO 15. 10. 1965. 

e) § 14 a 1. SSVO 15. 10. 1965. 

(2) Stoffe ausführt, deren Konzentration 
an sonstigen radioaktiven Stoffen we­
niger als 0, 002 Mikrocurie je Gramm 
beträgt; 

(3) feste Stoffe ausführt, deren Konzentra­
tion an radioaktiven Stoffen natürlichen 
Ursprunges weniger als 0,01 Mikro­
curie je Gramm beträgt ; 

(4) natür l iches Kalium oder aus natürlichen 
Quellen s tammende Heilwässer aus ­
führt, deren Konzentration an radioakti­
ven Stoffen natürlichen Ursprunges 
nicht erhöht ist . 

d) Einer Genehmigung bedarf nicht, wer Ge­
rä t e , Anlagen oder sonstige Vorrichtungen 
ausführt, in die umschlossene radioaktive 
Stoffe eingeführt sind (Vorrichtungen), wenn 
die Bauar t der Vorrichtung zugelassen und 
die wesentlichen Merkmale der Vorr ich­
tung dem Zulassungsschein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er te i l t 
werden, wenn die in die Vorrichtung einge­
fügten umschlossenen radioaktiven Stoffe 
j e rüh rungss i che r abgedeckt sind und die 
Dosisleistung im Abstand von 0, 1 Meter 
von der berührbaren Oberfläche der Vor­
richtung den Wert von 0, 1 mi l l i r em je Stun­
de nicht überschre i te t . 
Eine Zulassung der Bauart darf für Vorr ich­
tungen, die zu Heilzwecken bes t immt sind, 
nicht er te i l t werden. 

e) E iner Genehmigung bedarf nicht, wer Prüf­
s t r ah le r zur Anzeigekontrolle von Strahlungs 
oder Dosismeßgeräten ausführt, wenn die 
Bauar t des P r ü f s t r a h l e r s zugelassen ist und 
die wesentlichen Merkmale des Prüfs t rah­
l e r s dem Zulassungsschein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er tei l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität der in den Prü f s t r ah le r 

eingefügten umschlossenen radioaktiven 
Stoffe ohne die Folgenprodukte 1 Milli-
curie nicht überschre i te t , 

(2) bei P rüfs t rah le rn , bei denen ein Tei l 
der Hülle des radioaktiven Stoffes aus 
e iner dünnen Folie besteht (Fens te r ­
präpara te ) , die Folie so versenkt oder 
anderweit ig geschützt angebracht ist , 
daß sie bei üblicher be t r iebsmäßiger 
Beanspruchung nicht beschädigt wird, 

(3) die Dosisleistung im Abstand von 0, 1 
Meter von der berührbaren Oberfläche 
des P r ü f s t r a h l e r s bei Gebrauch der 
Strahlung 10 miUirem je Stunde nicht 
überschre i te t und 
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d) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. d) Ü b e r d ie Z u l a s s u n g d e r B a u a r t e n t s c h e i ­
det d ie nach L a n d e s r e c h t z u s t ä n d i g e B e ­
h ö r d e ( Z u l a s s u n g s b e h ö r d e ) . Vgl . d a s 
V e r z e i c h n i s d e r in den B u n d e s l ä n d e r n g e ­
m ä ß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 z u s t ä n d i ­
gen B e h ö r d e n ( B a u a r t z u l a s s u n g ) 
(Anhang I) . 
D i e Z u l a s s u n g s b e h ö r d e ha t v o r i h r e r E n t ­
s c h e i d u n g e ine B a u a r t p r ü f u n g d u r c h d ie 
P h y s i k a l i s c h - T e c h n i s c h e B u n d e s a n s t a l t 
in B r a u n s c h w e i g zu v e r a n l a s s e n . 

e) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. e) Ü b e r d ie Z u l a s s u n g d e r B a u a r t e n t s c h e i d e t 
d ie n a c h L a n d e s r e c h t z u s t ä n d i g e B e h ö r d e 
( Z u l a s s u n g s b e h ö r d e ) . Vgl . d a s V e r z e i c h ­
n i s d e r in den B u n d e s l ä n d e r n g e m ä ß § 15 
1. SSVO 15. 10. 1965 z u s t ä n d i g e n B e h ö r d e r 
( B a u a r t z u l a s s u n g ) (Anhang I) . 
D i e Z u l a s s u n g s b e h ö r d e hat v o r i h r e r E n t ­
s c h e i d u n g e ine B a u a r t p r ü f u n g d u r c h d ie 
P h y s i k a l i s c h - T e c h n i s c h e B u n d e s a n s t a l t 
in B r a u n s c h w e i g zu v e r a n l a s s e n . 
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f) § 14 b 1. SSVO 15. 10. 1965. 

(4) zum Zubehör des P rü f s t r ah l e r s eine 
besondere Einrichtung gehört, die ge­
währle is te t , daß bei Nichtgebrauch der 
Strahlung die Dosisleistung im Abstand 
von 0, 1 Meter von der be rührbaren 
Oberfläche der Einrichtung 0, 1 mi l l i ­
r e m je Stunde nicht überschre i te t . 

Die Zulassungsbehörde kann in dem Zu­
lassungsschein bes t immen, daß die Dich­
tigkeit der Umhüllung der in den P rü f s t r ah ­
l e r eingefügten umschlossenen radioaktiven 
Stoffe zu prüfen und die Prüfung zu einem 
bes t immten Zeitpunkt oder in bes t immten 
Zeitabständen zu wiederholen ist. Die 
Stelle, die die Dichtigkeit prüfen soU, ist 
von der Aufsichtsbehörde zu best immen. 

f) E iner Genehmigung bedarf nicht, wer bis 
zu 10 Strahlungsdetektoren, die sonstige 
radioaktive Stoffe enthalten, ausführt, wenn 
die Bauar t des Strahlungsdetektors zuge­
l a s sen ist und die wesentlichen Merkmale 
des Strahlungsdetektors dem Zulassungs­
schein entsprechen. 
Die Zulassung der Bauart darf nur er te i l t 
werden, wenn 
(1) die Aktivität oder Menge der in den 

Strahlungsdetektor von dem Hers te l l e r 
eingefügten sonstigen radioaktiven Stof­
fe das Zehnfache der F re ig renzen der 
Anlage I zur 1. SSVO, 'bei Einfügung 
von qpU2^3 zehn Mil l igramm nicht 
überschre i te t und 

(2) die sonstigen radioaktiven Stoffe bei 
üblicher be t r iebsmäßiger Beanspru­
chung aus dem Strahlungsdetektor 
nicht aus t re ten können. 

Die Zulassungsbehörde hat in dem Zulas ­
sungsschein die NeutronenHußdichte für 
Detektoren in die die höchste nach § 14 b 
Abs. 2 Nr. 1 1. SSVO mögliche Aktivität 
oder Menge an sonstigen radioaktiven Stof­
fen eingefügt ist , auf 10^ Neutronen je 
cm . s zu begrenzen. Ist in die Detektoren 
eine ger ingere Aktivität oder Menge einge­
fügt, so dürfen für die NeutronenHußdichte 
entsprechend höhere Werte festgesetzt 
werden. 
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f) § 15 1. SSVO 15. 10. 1965. f) Über die Zulassung der Bauar t entscheidet 
die nach Landesrecht zuständige Behörde 
(Zulassungsbehörde) . 
Vgl. das Verzeichnis der in den Bundes­
ländern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 
zuständigen Behörden (Bauartzulassung) 
(Anhang I). 
Die Zulassungsbehörde hat vor i h r e r Ent­
scheidung eine Bauartprüfung durch die 
Phys ika l i sch-Technische Bundesanstalt 
in Braunschweig zu veranlassen . 
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VI. 
1. 

VERKEHR MIT RADIOAKTIVEN S T O F F E N 

G r u n d s a t z 
§ 12 A b s . 1 und 2 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
§ 12 1. SSVO 15. 10. 1965. 

R a d i o a k t i v e Stoffe, m i t denen nu r auf G r u n d 
e i n e r G e n e h m i g u n g nach § 3 1. SSVO u m g e ­
gangen w e r d e n darf , dür fen im Inland n u r an 
P e r s o n e n a b g e g e b e n w e r d e n , d ie für den U m ­
gang ' m i t r a d i o a k t i v e n Stoffen d e r a b z u g e b e n ­
den A r t und Menge e ine G e n e h m i g u n g nach § 3 
1. SSVO b e s i t z e n . 
E r f o r d e r t d ie Abgabe e ine B e f ö r d e r u n g auf 
öf fent l ichen o d e r d e r Öffent l ichkei t zugäng l i chen 
V e r k e h r s w e g e n , so hat , w e r e i n e r G e n e h m i g u n g 
n a c h § 3 1. SSVO bedar f , dafür zu s o r g e n , 
daß d ie r a d i o a k t i v e n Stoffe 
(1) d u r c h e ine nach den §§ 4 o d e r 9 b e r e c h t i g ­

t e P e r s o n b e f ö r d e r t w e r d e n ; 
(2) b e i d e r Ü b e r g a b e z u r B e f ö r d e r u n g u n t e r 

B e a c h t u n g d e r für d ie j e w e i l i g e B e f ö r d e r u n g s 
a r t g e l t e n d e n R e c h t s v o r s c h r i f t e n o d e r , 
sowei t s o l c h e R e c h t s v o r s c h r i f t e n fehlen , 
d e r n a c h d e m Stand von W i s s e n s c h a f t und 
T e c h n i k für d ie b e a b s i c h t i g t e A r t d e r B e ­
f ö r d e r u n g gebo tenen A n f o r d e r u n g e n v e r ­
pack t s ind. 

Aus d e r V o r s c h r i f t d e s § 12 1. SSVO folgt, 
daß d i e Abgabe von r a d i o a k t i v e n Stoffen an e ine 
a n d e r e P e r s o n , d ie e ine U m g a n g s g e n e h m i g u n g 
n a c h § 3 1. SSVO nich t b e s i t z t , dann z u l ä s s i g 
i s t , wenn e s s i c h be i den b e t r e f f e n d e n r a d i o a k ­
t i v e n Stoffen n a c h A r t und Menge um s o l c h e h a n ­
de l t , für d ie e ine U m g a n g s g e n e h m i g u n g nach 
§ 3 1. SSVO wegen e i n e r b e s t e h e n d e n F r e i g r e n ­
z e n r e g e l u n g 2 ) n ich t e r f o r d e r l i c h i s t . 
I n s o w e i t en t fä l l t auch d ie B u c h f ü h r u n g s - und 
Anze igep f l i ch t h i n s i c h t l i c h d e r Abgabe von r a d i o ­
a k t i v e n Stoffen i m Sinne d e s § 13 1. SSVO, 
a l l e r d i n g s n ich t für d i e j en igen P e r s o n e n , d ie 
n a c h § 8 1. SSVO ohne G e n e h m i g u n g m i t r a d i o ­
ak t iven Stoffen u m g e h e n ( n a t ü r l i c h e s T h o r i u m 
b i s zu 100 G r a m m zu c h e m i s c h - a n a l y t i s c h e n 
o d e r c h e m i s c h - p r ä p a r a t i v e n Z w e c k e n ) . 

1 N r . 1 1. SSVO 15. 10. 1965. 1) B e g r i f f s b e s t i m m u n g in § 1 A b s . 
Vgl . oben S. 110. 

2) Z u r F r e i g r e n z e n r e g e l u n g h i n s i c h t l i c h d e s U m g a n g s m i t r a d i o a k t i v e n Stoffen 
vgl . oben S. 110 - 1 1 2 . 
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VI. 1. 
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VII. ABLEITUNG RADIOAKTIVER STOFFE 

1. Grundsatz 

a) § 34 Abs. 1 ­ 4 
l.SSVO 15. 10. 1965. 

b) § 34 Abs. 5 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

a) Verbot der Ableitung von Luft oder Wasse r 
aus Kontrol lbereichen oder aus umschlosse­
nen Räumen. 

b) Verbot der Einbringung von radioaktiven 
Stoffen in den Boden. 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) § 34 Abs. 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

§ 34 Abs. 2 l.SSVO 15. 10. 1965. 

§ 34 Abs. 3 1. SSVO 15. 10. 1965. 

§ 34 Abs. 4 1. SSVO 15. 10. 1965. 

a) Aus Kontrol lbereichen herausgelangende 
Luft oder herausgelangendes Wasse r darf, 
wenn die Möglichkeit des Entweichens be­
steht, eine von einem Umgang mit radioak­
tiven Stoffen her rührende Konzentration 
radioakt iver Stoffe bis zu ein Zehntel der 
in Anlage TT zur 1. SSVO genannten Werte 
enthalten. *■> 

Aus KontroUbereichen herausgelangendes 
Abwasser darf in Abwasserkanäle oder 
ober i rd ische Gewässer eingeleitet werden, 
wenn die von einem Umgang mit radioakt i­
ven Stoffen her rührende Konzentration der 
radioaktiven Stoffe in diesem Wasser im 
Tagesdurchschni t t die in Anlage II zur 
1. SSVO genannten Werte nicht übe r sch re i ­
tet . i J 

Im Einzelfall können abweichend von den 
Vorschrif ten des § 34 Abs. 1 und 2 
1. SSVO niedr igere Konzentrationen vorge­
schr ieben werden, wenn dies zum Schutz 
einzelner oder der Allgemeinheit oder aus 
Gründen der Reinhaltung des Wasse r s ge­
boten ist. Höhere Konzentrationen können 
gestat tet werden, wenn dadurch einzelne 
und die Allgemeinheit nicht gefährdet werden 
und Gründe der Reinhaltung des W a s s e r s 
nicht entgegenstehen. 

§ 34 Abs. 1, 2 und 3 1. SSVO finden auch 
Anwendung, wenn Luft, Wasse r und Abwas­
s e r aus umschlossenen Räumen herausge­
langen, die keine Kontrol lbereiche sind, in 
denen aber mit radioaktiven Stoffen umge­
gangen wird, mit denen auf Grund einer 
Genehmigung nach § 3 1. SSVO oder ohne 
Genehmigung nach § 8 1. SSVO umgegan­
gen werden darf. 
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VII. 1. a) - a) 

b) b) 

2. a) a) 

§ 34 Abs. 3 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

Die Einzelfallentscheidung trifft die nach 
Landesrecht zuständige Behörde. 
Vgl. das Verzeichnis der gemäß § 34 
1. SSVO 15. 10. 1965 nach Landesrecht 
zuständigen Behörden (Anhang VIII). 
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b) § 34 A b s . 5 1. SSVO 15. 10. 1965. b) R a d i o a k t i v e Stoffe, m i t denen auf Grund 
— e i n e r G e n e h m i g u n g nach § 3 1. SSVO 

o d e r ohne G e n e h m i g u n g nach § 8 l .SSVO 
u m g e g a n g e n w e r d e n darf , dür fen in den 
Boden e i n g e b r a c h t w e r d e n , wenn d i e s aus ­
d r ü c k l i c h in e i n e r G e n e h m i g u n g nach § 3 
1. SSVO z u g e l a s s e n i s t . 

VIII. BESEITIGUNG SONSTIGER RADIOAKTIVER S T O F F E 

1. G r u n d s a t z 

a) G e n e h m i g u n g s p f l i c h t . 

2. 

a) § 3 1. SSVO 15. l o . 1965. 

b) § 42 1. SSVO 15. 10. 1965. 

A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

a) ­

b) § 42 A b s . 2 l . S S V O 1 5 . 1 0 . 1 9 6 5 . 

b) R a d i o a k t i v e Stoffe, m i t denen auf G r u n d 
e i n e r G e n e h m i g u n g nach § 3 1. SSVO 
o d e r ohne G e n e h m i g u n g n a c h § 8 u m g e ­
gangen w e r d e n dar f und die b e s e i t i g t w e r ­
den so l l en , s ind an e ine n a c h L a n d e s r e c h t 
zu b e s t i m m e n d e S a m m e l s t e l l e a b z u l i e f e r n 
o d e r auf e ine a n d e r e in e i n e r G e n e h m i ­
gung nach § 3 z u g e l a s s e n e W e i s e s i c h e r ­
z u s t e l l e n o d e r zu b e s e i t i g e n . 

a) E s ge l t en d ie F r e i g r e n z e n r e g e l u n g e n für 
den U m g a n g m i t r a d i o a k t i v e n Stoffen s i e h e 
oben IL 3. S. 125. 

b) E s kann z u g e l a s s e n Averden, daß 
(1) Abfä l l e , die r a d i o a k t i v e Stoffe m i t 

H a l b w e r t s z e i t e n b i s zu 100 T a g e n en t ­
ha l t en , wie gewöhnl iche Abfäl le b e h a n ­
de l t w e r d e n , wenn die Akt i \ü tä t d e r in 
d e r A b f a l l m e n g e e n t h a l t e n e n r a d i o a k t i ­
ven Stoffe n icht m e h r a l s d a s Z e h n f a c h e 
d e r in An lage I z u r 1. SSVO" ' fes tge ­
l e g t e n W e r t e b e t r ä g t und i n n e r h a l b von 
3 T a g e n n ich t m e h r a l s zehn s o l c h e r 
A b f a l l m e n g e n a b g e g e b e n w e r d e n ; 

(2) f e s t e Abfä l le , die r a d i o a k t i v e Stoffe m i t 
H a l b w e r t s z e i c h e n von m e h r a l s 100 T a ­
gen en tha l t en , wie gewöhn l i che Abfä l le 
b e h a n d e l t w e r d e n , λνεηη d e r e n m i t t l e r e 
s p e z i f i s c h e Akt iv i t ä t v o r d e r Abgabe 

10 M i k r o c u r i e je K u b i k m e t e r n icht ü b e r 
s c h r e i t e t . 

1) Vgl . oben S. m . 
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b) § 34 Abs. 5 
in Verbindung mit § 3 
1. SSVO 15. 10. 1965 
und mit § 24 Abs. 1 
AtG 23 .12 .1959 . 

b) Über die Zulassung entscheiden die Genehmi-
_gungsbehörden, die für die Umgangsgenehmi-
gung nach § 3 zuständig sind 1 ' . 
Vgl. das Verzeichnis der für die Umgangsge­
nehmigung nach § 3 1. SSVO zuständigen 
Landesbehörden (Anlage IV). 

VIII. 1. a) § 24 Abs. 1 
AtG 23. 12. 1959. 

b) § 42 Abs. 1 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

a) Bundesauftrags\rerwaltung der Länder . 
Vgl. das Verzeichnis der für die Umgangs­
genehmigung nach § 3 1. SSVO zuständigen 
Landesbehörden (Anlage IV). 

b) Vgl. das Verzeichnis der gemäß § 42 
1. SSVO 15. 10. 1965 nach Landesrecht zu­
ständigen Sammelste l len (Anhang IX). 

a) 

b) § 42 Abs. 2 
1. SSVO in Verbindung 
mit § 24 Abs. 1 
AtG 23. 12.1959. 

b) Über die-Zulassung entscheidet die nach 
Landesrecht zuständige Genehmigungsbehör­
de. 
Vgl. das Verzeichnis der für die Umgangs­
genehmigung nach § 3 1. SSVO 15. 10. 1965 
zuständigen Landesbehörden (Anhang IV). 



154 — 

IX. FUND- UND BESITZERLANGUNG 
I. Grundsatz 

§ 10 Abs. 1 1. SSVO 15. 10. 1965. 

IL Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
§ 10 Abs. 1 Satz 2 
1. SSVO 15. 10. 1965. 

Anzeigepflicht desjenigen, 
(1) der radioaktive Stoffe findet und an sich 

nimmt, 
(2) ohne seinen Willen die tatsächliche Ge­

walt über radioaktive Stoffe erlangt, 
(3) die ta tsächl iche Gewalt über radioaktive 

Stoffe erlangt, ohne zu wissen, daß diese 
Stoffe radioaktiv sind, 

(4) a ls Inhaber einer Anlage zur Versorgung 
mit Tr ink- und Brauchwasser oder einer 
Abwasseranlage die tatsächliche Gewalt 
über radioaktive Stoffe enthaltendes Was­
s e r oder Abwasser erlangt. 

Eine Anzeigepflicht nach § 10 Abs. 1 Satz 1 
1. SSVO besteht nicht, wenn der Umgang mit 
den radioaktiven Stoffen einer. Genehmigung 
nach §§ 3 und 7 der 1. SSVO nicht bedarf. 
Eine Anzeigepflicht besteht ebenfalls nicht, 
wenn die Konzentration der radioaktiven Stof­
fe in dem Wasse r von Anlagen zur V e r s o r ­
gung mit Tr ink- und Brauchwasser die Werte 
der Anlage II zur 1. SSVO, ' in dem Wasse r 
von Abwasseranlagen das Hundertfache diese 
Werte nicht übersteigt . 

X. VERLUST VON RADIOAKTIVEN STOFFEN 
I. Grundsatz 

§ 45 Abs. 1 1. SSVO 15. 10. 1965; 
§ 17 2. SSVO 18. 7. 1964. 

§ 45 Abs. 2 1. SSVO 15. 10. 1965. 

Anzeigepflicht des Inhabers der tatsächlicher 
Gewalt über radioaktive Stoffe, mit denen au: 
Grund einer Genehmigung nach § 3 oder oh­
ne Genehmigung nach § 8 umgegangen wer­
den darf oder die in Vorrichtungen im Sinne 
der §§ 14, 14 a und 14 b eingefügt sind, für 
den Fa l l des Abhandenkommens d ieser Stoffe 
Die gleiche Anzeigepflicht gilt beim Verlust 
von Vorrichtungen oder Neutronenquellen 
im Sinne, der 2. SSVO 18. 7. 1964. 

Anzeigepflicht des Absenders , Befördere r s 
und Empfängers , wenn ein Behältnis, das 
radioaktive Stoffe, mit denen auf Grund einer 
Genehmigung nach § 3 oder ohne Genehmi­
gung nach § 8 1. SSVO umgegangen werden 
darf oder die in Vorrichtungen im Sinne der 
§§ 14, 14 a und 14 b eingefügt sind, bei e i­
ne r Beförderung abhanden gekommen oder 
so beschädigt worden ist, daß mit dem Ab-

1) Vgl. die Fre igrenzenrege lung hinsichtlich des Umgangs mit radioaktiven Stoffen 
siehe oben S. 110. 
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IX. 1. § 10 A b s . 1 1. SSVO 15. 10. 1965. D i e A n z e i g e i s t d e r A u f s i c h t s b e h ö r d e o d e r 
d e r für d ie ö f fen t l i che S i c h e r h e i t und O r d ­

n u n g z u s t ä n d i g e n B e h ö r d e u n v e r z ü g l i c h zu 
e r s t a t t e n , soba ld d e r A n z e i g e p f l i c h t i g e von 
d e r R a d i o a k t i v i t ä t d i e s e r Stoffe o d e r d e m G e ­
ha l t d e s W a s s e r s o d e r A b w a s s e r s an r a d i o a k ­
t i v e n Stoffen K e n n t n i s e r l a n g t . 
Vgl . d a s V e r z e i c h n i s d e r g e m ä ß § 10 
1. SSVO 15. 10. 1965 für d ie A n z e i g e z u s t ä n ­
d igen A u f s i c h t s b e h ö r d e n (Anhang VII). 

X. 1. § 45 A b s . 1 und 2 
1. SSVO 15. 10. 1965; 
§ 17 2. SSVO 18. 7. 1964. 

D i e A n z e i g e i s t u n v e r z ü g l i c h nach d e m V e r ­
l u s t an d ie A u f s i c h t s b e h ö r d e o d e r an d ie für 
d i e öf fen t l iche S i c h e r h e i t und O r d n u n g zu­
s t ä n d i g e B e h ö r d e zu r i c h t e n . 
Vgl . d a s V e r z e i c h n i s d e r g e m ä ß § 45 
1. SSVO 15. 10. 1965 für d ie A n z e i g e z u ­
s t ä n d i g e n A u f s i c h t s b e h ö r d e n (Anhang X) . 
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2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
§ 45 Abs. 1 und 2 1. SSVO 15. 10. 1965; 

handenkor.·.men der radioaktiven Stoffe ge­
rechnet werden muß. 

Eine Anzeigepflicht besteht nicht, wenn es 
sich bei den abhanden gekommenen radioak­
tiven Stoffen um FreigrenÄenstoffe im Sinne 
der §§ 7 und 9 1. SSVO handelt , der Um­
gang mit diesen Stoffen oder ihre Beförde­
rung einer Genehmigung demnach nicht be­
darf. 
Die Anzeigepflicht besteht auch hinsichtlich 
des Ver lus ts von natürl ichem Thorium, wenn 
nach § 8 1. SSVO hinsichtlich der Umgangs­
genehmigung eine besondere F r e i g r e n z e n r e ­
gelung besteht. 

III. ABSCHNITT: 

r. 

SONDERREGELUNG FUR 
ARZNEIMITTEL UND LEBENSMITTEL 

INVERKEHRBRINGEN VON ARZNEIMITTELN 
Grundsatz 
§ 7 Abs. 1 
16. 5. 1961. 

Arzneimit te lgesetz 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) § 7 Abs. 2 Arzneimi t te l ­

gesetz 16. 5. 1961. 

b) § 1 Abs. 1 VO 8. 8. 1967. 

Verbot, Arzneimit te l in den Verkehr zu br in­
gen, die bei der Gewinnung, Herstellung, Zu­
berei tung oder Aufbewahrung mit ionisieren­
den Strahlen behandelt worden sind oder die 
radioaktive Stoffe enthalten. 

a) Ermächtigung, Behandlungsverfahren 
oder Beimengung radioaktiver Stoffe zu 
Arzneimit te ln allgemein oder für be­
s t immte Arzneimit te l oder für best immte 
Zwecke zuzulassen, sofern sie bei be­
s t immungsgemäßem Gebrauch keine 
schädlichen Wirkungen haben, die über 
'ein nach den Erkenntnissen der medizi­
nischen Wissenschaft v e r t r e t b a r e s Maß 
hinausgehen und nicht die Folge von be­
sonderen Umständen des Einzelfalles 
sind. 

b) Arzneimit te l , die bei der Gewinnung, 
Herstel lung, Zubereitung oder Aufbe­
wahrung mit Elektronen- , Alpha-,Gamma 
oder Röntgenstrahlen behandelt worden 
sind, dürfen in Verkehr gebracht werden , 
wenn 
(1) die Behandlung zur Kontrolle oder 

Messung vorgenommen worden ist, 
(2) offene radioaktive Stoffe nicht ve r -

1) Vgl. die Freigrenzeniregelungen siehe oben S. 110 und S. 124. 
2) Gemäß § 1 Nr. 16 des Gese tzes vom 29. 7. 1964 ist nunmehr der Bundesminis ter 

für Gesundheitswesen zus tandig . 
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[. 1. 

2. a) § 7 Abs. 2 Arzneimit te l­
gesetz 16. 5. 1961. 

a) Die Zulassung der Arzneimit te l erfolgt 
durch Rechtsverordnung des Bundesmi­
n i s t e r s des Innerrf im Einvernehmen mit 
dem Bundesminis ter für Atomkernenergie 
und Wasserwir tschaf t (jetzt: Bundesmi­
n i s t e r für Bildung und Wissenschaft) mit 
Zust immung des Bundesra tes . 

b) b) 
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§ 1 Abs. 2 VO 8. 8. 1967. 

§ 2 VO 8. 8. 1967. 

wendet worden und umschlossene r a ­
dioaktive Stoffe mit den Arzneimit teln 
nicht in Berührung gekommen sind 
und 

(3) die von den Arzneimit teln absorb ie r te 
Strahlendosis nicht mehr als 10 rad 
betragen hat. 

Chirurgisches Nahtmater ia l , Collagen­
membranen, Erzeugnisse aus Fibrinschaum 
und Verbandstoffe, die bei der Gewinnung, 
Herstel lung, Zubereitung oder Aufbewah­
rung mit Elekt ronen- , Gamma- oder Rönt­
genstrahlen behandelt worden sind, dürfen 
in den Verkehr gebracht werden, wenn 
(1) die Behandlung zum Zwecke der Ste­

r i l i sa t ion vorgenommen worden ist, 
(2) die Strahlenenergie nicht mehr als 

3 Megaelektronenvolt betragen hat, 
(3) offene radioaktive Stoffe nicht ve r ­

wendet worden und umschlossene r a ­
dioaktive Stoffe mit den Arzneimi t ­
teln nicht in Berührung gekommen 
sind und 

(4) die vollständige oder überwiegende 
Resorpt ion des Arzneimi t te ls oder 
eines dar in enthaltenen Arzneimit te ls 
nach § 1 Abs. 1 des Arzneimit te lge­
se tzes innerhalb eines Tages nicht 
zu e rwar ten ist. 

Arzneimit te l , zu deren Gewinnung, Hers te l ­
lung oder Zubereitung Bestandtei le verwendet 
worden sind, die von Natur aus radioaktive 
Stoffe enthalten, dürfen in den Verkehr ge­
bracht werden, wenn die Konzentration d ieser 
radioaktiven Stoffe in den Bestandteilen nicht 
erhöht \vorden ist. Das gilt nicht für Arznei ­
mit te l , yderen Bestandtei le von Natur aus mehr 
als 10" Mikrocur ie je Granam an radioaktiven 
Stoffen der Uran- , Thor ium- oder Aktinium­
re ihe enthalten, ausgenommen Heilwässer aus 
natürl ichen Quellen, deren Konzentration an 
diesen radioaktiven Stoffen natürl ichen Ur­
sprungs nicht erhöht worden ist. 
Zahnmassen und Kunstzähne, die mit Verbin­
dungen des Urans der natürl ichen Isotopen-
mischung oder des an Uran 234 und Uran 235 
ve ra rmten Urans eingefärbt sind, und bei de­
nen der Gewichtsanteil der Uranverbindungen, 
berechnet als e lementares Uran, nicht mehr 
als 0, 1 vom Hundert beträgt , dürfen in den 
Verkehr gebracht werden. 





— 160 — 

§ 3 A b s . 1 VO 8. 8. 1967. 

§ 3 A b s . 2 VO 8. 8. 1967. 
(in d e r F a s s u n g VO 10. 5. 1971). 

§ 3 A b s . 3 VO 8. 8. 1967. 

§ 4 VO 8. 8. 1967. 

A r z n e i m i t t e l , d ie r a d i o a k t i v e Stoffe en t ­
h a l t e n o d e r s o l c h e s ind und d ie n icht nach 
§_ 2 VO 8. 8. 1967 zum V e r k e h r z u g e l a s s e n 
s ind , dü r fen vom H e r s t e l l e r , V e r t r i e b s u n t e r ­
n e h m e r o d e r G r o ß h ä n d l e r n u r an Apotheken , 
an a n d e r e H e r s t e l l e r , V e r t r i e b s u n t e r n e h m e r 
o d e r G r o ß h ä n d l e r sowie an K r a n k e n a n s t a l t e n , 
T i e r k l i n i k e n und w i s s e n s c h a f t l i c h e F o r s c h u n g s 
a n s t a l t e n a b g e g e b e n w e r d e n . E n t s p r e c h e n d e s 
gi l t auch für d ie Abgabe d u r c h Apotheken . 

A r z n e i m i t t e l , d i e nach § 3 A b s . 1 VO 8. 8. 
196 7 z u m V e r k e h r z u g e l a s s e n s ind, dür fen 
v o m H e r s t e l l e r , V e r t r i e b s u n t e r n e h m e r , G r o ß ­
h ä n d l e r o d e r von Apo theken auch an Ä r z t e 
abgegeben w e r d e n , wenn s i e 
(1) C h r o m õ l , E i s e n 59, Gold 198, Jod 125, 

Jod 131 , Koba l t 57, Koba l t 58, P h o s p h o r 
32 o d e r Q u e c k s i l b e r 197 s ind o d e r e n t h a l ­
t e n , i h r e r B e s c h a f f e n h e i t nach gee igne t 
s ind , d i a g n o s t i s c h e n o d e r t h e r a p e u t i s c h e n 
Z w e c k e n zu d i e n e n und B e h ä l t n i s s e n a b g e ­
füllt s ind , d ie e ine Anwendung d e s I n h a l t s 
ohne Abfül len o d e r Umfül len e r m ö g l i c h e n , 

(2) Molybdän 99 o d e r T e l l u r 132 s ind o d e r 
e n t h a l t e n und in B e h ä l t n i s s e n abgefül l t 
s ind , d ie u n m i t t e l b a r v o r d e r Anwendung 
e ine Gewinnung von T e c h n e t i u m 99 rn 
o d e r Jod 132 in e i n e r Bescha f f enhe i t e r ­
m ö g l i c h t , daß s i e gee igne t s ind , d i a g n o ­
s t i s c h e n Z w e c k e n zu d ienen , o d e r 

(3) Koba l t 60 in u m s c h l o s s e n e r F o r m o d e r 
S t r o n t i u m 90 in u m s c h l o s s e n e r F o r m s ind 
und g e e i g n e t s ind , t h e r a p e u t i s c h e n Z w e k -
ken zu d i enen . 

R a d o n h a l t i g e s H e i l w a s s e r a u s n a t ü r l i c h e n 
Que l l en , d a s a m O r t d e r Gewinnung m i r R a ­
don 222 a n g e r e i c h e r t w i r d , da r f zu r H e r -
s t eUung von H e i l b ä d e r n a b g e g e b e n w e r d e n , 
wenn g e w ä h r l e i s t e t i s t , daß e s nach ä r z t l i c h e r 
A n w e i s u n g a m O r t d e r Gewinnung angewende t 
w i r d , e s a n d e r e r a d i o a k t i v e Stoffe a l s Radon 
222 und d e s s e n F o l g e p r o d u k t e n icht en thä l t 
und d ie K o n z e n t r a t i o n d e s R a d o n 222 und s e i ­
n e r F o l g e p r o d u k t e 25 M i k r o c u r i e je L i t e r 
n i ch t ü b e r s c h r e i t e t . 

Auf den B e h ä l t n i s s e n und, sowei t v e r w e n d e t , 
auf den ä u ß e r e n Umhü l lungen d e r nach § 3 
A b s . 1 und 2 VO 8. 8. 1967 zum V e r k e h r zu­
g e l a s s e n e n A r z n e i m i t t e l m ü s s e n in d e u t l i c h e r 
Schr i f t und g e b r ä u c h l i c h e r w i s s e n s c h a f t l i c h e r 
B e z e i c h n u n g a n g e g e b e n s e i n : 
(1) d ie B e z e i c h n u n g d e s r a d i o a k t i v e n Stoffes 

m i t s e i n e r M a s s e n z a h l , 
(2) d ie p h y s i k a l i s c h e F o r m und c h e m i s c h e 

V e r b i n d u n g d e s A r z n e i m i t t e l s 
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(3) die Aktivität des Arzneimit te ls in Curie 
zu einem bes t immten Zeitpunkt und die 
Feh le rb re i t e der Aktivitätsangabe, 

(4) Beimengungen von anderen radioaktiven 
Stoffen mit ihren Massenzahlen und Ak­
tivitäten zu einem bes t immten Zeitpunkt, 

(5) ein Hinweis auf die nach § 3 Abs. 2 
Nr. 1 bis 3 VO 8. 8. 1967 vorgeschr iebe­
ne Eignung des Arzneimi t te ls zu diagno­
st ischen oder therapeut ischen Zwecken. 

F e r n e r müssen bei offenen radioaktiven Stof­
fen 
(1) die Aktivität in Curie je Mengeneinheit 

des Arzneimi t te ls zu einem best immten 
Zeitpunkt, 

(2) die Aktivität in Curie je Gramm des Ele ­
ments , dem der radioaktive Stoff, zuge­
hört , zu einem bes t immten Zeitpunkt 

und bei umschlossenen radioaktiven Stoffen 
(1) Mater ia l und Wandstärke der ohne Z e r s t ö ­

rung nicht zu entfernenden Hülle, 
(2) Mater ia l und Wandstärke von Hüllen, die 

zusätzl ich verwendet werden, 
(3) die Kontrol lnummer des Hers t e l l e r s für 

jedes einzelne Arzneimit te l 
angegeben sein. Diese Angaben können auch 
auf einer besonderen Packungsbeilage enthal­
ten sein; das gilt jedoch nicht bei offenen r a ­
dioaktiven Stoffen für die Angaben nach § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr . 1 VO 8. 8. 1967. 
Bei umschlossenen radioaktiven Stoffen muß 
die ohne Zers tö rung nicht zu entfernende 
Hülle mit der Kontrol lnummer des Hers t e l l e r s 
versehen sein. 

§ 5 VO 8. 8. 1967. Die Zulassung von Arzneimit teln, die mit 
ionisierenden Strahlen behandelt worden sind 
oder die radioaktive Stoffe enthalten, auf 
Grund der VO 8. 8. 1967 befreit nicht von den 
Vorschrif ten der 1. SSVO 15. 10. 1965. Die 
Vorschrif ten d iese r Verordnung vor allem 
die Genehmigungs- und Anzeigepflichten fin­
den auch auf zugelassene Arzneimit te l Anwen­
dung, sofern nicht die Fre igrenzenregelungen 
der 1. SSVO von den Genehmigungs- oder 
Anzeigepflichten befreien. 
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II. LEBENSMITTELBESTRAHLUNG ^ 
1. Grundsatz 

§ 4 c Lebensmit te lgesetz 21. 12. 1958. Verbot, Lebensmit te l mit ionisierenden 
oder ultravioletten Strahlen zu behandeln, 
es sei denn, daß diese Behandlung ausdrück­
lich zugelassen ist. 

§ 4 e Lebensmit te lgesetz 21. 12. 1958. Verbot, 
(1) Lebensmit te l , bei deren Gewinnung, Her­

stellung oder Zubereitung entgegen den 
Vorschriften des § 4 c Abs. 1 Satz 1 
des Lebensmit te lgese tzes 21. 12. 1958 
oder entgegen den Vorschriften einer 
nach § 4 c Abs. 1 Satz 2 d ieses Ge­
se tzes e r lassenen Rechtsverordnung ver ­
fahren worden ist, gewerbsmäßig oder 
für Mitglieder von Genossenschaften 
oder ähnlichen Vereinigungen anzubieten, 
zum Verkauf vor rä t ig zu halten, feilzu­
halten oder zu verkaufen oder sonst in 
den Verkehr zu bringen, gewerbsmäßig 
zur Herstel lung von Lebensmitteln zu 
verwenden oder in Einrichtungen zur Ge­
meinschaftsverpflegung abzugeben; 

(2) zugelassene Behandlungsverfahren (§4 c 
Abs. 1 Lebensmit telgesetz) auch bei 
Kenntlichmachung so anzuwenden, daß sie 
die Verdorbenheit eines Lebensmit te ls 
verdecken können; 

(3) im Verkehr mit Lebensmitteln, die mit 
einem zugelassenen Verfahren (§ 4 c 
Abs. 1 Lebensmit telgesetz) behandelt 
worden sind, oder in der Werbung für 
solche Lebensmit te l Bezeichnungen, Auf­
machungen oder sonstige Angaben zu 
gebrauchen, die darauf hindeuten, daß die 
Lebensmit te l rein, natürlich, na turre in , 
na turbelassen, diätetisch wertvoll, ge­
sundheitlich ver t räg l ich oder für Kinder 
und Schonungsbedürftige unbedenklich 
seien. Das gilt nicht für zutreffende Be­
zeichnungen und Angaben im Verkehr mit 
diätet ischen Lebensmit teln, wenn deren 
Gehalt an solchen fremden Stoffen dem 
angest rebten oder angegebenen diätet isch· ' 
Zweck dient. 

1) Hinzuweisen ist auf die Sonderregelung nach dem Wein-Gesetz vom 14. 7. 1971 
(insbesondere §§ 8,18, 22, 25, 27, 30, 32, 37, 38 und 42). 
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2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) § 4 c Abs. 1 Satz 2 
Lebensmit te lgesetz 21. 12. 1958. 

b) § 1 Abs. 1 VO 19. 12. 1959. 

§ 3 VO 19. 12. 1959. 

a) Ermächtigung, solche Behandlungsver­
fahren allgemein oder für bes t immte 
Lebensmit te l oder für bes t immte Ver­
wendungszwecke zuzulassen, sofern dies 
mit dem Schutz des Verbrauchers vere in­
bar ist . 

b) Die Behandlung von Lebensmitteln mit 
Elekt ronen- , Gamma- und Röntgenstrah­
len wird zu Kontrol l- und Meßzwecken zu­
gelassen. Hierbei dürfen offene radioak­
tive Stoffe nicht verwendet werden und 
umschlossene radioaktive Stoffe ' nicht 
mit den Lebensmit te ln in Berührung kom­
men. Die von den Lebensmitteln absor ­
b ier te Strahlendosis darf 10 rad nicht 
überschre i ten . 
Lebensmit te l , die gemäß § 1 VO 
19. 12. 1959 zugelassen sind, unterl iegen 
nicht der Kennzeichnungspflicht gemäß 
§ 4 c Abs. 2 Lebensmit te lgesetz 
21. 12. 1958. Die Bezeichnungsverbote 
des § 4 e Nr. 3 d ieses Gesetzes finden 
insoweit keine Anwendung. 

1) Nach § 1 Abs. 2 VO 19. 12. 1959 sind umschlossene radioaktive Stoffe im Sinne 
d iese r Verordnung radioaktive Stoffe, die ständig von einer al lsei t ig dichten, festen, 
inaktiven Hülle umschlossen sind, die bei üblicher be t r iebsmäßiger Beanspruchung 
einen Austr i t t radioakt iver Stoffe mit Sicherheit verhinder t . Alle anderen radioaktiven 
Stoffe sind offene rad ioakt ive S to f fe . 

2) Gemäß § 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 29. 7. 1964 ist nunmehr der Bundesminis ter für 
Gesundheitswesen zuständig. 
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a) § 4 c Abs. 1 Satz 2 
Lebensmit te lgesetz 21. 12. 1958. 

a) 

b) b) 

Die Zulassung erfolgt durch Rechtsver ­
ordnung des Bundesminis te rs des Innerr?) 
im Einvernehmen mit den Bundesmi­
n is te rn für Ernährung, Landwirtschaft 
und Fors t en , für Wirtschaft und für 
Atomkernenergie und Wasserwir tschaf t 
(jetzt Bundesminis ter für Bildung und 
Wissenschaft) mit Zust immung des Bun­
d e s r a t e s . 
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ANHANG I 
Verzeichnis der in den Bundesländern gemäß § 15 1. SSVO 15. 10. 1965 
zuständigen Behörden (Bauartzulassung) 

1. Baden-Würt temberg 
§ 3 VO 1. 9. 1960. Arbe i t sminis te r ium 

2. Bayern 
§ 2 Abs. 2 VO 22. 2. 1971. S taa tsminis ter ium für Landesentwick­

lung und Umweltfragen im Einvernehmen 
mit dem Staatsminis ter ium für Arbeit 
und Sozialordnung 

3. Ber l in 
§ 1 Nr . 4 VO 1. 1. 1967. Senator für Arbeit und Soziale Ange­

legenheiten 

4. Bremen 
§ 2 VO 23. 3. 1965. Senator für Arbeit 

5. Hamburg 
C. 3. I. (1) 
Anordnung 7. 9. 1965. 

Arbe i t s - und Sozialbehörde 

Hessen 
§ 8 Anordnung 2. 6. 1965. Minis ter für Arbeit , Volkswohlfahrt 

und Gesundheitswesen. 

7. Niedersachsen 
Nr . 5. 2. 4 
Anlage zur VO 3. 5. 1971. 

Sozialminister ; 
in Bergfällen: Minister für Wirt­
schaft und Öffentliche Arbeiten 

8. Nordrhein-Westfalen 
§ 1 Abs. 3 VO 11. 10. 1960 Arbe i t s - und Sozialminister ; 

in Bergfällen: Minis ter für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr 

Rheinland-Pfalz 
Nr . IL 2. 
Anordnung 25. 8. 1960. 

Sozialminis ter ium; 
in Bergfällen: Sozialminis ter ium im 
Benehmen mit dem Minis ter ium für 
Wirtschaft und Verkehr 
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10. Saarland 
§ 1 Abs. 2 VO 1. 3. 1961. Minis ter für Arbeit und Sozialwesen 

11. Schleswig-Holstein 
Nr. IL 
Bekanntmachung 6. 5. 1964. Minis ter für Arbeit , Soziales 

und Ver t r iebene 
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ANHANG II 

Verzeichnis der Obersten Landesbehörden (Genehmigungsbehörden 
nach § 7 AtG 23. 12. 1959; Bearbeitung, Verarbeitung und sonstige 
Verwendung von Kernbrennstoffen innerhalb von Anlagen) 

1. Β aden­Würt temberg 

§ 1 Abs. 1 VO 25.4. 1960. Wir tschaf tsminis ter ium im Einver­
nehmen mit dem Arbei t sminis ter ium 
und dem Innenminister ium 

Bayern 

§ 1 VO 22. 2. 1971. Staa tsminis ter ium für Landesent­
wicklung und Umweltfragen im Ein­
vernehmen mit dem Staatsminis ter ium 
für Arbeit und Sozialordnung, bei 
Energieanlagen außerdem im Einver­
nehmen mit dem Staatsminis ter ium 
für Wirtschaft und Verkehr 

Ber l in 

§ 8 VO 1. 1. 1967. Senator für Wirtschaft 

B remen 

L Bekanntmachung 9. 10. 1962. Senator für Wirtschaft und Außenhandel 
im Einvernehmen mit dem Senator 
für Arbeit unter Beteiligung al ler Be­
hörden, deren Zuständigkeit berührt 
wird. Im Auf Sichtsbereich der Berg­
behörden entscheidet der Senator für 
Wirtschaft und Außenhandel allein. 

Hamburg 

C. 3. I. 
Anordnung 7. 9. 1965. 

Arbe i t s ­ und Sozialbehörde 

Hessen 

§ 1 Anordnung 2. 6. 1965. Minis ter für Wirtschaft und Technik 
im Einvernehmen mit dem Minister 
für Arbeit , Volkswohlfahrt und Gesund­
heitswesen und dem Minister des 
Innern 

Niedersachsen 

Nr. 5. 1. 1 
Anlage zur VO 3. 5. 1971. 

Sozialminis ter ; 
in Bergfällen: Minis ter für Wirt­
schaft und Öffentliche Arbeiten 
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8. Nordrhein-Westfalen 
§ 1 VO 6.4. 1960. Arbe i t s - und Sozialminis ter gemeinsam 

mit dem Minister für Wirtschaft und 
Verkehr 

Rheinland-Pfalz 
Nr. 1. 1. 
Anordnung vom 25. 8. 1960. 

Minister ium für Wirtschaft und 
Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Sozialminis ter ium 

10. Saarland 
§ 1 Abs. 1 VO 1. 3. 1961. Minis ter für Wirtschaft, Verkehr und 

Landwirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Minis ter für Arbeit und Sozial­
wesen 

11. Schleswig-Holstein 
Nr. 1. 
Bekanntmachung 6. 5. 1964. 

Minis ter für Arbeit , Soziales und 
Ver t r iebene gemeinsam mit dem 
Minister für Wirtschaft und Verkehr 
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ANHANG III 

Verzeichnis der Obers ten Landesbehörden (Genehmigungsbehörden 
nach § 9 AtG 23. 12. 1959; Bearbeitung, Verarbei tung und sonstige 
VerAvendung von Kernbrennstoffen außerhalb genehmigungspflichtiger 
Anlagen) 

!.. Baden-Würt temberg 
§ 1 Abs. 2 VO 25.4. 1960. Arbe i t sminis te r ium im Einvernehmen 

mit dem Wir tschaf tsminis ter ium und 
dem Innenminister ium 

2. Bayern 
§ 1 VO 22.2 . 1971. Staa tsminis ter ium für Landesentwick­

lung und Umweltfragen im Einvernehmen 
mit dem Staatsminis ter ium für Arbeit 
und Sozialordnung 

3. Ber l in 
§ 8 VO 1. 1. 1967. Senator für Wirtschaft 

B remen 
Nr. 1 
Bekanntmachung 9. 10. 1962. 

Senator für Wirtschaft und Außenhandel 
im Einvernehmen mit dem Senator für 
Arbeit unter Beteiligung al ler Behörden, 
deren Zuständigkeit berühr t wird. 
Im Aufsichtsbereich der Bergbehörden 
entscheidet der Senator für Wirtschaft 
und Außenhandel allein. 

5. Hamburg 
C. 3. I. 
auf Anordnung 7. 9. 1965. 

Arbe i t s - und Sozialbehörde 

6. Hessen 
§ 1 Anordnung 2. 6. 1965. Minis ter für Wirtschaft und Technik 

im Einvernehmen mit dem Minister 
für Arbeit , Volkswohlfahrt und Gesund­
hei tswesen und dem Minister des Innern 

Niedersachsen 
Nr. 5. 1. 3 
Anlage zur VO 3. 5. 1971. 

Sozialminis ter ; 
in BergfäHen: Minister für Wirtschaft 
und Öffentliche Arbeiten 
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Nordrhein-Westfalen 
§ 1 VO 6.4. 1960. Arbe i t s - und Sozialminis ter gemeinsam 

mit dem Minister für Wirtschaft und 
Verkehr 

9. Rheinland-Pfalz 
Nr . I . 2. 
Anordnung 25. 8. 1960. 

Sozialminis ter ium im Einvernehmen 
mit dem Minis ter ium für Wirtschaft 
und Verkehr 

10. Saarland 
§ 1 Abs. 1 VO 1.3. 1961. Minis ter für Wirtschaft, Verkehr und 

Landwirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Minis ter für Arbeit und Sozialwesen 

11. Schleswig-Holstein 
Nr . 1. Bekanntmachung 6. 5. 1964 Minis ter für Arbeit und Soziales und 

Ver t r iebene gemeinsam mit dem 
Minis ter für Wirtschaft und Verkehr 
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ANHANG IV 

Verzeichnis der für die Umgangsgenehmigung nach § 3 
1. SSVO 15. 10. 1965 ζuständigen Landesbehörden 

1. Β aden­Würt temberg 

§ 1 VO 1. 9. 1960. Arbei t sminis te r ium; 
bei Betr ieben, die der Aufsicht der 
Bergbehörden unterl iegen: 
Wirt Schaftsministerium 

Bayern 

§ 2 Abs. 1 VO 22. 2. 1971. S taa tsminis ter ium für Landesentwick­
lung und Umweltfragen; es entscheidet 
bei gewerblichen Betr ieben, die nach 
§ 139 b der Gewerbeordnung von den 
Gewerbeauf sieht sbehörden beaufsichtigt 
werden, im Einvernehmen mit dem 
Staa tsminis ter ium für Aroeit und Sozial­
ordnung, in Betr ieben, die der bergbe­
hördlichen Aufsicht, unterstehen, im Ein­
vernehmen mit dem Staatsminis ter ium 
für Wirtschaft und Verkehr 

Ber l in 

§ 1 Nr. 4 VO 1. 1. 1967. Senator für Arbeit und soziale Angelegen­
heiten 

4. Bremen 

§ 1 Abs. 1 VO 23. 3. 1965. 

§ 1 Abs. 3 VO 23. 3. 1965. 

Senator für Arbeit 

F ü r den Bere ich des Bergwesens : 
Senator für Wirtschaft und Außenhandel 

Hamburg 

C. 3. I. (1) 

Anordnung 7. 9. 1965. 

C. 3. IL a) 
Anordnung 7. 9. 1965. 

C. 3. V. 

Anordnung 7. 9. 1965. 

Arbe i t s ­ und Sozialbehörde 

In den Fäl len des § 7 Abs. 2 
Gesundheitsbehörde 

1. SSVO: 

F ü r Bet r iebe , die der Bergaufsicht un­
ter l iegen: Oberbergamt 

Hessen 

§ 6 Anordnung 2. 6. 1965. Minis ter für Arbeit , Volkswohlfahrt und 
Gesundheitswesen; 
bei Betr ieben, die der Bergaufsicht un­
ter l iegen: Minister für Wirtschaft und 
Verkehr 
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N i e d e r s a c h s e n 
N r . 5. 2. 1 A n l a g e 
z u r VO 3 . 5 . 1 9 7 1 . 

S t a a t l i c h e G e w e r b e a u f s i c h t s ä m t e r ; 
in B e r g f ä l l e n : B e r g ä m t e r 

8. N o r d r h e i n - W e s t f a l e n 

§ 1 A b s . 1 VO 1 1 . 10. 1960. R e g i e r u n g s p r ä s i d e n t e n ; 
b e i B e t r i e b e n , d ie d e r B e r g a u f s i c h t 
u n t e r s t e h e n : O b e r b e r g ä m t e r 

R h e i n l a n d - P f a l z 

N r . IL 1. A n o r d n u n g 25. 8. 1960 1) S o z i a l m i n i s t e r i u m o d e r d a s von i hm 
b e a u f t r a g t e G e w e r b e a u f s i c h t s amt ; 
b e i B e t r i e b e n , d ie d e r B e r g a u f s i c h t 
u n t e r s t e h e n : S o z i a l m i n i s t c r i u m o d e r 
d a s von i hm b e a u f t r a g t e G e w e r b e a u f ­
s i c h t s a m t im B e n e h m e n m i t d e m 
M i n i s t e r i u m für W i r t s c h a f t und V e r k e h r 

10. S a a r l a n d 
§ 1 A b s . 1 VO 1. 3. 1961. M i n i s t e r für W i r t s c h a f t , V e r k e h r und 

L a n d w i r t s c h a f t i m E i n v e r n e h m e n m i t 
d e m M i n i s t e r für A r b e i t und S o z i a l w e s e n 

11 . S c h l e s w i g - H o l s t e i n 

N r . I A b s . 1 
B e k a n n t m a c h u n g 6. 5. 1964. 

N r . V. 1 
B e k a n n t m a c h u n g 6. 5. 1964. 

M i n i s t e r für A r b e i t , S o z i a l e s und V e r ­
t r i e b e n e ; 

B e i B e t r i e b e n , d ie d e r B e r g a u f s i c h t 
u n t e r s t e h e n : O b e r b e r g a m t 

1) Vgl . dazu d ie A n o r d n u n g d e s S o z i a l m i n i s t e r i u m s z u r D u r c h f ü h r u n g 
d e s § 3 A b s . 1 d e r E r s t e n S t r a h l e n s c h u t z - V e r o r d n u n g v o m 3. 12. 1965 
( S t a a t s a n z e i g e r für R h e i n l a n d - P f a l z 1965, N r . 52, S. 8). 
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ANHANG V 
Verzeichnis der gemäß § 13 1. SSVO 15. 10. 1965 für die Anzeige 
zuständigen Aufsichtsbehörden 

Baden-Würt temberg 
§ 5 VO 1. 9. 1960. Gewerbeaufsichtsämter ; 

bei Betr ieben, die der Bergaufsicht 
unterl iegen: Bergämte r 

Bayern 
§ 6 Abs. 1 VO 22. 2. 1971. Staa tsminis ter ium für Landesentwick­

lung und Umweltfragen mit Delegations­
möglichkeit auf die Gewerbeaufsichts-
ämter und auf die Bergbehörden 

3. Ber l in 
§ 14 Nr. 4 
Verordnung 1. 1. 1967. 

Gewerbeaufsicht samt 

B r e m e n 
§ 3 Abs. 1 VO 23. 3. 1965. 
§ 3 Abs. 3 VO 23. 3. 1965. 

Gewerbeaufs ichtsämter 
Bei Betr ieben, die der Bergaufsicht 
unterl iegen: Oberbergamt für die F r e i e 
Hansestadt Bremen in Claus thal -Zel ler -
feld mit Delegationsmöglichkeit auf das 
Bergamt 

5. Hamburg 
C. 3. I. (1) 
Anordnung 7. 9. 1965. 

Arbe i t s - und Sozialbehörde 

Hessen 
§ 4 VO 2. 6. 1965. Gewerbeaufsichtsämter ; 

bei Betr ieben, die der Bergaufsicht 
unterl iegen: Bergämte r 

Niedersachsen 
Nr. 5. 2. 2 Anlage 
zur VO 3 .5 .1971 . 

Staatliche Gewerbeauf sieht samt er; 
bei Betr ieben, die der Bergaufsicht 
unterl iegen: Bergämte r 
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8. Nordrhein Westfalen 
§ 2 Nr. 2 VO 11. 10. 1960. 

§ 3 Abs. 1 c) 
VO 6.4. 1960. 

Staatliche Gewerbeaufsichtsämter ; 
bei Betr ieben, die der Bergaufsicht 
unterstehen: Bergämte r ; 
beim Umgang mit radioaktiven Stoffen 
in Ausübung der Heilkunde: 
Staatliche Gewerbeaufs ichtsämter im 
Benehmen mit den Gesundhei tsämtern 
In Fäl len , in denen mit radioaktiven 
Stoffen in Betr ieben umgegangen wird, 
sofern sich eine nach § § 7 oder 9 AtG 
23. 12. 1959 er te i l te Genehmigung ge­
mäß § 55 Abs. 1 Satz 2 1. SSVO 
15. 10. 1965 auf den Umgang mit den 
radioaktiven Stoffen e r s t r eck t : Arbe i t s ­
und Sozialminis ter , der die Regierungs­
präsidenten oder die Staatlichen Gewerbe­
aufs ichtsämter im Einzelfall mit der 
Durchführung der Aufsicht beauftragen 
kann; 
in Fä l len der Bergaufsicht t re ten an die 
Stelle des Arbe i t s - und Sozia lminis ters 
der Minis ter für Wirtschaft, Mittelstand 
und Verkehr , an die Stelle der Regierungs­
präs identen die Oberbergämter und an 
die Stelle der Staatlichen Gewerbeauf -
s i ch t sämter die Be rgämte r 

9. Rheinland-Pfalz 
Nr. III. 2 
Anordnung 25. 8. 1960. 

Gewerbeaufs ichtsämter ; sie handeln 
der Bergaufsicht im Benehmen mit den 
Bergämtern , beim Umgang mit radioak­
tiven Stoffen in Ausübung der Heilkunde 
im Benehmen mit den Gesundhei tsämtern 

10. Saarland 
§ 2 Abs. 1 VO 1. 3. 1961. 

§ 2 Abs. 2 VO 1. 3. 1961. 

Minis ter für Arbeit und Sozialwesen im 
Einvernehmen mit dem Minister für 
Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft; 
Die Durchführung der Aufsicht kann im 
Einzelfall dem Gewerbeaufsichtsamt über­
t ragen werden; bei Betr ieben, die der 
Bergaufsicht unters tehen Delegations-
möglichkeit nur auf die Bergbehörden 
möglich 

11. Schleswig- Holstein 
Nr . III. 2. 
Bekanntmachung 6. 5. 1964. 

Gewerbeaufs ichtsämter ; 
für den Umgang mit radioaktiven Stoffen 
in Instituten für Forschung und Lehre , 
Kliniken und Krankenhäusern sowie in 
Fä l len von besondere r Bedeutung: 
Minis ter für Arbei t , Soziales und Ver­
t r iebene 
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ANHANG VI 

Verzeichnis der für die Beförderungsgenehmigung nach § 
1. SSVO 15. 10. 1965 zuständigen Landesbehörden 

1. Β aden­Würt temberg 

§ 2 VO 1. 9. 1960. Arbei t sminis te r ium; 
bei Betr ieben, die der Aufsicht der 
Bergbehörden unterliegen: 
Wirt Schaftsministerium 

2. Bayern 

§ 2 Abs. 1 
VO 22 .2 .1971 . 

Staatsminis ter ium für Landesent­
wicklung und Umweltfragen 

Ber l in 

1 Nr . 4 VO 1. 1. 1967. Senator für Arbeit und soziale Angele­
genheiten 

4. Bremen 

§ 1 Abs. 2 
VO 23. 3. 1965. 

Senator für Arbeit 

Hamburg 

C. 3. I . (1) 
Anordnung 7. 9. 1965. 

Arbe i t s ­ und Sozialbehörde; 
bei Betr ieben, die der Bergaufsicht 
unterl iegen: Oberbergamt 

Hessen 

§ 7 VO 2. 6. 1965. Minis ter für Arbeit , Volkswohlfahrt 
und Gesundheitswesen im Einvernehmen 
mit dem Minister des Innern 

Niedersachsen 

Nr. 5. 2. 1 Anlage 
zur VO 3 .5 .1971 . 

Staatliche Gewerbeaufsichtsämter; 
bei Betr ieben, die der Bergaufsicht 
unters tehen: Bergämte r 

8. Nordrhein­Westfalen 

§ 1 Abs. 2 VO 11. 10. 1960. Regierungspräsidenten; 
in Fäl len , in denen das Landeseisen­
bahngesetz Anwendung findet, sowie 
bei Grubenanschlußbahnen: Minister 
für Wirtschaft und Verkehr 
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Rheinland-Pfalz 
Nr . IL 1. 
Anordnung 25. 8. 1960. 

Sozialminis ter ium; 
bei Betr ieben, die der Bergaufsicht 
unters tehen: Sozialminis ter ium oder 
das von ihm beauftragte Gewerbeauf­
s ichtsamt im Benehmen mit dem 
Minis ter ium für Wirtschaft und Verkehr 

10. Saarland 
§ 1 Abs. 1 VO 1. 3. 1961. Minis ter für Wirtschaft, Verkehr und 

Landwirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Minister für Arbeit und Sozial­
wesen 

11. Schleswig-Holstein 
Nr . 1 Abs. 2 
Bekanntmachung 6. 5. 1964. 

F ü r Beförderungen von radioaktiven 
Stoffen im Straßenverkehr : Minis ter 
für Arbeit , Soziales und Ver t r iebene; 
in allen übrigen Fäl len: Minis ter für 
Wirtschaft und Verkehr 
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ANHANG VII 

V e r z e i c h n i s d e r g e m ä ß § 10 1. SSVO 15. 10. 1965 

für d ie A n z e i g e z u s t ä n d i g e n A u f s i c h t s b e h ö r d e n 

Β a d e n ­ W ü r t t e m b e r g 

§ 5 VO 1. 9. 1960. G e w e r b e a u f s i c h t s ä m t e r ; 
be i B e t r i e b e n , d ie d e r Aufs ich t d e r B e r g ­
b e h ö r d e n u n t e r l i e g e n : B e r g ä m t e r 

B a y e r n 

§ 6 VO 2 2 . 2 . 1971. S t a a t s m i n i s t e r i u m für L a n d e s e n t w i c k l u n g 
und U m w e l t f r a g e n m i t D e l e g a t i o n s m ö g ­
l i c h k e i t auf die G e w e r b e a u f s i c h t s ä m t e r 
und auf d ie B e r g b e h ö r d e n 

3. B e r l i n 

§ 14 N r . 4 VO 1. 1. 1967. G e w e r b e a u f s i c h t s a m t 

4 . B r e m e n 

§ 5 in V e r b i n d u n g m i t 
§ 3 VO 23 . 3. 1965. 

Neben den A u f s i c h t s b e h ö r d e n ( G e w e r b e ­
a u f s i c h t s ä m t e r n ; b e i B e t r i e b e n , d ie d e r 
B e r g a u f s i c h t u n t e r l i e g e n , d e m O b e r b e r g ­
a m t für d ie F r e i e H a n s e s t a d t B r e m e n in 
C l a u s t h a l ­ Z e l l e r f e l d m i t D e l e g a t i o n s m ö g ­
l i c h k e i t auf d a s B e r g a m t ) s ind für d ie 
A n z e i g e n d ie O r t s p o l i z e i b e h ö r d e n zus t än ­
dig. 

H a m b u r g 

C. 3. I. und III. 
A n o r d n u n g 7. 9. 1965. 

A r b e i t s ­ und S o z i a l b e h ö r d e ; 
B e h ö r d e für I n n e r e s und B e z i r k s ä m t e r 

H e s s e n 

§ 4 A b s . 1 und 2 
A n o r d n u n g 2. 6. 1965. 

G e w e r b e a u f s i c h t s ä m t e r (auf d e m F l u g ­
hafen in F r a n k f u r t a m Main : G e w e r b e ­
a u f s i c h t s a m t F r a n k f u r t am Main) ; 
b e i B e t r i e b e n , d ie d e r B e r g a u f s i c h t u n t e r ­
l i e g e n : B e r g ä m t e r 

N i e d e r s a c h s e n 

N r . 5. 2. 2 An lage 
z u r VO 3 . 5 . 1 9 7 1 . 

S t a a t l i c h e G e w e r b e a u f s i c h t s ä m t e r ; 

in B e r g f ä l l e n : B e r g ä m t e r 
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8. Nordrhein-Westfalen 
§ 2 Nr . 2 VO 11. 10. 1960. 

§ 3 Nr . 2 VO 11. 10. 1960. 

Aufsichtsbehörden sind 
für die der Bergaufsicht unterstehenden 
Bet r iebe : Bergämte r ; 
beim Umgang mit radioaktiven Stoffen 
in Ausübung der Heilkunde: die Staatlichen 
Gewerbeaufs ichtsämter im Benehmen mit 
den Gesundhei tsämtern; 
in den übrigen Fäl len: die Staatlichen Ge­
werbeaufs ichtsämter ; 
F ü r die öffentliche Ordnung und Sicher­
heit zuständige Behörden im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 1. SSVO sind die ört l ichen 
Ordnungsbehörden und die Kreispol ize ibe­
hörden 

Rheinland-Pfalz 
Nr. III. 2. 
Anordnung 25. 8. 1960. 

Nr . V. b) 
Anordnung 25. 8. 1960. 

Gewerbeaufsichtsämter ; 
im Bere iche der Bergaufsicht: Gewerbe­
aufs ichtsämter im Benehmen mit den Berg­
ämtern ; 
beim Umgang mit radioaktiven Stoffen in 
Ausübung der Heilkunde: Gewerbeauf­
s i ch t sämte r irr Benehmen mit den Gesund­
he i t sämtern ; 
F ü r die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
zuständige Behörden im Sinne des § 10 
Abs. 1 1. SSVO sind die Kreispol ize ibe­
hörden 

10. Saarland 
§ 2 VO 1.3.1960. Minis ter für Arbeit und Sozialwesen im 

Einvernehmen mit dem Minister für Wir t ­
schaft, Verkehr und Landwirtschaft; 
Delegationsmöglichkeit in Einzelfällen auf 
die Gewerbeaufsichtsämter ; 
bei Betr ieben, die der Bergaufsicht un te r ­
stehen: Delegationsmöglichkeit auf die 
Bergbehörden 

11. Schleswig-Holstein 
Nr . III. 
Bekanntmachung 6. 5. 1964. 

Nr . V Bekannt­
machung 6. 5. 1964. 

In Instituten für Forschung und Lehre , 
Kliniken und Krankenhäusern sowie in F ä l ­
len von besonderer Bedeutung: Minis ter 
für Arbeit , Soziales und Ver t r iebene; 
in allen übrigen FäUen: die ör t l ich zustän­
digen Gewerbeaufsichtsämter ; 

Im Aufsichtsbereich der Bergbehörden 
t r e ten an die Stelle des Minis ters für 
Arbei t , Soziales und Vert r iebene das 
Oberbergamt und-an die Stelle der Ge­
werbeaufs ichtsämter das Bergamt 
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ANHANG VIII 

Verzeichnis der gemäß § 34 1. SSVO 15. 10. 1965 
nach Landesrecht zuständigen Behörden 

1. Β aden­Würt temberg 

§ 6 VO 1. 9. 1960. Zuständig sind 
(1) bei Ausnahmen von den Vorschrif ten 

des § 34 Abs. 1 1. SSVO: 
(a) bei Betr ieben, die der Aufsicht 
der Bergbehörden unterliegen: 
Wirt Schaftsministerium 
(b) im übrigen das Arbeitsminister ium 

(2) bei Ausnahmen von den Vorschriften 
des § 34 Abs. 2 1. SSVO 
(a) wenn es sich um die Einleitung in 
ein Gewässer handelt: die nach dem 
Wassergese tz für Baden­Würr temberg 
zuständige Wasserbehörde; 
(b) wenn es sich um die Einleitung in 
eine öffentliche Dole (Sammelkanal) 
handelt: die Wasserbehörde , die für 
die Entscheidung über die Beseitigung 
des gesammel ten Abwassers zuständig 
ist 

Bayern 

§ 2 Abs. 3 VO 22. 2. 1971. S taa tsminis ter ium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen 

3. Ber l in 

§ 1 Nr. 4 VO 1. 1. 1967. Senator für Arbeit und soziale Angelegen­
heiten 

4. Bremen 

§ 5 Abs. 1 Nr. 3 
VO 23. 3. 1965. 

Senator für Arbeit im Einvernehmen mit 
denjenigen Behörden, deren Zuständig­
kei tsbere ich berühr t wird 

Hamburg 

C. 3. II. b). 
Anordnung 7. 9. 1965. 

Hessen 

§ 9 Nr. 2 
Anordnung 2. 6. 1965. 

Gesundheitsbehörde 

Minis ter für Arbeit , Volkswohlfahrt und 
Gesundheitswesen 
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Niedersachsen 
Nr. 5 .2 .5 Anlage 
zur VO 3. 5. 1971. 

Über die Anordnung n iedr ige re r oder die 
Zulassung höherer Konzentrationen in Ab­
luft oder Abwasser entscheiden die Re­
g ie rungspräs identen /Präs identen der Ver ­
waltungsbezirke (in Fä l len der Bergauf­
sicht: das Oberbergamt) ; 
im Zusammenhang mit Ätomanlagen und 
mit der Verwendung von Kernbrennstoffen 
außerhalb d iese r Anlagen entscheidet der 
Sozialminis ter (in Fäl len der Bergaufsicht 
der Minis ter für Wirtschaft und öffentlichen 
Arbeiten) 

8. Nordrhein-Westfalen 
§ 3 Nr. 3 VO 11. 10. 1960. R egierungspräsidenten; 

bei Betr ieben, die der Bergaufsicht unter­
stehen: Oberbergämter 

9. Rheinland-Pfalz 
Nr . V. c) Anordnung 
25. 8. 1960. 

Sozialminis ter ium, soweit nicht nach § 20 
Abs. 2 des Landeswasse rgese tzes die 
Wasserbehörden entscheiden 

10. Saarland 
§ 7 VO 1. 3. 1961. Zuständige Behörde ist für Wasse r und 

Boden das Staatliche Institut für Hygiene 
und Infektionskrankheiten Saarbrücken; 
bei allen Entscheidungen, die die Reinhal­
tung des W a s s e r s berühren, ist das Ein­
vernehmen mit der Obers ten Wasserbehör­
de herzuste l len 

11. Schleswig-Holstein 
Nr . IV. 2 
Bekanntmachung 6. 5. 1964. 

Minis ter für Arbeit , Soziales und Ver­
t r iebene 
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ANHANG IX 

Verzeichnis der gemäß § 42 1. SSVO 15. 10. 1965 
nach Landesrecht zuständigen Sammelstel len 

Β aden­Würt temberg 

§ 1 VO 14. 11. 1962. Landesinst i tut für Arbei tsschutz und Ar­
bei tsmedizin in Kar l s ruhe 

Bayern 

Bekanntmachung des Bayer i ­
schen Staa tsminis ter iums des 
Innern und Gesellschaft für 
Strahlenforschung m. b. H. 
München, Oktober 1969. 

Sammels te l le für die Lagerung radioakt i­
ver AbfäHe ist die Gesellschaft für Strah­
lenforschung m. b. H. München (GSF) in 
Neuherberg bei München 

Ber l in 

Nr. 1. 1 Bekannt­
machung 9. 6. 1967. 

Hahn­Meitner­Inst i tut für Kernforschung 
Ber l in 

Bremen 

§ 5 Abs. 2 Nr. 
VO 23. 3. 1965. 

Β ekanntmachung 
.17. 5. 1965. 

Zuständig für die Best immung der Sammel­
stel le für radioaktive Abfälle ist der Se­
nator für Arbeit; 

Sammels te l le für radioaktive Abfälle 
bei der Gesellschaft für Kernenerg iever ­
wertung in Schiffbau und Schiffahrt m. b. H. 
in Geesthacht­Tesperhude 

Hamburg 

Bekanntmachung 11. 11. 1964. Gesellschaft für Kernenergieverwertung 
in Schiffbau und Schiffahrt m. b. Η. , Ham­
burg (Kernenergie­Gesel lschaft) , in 
Gees thacht­Tesperhude, Reaktoranlage 

Hessen 

§ 9 Nr. 5 VO 2. 6. 1965. Mess ­ und Prüfs te l le für die Gewerbeauf­
sichtsverwaltung des Landes Hessen 

Niedersachsen 

Nr. 5. 2. 7 Anlage 
zur VO 3 .5 .1971 . 

Nr . IL b) 7 Anlage 
zur VO 3o. 6. 1965. 

Zuständig für die Best immung der Sammel ­
s te l le für radioaktive Abfälle ist der So­
z ia lminis ter ; 

Gesellschaft für Kernenergieverwertung 
in Schiffbau und Schiffahrt m. b. Η. , Sammel ­
stel le für radioaktive Abfälle in Geesthach 
Tesperhude 
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8. Nordrhein-Westfalen 
§ 3 a 11. 10. 1960. Kernforschungsanlage Jülich des Landes 

Nordrhein-Westfalen e. V. in Jülich 

Rheinland-Pfalz 
Nr . IV Anordnung 
25. 8. 1960. 

Sozialminis ter ium 

10. Saarland 
§ 4 VO 1. 3. 1961. Über die Art und Weise der Sichers te l lung 

und Beseitigung von radioaktiven Abfällen 
entscheidet das für die Umgangsgenehmi­
gung zuständige Minis ter ium für Wir t ­
schaft, Verkehr und Landwirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Minister für A r b e i t 
und Sozialwesen von Fa l l zu Fa l l 

11. Schleswig- Holstein 
Nr . 4. 5 Bekannt­
machung 6. 5. 1964. 

§ 1 VO 20. 7. 1964. 

Zuständig für die Best immung der Sammel ­
s te l le ist der Minis ter für Arbeit , Sozia­
les und Ver t r iebene; 
Lagers tä t t e des Minis te rs für Arbeit , 
Soziales und Ver t r iebene des Landes 
Schleswig-Holstein bei der Gesellschaft 
für Kernenergieverwer tung in Schiffbau 
und Schiffahrt m. b. H. in Geesthacht-
Tesperhude , Reaktoranlage 
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ANHANG Χ 

Verzeichnis der gemäß § 45 1. SSVO 15. 10. 1965 
für die Anzeige zuständigen Aufsichtsbehörden 

Β aden­Würt temberg 

§ 5 VO 1. 9. 1960. Gewerbeauf sieht sämter ; 
bei Betr ieben, die der Aufsicht der Berg­
behörden unterl iegen: Be rgämte r 

Bayern 

§ 6 Abs. 1 und 2 
VO 22.2 . 1971. 

S taa tsminis te r ium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen mit Delegationsmöglich­
keit auf die Gewerbeaufs ichtsämter und auf 
die Bergbehörden 

Ber l in 

§ 14 Nr. 4 
VO 1. 1. 1967. 

Gewerbeaufsicht samt 

Bremen 

§ 3 Abs. 1 VO 23 .3 . 1965. 

§ 3 Abs. 3 VO 23. 3. 1965. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 2 
VO 23 .3 .1965 . 

Gewerbeaufs ichtsämter 

Bei Betr ieben, die der Bergaufsicht unter ­
liegen: Oberbergamt für die F r e i e Hanse­
stadt Bremen in Clausthal­Zellerfeld mit 
Delegationsmöglichkeit auf das Bergamt 

Neben den Aufsichtsbehörden sind die O r t s ­
polizeibehörden für die Entgegennahme von 
Anzeigen nach § 45 1. SSVO zuständig 

Hamburg 

C. 3. I. (1) 
Anordnung 7. 9. 1965. 

C. 3. I II . 
Anordnung 7. 9. 1965. 

Arbe i t s ­ und Sozialbehörde 

F ü r die Entgegennahme von Anzeigen nach 
§ 45 1. SSVO sind neben der Aufsichtsbe­
hörde die Behörden für Inneres und die Be­
z i rk sämte r zuständig 

Hessen 

§ 4 Anordnung 2. 6. 1965. Gewerbeaufsichtsämter, · 
bei Betr ieben, die der Bergaufsicht unter­
liegen: Be rgämte r 
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N i e d e r s a c h s e n 

N r . 5. 2. 2 A n l a g e 
z u r VO 3 . 5 . 1 9 7 1 . 

S t a a t l i c h e G e w e r b e a u f s i c h t s ä . n t e r ; 
b e i B e t r i e b e n , d ie d e r B e r g a u f s i c h t u n t e r ­
l i e g e n : B e r g ä m t e r 

8. N o r d r h e i n - W e s t f a l e n 
§ 2 N r . 2 
VO 11 . 10. 1960. 

§ 3 N r . 2 
VO 11 . 10. 1960. 

S t a a t l i c h e G e w e r b e a u f s i c h t s ä m t e r ; 
b e i B e t r i e b e n , d ie d e r B e r g a u f s i c h t u n t e r ­
s t e h e n : B e r g ä m t e r 
F ü r d ie öf fen t l iche O r d n u n g und S i c h e r h e i t 
z u s t ä n d i g e B e h ö r d e n im Sinne d e s § 45 
1. SSVO s ind d ie ö r t l i c h e n O r d n u n g s b e h ö r ­
den und d ie K r e i s p o l i z e i b e h ö r d e n 

R h e i n l a n d - P f a l z 

N r . III. 2 
A n o r d n u n g 25 . 8. 1960. 

N r . V. b) 
A n o r d n u n g 25 . 8. 1960. 

G e w e r b e a u f s i c h t s ä m t e r ; s i e hande ln im 
B e r e i c h e d e r B e r g a u f s i c h t im B e n e h m e n 
m i t den B e r g ä m t e r n , b e i m U m g a n g m i t 
r a d i o a k t i v e n Stoffen in Ausübung d e r H e i l ­
kunde i m B e n e h m e n m i t den G e s u n d h e i t s ­
ä m t e r n 

F ü r d i e öf fen t l iche O r d n u n g und S i c h e r h e i t 
z u s t ä n d i g e B e h ö r d e n im Sinne d e s § 45 
1. SSVO s ind d ie K r e i s p o l i z e i b e h ö r d e n 

10. S a a r l a n d 
§ 2 A b s . 1 und 2 
VO 1 . 3 . 1 9 6 1 . 

M i n i s t e r für A r b e i t und S o z i a l w e s e n i m 
E i n v e r n e h m e n m i t d e m M i n i s t e r für W i r t ­
scha f t , V e r k e h r und L a n d w i r t s c h a f t ; 
d i e D u r c h f ü h r u n g d e r Aufs ich t kann i m Ein­
ze l f a l l d e m G e w e r b e a u f s i c h t s a m t ü b e r t r a ­
gen w e r d e n ; be i B e t r i e b e n , d ie d e r B e r g ­
au f s i ch t u n t e r s t e h e n , i s t Ü b e r t r a g u n g d e r 
Auf S i c h t s b e f u g n i s s e auf d ie B e r g b e h ö r d e n 
z u l ä s s i g 

1 1 . S c h l e s w i g - H o l s t e i n 
N r . III. 2. 
B e k a n n t m a c h u n g 6. 5. 1964. G e w e r b e a u f s i c h t s ä m t e r ; 

fü r den U m g a n g m i t r a d i o a k t i v e n Stoffen in 
I n s t i t u t e n für F o r s c h u n g und L e h r e , K l i ­
n iken und K r a n k e n h ä u s e r n sowie in F ä l l e n 
von b e s o n d e r e r B e d e u t u n g : M i n i s t e r für 
A r b e i t , S o z i a l e s und V e r t r i e b e n e ; 
i m Auf S i c h t s b e r e i c h d e r B e r g b e h ö r d e n 
s ind d a s B e r g a m t bzw. d a s O b e r b e r g a m t 
für d ie E n t g e g e n n a h m e d e r A n z e i g e zu ­
s t ä n d i g 
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ANHANG XI 

Verzeichnis der nach Landesrecht gemäß der 2. SSVO 18. 7. 1964 
zuständigen Zulassungs­ und Aufsichtsbehörden 

1. Β aden­Würt temberg 

§ 1 VO 21.7 .1965. 

§ 2 VO 21. 7. 1965. 

Aufsichtsbehörde ist das Gewerbeaufsichts­
amt; 

Zulassungsbehörde ist das Arbe i t sminis te ­
r ium 

2. Bayern 

§ 4 VO 22. 2. 1971. 

§ 6 VO 22. 2. 1971. 

Zulassungsbehörde ist das S taa t smin is te r iu r 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 
im Einvernehmen mit dem Staa tsminis te r i ­
um für Unterr icht und Kultus; 

Aufsichtsbehörde ist das Staatsminis ter ium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

3. Ber l in 

§ 1 Nr. 4 VO 1. 1. 1967. 

§ 14 Nr. 4 VO 1. 1. 1967. 

Zulassungsbehörde ist der Senator für Ar­
beit und soziale Angelegenheiten; 

Aufsichtsbehörde ist das Gewerbeaufsichts­
amt 

Bremen 

§ 2 VO 23. 3. 1965. 

§ 3 Abs. 1 
VO 23.3 .1965. 

Zulassungsbehörde ist der Senator für Ar­
beit; 

Aufsichtsbehörde sind die Gewerbeaufsichts­
ämte r mit der Möglichkeit, einen Tei l i h r e r 
Befugnisse nach der 2. SSVO auf die Schul­
aufsichtsbehörden zu über t ragen 

Hamburg 

C. 3. I. (1) 
Anordnung 7. 9. 1965. 

Zulassungs­ und Aufsichtsbehörde ist die 
Arbe i t s ­ und Sozialbehörde 

Hessen 

§ 10 Anordnung 2. 6. 1965. 

§ 4 Anordnung 2. 6. 1965. 

Zulassungsbehörde ist der Minister für Ar­
beit , Volkswohlfahrt und Gesundheitswesen; 

Aufsichtsbehörden sind die Gewerbeauf­
s ich t sämter 
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7. Niedersachsen 
Nr. 5. 3. 1 Anlage 
zur VO 3.5.1971. 

Nr. 5. 3. 2 Anlage 
zur VO 3. 5. 1971. 

Aufsichtsbehörden sind die Gewerbeauf­
s ich t sämter , jedoch für Be rg - und Hütten­
schule Clausthal-Zel lerfeld, die Deutsche 
Bohrmeis te r schu le Celle sowie die Bergvorm 
und Bergberufsschulen: das Oberbergamt; 
Zulassungsbehörde ist der Sozialminis ter 

Nordrhein-Westfalen 
§ 1 VO 12. 11. 1964. 

§ 2 Abs. 2 
VO 12. 11. 1964. 

Aufsichtsbehörden sind die Staatlichen Ge­
werbeaufs ichtsämter ; an ihre Stelle t r e t en 
für Schulen und Einrichtungen der Erwach­
senenbildung, die in den der Bergaufsicht 
unterstehenden Betr ieben gelegen sind, die 
Bergämte r ; 
Zulassungsbehörde ist der Arbe i t s - und 
Sozialminis ter 

9. Rheinland-Pfalz 
Nr . I Anordnung 21. 1. 1965. 

Nr . II Anordnung 21. 1. 1965. 

Zulassungsbehörde ist das Sozialministe­
r ium; 
Aufsichtsbehörde ist das Gewerbeaufsichts 
amt 

10. Saarland 
Nr . I. 
Bekanntmachung 20. 5. 1965. 
Nr . IL 
Bekanntmachung 20. 5. 1965. 

Zulassungsbehörde ist der Minis ter für A r ­
beit und Sozialwesen; 
Aufsichtsbehörde ist der Minis ter für Ar ­
beit und Sozialwesen; die Durchführung der 
Aufsicht kann im Einzelfall dem Gewerbe­
aufsichtsamt über t ragen \verden; 
für Schulen des Bergwesens und Ausbildung 
stat ten für landwirtschaftl iche Berufe und 
landwirtschaftl iche Hilfsberufe ist Aufsich' 
behörde der Minis ter für Wirtschaft, Ver ­
kehr und Landwirtschaft; für Schulen des 
Bergwesens kann die Durchführung der Auf­
sicht im Einzelfall dem Oberbergamt ü b e r ­
t ragen werden 

11. Schleswig-Holst ein 
Nr . I 
Bekanntmachung 15. 9. 1964. 

Nr . II 
Bekanntmachung 15. 9. 1964. 

Zulassungsbehörde ist der Minis ter für 
Arbeit , Soziales und Ver t r iebene; 

Aufsichtsbehörde ist das Gewerbeaufsicht;? -
amt 
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ANHANG XII 

Verzeichnis der gemäß § 9 Abs. 3 1. SSVO 15. 10. 1965 
für die Anzeigen über das Laden und Löschen nach Landes­
recht zuständigen Behörden 

1. Β aden­Würt temberg 

§ 2 Abs. 3 VO 1. 9. 1960. Hafenbehörden 

2. Bayern 

Ber l in 

Keine besondere Regelung 

Keine besondere Regelung 

4. B remen 

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 
VO 23. 3. 1965. 

Hafenkapitän 

Hamburg 

C. 3. I. (1) 
Anordnung 7. 9. 1965. 

Arbe i t s ­ und Sozialbehörde 

Hessen 

§ 9 Nr. 1 
Anordnung 2. 6. 1965. 

Wasse r schutzpolizeiamt 

Niedersachsen 

Nr. 5. 2. 3 Anlage 
zur VO 3. 5. 1971. 

Staatliche Gewerbeaufsichtsämter und 
Hafenbehörden 

8. Nordrhein­Westfalen 

§ 3 Nr. 1 VO 11. 10. 1960. Hafenkommissare oder, sofern solche 
nicht bestel l t sind, die ör t l ichen Ordnungs­
behörden als Hafenbehörden 

Rheinland­Pfalz 

Nr. V. a) 
Anordnung 25. 8. 1960. 

Die ör t l iche zuständigen staatl ichen Poli­
zeibehörden 

10. Saarland 

Keine besondere Regelung 
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11. Schleswig-Holstein 
Nr . IV. 1 Arbei tsschutzbehörde für Seeschiffahrt 
Bekanntmachung 6. 5. 1964. des Landes Schleswig-Holstein 
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1. 19. 12. 1917 Loi re la t ive aux é tabl issements dangereux, 
insalubres ou incommodes 
( J .O . du 21 décembre 1917). 

2. 26.11.1956 Décret No. 56-1197 portant codification des 
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des dérogations à cer ta ins dispositions du décret du 
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de se rv ice à Γ alimentation de l ' homme et des animaux 
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UND SONSTIGEN BEHÖRDEN 

Minis t re du Développement 
i n d u s t r i e l et scientifique 

Minis t re de la Santé publique 
et de la Sécuri té sociale 

99 et 101,rue de Grenelle 
7 5 P a r i s 7 e 

20, rue d' E s t r é e s 
75 P a r i s 7 

3. Minis t re du Trava i l , de l 'Emplo i 
et de la Population 

1, place de Fontenoy 
7 5 P a r i s 7 e 

4. Minis t re des T ranspor t s 32, avenue Kennedy 
75 P a r i s 16 

5. Ministre de l 'Educat ion 
nationale 

110, rue de Grenelle 
7 5 P a r i s 7 

6. Ministre de l 'Agr icu l tu re 78, rue de Var enne 
7 5 P a r i s 7 

7. Minis t re d 'E t a t chargé 
de la Défense nationale 

Hotel du Ministre 
14, rue Saint Dominique 
7 5 P a r i s 7 

8. Commissar ia t à l ' E n e r g i e 
atomique 

29-33, rue de la Fédéra t ion 
7 5 P a r i s 15 

9. Commission in te rmin is té r ie l l e 
des Radioéléments ar t i f iciels 

Boîte postale No. 8 
Gif-sur-Yvet te (Seine et Oise) 
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1. Minister für industr ie l le und wissenschaftl iche Entwicklung 

2. Minister für öffentliche Gesundheit und soziale Sicherheit 

3. Minister für Arbeit , für Beschäftigung und für Bevölkerung 

4. Minister für das Verkehrswesen 

5. Minister für das Erziehungswesen 
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9. In terminis ter ie l le Kommission für künstliche Radioelemente 





ÜBERSICHT ÜBER DIE FREIGRENZENREGELUNG 

IN FRANKREICH 
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Vorbemerkung 

In Frankre ich sind Rahmen und Grundsätze des Strahlenschutzes in der 
Verordnung No. 66-450 vom 20. Juni 1966 festgelegt. Nach dieser Ve r ­
ordnung bestehsneine Anmeldepflicht und ein System der vorher igen Zu las ­
sung für alle Tätigkeiten, die eine Gefährdung durch ionisierende Strahlen 
mit sich bringen. Das gilt insbesondere hinsichtlich Herstel lung, Bearbeitung, 
Handhabung, Verwendung, Besi tz , Lagerung, Beförderung und Beseitigung 
radioaktiver Stoffe. Dieser generalklauselar t igen Statuierung einer Anmelde-
und Genehmigungspflicht entspricht eine ebenso allgemein gefaßte und gene­
re l l gültige Fre igrenzenregelung. 

Die Rahmenvorschrif ten der Verordnung No. 66-450 werden durch Sonder­
regelungen für Teilbereiche konkre t i s ie r t . Der Schutz der Arbei tnehmer gegen 
ionisierende Strahlen ist in der Verordnung No. 67-228 vom 15. März 1967 
im einzelnen geregelt . Eine Reihe wei te re r Best immungen dienen dem Schutz 
der öffentlichen Gesundheit. Solche Best immungen finden sich im Gesundhei ts-
gesetzbuch (teilweise in Verbindung mit der Verordnung No. 67-228), in dem 
Gesetz über gefährliche, gesundheitsschädliche und störende Anlagen vom 
19. Dezember 1917 in Verbindung mit der Verordnung No. 67-964 vom 
24. Oktober 1967, i n d e r Hauptkernanlagen-Verordnung No. 63-1228 vom 
11. Dezember 1963 sowie in der Verordnung über den Schutz bei Unglücks­
fällen an der Öffentlichkeit zugänglichen Orten vom 16. September 19 59. 
Mit Ausnahme der Hauptkernanlagen-Verordnung enthalten alle genannten 
Vorschrif ten Fre igrenzenregelungen. Die Hauptkernanlagen-Verordnung sieht 
lediglich eine Ermächtigung vor, bestimmten Anlagen von geringer Bedeutung 
durch Verordnung Befreiung von den Best immungen der Hauptkernanlagen-
Verordnung zu gewähren; von d ieser Ermächtigung wurde, soweit ers icht l ich, 
bisher kein Gebrauch gemacht. Keine Fre igrenzenregelungen bestehen hin­
sichtlich der medizinischen Verwendung von radioaktiven Stoffen. Verboten 
sind ferner ohne die Möglichkeit einer Befreiung der Zusatz radioaktiver 
Stoffe bei der Herstel lung von Lebensmit teln, kosmet ischen Erzeugnissen 
und Erzeugnissen zum Gebrauch im häuslichen Bereich sowie die Verwendung 
von radioaktiven Stoffen bei der Herstel lung von Spielwaren. 

F ü r den Strahlenschutz im mi l i t ä r i schen Bereich is t durch die Verordnung 
vom 6. Dezember 1971 eine Sonderregelung geschaffen worden. Wegen 

1) Ar re t é du 6 décembre 1971 relatif à la sécur i té radiologique des installations 
et la protection des personnes contre les rayonnements ionisants au sein des 
a rmées et des é tabl issements relevant du min i s t re d 'E ta t chargé de la d é ­
fense nationale ( J .O. du 18 févr ier 1972, p. 1787). 
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der Beschränkung auf die friedliche Kernenergieverwendung ist diese 
Verordnung nicht Gegenstand der Darstellung. 

Besondere Strahlenschutzregelungen bestehen ferner im Rahmen des Abkom­
mens zwischen Frankreich und Belgien vom 23. September 1966 über die 
auf französischem Gebiet gelegenen Anlagen der Centrale nucléaire des 

2) Ardennes . Auch diese Sonderregelungen werden wegen ihres singulären 
Charakters hier nicht im einzelnen dargestellt. 

Eine Besonderheit des französischen Strahlenschutzrechtes ist die Unter­
scheidung von natürlichen und künstlichen radioaktiven Stoffen, für die zum 
Teil unterschiedliche Regelungen gelten. Die Notwendigkeit und die Zweck­
mäßigkeit einer solchen Unterscheidung sind nicht immer ohne weiteres 
offensichtlich. Das Verständnis der französischen Regelungen wird auch 
dadurch erschwert, daß das Verhältnis der einzelnen Bestimmungen zuein­
ander oft unklar ist. Das gilt insbesondere für die Bedeutung des Gesundheits-
gesetzbuches in seinem Verhältnis zu der Verordnung No. 66-450 und der 
Verordnung No. 67-228. Man wird aber wohl davon auszugehen haben, daß 
die Verordnung No. 66-450 den generellen allgemein verbindlichen Rahmen 
des gesamten Strahlenschutzrechtes und insbesondere auch der Freigrenzen­
regelungen darstellt. Daneben gelten für Teilbereiche auch die Vorschriften 
des Gesundheitsgesetzbuches, das seinerseits wieder durch die Bestimmungen 
der Verordnung No. 67-228 ausgefüllt wird. Insgesamt wäre es wünschens­
wert, wenn das französische Strahlenschutzrecht nach dem Vorbild der 
meisten übrigen Staaten in einer einheitlichen Gesamtregelung zusammen­
gefaßt würde. 

2) Convention sur la protection radiologique concernant les installations de la 
centrale nucléaire des Ardennes (avec annexes). Signée à Paris , le 
23 septembre 1966 (Moniteur belge du 7 mars 1967, p. 2276). 
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1. ABSCHNITT: BESONDERE SPALTBARE STOFFE 
(KERNBRENNSTOFFE) 

BEGRIFFSBESTIMMUNG Einen eigenständigen Begriff "Besondere spalt­
b a r e Stoffe" oder 'Kernbrennstoffe" gibt es im 
französischen Atomenergierecht , vor allem auch 
im Strahlenschutzrecht , nicht. Kernbrennstoffe 
werden unter dem Oberbegriff "radioaktive Stof­
fe" erfaßt V. 

2. ABSCHNITT: RADIOAKTIVE STOFFE 
BEGRIFFSBESTIMMUNG: 
Art. 4 in Verbindung mit Anlage I 
zum Décret No. 66-450 vom 
20. 6. 1966; 
Art. 2 in Verbindung mit Anlage I 
No. 25, 33, 34, 35 und 37 zum 
Décret No. 67-228 vom 15. 3. 1967. 

Radioaktiver Stoff: Jeder Stoff, der aus einem 
oder mehre ren natürl ichen oder künstlichen Ra­
dioelementen besteht oder dera r t ige Elemente 
enthält; 
Radioelement: In den genannten Vorschriften 
wird der Begriff "Radioelement" im Sinne von 
radioaktivem Nuklid verstanden. 
Nuklid: Atom, das durch seine Massenzahl^ se i ­
ne Atomnummer und seinen nuklearen Energ ie ­
zustand bes t immt wird. „. 
Natür l iches Radioelement ': Radioelement, das 
seine Existenz nicht einer menschlichen Vermi t t ­
lung verdankt; „\ 
künstl iches Radioelement ' : Radioelement, das 
seine Existenz einer menschlichen Vermitt lung 
verdankt . 

1. UNTERABSCHNITT: NATURLICHE RADIOAKTIVE STOFFE 
I. Grundsatz 

Art . 3 in Verbindung mit 
Art . 2 Décret No. 66-450 
vom 20·. 6. 1966. 

Anmeldepflicht und System der vorher igen Zu­
lassung für alle Tätigkeiten, die eine Gefährdung 
durch ionis ierende Strahlungen mit sich bringen, 
insbesondere für Herstel lung, Bearbeitung, Hand­
habung, Verwendung, Besi tz , Lagerung, Beförde­
rung und Beseit igung natür l icher radioakt iver 
Stoffe. 

1) Vgl. aber den in No. 385 sexies der Tabel le im Anhang zum Décret No. 67-964 
vom 24. 10. 1967 verwendeten Begriff " m a t i è r e s f iss i les '" (s. unten 2. Abschnitt, 
2. Unterabschnit t , I I I . , 4 . ) . 

2) Dasselbe Radioelement kann je nachdem natürl ichen oder künstlichen Ursprungs sein. 
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Zuständigkeiten 
I. Art. 29 Décret No. 66-

vom 20. 6. 1966. 
450 Mit der Durchführung des Décret sind 

beauftragt: 
Der Minister für Wissenschaftliche Forschung 
und für Atom- und Weltraumfragen; 
der Minister für Landwirtschaft; 
der Minister für Industrie; 
der Minister für Soziale Angelegenheiten. 
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IL A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

1. A r t . 3 A b s . 1 D é c r e t No. 66-450 
vom 20. 6. 1966. 

Von e i n e r Anmeldep f l i ch t und e i n e m S y s t e m 
v o r h e r i g e r Z u l a s s u n g s ind b e f r e i t : 
a) R a d i o a k t i v e Stoffe, d e r e n G e s a m t a k t i v i t ä t für 

d ie R a d i o n u k l i d e h ö c h s t e r T o x i z i t ä t (Gruppe I) 
w e n i g e r a l s 0, 1 M i k r o c u r i e b e t r ä g t o d e r a b e r 
u n t e r den e n t s p r e c h e n d e n W e r t e n l i eg t , die in 
j e d e m e i n z e l n e n F a l l auf d e r G r u n d l a g e d e r 
r e l a t i v e n R a d i o t o x i z i t ä t b e s t i m m t und in A n l a ­
ge II zu d i e s e r V e r o r d n u n g a n g e g e b e n w e r d e n ; 

b) R a d i o a k t i v e Stoffe, d e r e n M a s s e n a k t i v i t ä t w e ­
n i g e r a l s 2 M i k r o c u r i e p r o K i l o g r a m m ode r 
b e i n a t ü r l i c h e n f e s t e n r a d i o a k t i v e n Stoffen un ­
t e r 10 M i k r o c u r i e p r o K i l o g r a m m b e t r ä g t . 

A r t . 3 A b s . 2 D é c r e t No. 66-450 
v o m 20. 6. 1966. 

F ü r d ie m e d i z i n i s c h e V e r w e n d u n g von r a d i o a k t i ­
v e n Stoffen gil t d ie F r e i g r e n z e n r e g e l u n g d e s A r t . 3 
A b s . 1 'des D é c r e t No. 66-450 v o m 20. 6. 1966 
n i ch t . G e m ä ß A r t . 3 A b s . 2 b e d a r f e s v i e l m e h r 
für V e r w e n d u n g von r a d i o a k t i v e n Stoffen für m e d i ­
z i n i s c h e Z w e c k e in j e d e m F a l l e i n e r v o r h e r i g e n 
Z u l a s s u n g ( " a u t o r i s a t i o n p r é a l a b l e " ) ' . 

3 . A r t . 3 A b s . 3 D é c r e t No. 66-450 
v o m 20. 6. 1966. 

V e r b o t e n s ind 
a) d e r Z u s a t z r a d i o a k t i v e r Stoffe b e i d e r H e r ­

s t e l l u n g von L e b e n s m i t t e l n , k o s m e t i s c h e n E r ­
z e u g n i s s e n ' und E r z e u g n i s s e n b e i m G e ­
b r a u c h i m h ä u s l i c h e n B e r e i c h "*). 

b) d i e V e r w e n d u n g von r a d i o a k t i v e n Stoffen b e i 
d e r H e r s t e l l u n g von S p i e l w a r e n . 

III. S o n d e r r e g e l u n g e n für T e i l b e r e i c h e 
1. G r u n d s a t z 

A r t . 3 Abs . 4 D é c r e t No. 66-450 
v o m 20. 6. 1966. 

So fe rn e ine s o n s t i g e g e s e t z l i c h e R e g e l u n g für 
e inen U m g a n g d e r in A r t . 2 d e s D é c r e t No .66 -450 
v o m 20. 6. 1966 b e z e i c h n e t e n A r t e in S y s t e m d e r 
Z u l a s s u n g o d e r A n m e l d u n g n ich t v o r s i e h t , haben 
d ie z u s t ä n d i g e n M i n i s t e r d ie no twend igen V o r ­
s c h r i f t e n zu e r l a s s e n . D a r a u s folgt , daß s o n s t i g e 
S t r a h l e n s c h u t z v o r s c h r i f t e n d u r c h d a s D é c r e t 
No. 66-450 v o m 20. 6. 1966 u n b e r ü h r t b l e iben ; 
s i e m ü s s e n j edoch den G r u n d s ä t z e n d i e s e s 
D é c r e t angepaß t w e r d e n . D a s gil t i n s b e s o n d e r e 
auch für d ie F r e i g r e n z e n r e g e l u n g . 

1) Vgl . d a z u A r r ê t é vom 2 3 . 4 . 1969. 
2) Vgl . d a z u auch D é c r e t N r . 56 -1197 v o m 26. 1 1 . 1956 ( s . un t en S. 212 ). 
3) W e g e n d e s Z u s a t z e s von r a d i o a k t i v e n Stoffen zu A r z n e i m i t t e l n (Ar t . 5 b 

G r u n d n o r m e n ) vg l . auch d ie Regelung des Code de l a S a n t é pub l ique ( s , 
E u r a t o m -

u n t e n S.234 
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1. Art . 3 Abs. 4 Décret No. 66-450 Die zuständigen Minis ter e r l a s sen die notwendi-
vom 20. 6. 1966 gen Vorschrif ten. 



— 210 — 

Schutz d e r A r b e i t n e h m e r 
gegen i o n i s i e r e n d e S t r a h l e n 

a) G r u n d s a t z 
A r t . 5 A b s . 1, 
2. F a l l g r u p p e , D é c r e t 
No. 6 7 - 2 2 8 vorn 
15. 3. 1967 

A r t . 54 A b s . 1, 2. F a l l ­
g r u p p e , D é c r e t No. 67-228 
vom 15. 3. 1967. 

b) A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
A r t . 1 No." 2 D é c r e t No. 67-228 
v o m 15. 3. 1967. 

c) A u s n a h m e r e g e l u n g e n 
A r t . 69 D é c r e t No. 67-228 
v o m 15. 3. 1967. 

a) Anze igepf l i ch t für den B e s i t z von n a t ü r l i c h e n 
r a d i o a k t i v e n Stoffen 

Anze igep f l i ch t für den B e s i t z von n a t ü r l i c h e n 
r a d i o a k t i v e n Stoffen zu m e d i z i n i s c h e n Z w e c k e n . 

b) E i n e A n m e l d e p f l i c h t nach den V o r s c h r i f t e n d e r 
V e r o r d n u n g ent fä l l t , b e i An lagen und B e t r i e b e n , 
in denen k e i n e a n d e r e n n a t ü r l i c h e n S t r a h l e n ­
q u e l l e n v e r w e n d e t w e r d e n a l s d ie in d e r fo lgen­
den Aufzählung e n t h a l t e n e n : 
N e o d y m 144, S a m a r i u m 147, Rub id ium 87, 
Ind ium 115, R h e n i u m 187, unabhäng ig von 
d e r M e n g e d i e s e r Stoffe; 
r a d i o a k t i v e Stoffe, d e r e n M a s s e n a k t i v i t ä t g e ­
r i n g e r i s t a l s 2 M i k r o c u r i e p r o K i l o g r a m m 
(oe i f e s t e n n a t ü r l i c h e n r a d i o a k t i v e n Stoffen e r ­
höht s i c h d i e s e G r e n z e auf 10 M i k r o c u r i e ) ; 
r a d i o a k t i v e Stoffe, d ie d e r g l e i c h e n R a d i o t o x i z i -
t ä t s k l a s s e a n g e h ö r e n und d e r e n G e s a m t a k t i v i ­
t ä t w e n i g e r b e t r ä g t a l s 
- 0, 1 M i k r o c u r i e b e i R a d i o n u k l i d e n s e h r h o h e r 

R a d i o t o x i z i t ä t 
1 M i k r o c u r i e b e i R a d i o n u k l i d e n h o h e r R a d i o ­
t o x i z i t ä t 
10 M i k r o c u r i e b e i Rad ionuk l iden m i t t l e r e r 
R a d i o t o x i z i t ä t . 
100 M i k r o c u r i e b e i R a d i o n u k l i d e n n i e d r i g e r 
R a d i o t o x i z i t ä t . 

R a d i o a k t i v e Stoffe, d ie Rad ionuk l ide v e r s c h i e ­
d e n e r R a d i o t o x i z i t ä t u m f a s s e n , wenn die S u m m e n 
d e r V e r h ä l t n i s z a h l e n z w i s c h e n d e r Ak t iv i t ä t 
e i n e s j e d e n R a d i o n u k l i d s , d a s in d e m Stoff en t ­
h a l t e n i s t , und d e r im v o r h e r g e h e n d e n A b s a t z 
für d i e s e s Rad ionuk l id f e s t g e s e t z t e H ö c h s t w e r t 
k l e i n e r i s t a l s 1. 

Im Hinb l i ck auf d i e Anwendung d e r be iden l e t z t ­
g e n a n n t e n F r e i g r e n z e n g r u p p e n i s t d ie E i n o r d ­
nung d e r R a d i o n u k l i d e n a c h d e m G r a d d e r zu 
b e r ü c k s i c h t i g e n d e n R a d i o t o x i z i t ä t nach d e m An­
h a n g II d e s D é c r e t No. 67 -228 v o m 15. 3. 1967 
v o r z u n a h m e n . 
R a d i o n u k l i d e , d i e n ich t in Anhang II aufgeführ t 
s ind und d e r e n R a d i o t o x i z i t ä t n icht o d e r n ich t 
e i n w a n d f r e i bekann t i s t , s ind a l s z u r G r u p p e 
d e r s e h r hohen R a d i o t o x i z i t ä t z u g e h ö r i g a n z u ­
s e h e n . 

c) A l l g e m e i n e und b e s o n d e r e z e i t l i c h und i n h a l t ­
l i c h b e s c h r ä n k t e A u s n a h m e n von den V o r s c h r i f ­
t e n d e s D é c r e t No . 67 -228 v o m 15. 3. 1967 
können d u r c h D é c i s i o n o d e r d u r c h A r r ê t é z u g e ­
l a s s e n werden . 
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a) Art . 5 Décret No. 67­228 
vom 15. 3. 1967. 

a) Anzeigenbehörde ist der ör t l ich zuständige 
Arbei ts inspektor . 

Art . 54 
vom 15. 

Décret No. 
3. 1967. 

67-228 Anzeigenbehörde ist der ör t l ich zuständige 
Direktor für Gesundhei ts­ und Sozialangele­
genheiten. 

c) Art . 69 Décret No. 67 
vom 15. 3. 1967. 

■ 228 c) Die Entscheidung (Décision) erläßt der Mi­
n i s t e r für Soziale Angelegenheiten auf Be­
r icht des Arbei t s inspektors und im Fa l l e 
der medizinischen Verwendung des Direk tors 
des Depar tements für Gesundhei ts­ und 
Soziale Angelegenheiten. 
Die Ausnahmeverordnungen (Arrêtés) er läßt 
der Minis ter für Soziale Angelegenheiten. 
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Art. 1 und 2 A r r e t é vom Auf Grund der Ermächtigung in Art. 69 Décret 
24. 4. 1968 No. 67­228 vom 15. 3. 1967 ist das Commissa r ia t 

à Γ énergie atomique (CEA) für die Dauer von 
dre i Jahren von einigen Vorschriften des Décret 
No. 67­228, insbesondere von der Einhaltung des 
Art . "5 dieses Décret , befreit worden. 

3. Schutz der öffentlichen Gesund­
heit 
Vorbemerkung: F ü r den Schutz der öffentlichen Gesundheit gelten in e r s t e r Linie die 
oben unter III. 1 dargeste l l ten Grundsätze des Décret No. 66­450 vom 20. 6. 1966. Ge­
mäß Art. 3 Abs. 4 Décret No. 66­450 sind jedoch auch die nachfolgend dargestel l ten 
besonderen Vorschriften des Gesundheitsgesetzbuches anzuwenden. 

a) Verkauf, Ankauf, Verwendung und Besitz natür­
l icher radioaktiver Elemente unterliegen den 
durch Durchführungsverordnungen (Reglements 
d 'adminis t ra t ion publique) festgelegten Bedingun­
gen. 

a) Grundsatz 
Art. L 44 ­ 1 Code de la Santé 
publique i. d. F . der Ordonnance 
No. 59­48 vom 6. 1. 1959. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Art . 1 Décret No. 67­228 
vom 15. 3. 1967. 

c) Sonderregelung für giftige Stoffe 
aa) Grundsatz 

Deuxième pa r t i e , l ivre V, t i t r é 
III "Rest r ic t ions au commerce de 
cer ta ines substances et de c e r ­
tains objets ' Code de la Santé 
publique. Ar rê t é vom 21. 1. 1957, 
Tableaux A 

Art . R 5151 Code de la Santé 
publique vom 26. 11. 1956. 

bb) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Tableau A zum Ar rê t é 
vom 21. 1. 1957. 

b) Das Décret No. 67­228 ist als Durchführungsver­
ordnung im Sinne des Art. L 44­1 Code de la 
Santé publique anzusehen. Die F re ig r enzen rege ­
lungen des Décret No. 67­228 sind mithin auch 
auf die Tatbestände des Art. L 44­1 Code de la 
Sante publique anwendbar (vgl. dazu oben unter 
I I I . , 2. b)). 

aa) Radioaktive Stoffe, die zu mediz in isch­phar ­
mazeutischen Zwecken verwendet werden, unter­
liegen den Sondervorschriften über giftige Stoffe. 

In der Tabelle A zum Ar rê t é vom 21. 1. 1957 
findet sich die Begriffsbestimmung der in F rage 
kommenden Radioelemente. 

Anzeigepflicht für den Handel mit den Stoffen, 
die in Anhang A aufgeführt sind. 

bb) Von der Sonderregelung sind ausgenommen 
und unterliegen damit nicht der Anzeigepflicht: 

­ radioaktives Wasser natürlichen Ursprungs; 
­ radioakt iver Schlamm ("boue") natürl ichen 

Ursprungs . 

4 t Gefährliche, gesundhei ts ­
schädliche und störende Anlagen 

a) Grundsatz 

Ar t . 4 Loi vom 19. 12. 1917. 
a) Die Anlagen, auf die das Gesetz anwendbar ist 

(vgl. Art . 1 des Gesetzes) , werden gemäß Art . 3 
in die Klassen I, II und III eingeteilt . Die Anlagen 
der Klasse I und II bedürfen gemäß Art . 4 Abs. 1 
einer Genehmigung zur Inbetriebnahme; bei An­
lagen der Klasse III re icht gemäß Art . 4 Abs. 3 
eine schriftl iche Anmeldung aus . Die Klassif iz ie­
rung der Anlagen e r fo lg t nac^i Art . 5 durch 
Décret . Daraus ergibt sich, daß Anlagen, die in 
diesem Décret nicht klass i f iz ier t werden, auch 
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3. c) 

Ar t . R 5151 Code de la Santé 
publique. 

Die Anzeige is t bei dem B ü r g e r m e i s t e r der 
ör t l ich zuständigen Gemeinde zu e rs ta t ten . 
In P a r i s is t der Polizeipräfekt zuständig. 

4. a) Ar t . 4 Abs. 1 Loi vom 
19. 12. 1917. 

Ar t . 4 Abs. 3 Loi vom 
19. 12.1917. 

a) Genehmigungsbehörde für die Anlagen der 
Klassen I und II ist der zuständige P r ä f e k t . 

Anlagen der Klasse III müssen bei dem zu­
ständigen Präfekt schrift l ich angemeldet werden. 
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b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Décret No. 67-964 
vom 24. 10. 1967. 

aa) No. 385 te r Tableau 
annexe. 

bb) No. 385 quater 
Tableau annexe. 

cc) No. 385 quinquies, 
I. Verwendung 

nicht unter das System der Anzeige oder Geneh­
migung nach Art . 4 des Gesetzes faden. Es 
kommt demnach für die Fes ts te l lung, ob es "F re i ­
grenzen-Anlagen" nach dem Gesetz von 1917 gibt, 
darauf an, ob das einschlägige Décret bes t immte 
Anlagen von der Klassif izierung ausnimmt. 

b) Nach der Tabelle im Anhang zu diesem Décret 
gehören zu den nichtklassif izierten Anlagen: 

aa) Anlagen zur Zubereitung, Herstel lung, Um­
wandlung und Herr ichtung von radioaktiven Stof­
fen X ) , 
- sofern diese Stoffe Radioelemente der Gruppe 

I 2) mit e iner Gesamtaktivität von weniger a l s 
a ls 0,1 Mill icurie enthalten; 

- sofern diese Stoffe Radioelemente der Gruppe 
II ' mit e iner Gesamtaktivität von weniger a ls 
1 Millicurie enthalten; 

- sofern diese Stoffe Radioelemente der Gruppe 
III ' mit einer Gesamtaktivität von weniger 
a ls 10 Mill icurie enthalten; 

bb) Anlagen zur Verwendung, Lagerung und Auf­
wahrung von geschlossenen Strahlern , 
- sofern diese Strahler Radioelemente der 

Gruppe I 2 ' mit einer Gesamtaktivität von 
weniger a ls 10 Millicurie enthalten; 

- sofern diese St rahler Radioelemente der 
Gruppe II ' mit einer Gesamtaktivität von 
weniger als 0 ,1 Curie enthalten; 

- sofern diese St rahler Radioelemente der 
Gruppe III ' mit einer Gesamtaktivität von 
weniger a ls 1 Curie enthalten. 

cc) Anlagen zur Verwendung von offenen Strah­
le rn , 
- sofern diese St rahler Radioelemente der 

Gruppe I mit e iner Gesamtaktivität von 
weniger a ls 0, 1 Millicurie enthalten; 

- sofern diese St rahler Radioelemente der 
Gruppe II mit einer Gesamtaktivität von 
weniger als 1 Mill icurie enthalten 

- sofern diese St rahler Radioelemente der 
Gruppe III ' mit einer Gesamtaktivität von 
weniger a ls 10 Mill icurie enthalten. 

1) Vgl. die Begriffsbestimmung "radioaktive Stoffe" in No. 385 bis Tableau annexe des 
Décret No. 67-964 vom 24. 10. 1967. 

2) Die Gruppeneinteilung der Radioelemente entspricht gemäß No. 385 bis Tableau annexe 
des Décret No. 67-964 vom 24. 10. 1967 derjenigen des Annexe II Tableau I des Décret 
No. 66-450 vom 20. 6. 1966. 
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dd) No. 385 q u i n q u i e s , 

IL L a g e r u n g und Aufbewahrung 

c) S o n d e r r e g e l u n g e n 

aa) No. 385 s e x i e s 

T a b l e a u a n n e x e z u m 

D é c r e t No. 67­964 

vom 24. 10. 1967. 

dd) An lagen z u r L a g e r u n g und Aufbewahrung 

von offenen S t r a h l e r n , 

­ s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 

G r u p p e I *■' m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 

w e n i g e r a l s 1 M i l l i c u r i e en tha l t en ; 

s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 

G r u p p e II ' m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 

w e n i g e r a l s 10 M i l l i c u r i e en tha l t en ; 

­ s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 

G r u p p e III 1) m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 

w e n i g e r a l s 0, 1 C u r i e en tha l t en . 

c) aa) Anlagen z u r Aufbewahrung , L a g e r u n g , V e r ­

wendung , E r z e u g u n g , H e r s t e l l u n g , U m w a n d l u n g 

und H e r r i c h t u n g b e s t i m m t e r s p a l t b a r e r Stoffe 

u n t e r l i e g e n n ich t den V o r s c h r i f t e n d e r N o s . 385 

t e r , q u a t e r , qu inqu ie s d e s D é c r e t No. 67­964 

v o m 24. 10. 1967, s o n d e r n dem D é c r e t No. 63­1228 

vom 1 1 . 12. 1963 , s o f e r n e s s i ch be i den r a d i o a k ­

t iven Stoffen um s p a l t b a r e Stoffe in folgenden Men­

gen h a n d e l t : 

g l e i ch o d e r m e h r a l s 

­ 0 , 3 7 5 kg P l u t o n i u m 239 , 

­ 0 , 3 7 5 kg U r a n 2 3 3 , 

­ 0 , 6 0 0 kg U r a n 2 3 5 , 

­ 0 , 6 0 0 kg U r a n 2 3 5 , en tha l t en in a n g e r e i c h e r ­

t e m U r a n in e i n e m V e r h ä l t n i s von m e h r a l s 

6 vom H u n d e r t , 

1 ,200 kg U r a n 2 3 5 , en tha l t en in a n g e r e i c h e r ­

t e m U r a n in e i n e m V e r h ä l t n i s von 1 b i s 6 vom 

H u n d e r t ; 

­ wenn e s s i c h um s p a l t b a r e Stoffe v e r s c h i e d e ­

n e r A r t hande l t und die S u m m e d e r B r ü c h e , 

d ie d u r c h T e i l u n g d e r M a s s e d e s j e w e i l i g e n 

Stoffs d u r c h den in d e r ob igen T a b e l l e a n z u ­

wendenden G r e n z w e r t zu e r m i t t e l n i s t , g r ö ß e r 

i s t a l s 1. 

D a r a u s folgt , daß A n l a g e n , in denen m i t den oben 

b e z e i c h n e t e n Mengen s p a l t b a r e r Stoffe u m g e g a n ­

gen w i r d , auch dann d e m Ü b e r w a c h u n g s s y s t e m 

d e s D é c r e t No. 63­1228 vom 1 1 . 12. 1963 u n t e r ­

w o r f e n , w e r d e n , wenn es s i c h um F r e i g r e n z e n ­ A n ­

l agen im Sinne d e s G e s e t z e s vom 19. 12. 1917 

in V e r b i n d u n g m i t d e m D é c r e t No. 67­964 vom 

24 . 10. 1967 h a n d e l t . 

1) Die G r u p p e n e i n t e i l u n g d e r R a d i o e l e m e n t e e n t s p r i c h t g e m ä ß No. 385 b i s T a b l e a u annexe 

d e s D é c r e t No. 67­964 vom 24 . 10. 1967 d e r j e n i g e n d e s Annexe II T a b l e a u I d e s D é c r e t 

No. 66­450 vom 2 0 . 6 . 1966. 

2) D a s könnte zu t re f fen für A n l a g e n , in denen m i t den b e z e i c h n e t e n Mengen U r a n 235 umge­

gangen w i r d . 
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bb) Art . 16 Décret No. 63­1228 

vom 11. 12. 1963. 

bb) Anlagen zur Herstel lung, Verwendung oder 
zum sonstigen Besitz von radioaktiven Stoffen, 
die weder unter das Décret No. 63­1228 vom 
11. 12. 1963 noch unter das Loi vom 19. 12. 1917 
fallen, können zum Gegenstand von Maßnahmen 
gemacht werden, die erforder l ich sind,um Ge­
fährdungen durch die Anlage zu verhindern. Da­
raus ist zu folgern, daß auch Freigrenzenanlagen 
im Sinne des Loi vom 19. 12. 1917 unter den Vor­
aussetzungen des Art . 16 Décret No. 63­1228 
vom 11. 12. 1963 Gegenstand s taat l icher Kontroll­
maßnahmen sein können. 

5. Hauptkernanlagen 

Art . 15 des Décret No. 63­1228 

vom 11. 12. 1963 

Art . 17 Décret No. 63­1228 
vom 11. 12. 1963. 

Das Décret enthält keine Fre igrenzenregelungen; 
jedoch eröffnet die Ermächtigung in Art . 15 die 
Möglichkeit, bei Anlagen im Sinne des Art . 2 No. 3 
die von geringer Bedeutung sind, durch Ar rê t é Be­
freiung von den Art . 3 bis 14 dieses Décret zu ge­
währen. Ein solches Ar r ê t é ist b isher noch nicht 
ergangen. 

Hauptkernanlagen, die der nationalen Verteidigung 
dienen und die a ls geheim klassif iz ier t worden 
sind, unterl iegen nicht dem Anwendungsbereich 
des Décret . 

6. Schutz bei Unglücksfällen 
an der Öffentlichkeit zugäng­
lichen Orten. 

a) Grundsatz 

Art . Τ 86 Abs. 1 des Ar rê t é 
vom 16. 9. 1959. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

Art . Τ 86 Abs. 2 des Ar rê t é 
vom 16. 9. 1959. 

a) Es ist verboten, radioaktive Erzeugnisse in den 
räumlichen Bereich von Ausstellungen, Märkten 
und Messen zu verbringen. 

b) In Einzelfällen können Ausnahmegenehmigungen 

von dem Verbot er te i l t werden, 

­ sofern es sich um Stoffe handelt, deren 
Aktivität nicht höher ist a ls 1 Mikrocurie; 

­ sofern es sich um Strahler handelt, die gänz­
lich mit einer feuerbeständigen Hülle umge­
ben sind undderenAktivität ger inger ist als 
1 Mill icurie. 
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bb) Ar t . 16 Décret No. 

vom 11. 12. 1963. 
63­1228 bb) Zuständig sind für die erfordei liehen Maß­

nahmen der Minister für Atomenergie und gege­
benenfalls der Minister , dem die jeweilige An­
lage "untersteht, nach zust immender Stellung­
nahme oder auf Vorschlag des Minis ters für Öf­
fentliche Gesundheit und Bevölkerung oder des 
Minis ters für Arbeit oder des Minis ters für In­
dus t r ie . 

In Eilfällen kann der Minister für Atomenergie 
nach Stellungnahme oder gegebenenfalls auf Vor­
schlag des Minis ters füröffentliche Gesundheit 
oder des Minis te rs , dem die Anlage unters teht , 
alle notwendigen Maßnahmen ergreifen; er kann 
insbesondere den Betr ieb der Anlage zeitweilig 
schließen. 

5. Ar t . 15 Décret No. 63­1228 

vom 11. 12. 1963. 
Das Ar r ê t é wird gemeinsam e r l a s sen vom Minister 
für Atomenergie , vom Minister für Industrie und 
vom Minister für Öffentliche Gesundheit und Bevöl­
kerung nach Stellungnahme der Ständigen Abteilung 
der In terminis ter ie l len Kommission für Hauptkern­
anlagen. 

Ar t . 17 Décret No. 63­1228 

vom 11. 12. 1963. 
Die Entscheidung über die Klassif izierung der An­
lagen die der nationalen Verteidigung dienen, als 
geheim, obliegt dem P r e m i e r m i n i s t e r auf Vorschlag 
des Minis ters für die Armee und des Minis ters für 
Atomenergie . 

b )Ar t . Τ 86 Abs. 2 des Ar r ê t é 

vom 16. 9. 1959 
b) Die Ausnahmegenehmigung er te i l t der Bürger ­

m e i s t e r der ört l ich zuständigen Gemeinde. 
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2. U N T E R A B S C H N I T T : KÜNSTLICHE RADIOAKTIVE S T O F F E 

I. G r u n d s a t z 

A r t . 3 in V e r b i n d u n g m i t 
A r t . 2 D é c r e t No. 66-450 
vom 20. 6. 1966. 

IL A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

l . A r t . 3 A b s . 1 D é c r e t No. 66-450 
vom 20. 6. 1966. 

2. A r t . 3 A b s . 2 D é c r e t No. 66-450 
vom 20. 6. 1966. 

A r t . 3 A b s . 3 D é c r e t No. 66-450 
vom 20. 6. 1966. 

Anme ldep f l i ch t und S y s t e m d e r v o r h e r i g e n Zu ­
l a s s u n g für a l l e T ä t i g k e i t e n , die ein Gefäh rdung 
d u r c h i o n i s i e r e n d e S t r a h l u n g e n m i t s i c h b r i n g e n , 
i n s b e s o n d e r e für: 
H e r s t e l l u n g , B e a r b e i t u n g , Handhabung , V e r w e n ­
dung, B e s i t z , L a g e r u n g , B e f ö r d e r u n g und B e s e i ­
t igung k ü n s t l i c h e r r a d i o a k t i v e r Stoffe. 

Von e i n e r Anmeldep f l i ch t und e i n e m S y s t e m 
v o r h e r i g e r Z u l a s s u n g s ind b e f r e i t : 
a) R a d i o a k t i v e Stoffe, d e r e n G e s a m t a k t i v i t ä t für 

d ie Rad ionuk l ide h ö c h s t e r T o x i z i t ä t (Gruppe I) 
w e n i g e r a l s 0 , 1 M i k r o c u r i e b e t r ä g t o d e r a b e r 
u n t e r den e n t s p r e c h e n d e n W e r t e n l i eg t , die in 
j e d e m e i n z e l n e n F a l l auf d e r G r u n d l a g e d e r 
r e l a t i v e n R a d i o t o x i z i t ä t b e s t i m m t und in A n l a ­
ge II zu d i e s e r V e r o r d n u n g a n g e g e b e n w e r d e n ; 

b) r a d i o a k t i v e Stoffe, d e r e n M a s s e n a k t i v i t ä t w e ­
n i g e r a l s 2 M i k r o c u r i e p r o K i l o g r a m m o d e r 
a b e r be i n a t ü r l i c h e n f e s t en r a d i o a k t i v e n Stoffen 
u n t e r 10 M i k r o c u r i e p r o K i l o g r a m m b e t r ä g t . 

F ü r d ie m e d i z i n i s c h e V e r w e n d u n g von r a d i o a k t i ­
ven Stoffen gil t die F r e i g r e n z e n r e g e l u n g des 
A r t . 3 A b s . 1 D é c r e t No. 66-450 vom 20. 6. 1966 
n i ch t . G e m ä ß A r t . 3 A b s . 2 b e d a r f e s v i e l m e h r 
für d ie V e r w e n d u n g von r a d i o a k t i v e n Stoffen für 
m e d i z i n i s c h e Z w e c k e in j e d e m F a l l e i n e ^ v o r h e r i -
gen Z u l a s s u n g ( " a u t o r i s a t i o n p r é a l a b l e " ) 

V e r b o t e n s ind 
a) d e r Z u s a t z r a d i o a k t i v e r Stoffe b e i d e r H e r ­

s t e l l u n g v o r u L e b e n s m i t t e l n , k o s m e t i s c h e n E r ­
z e u g n i s s e n und E r z e u g n i s s e n b e i m G e b r a u c h 
i m h ä u s l i c h e n B e r e i c h ; 

b) d i e V e r w e n d u n g von r a d i o a k t i v e n Stoffen b e i 
d e r H e r s t e l l u n g von Spielwaren. 

1) Vgl . dazu A r r ê t é vom 23 . 4. 1969. 
2) Vgl . dazu auch D é c r e t No. 56-1197 vom 26. 1 1 . 1956 ( s . un ten S. 2 2 6 ) . 
3) Wegen d e s Z u s a t z e s von r a d i o a k t i v e n Stoffen zu A r z n e i m i t t e l n (Ar t . 5 b) E u r a t o m -

G r u n d n o r m e n ) vg l . auch d ie R e g e l u n g d e s Code de la San té pub l ique ( s . unten S.226 ). 
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Art . 29 Décret No. 66-450 
vom 20. 6. 1966. 

Mit der Durchführung des Décret sind beauftragt: 
Der Minister für Wissenschaftl iche Forschung 
und für Atom- und Weltraumfragen; 
der Minister für Landwirtschaft; 
der Minister für Industr ie; 
der Minister für Soziale Angelegenheiten. 
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ΠΙ. Sonderregelungen für Tei lbereiche 

1. Grundsatz 

Ar t . 3 Abs. 4 Décret No. 

vom 20. 6. 1966. 

66-450 Sofern eine sonstige gesetzl iche Regelung für 
einen Umgang der in Art . 2 des Décret No. 
66­450 vom 20. 6. 1966 bezeichneten Art ein 
System der Zulassung oder Anmeldung nicht vor­
sieht, haben die zuständigen Minister die notwen­
digen Vorschriften zu e r l assen . Daraus folgt, 
daß sonstige Strahlenschutzvorschrif ten durch 
das Décret No. 66­450 vom 20. 6. 1966 unberührt 
bleiben; s ie müssen jedoch den Grundsätzen die­
ses Décret angepaßt werden. Das gilt insbesonde­
re auch für die Fre igrenzenregelung. 

2. Schutz der Arbei tnehmer gegen ionisierende Strahlen 

a) Grundsatz 

Art . 5 Abs. 1, 3. Fal lgruppe, 

Décret No. 67­228 vom 

15. 3. 1967. 

Art . 54 Abs. 1, 3. Fal lgruppe, 
Décret No. 67­228 vom 
15. 3. 1967. 

a) Genehmigungspflicht für den Besitz von künst­
lichen radioaktiven Stoffen. 

Genehmigungspflicht für den Besitz von künst­
lichen radioaktiven Stoffen zu medizinischen 
Zwecken. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

Ar t . 1 No. 2 Décret No. 67­228 

vom 15. 3. 1967. 

dioelemente unterr ichtet , 
b) Eine Genehmigungspflicht nach den Vorschrif­

ten der Verordnung entfällt bei Anlagen und 
Betr ieben, in denen keine anderen künstlichen 
Strahlenquellen verwendet werden als die in 
der folgenden Aufzählung enthaltenen: 
­ Neodym 144, Samarium 147, Rubidium 87, 

Indium 115, Rhenium 187, unabhängig von 
der Menge d ieser Stoffe; 

­ radioaktive Stoffe, deren Massenaktivität 
ger inger i 3 t a l s 2 Mikrocurie pro Kilogramm, 
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Art . 3 Abs. 4 Décret No. 66-450 
vom 20. 6. 1966. 

Die zuständigen Minister e r l a s sen die notwendi­
gen Vorschrif ten. 

i A ) Art . 5 Décret No. 67-228 
vom 15. 3. 1967. 

Genehmigungsbehörde ist die In te rmin i s t e r i e l l e 
Kommission für künstliche Radioelemente. 
Und wird die Lieferung von Radioelementen ge­
nehmigt, unterr ichte t die Kommiss ion den 
Minis ter für Soziale Angelegenheiten von der 
Genehmigung. 

Art . 54 Décret No. 67-228 
vom 15. 3. 1967. 

Genehmigungsbehörde ist der Minis ter für 
Soziale Angelegenheiten. Der Zent ra le Dienst 
für den Schutz gegen ionis ierende Strahlung, 
der ör t l ich zuständige Direktor des Depar te ­
ments für Gesundhei ts- und Sozialangelegen­
heiten sowie der Arbei ts inspektor werden von 
der Genehmigung für die Lieferung von Radio­
elementen durch den Minis ter für Soziale An­
gelegenheiten nach Stellungnahme der In ter-
minis te r ieHen Kommiss ion für künstliche Ra­
dioelemente unterr ichte t . 



c) Ausnahmeregelungen 
Art . 69 Décret No. 67­
vom 15. 3. 1967 

Art . 1 und 2 Ar r ê t é 
vom 24. 4. 1968. 
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3. Schutz der öffentlichen Gesundheit 
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­ radioaktive Stoffe, die der gleichen Radio­
toxizi tä tsklasse angehören und deren Ge­
samtaktivität weniger beträgt a l s : 
­ 0 ,1 Mikrocurie bei Radionukliden sehr 

hoher Radiotoxizität; 
­ 1 Mikrocurie bei Radionukliden hoher 

Radiotoxizität; 
­ 10 Mikrocurie bei Radionukliden mi t t le ­

r e r Radiotoxizität; 

100 Mikrocurie bei Radionukliden 
niedr iger Radiotoxizität. 

Radioaktive Stoffe, die Radionuklide ve r sch ie ­
dener Radiotoxizität umfassen, wenn die Sum­
me der Verhäl tniszahlen zwischen der Aktivi­
tät eines jeden Radionuklids, das in dem Stoff 
enthalten is t , und der im vorhergehenden Ab­
satz für dieses Radionuklid festgesetzte 
Höchstwert kleiner ist a ls 1. 

Im Hinblick auf die Anwendung der beiden 
letztgenannten Fre igrenzengruppen ist die 
Einordnung der Radionuklide nach dem Grad 
der zu berücksichtigenden Radiotoxizität nach 
dem Anhang II des Décret No. 67­228 vom. 
15. 3. 1967 vorzunehmen. 

Radionuklide, die nicht im Anhang II aufge­
führt sind und deren Radiotoxizität nicht oder 
nicht einwandfrei bekannt is t , sind als zur 
Gruppe der sehr hohen Radiotoxizität zuge­
hörig anzusehen. 

c) Allgemeine und besondere zeitlich und inhalt­
lich beschränkte Ausnahmen von den Vor­
schriften des Décret No. 67­228 vom 15. 3. 1967 
können durch Definition oder durch Ar r ê t é zu­
gelassen werden. 

Auf Grund der Ermächtigung in Art . 69 Décret 
No. 67­228 vom 15. 3. 1967 ist das Commissa ­
r ia t à Γ énergie atomique (CEA) für die Dauer 
von drei Jahren von einigen Vorschriften des 
Décret No. 67­228, insbesondere von der 
Einhaltung des Art . 5 dieses Décret , befreit 
worden. 

Vorbemerkung: F ü r den Schutz der öffentlichen Gesundheit gelten in e r s t e r Linie die 
oben unter III. 1 dargeste l l ten Grundsätze des Décret No. 66­450 vom 20. 6. 1966. Ge­
mäß Art . 3 Abs. 4 Décret No. 66­450 sind jedoch auch die nachfolgend dargestel l ten 
besonderen Vorschrif ten des Gesundheitsgesetzbuches anzuwenden, 

a) Grundsatz 

aa) Art . 632 Code de la Santé publique. Verbot der Herstel lung der Einfuhr und Aus­

fuhr künstl icher Radioelemente in jeder Form 

1) Als künstliche Radioelemente gelten alle durch Kernverschmelzung oder Kernspaltung 
erlangten Radioelemente (Art. 631 Code de la Santé publique). 
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c) Art . 69 Décret No. 67-228 
vom 15. 3. 1967. 

c) Die Entscheidung (Décision) er läßt der Mi­
n is te r für Soziale Angelegenheiten auf Be­
r icht des Arbei ts inspektors und im Fa l le der 
medizinischen Verwendung des Direktors des 
Depar tements für Gesundheits- und Soziale 
Angelegenheiten. 
Die Ausnahmeverordnungen (Arrêtes) erläßt 
der Minister für Soziale Angelegenheit. 

aa) Art . 557 Code de la 
Santé publique. 

Überwachungsbehörde für im Buch V des Code 
de la Santé publique erfaßten Tatbestände ist 
der Minister für Volksgesundheit. 
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b) 

bb) Art . 634 Code de la 
Santé publique. 

cc) Art . 636 Code de la 
Santé publique. 

dd) Art . 640 Code de la 
Santé publique. 

Durchführungsverordnungen 
aa) Décret No. 56-1197 
vom 26. 11. 1956 (Livre V 
du Code de la Santé publique, 
2 e pa r t i e ) , Art . R. 5230 ff. 

Ausnahmen: Zur Herstel lung, Einfuhr und 
Aur.fuhr künstlicher Radioelemente sind be-
recntigt : 
- das Commissa r i a t à l ' éne rg i e atomique 

- (ÇEA) 
- natürl iche und jur i s t i sche Personen auf 

Grund einer besonderen Erlaubnis . 

bb) Der Besitz künstl icher radioaktiver Stoffe 
unterliegt den bei der Zuteilung festgelegten 
Bedingungen. 

cc) Die Beifügung künstl icher Radioelemente 
oder sie enthaltender Erzeugnisse zu Nahrungs 
mit tein, hygienischen oder kosmetischen E r ­
zeugnissen is t verboten. 

dd) Die nähere Anwendung dieser Vorschrif­
ten wird in Durchführungsverordnungen g e r e ­
gelt. 

b) Diese Durchführungsverordnung regel t das 
Genehmigungsverfahren für die in Art . 632 ff. 
Code de la Santé publique festgelegten Tatbe­
stände. Dieses Décret enthält keine Vorschrif­
ten über F re ig renzen . 

bb) Art . 1 Décret No. 67-228 
vom 15. 3. 1967. 

bb) Die Fre igrenzenregelungen des Décret 
No. 67-228 finden auch auf die in Art . 632 ff. 
Code de la Santé publique aufgeführten Tat­
bestände Anwendung. 

ce) Décret No. 70-392 
vom 8. 5. 1970. 

cc) Dieses Décret enthält keine F re ig r enzen ­
regelung. Jedoch findet sich in Art . 2 eine , 
Ermächtigung zum Erlaß von Verordnungen 

1) Das Décret No. 70-392 vom 8. 5. 1970 dürfte nach seinem Wortlaut sowohl für 
eine Bestrahlung durch künstliche wie auch durch natürl iche radioaktive Stoffe An­
wendung finden. Jedoch ist diese Auslegung im Hinblick auf eine Bestrahlung durch 
natürl iche radioaktive Stoffe zweifelhaft, da das Décret in se iner P räambe l ledig­
l i c h auf Ar t . 63I ff. Code de la Santé publique und damit nur iuf Künstliche 
radioaktive Stoffe Bezug nimmt. 
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b) aa) Ar t . R 5234 Décret No. 
56-1197 vom 26. 11. 1956. 

Art . R 5235 
vom 26. 11. 

Décret No. 
1956. 

56-1197 

bb) Art . 5 Décret No. 67-228 
vom 15. 3. 1967. 

cc) Art . 54 Décret No. 67-
vom 15. 3. 1967. 
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aa) Die Genehmigung für die Herstel lung, 
die Einfuhr und die Ausfuhr künst l icher Ra­
dioelemente oder sie enthaltender Stoffe, die 
für medizinische Zwecke bes t immt sind, so ­
wie für ihre Veräußerung er te i l t der Minister 
für Volksgesundheit und Bevölkerung nach 
Stellungnahme der In terminis ter ie l len Kommis­
sion für künstliche Radioelemente (1. Abtei­
lung) 

F ü r alle nichtmedizinischen Anwendungsarten 
unterl iegen die Herstel lung, die Einfuhr und 
die Ausfuhr künstl icher Radioelemente oder 
s ie enthaltender Stoffe der Genehmigung 
durch den Präs iden ten der In terminis ter ie l len 
Kommission für künstliche Radioelemente. 

bb) Genehmigungsbehörde ist für nichtmedi­
zinische Anwendungsarten die In t e rmin i s t e r i ­
elle Kommission für künstliche Radioelemen­
te . Betrifft die Genehmigung die Lieferung v on 
Radioelementen, unterr ichtet die Kommission 
den Minister für Soziale Angelegenheiten 
(Generaldirektion für Arbeit und Beschäft i­
gung und Zentraldienst für den Schutz gegen 
ionis ierende Strahlungen). 

cc) Genehmigungsbehörde für die mediz in i ­
sche Verwendung künstl icher radioakt iver 
Stoffe ist der Minister für Soziale Angelegen­
heiten. 
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c) Sonderregelung für giftige Stoffe 

aa) Grundsatz 
Deuxième pa r t i e , l ivre V, t i t re 
III "Rest r ic t ions au commerce 
de cer ta ins substances et de c e r ­
tains objets" Code de la Santé 
publique. Ar rê t é vom 21. 1. 1957, 
Tableaux A. 

Art. R 5151 Code de la Santé 
publique vom 26. 11. 1956. 

Art . R 5168 Code de la Santé 
publique vom 26. 11. 1956. 

aa) Radioaktive Stoffe, die zu mediz in isch-phar­
mazeut ischen Zwecken verwendet werden, unter­
liegen den Sondervorschriften über giftige Stoffe. 

In der Tabelle A zum. Ar r ê t é vom 21. 1. 1957 
findet sich die Begriffsbestimmung der in F rage 
kommenden Radioelemente. 

Anzeigepflicht für den Handel mit den Stoffen, 
die in Anhang A aufgeführt sind. 
Von der Anzeigepflicht befreit sind approbier te 
Apotheker. 

Ermächtigung zum Erlaß von Sondervorschriften. 

bb) Ausnahmen von dem 
Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Tableaux A zum Ar rê t é 
vom 21. 1. 1957. 

Von der Sonderregelung sind ausgenommen und 
unterliegen damit nicht der Anzeigepflicht: 
- radioaktives Wasser natürlichen Ursprungs ; 
- radioakt iver Schlamm ( 'boue ') natürl ichen 

Ursprungs . 

L Gefährliche, gesundheitsschäd­
liche und störende Anlagen 

a). Grundsatz 
Art . 4 Loi vom 19. 12. 1917. 

Die Anlagen, auf die das Gesetz anwendbar ist 
(vgl. Art . 1 des Gesetzes) , werden gemäß Art . 3 
in die Klassen I, II und III eingeteilt. Die Anlagen 
der Klasse I und II bedürfen gemäß Art . 4 Abs. 1 
einer Genehmigung zur Inbetriebnahme; bei An­
lagen der Klasse III re icht gemäß Art. 4 Abs. 3 
eine schrift l iche Anmeldung aus . Die Klassifi­
zierung der Anlagen erfolgt nach Art . 5 durch 
Décret . Daraus ergibt sich, daß Anlagen, die in 
diesem Décret nicht klass i f iz ier t werden, auch 
nicht unter das System der Anzeige oder Geneh­
migung nach Art . 4 des Gesetzes fallen. Es 
kommt demnach für die Fes ts te l lung, ob es 
"Fre igrenzen-Anlagen" nach dem Gesetz von 
1917 gibt, darauf an, ob das einschlägige Décret 
bes t immte Anlagen von der Klassif izierung a u s ­
nimmt. 



229 — 

c) aa) Art . R 5151 Code de la Santé 
publique vom 26. 11. 1956. 

Die Anzeige ist bei dem Bürge rme i s t e r der 
ört l ich zuständigen Gemeinde zu ers ta t ten . 
In P a r i s ist der Polizeipräfekt zuständig. 

Ar t . R 5168 Code de la Santé 
publique vom 26. 11. 1956. 

Zuständig für den Erlaß von Sondervorschrif ten 
ist der Minister für Volksgesundheit und für Be­
völkerung im Einvernehmen mit den übrigen 
zuständigen Ministern. 

4.a) Art . 4 Abs. 1 Loi vom 
19. 12. 1917. 

Art . 4 Abs. 3 Loi vom 
19. 12. 1917. 

Genehmigungsbehörde für die Anaigen der Klas­
sen I und II ist der zuständige Präfekt . 

Anlagen der Klasse III müssen bei dem zustän­
digen Präfekt schrift l ich angemeldet werden. 
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b) A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

D é c r e t No. 67-964 
vom 24. 10. 1967. 

aa) No. 385 t e r T a b l e a u 
a n n e x e . 

bb) No. 385 q u a t e r 
T a b l e a u a n n e x e . 

cc ) No. 385 q u i n q u i e s , 
I. V e r w e n d u n g 

dd) No. 385 q u i n q u i e s , 
II. L a g e r u n g und Aufbewahrung 

Nach d e r T a b e l l e im Anhang zu d i e s e m D é c r e t 
g e h ö r e n zu den n i c h t k l a s s i f i z i e r t e n Anlagen : 

aa) -Anlagen z u r Z u b e r e i t u n g , H e r s t e l l u n g , U m ­
wand lung und H e r r i c h t u n g von r a d i o a k t i v e n Stof­
fen 
- s o f e r n d i e s e Stoffe R a d i o e l e m e n t e d e r G r u p p e 

I m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von w e n i g e r a l s 
0 , 1 M i l l i c u r i e e n t h a l t e n ; 

- s o f e r n d i e s e Stoffe R a d i o e l e m e n t e d e r G r u p p e 
II m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von w e n i g e r 
a l s 1 M i l l i c u r i e e n t h a l t e n ; 
s o f e r n d i e s e Stoffe R a d i o e l e m e n t e d e r G r u p p e 
III m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von w e n i g e r 
a l s 10 M i l l i c u r i e e n t h a l t e n ; 

bb) Anlagen z u r V e r w e n d u n g , L a g e r u n g und Auf­
b e w a h r u n g von g e s c h l o s s e n e n S t r a h l e r n , 
- s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 

G r u p p e I m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 
w e n i g e r a l s 10 M i l l i c u r i e e n t h a l t e n ; 
s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 
G r u p p e II m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 
w e n i g e r a l s 0, 1 C u r i e e n t h a l t e n ; 

- s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 
G r u p p e III m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 
w e n i g e r a l s 1 C u r i e e n t h a l t e n . 

cc) An lagen z u r V e r w e n d u n g von offenen S t r a h ­
l e r n , 

s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 
G r u p p e I m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 
w e n i g e r a l s Ö, 1 M i l l i c u r i e e n t h a l t e n ; 
s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 
G r u p p e II m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 
w e n i g e r a l s 1 M i l l i c u r i e en tha l t en 
s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 
G r u p p e III m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 
w e n i g e r a l s 10 M i l l i c u r i e e n t h a l t e n . 

dd) Anlagen z u r L a g e r u n g und Aufbewahrung 
von offenen S t r a h l e r n , 

s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 
G r u p p e I m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 
w e n i g e r a l s 1 M i l l i c u r i e en tha l t en ; 

- s o f e r n d i e s e S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 

1) Vgl . die B e g r i f f s b e s t i m m u n g 
D é c r e t No. 67-964 vom 24. 10 

2) Die G r u p p e n e i n t e i l u n g d e r Rad 
d e s D é c r e t No. 67-964 vom 24 
D é c r e t No. 66-450 vom 20. 6. 

if 
G r u p p e II m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 
w e n i g e r a l s 10 M i l l i c u r i e e n t h a l t e n ; 

- s o f e r n d i e s a S t r a h l e r R a d i o e l e m e n t e d e r 
G r u p p e III m i t e i n e r G e s a m t a k t i v i t ä t von 
w e n i g e r a l s 0 , 1 C u r i e e n t h a l t e n . 

" r a d i o a k t i v e Stoffe" in No . 385 b i s T a b l e a u annexe d e s 
. 1967. 
i o e l e m e n t e e n t s p r i c h t g e m ä ß No. 385 T a b l e a u a n n e x e 

10. 1967 d e r j e n i g e n d e s Annexe II T a b l e a u I d e s 
1966. 
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c) Sonderregelungen 
aa) No. 385 sexies 
Tableau annexe zum 
Décret No. 67­964 
vom 24. 10. 1967. 

bb) Ar t . 16 Décre t No. 63­1228 
vom 11 . 12. 1963. 

c) aa) Anlagen zur Aufbewahrung, Lagerung, 
Verwendung, Erzeugung, Herstel lung, Um­
wandlung und Herrichtung bes t immter spaltba­
r e r Stoffe unterliegen nicht den Vorschriften 
der No. .385 t e r , quater , quinquies des Décret 
No. 67­964 vom 24. 10. 1967, sondern dem 
Décret No. 63­1228 vom 11. 12. 1963, sofern 
es sich bei den radioaktiven Stoffen um spal t­
ba re Stoffe in folgenden Mengen handelt: 

­ gleich oder mehr als 
­ 0, 375 kg Plutonium 239, 
­ 0,375 kg Uran 233, 
­ ■■ 0, 600 kg Uran 235, 
­ 0,600 kg Uran 235, enthalten in angere i ­

cher tem Uran in einem Verhältnis von mehr 
als 6 vom Hundert, 

­ 1,200 kg Uran 235, enthalten in angere icher 
tem Uran in einem Verhältnis von 1 bis 6 
vom Hundert; 

­ wenn es sich um spal tbare Stoffe ve r sch ie ­
dener Art handelt und die Summe der 
Brüche, die durch Teilung der Masse des 
jeweiligen Stoffs durch den in der obigen 
Tabelle anzuwendenden Grenzwert zu e r ­
mitteln is t , größer ist als 1. 

Daraus folgt, daß Anlagen, in denen mit den 
oben bezeichneten Mengen spEiltbarer Stoffe 
umgegangen wird, auch dann dem Überwa ­
chungssystem des Décret No. 63­1228 vom 
11. 12. 1963 unterworfen werden, wenn es sich 
um Fre igrenzen­Anlagen im Sinne des Ge­
se tzes vom 19. 12. 1917 in Verbindung mit dem 
Décret No. 67­964 vom 24. 10. 1967 handelt. 

bb) Anlagen zur Herstel lung, Verwendung 
oder zum sonstigen Besitz von radioaktiven 
Stoffen, die weder unter das Décret No. 
63­1228 vom 11. 12. 1963 noch unter das Loi 
vom 19. 12. 1917 fallen, können zum Gegen­
stand von Maßnahmen gemacht werden, die 
erforder l ich sind, um Gefährdungen durch 
die Anlage zu verhindern. Daraus ist zu fol­
gern, daß auch Fre igrenzenanlagen im Sinne 
des Loi vom 19. 12. 1917 unter den Voraus­
setzungen des Art . 16 Décret No. 63­1228 
vom 11. 12. 1963 Gegenstand s taat l icher Kon­
trol lmaßnahmen sein können. 

1) Das könnte zutreffen für Anlagen, in denen mit den bezeichneten Mengen Uran 235 

umgegangen wird . 



— 233 

bb) Art . 16 Décret No. 63-1228 
vom 11. 12. 1963 

bb) Zuständig sind für die er forder l ichen 
Maßnahmen der Minister für Atomenergie 
und gegebenenfalls der Minister , dem die 
jeweilige Anlage unters teht , nach zus t immen­
der Stellungnahme oder auf Vorschlag des 
Minis ters für öffentliche Gesundheit und Be­
völkerung oder des Minis ters für Arbeit oder 
des Minis ters für Industr ie . 
In Eilfällen kann der Minister für Atomener­
gie nach Stellungnahme oder gegebenenfalls 
auf Vorschlag des Minis ters für öffentliche 
Gesundheit oder des Minis te rs , dem die An­
lage unters teht , alle notwendigen Maßnahmen 
ergreifen; er kann insbesondere den Betr ieb 
der Anlage zeitweilig schließen. 
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5. Hauptkernanlagen 

Art . 15 des Décret No. 63­1228 

vom 11. 12. 1963. 

Ar t . 17 Décret No. 63­1228 
vom 11. 12. 1963. 

Das Décret enthält keine Freigrenzonregelungen: 
jedoch eröffnet die Ermächtigung in Art . 15 die 
Möglichkeit, bei Anlagen im Sinne des Art . 2 
No. _3, die von ger inger Bedeutung sind, durch 
Ar rê t é Befreiung von den Art . 3 bis 14 dieses 
Décret zu gewähren. Ein solches Ar rê t é ist b i s ­
her noch nicht ergangen. 

Hauptkernanlagen, die der nationalen Verteidi­
gung dienen und die a ls geheim klassif iz ier t 
worden sind, unterliegen nicht dem Anwendungs­
bere ich des Décret . 

Schutz bei Unglücksfällen 
an der Öffentlichkeit zugäng­
lichen Orten 

a)Grundsatz 

Art . Τ 86 Abs. 1 des A r r ê t e ' 
vom 16. 9. 1959. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Art . Τ 86 Abs. 2des Ar r ê t é 
vom 16. 9. 1959. 

a) Es ist verboten, radioaktive Erzeugnisse in 
den räumlichen Bereich von Ausstellungen, 
Märkten und Messen zu verbringen. 

b) In Einzelfällen können Ausnahmegenehmigun­

gen von dem Verbet er te i l t werden, 

­ sofern es sich um Stoffe handelt, deren 
Aktivität nicht höher ist als 1 Mikrocurie; 

­sofern es sich um Strahler handelt, die 
gänzlich mit einer feuerbeständigen Hülle 
umgeben sind und deren Aktivität ger inger 
ist als 1 Mill icurie. 
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5. Art . 15 Décret No. 63-1228 
vom 11. 12. 1963. 

Das Arrêté wird gemeinsam e r l a s sen vom Mini­
s te r für Atomenergie , \rom Minister für Indu­
s t r i e und vom Minister für Öffentliche Gesund-
heitj jnd Bevölkerung nach Stellungnahme der 
Ständigen Abteilung der In terminis ter ie l len 
Kommission für Hauptkernanlagen. 

Art . 17 Décret No. 
vom 11. 12. 1963. 

63-1228 Die Entscheidung über die Klassif izierung der 
Anlagen die der nationalen Verteidigung dienen, 
a ls geheim, obliegt dem P r e m i e r m i n i s t e r auf 
Vorschlag des Ministers für die Armee und des 
Minis ters für Atomenergie . 
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VERZEICHNIS DER RECHTSVORSCHRIFTEN 

(in chronologischer Reihenfolge) 

29. 7.1927 Regio decreto n. 1443. Norme di. c a r a t t e r e legislativo 
per discipl inare la r i ce rca e la coltivazione delle 
miniere nei Regno 

(G.U. 1927, n. 194, p . 3450 = KER, vol. 13, p . 204). 

14. 10. 1957 Legge n. 1203. Ratifica ed esecuzione dei seguenti 
Accordi internazionali , f i rmati a Roma il 25 marzo 1957: 
a) Trat ta to che is t i tu isce la Comunità europea dell ' energia 
atomica ed Atti al legati ; b) Trat ta to che is t i tuisce la 
Comunità economica europea ed Atti al legati ; e) Convenzione 
relat iva ad alcune istituzioni comuni alle Comunità europee. 

(Raccolta Ufficiale delle Leggi e Decret i XII (1957), p . 3S73 
= KER, vol. 13, p. 262). 

3. 11. 1.1960 Ci rco la re del Ministero delle Finanze (Direzione Generale 
delle dogane e. L I . - U. I. E. - P ro t . n. 10033 - All. 1). 
Importazione mate r ia l i nuclear i 

(Informazioni pe r il commercio es tero 14 gennaio 1960, 
n. 2, p . 92 = KER, vol. 13, p . 250). 

31.12.1962 Legge n. 1860. Impiego pacifico de l l ' ene rg ia nucleare 

(G.U. 1963, n. 27, p . 493 = KER, vol. 13, p . 140). 

18. 3.1963 Ci rco la re N. 2 / F , P ro t . N. 640 843 del Ministero 
de l l ' Indus t r ia e del Commerc io , Dir. Fonti di Energia e 
Industrie di Base . Oggetto: Ci rco la re per l 'appl icazione 
della legge 31 dicembre 1962, n. I860, su l l ' impiego 
pacifico del l ' energia nucleare 

(Atomo e Industria del 1° apr i le 1963, n. 7, p . 6 = KER, 
vol. 13, p . 172). 
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29. 7. 1927 Königliche Verordnung Nr. 1443 über die Regelung der 
Aufsuchung und des Abbaus von Mineralien im Königreich 

(KER, vol. 13, p. 205). 

2. 14. 10. 1957 Gesetz Nr. 1203 über die Ratifikation und Durchführung 
folgender in Rom am 25. März 1957 unterzeichneter in­
ternat ionaler Abkommen: a) Ver t rag zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft mit den dazugehörigen 
Anhängen; b) Ver t r ag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft mit den dazugehörigen Anhängen; 
c) Abkommen über gemeinsame Organe für die europäischen 
Gemeinschaften 

(KER, vol. 13, p . 263). 

3. 11. 1.1960 Runderlaß des Minis ters der Finanzen (Generaldirektion 
für Zölle -U . I . E. - P ro t . Nr. 10033 - All. 1) über die 
Einfuhr von Kernmater ia l ien 

(KER, vol. 13, p . 251). 

31.12.1962 Gesetz Nr. 1860 über die friedliche Verwendung der 
Kernenergie 

(KER, vol. 13, p . 141). 

18. 3.1963 Runderlaß Nr. 2 / F , P ro t . Nr. 640 843 des Minis ter iums 
für Industrie und Handel, Generaldirektion für Energ ie ­
quellen und Grundstoffindustrien. Betrifft: Runderlaß über 
die Anwendung des Gesetzes vom 31. Dezember 1962, 
Nr. 1860, über die friedliche Verwendung der Kernenergie 

(KER, vol. 13, p . 173). 
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6. 13. 2.1964 Decreto del Pres idente de l l a Repubblica n. 185. 
Sicurezza degli impianti e protezione sani tar ia dei 
lavorator i e delle popolazioni contro i per icol i delle 
radiazioni ionizzanti derivanti dal l ' impiego pacifico 
del l ' energia nucleare 

(G.U. 1964, n. 95, Supplemento ordinar io = KER, 
vol. 14, p . 48). 

7. 13.11.1964 Decreto min is te r ia le . Approvazione del modello di 
r eg i s t ro delle operazioni commerc ia l i relat ive alle 
ma te r i e g rezze , ai minera l i e alle ma te r i e radioatt ive 

(G.U. 1964, n. 297, p . 5248 = KER, vol. 13, p . 198). 

14.12.1964 Ci rco la re N. 1 5 / F , P ro t . n. 718522/C del Ministero 
de l l ' Indus t r ia e del Commerc io , Dir. Gen. Fonti di 
Energia e Industrie di Base , Servizio V. Oggetto: 
Regis t ro degli atti di commercio dei minera l i , delle 
ma te r i e grezze e delle ma te r i e radioatt ive (art . 36 del 
D . P . R . 13 febbraio 1964, n. 185). 

23.12.1965 Ci rco la re N. 2 1 / F , P ro t . n. 720613 del Ministero 
de l l ' Indus t r ia e del commerc io . Oggetto: Denunzia di 
detenzione e tenuta della contabilità delle ma te r i e 
fissil i speciali e delle ma te r i e p r ime fonti. 

10. 30.12.1965 Decreto del Pres iden te della Repubblica n. 1704. 
Modifiche ed integrazioni alla legge 31 dicembre 1962, 
n. 1860, sul l ' impiego pacifico de l l ' energ ia nucleare 

(G.U. 1966, n. 112, p . 2310; cf. KER, vol. 13, p . 140). 

11. 15. 6.1966 Decreto min is te r ia le . Determinazione delle attività delle 
sostanze radioatt ive ai fini della classif icazione degli 
e se rc iz i commerc ia l i , di cui a l l ' a r t . 32 del decreto del 
Pres iden te della Repubblica 13 febbraio 1964, n. 185 

(G.U. 1966, n. 219, p . 4421 = KER, vol. 14, p . 200). 

12. 27. 7. 1966 Decreto min i s te r i a le . Determinazione dei valor i di quantità 
totale di radioattività ai sensi e pe r gli effetti d e l l ' a r t . 5, 
comma secondo, della legge 31 dicembre 1962, n. 1860, mo­
dificato da l l ' a r t i co lo 2 del decreto del Pres iden te della Re ­
pubblica 30 dicembre 1965, n. I704 
(G.U. 1966, n. 256, p . 5221 = KER, vol. 14, p . 208). 
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13. 2. 1964 Verordnung des Präs identen der Republik Nr. 185 über 
die Sicherheit von Anlagen und über den Gesundheitsschutz 
der Arbei tskräfte und der Bevölkerung gegen die Gefahren 
ionis ierender Strahlungen bei der friedlichen Verwendung 
der Kernenergie 

(KFR, vol. 14, p . 49). 

7. 13 .11 . 1964 Minister ialverordnung über die Genehmigung des Musters 
für das Regis ter über Betr iebs Vorgänge, die den Handel 
mit Ausgangsstoffen, Erzen und radioaktiven Stoffen be ­
treffen 

(KER, vol. 13, p . 199). 

8. 14.12.1964 Runderlaß Nr. 1 5 / F , P ro t . Nr. 718 522/C des Minis ter iums 
für Industrie und Handel, Generaldirektion Energiequellen 
und Grundstoffindustrien, Abteilung V. Betrifft: Regis ter 
über Betr iebsvorgänge betreffen! den Handel mit Erzen , 
Ausgangsstoffen und radioaktiven Stoffen (Art. 36 der Ver ­
ordnung des Präs iden ten der Republik vom 13. F e b r u a r 1964, 
Nr. 185). 

« 
9. 23.12.1965 Runderlaß Nr. 2 1 / F , P ro t . Nr. 720 613 des Minis ter iums 

für Industrie und Handel: Betrifft: Besi tzanzeige und Buch­
führung bezüglich der besonderen .spaltbaren Stoffe und 
Ausgangsstoffe. 

10. 30. 12. 1965 Verordnung des Präs iden ten der Republik Nr. 1704 über 
die Änderung und Ergänzung des Gesetzes vom 31. De­
zember 1962, Nr. 1860, über die friedliche Verwendung 
der Kernenergie 
(vgl. KER, vol. 13, p. 141). 

11. 15. 6. 1966 Minister ia lverordnung über die Best immung der Aktivität 
radioakt iver Stoffe für die Einteilung der Handelsbetr iebe 
gernäß Art ikel 32 der Verordnung des Präs iden ten der Re­
publik vom 13. F e b r u a r 1964, Nr. 185 

(KER, vol. 14, p . 201). 

12. 27. 7. 1966 Minister ia lverordnung über die Fes tse tzung der Werte der 
Gesamtradioaktivi tät gemäß Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes 
vom 31. Dezember 1962, Nr . 1860,in der Fassung des A r ­
t ikels 2 der Verordnung des Präs iden ten der Republik vom 
30. Dezember I965, Nr. I7O4 

(KER, vol. 14, p . 209). 
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13. 27. 7. 1966 Decreto min i s t e r i a l e . Modalità re la t ive alla denunzia e 
alla tenuta della contabilità delle materie radioatt ive ai 
sensi e p e r gli effetti dell ' a r t . 30 del decreto del 
P res iden te della Repubblica 13 febbraio 1964, n. 185, e 
determinazione dei valori di quantità totale di radioatt ività 
delle ma te r i e radioatt ive ai sensi e pe r gli effetti degli 
ar t icol i 3 e 13 della legge 31 dicembre 1962, n. 1860, 
modificati , r i spet t ivamente , dagli ar t icol i 1 e 3 del decreto 
del P res iden te della Repubblica 30 d icembre 1965, n. 1704 

(G. U. 1966, n. 285, p . 5817 = KER, vol. 14, p . 218). 

14. 26. 10. 1966 Decreto min i s t e r i a l e . Norme re la t ive alla procedura di 
r i lasc io del nulla osta p re sc r i t t o d a l l ' a r t . 34 del decreto 
del P re s iden te della Repubblica 13 febbraio 1964, n. 185, 
p e r gli e se rc iz i di categoria Β autorizzati al commercio 
dei mine ra l i , delle ma te r i e grezze e delle ma te r i e rad io­
attive ai sensi d e l l ' a r t . 4 della legge 31 dicembre 1962, 
n. 1860 

(G.U. 1966, n. 302, p . 6117 = KER, vol. 14, p . 246). 

15. 18. 7. 1967 Decreto min i s t e r i a l e . Aggiornamento della tabella di 
raggruppamento dei nuclidi radioat t ivi , allegata al decreto 
min i s t e r i a l e 27 luglio 1966, concernente la determinazione 
dei valor i delle quantità totali di radioatt ività ai sensi e pe r 
gli effetti d e l l ' a r t . 5, comma secondo, della legge 31 
d icembre 1962, n. 1860, modificato d a l l ' a r t . 2 del decreto 
del P res iden te della Repubblica 30 dicembre 1965, n. 1704 
( t raspor t i di ma te r i e radioatt ive). 

(G.U. 1967, n. 227, p . 5064; cf. KER, vol. 14, p . 208). 

16. 19. 7.1967 Decreto min i s t e r i a l e . Aggiornamento della tabella di 
raggruppamento dei nuclidi radioatt ivi , allegata al decreto 
min is te r ia le 27 luglio 1966, concernente le modalità re la t ive 
alla denunzia di detenzione e alla tenuta della contabilità 
delle ma te r i e radioat t ive, nonché la determinazione dei 
valori delle quantità totali di radioatt ività ai sensi e pe r gli 
effetti degli ar t icol i 3 e 13 della legge 31 dicembre 1962, 
n. 1860, modificati r i spet t ivamente dagli ar t icol i 1 e 3 del 
P res iden te della Repubblica 30 dicembre 1965, n. 1704 

(G. U r 1967, n. 201, p . 4471; cf. KER, vol. 14, p . 218). 

17. 6. 6. 1968 Decreto min i s t e r i a l e . Determinazione delle dosi e delle 
concentrazioni mass ime ammiss ib i l i ai fini della p ro t e ­
zione sani tar ia dei lavorator i dalle radiazioni ionizzanti 

(G. TJ. 1968, n. 220, p. 5288 ­ KER, vo l . I4 , p . 280). 
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13. 27. 7. 1966 Minister ia lverordnung mit näheren Vorschrif ten für die 
Besitzanzeige und für die Buchführung über r ad ioak t ive 
Stoffe gemäß Artikel 30 der Verordnung des Präs iden ten 
der Republik vom 13. Feb rua r 1964, Nr. 185, und über 
die Fes tse tzung der Gesamtradioakt ivi tä tswerte von rad io­
aktiven Stoffen gemäß Artikel 3 und 13 des Gesetzes vom 
31. Dezember 1962, Nr. 1860, in der Fassung der Änderung 
durch Artikel 1 und 3 der Verordnung des Präs iden ten der 
Republik vom 30. Dezember 1965, Nr. 1704 

(KER, vol. 14, p . 219). 

14. 26. 10. 1966 Minis ter ia lverordnung über das Verfahren zur Ertei lung 
der in Artikel 34 der Verordnung des Präs identen der ReT 
publik vom 13. F e b r u a r 1964, Nr. 185, vorgesehenen Un­
bedenklichkeitsbescheinigung für Betr iebe der Klasse B, 
die gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Dezember 1962, 
Nr. 1860, zum Handel mit Erzen , Ausgangsstoffen und 
radioaktiven Stoffen zugelassen sind 

(KER, vol. 14, p. 247). 

15. 18. 7. 1967 Minister ia lverordnung über die Ergänzung der Tabelle 
mit Einteilung der radioaktiven Nuklide im Anhang der Mi­
nis ter ia lverordnung vom 27. Juli 1966 über die Fes tse tzung 
der Werte der Gesamtradioakt ivi tä t gemäß Artikel 5 Ab­
satz 2 des Gesetzes vom 31. Dezember 1962, Nr. 1860, in 
der Fassung des Art ikels 2 der Verordnung des Präs identen 
der Republik vom 30. Dezember 1965, Nr. 1704 (Beförde­
rung radioakt iver Stoffe) 

(vgl. KER, vol. 14, p . 209). 

16. 19. 7. 1967 Minister ia lverordnung über die Ergänzung der Tabelle mit 
Einteilung der radioaktiven Nuklide im Anhang der Mini­
s ter ia lverordnung vom 27. Juli 1966 mit näheren Vorschrif­
ten für die Besi tzanzeige und für die Buchführung über r a ­
dioaktive Stoffe und über die Fes tse tzung der Gesamtrad io-
aktivi tätswerte von radioaktiven Stoffen gemäß Artikel 3 und 
13 des Gesetzes vom 31. Dezember 1962, Nr. 1860, in der 
Fassung der Änderung durch Artikel 1 und 3 der Verordnung 
des Präs iden ten der Republik vom 30. Dezember 1965, 
Nr. 1704 

(vgl. KER, vol. 14,p. 219). 

17. 6. 6. 1968 Minister ia lverordnung über die Fes t se tzung der höchstzu­
lässigen Dosen und Konzentrationen für den Gesundheits­
schutz der Arbei tnehmer gegenüber ionisierenden St rah­
lungen 
(KER, vol. 14, p . 281). 
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18. 5.12.1969 Decreto del P res iden te della Repubblica n. 1303. 
Determinazione delle quantità di radioatt ivi tà , delle 
attività specifiche o concentrazioni e delle intensità di 
dose di esposizione soggette alle p resc r i z ion i del decreto 
del P res iden te della Repubblica 13 febbraio 1964, n. 185 

(G. U. 1970, n. 112, p . 2788). 

19. 19.12.1969 Legge n. 1008. Modifica alla legge 31 dicembre 1962, 
n. 1860, su l l ' impiego pacifico de l l ' energ ia nucleare 

(G. U. 1970, n. 4, p . 68). 

20. 14. 7. 1970 Decreto min i s te r i a le . Determinazione dei valori delle 
attività total i , delle concentrazioni del nuclidi radioatt ivi 
e delle intensità di dose di esposizione a l di so t t o dei 
quali non si applicano le disposizioni di cui agli ar t icol i 91, 
92, 93, 94, 98, 102 e 105 del decreto del P res iden te della 
Republica 13 febbraio 1964, n. 185 

(G. U. 1970, n. 255, p . 6619). 

21. 18. 9.1970 Ci rco la re N. 7 8 / F , P ro t . n. 741540/V- l -C del Ministero 
de l l ' Indus t r ia , dell Commercio e de l l 'Ar t ig ianato , Dir. 
Gen. Fonti di Energia e Industrie di Base , Servizio V. 
Oggetto: Rilascio del nulla osta (art. 102 del D. P . R . 13 
febbraio 1964, n. 185) ai fini del la protezione sani tar ia 
p e r l ' imp iego di apparecchi p e r gammagrafie industr ia l i . 

22. 15.12.1970 Decreto min i s te r i a le . Esonero dalla denuncia e dalle 
autorizzazioni p r e s c r i t t e dalla legge 31 dicembre 1962, 
n. 1860, in applicazione della legge 19 dicembre 1969, 
n. 1008 
(G. U. 1971, n. 39, p . 820). 
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1Ç. 5. 12. 1969 Verordnung des Präs identen der Republik Nr. I303 Über 
die Fes tse tzung der Radioaktivitätsmengen der spezifischen 
Aktivitäten oder Konzentrationen und Exposi t ionsstärken, 
die den Vorschriften der Verordnung des Präs iden ten der 
Republik vom 13. Feb rua r 1964, Nr. 185, unterl iegen. 

19. 19. 12. 1969 Gesetz Nr. 1008 über die Änderung des Gesetzes vom 
31. Dezember 1962, Nr. 1860 über die friedliche Ver­
wendung der Kernenergie . 

20. 14. 7. 1960 Minister ia lverordnung über die Fes t se tzung der Werte 
der Gesamtaktivi tät , der Konzentration radioakt iver Nuklide 
und der Exposi t ionsdosiss tärke bei deren Unterschrei tung 
die Vorschriften der Artikel 91, 92, 93, 94, 98, 102 und 
105 der Verordnung des Präs iden ten der Republik vom 
13. F e b r u a r 1964, Nr. 185, keine Anwendung finden. 

21. 18. 9.1970 Runderlaß Nr. 78 /4 , P ro t . Nr. 741 5 4 0 / V - l - C des Mi­
n i s t e r iums für Industr ie , Handel und Handwerk, Genera l ­
direktion Energiequellen und Grundstoffindustrien, Abtei­
lung V. Betrifft: Ertei lung der Unbedenklichkeitsbeschei­
nigung (Art. 102 der Verordnung des Präs iden ten vom 
13. F e b r u a r 1964, Nr. 185) für den Gesundheitsschutz bei 
der Verwendung von Geräten für industr iel le Gammagraphie. 

22. 15. 12. 1970 Minis ter ia lverordnung zur Durchführung des Gesetzes vom 
19. Dezember 1969, Nr. 1008 betreffend die Fre i s te l lung 
von den Anzeige- und Genehmigungspflichten des Gesetzes 
vom 31. Dezember 1962, Nr. 1860. 



248 

VERZEICHNIS DER ZUSTÄNDIGEN MINISTERIEN 
UND SONSTIGEN BEHÖRDEN 

4 . 

5. 

Pres idente della Repubblica 

Pres idente del Consiglio 
dei Minis tr i 

Ministero per 1' Industria, 
del Commercio e dello 
Artigianato 

Ministero per l ' In terno 

Ministero per il Lavoro 
e la Previdenza sociale 

6. Ministero per la Sanità 

7. Ministero per i T ra spo r t i 
e l 'Aviazione civile 

8. Ministero per la Marina 
mercant i le 

9. Ministero delle Finanze 

1 0. Ministero del Commercio 
con 1' E s t e r o 

1 1. Comitato Nazionale per 
1' Energia Nucleare 

1 2. Consiglio in te rminis te r ia le 
di coordinamento e con­
sultazione 

1 3. Consiglio super iore delle 
Miniere 

Roma 
Palazzo del Quirinale 

Roma 

Roma 
Via V. Veneto, 33 

Roma 
Palazzo Viminale 

Roma 
Via Flavia, 6 

Roma 
(EUR) Viale de l l ' Indus t r ia , 20 

Roma 
Piazza della Croce Rossa 

Roma 
Viale Asia 

Roma 
(EUR) Viale Amer ica 

Roma 
(EUR) Aliale Amer ica 

Roma 
Viale Regina Margher i ta 12 5 

Roma 
Via V. Allieto, 33 

Roma 
Via V. Veneto, 33 
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1. Präs ident der Republik 

2. Präs ident des Min is te r ra tes 

3. Ministerium für Industr ie , Handel und Handwerk 

4. Ministerium des Innern 

5. Ministerium für Arbeit und Sozialvorsorge 

6. Ministerium für das Gesundheitswesen 

7. Ministerium für Verkehr und Zivilluftfahrt 

8. Ministerium für die Handelsmarine 

9. Ministerium der Finanzen 

1 0. Ministerium für Außenhandel 

1 1. Staatliches Komitee für Kernenergie 

1 2. In te rmin is te r ie l l e r Koordinierungs - und Konsultation.srat 

1 3. Obers te r Rat für Bergbau 





ÜBERSICHT ÜBER DIE FREIGRENZENREGELUNG 

IN ITALIEN 
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V o r b e m e r k u n g 

R e c h t s g r u n d l a g e für d a s m a t e r i e l l e A t o m e n e r g i e r e c h t i s t in I t a l i en d a s 
G e s e t z ü b e r d ie f r i e d l i c h e V e r w e n d u n g d e r K e r n e n e r g i e vom 3 1 . D e z e m ­
b e r 1962, N r . 1860 . D i e s e s G e s e t z en th ie l t in s e i n e r u r s p r ü n g l i c h e n 
F a s s u n g h i n s i c h t l i c h d e r G e n e h m i g u n g s - und Anze igep f l i ch t en für den Um­
gang m i t b e s o n d e r e n s p a l t b a r e n Stoffen, A u s g a n g s s t o f f e n und r a d i o a k t i v e n 
Stoffen k a u m F r e i g r e n z e n r e g e l u n g e n . L e d i g l i c h für d ie A n z e i g e d e s B e ­
s i t z e s von r a d i o a k t i v e n Stoffen w a r b e s t i m m t , daß e ine A n z e i g e n ich t e r ­
f o r d e r l i c h s e i , wenn die G e s a m t r a d i o a k t i v i t ä t d e r in B e s i t z be f ind l i chen 
Stoffe g e r i n g e r w a r a l s e in Z e h n t e l C u r i e (Ar t . 3 A b s . 3 L e g g e 31 . 12. 1962 
in d e r f r ü h e r e n F a s s u n g ) . E n t s p r e c h e n d w a r auch d ie B e f ö r d e r u n g von r a ­
d i o a k t i v e n Stoffen von d e r G e n e h m i g u n g s p f l i c h t f r e i g e s t e l l t (Ar t . 5 A b s . 1 
L e g g e 3 1 . 12. 1962 in d e r f r ü h e r e n F a s s u n g ) . 

D u r c h d ie V e r o r d n u n g d e s P r ä s i d e n t e n d e r Repub l ik v o m 30. D e z e m b e r 
2) 

1965, N r . 1704, ' w u r d e sodann e ine g e n e r e l l e F r e i g r e n z e n r e g e l u n g h in­
s i c h t l i c h d e r A n z e i g e - o d e r d e r G e n e h m i g u n g s p f l i c h t für den B e s i t z , d ie 
B e f ö r d e r u n g und die V e r w e n d u n g r a d i o a k t i v e r Stoffe ge t rof fen (Ar t . 3, 5 
und 13 L e g g e 31 . 12. 1962 in d e r neuen F a s s u n g ) . Dabe i w u r d e b e s t i m m t , 
daß d ie g e s e t z l i c h e n A n z e i g e - und G e n e h m i g u n g s p f l i c h t e n ke ine Anwendung 
f inden, wenn d e r be t r e f f ende U m g a n g ( B e s i t z , B e f ö r d e r u n g , Verwendung) 
s i c h auf r a d i o a k t i v e Stoffe in e i n e r nach R a d i o a k t i v i t ä t o d e r Gewich t b e s t i m m ­
ten G e s a m t m e n g e b e z i e h t , d ie d u r c h e ine V e r o r d n u n g g e m ä ß A r t i k e l 1 ode r 
g e m ä ß A r t i k e l 30 d e r V e r o r d n u n g d e s P r ä s i d e n t e n d e r Repub l ik vom 13. F e -

3) b r u a r 1964, N r . 185 , f e s t g e s e t z t i s t . 

D ie e n t s p r e c h e n d e n W e r t e w u r d e n d u r c h d ie V e r o r d n u n g d e s P r ä s i d e n t e n 
4) d e r Repub l ik vom 5. D e z e m b e r 19 69, N r . 130 3 , sowie d u r c h zwei M i n i -

5) s t e r i a l v e r o r d n u n g e n vom 27. Ju l i 1966 f e s t g e s e t z t . 

1) G . U . 1963, N r . 27, S. 4939 . 
2) G . U . 1966, N r . 112, S. 2310. 
3) G. U. 1964, N r . 95 , S u p p l e m e n t o o r d i n a r i o . 
4) G . U . 1970, N r . 112, S. 2733 . 
5) M i n i s t e r i a l v e r o r d n u n g v o m 27. 7. 1966 (G. U. 1966, N r . 256, S. 5221) in 

d e r F a s s u n g d e r V e r o r d n u n g vom 18. 7. 1967 (G. U. 1967, N r . 227, S. 5064) 
sowie M i n i s t e r i a l v e r o r d n u n g v o m 27. 7. 1966 (G. U. 1966, N r . 285, S. 5817) 
in d e r F a s s u n g d e r V e r o r d n u n g vom 19. 7. 1967 (G. U. 1967, N r . 201 , 
S. 4471) . Die e r s t e V e r o r d n u n g bet r i f f t d ie B e f ö r d e r u n g , die a n d e r e V e r ­
o r d n u n g den B e s i t z r a d i o a k t i v e r Stoffe. 



— 253 

F ü r b e s o n d e r e V e r w e n d u n g s a r t e n r a d i o a k t i v e r Stoffe, d ie g e m ä ß A r t . 9 1 , 
92, 93 , 94, 98, 102 und 105 d e r V e r o r d n u n g d e s P r ä s i d e n t e n d e r Repub l ik 
v o m 13. 2. 1964, N r . 185, d e r A n z e i g e - o d e r G e n e h m i g u n g s p f l i c h t u n t e r ­
l i egen , i s t auf G r u n d d e r E r m ä c h t i g u n g in A r t . 110 d i e s e r V e r o r d n u n g e i ­
ne F r e i g r e n z e n r e g e l u n g d u r c h M i n i s t e r i a l v e r o r d n u n g v o m 14. J u l i 1970 
e r l a s s e n w o r d e n : 

Ü b e r d i e s e F r e i g r e n z e n r e g e l u n g e n h i n a u s i s t d u r c h G e s e t z v o m 19. D e z e m -
7) b e r 1969, N r . 1008, z u r A n d e r u n g d e s G e s e t z e s vom 3 1 . D e z e m b e r 1962 

- a l l e r d i n g s ohne den W o r t l a u t d e s K e r n e n e r g i e g e s e t z e s von 1962 zu ä n d e r n -
d e r M i n i s t e r für I n d u s t r i e , Hande l und H a n d w e r k e r m ä c h t i g t w o r d e n , für den 
Hande l m i t und den B e s i t z und d ie B e f ö r d e r u n g von g e r i n g e n Mengen b e s o n ­
d e r e r s p a l t b a r e r Stoffe, Rohs tof fe und s o n s t i g e r r a d i o a k t i v e r Stoffe B e f r e i ­
ung von den A n z e i g e - und G e n e h m i g u n g s p f l i c h t e n nach d e m G e s e t z v o m 
3 1 . D e z e m b e r 1962, N r . 1860, zu e r t e i l e n . Auf G r u n d d i e s e r E r m ä c h t i g u n g 

o\ 

i s t am 15. D e z e m b e r 1970 e ine F r e i g r e n z e n v e r o r d n u n g e r l a s s e n w o r d e n . 
N a c h d i e s e r V e r o r d n u n g w i r d d e r B e s i t z b e s t i m m t e r G e g e n s t ä n d e von d e r 
Anze igepf l i ch t g e m ä ß A r t . 3 A b s . 2 d e s G e s e t z e s vom 31 . D e z e m b e r 1962, 
N r . 1860, a u s g e n o m m e n und von d e r G e n e h m i g u n g s p f l i c h t g e m . A r t . 4 d e s 
G e s e t z e s von 1962 für den Hande l m i t Rohstof fen , M i n e r a l i e n o d e r r a d i o a k ­
t i v e n Stoffen u n t e r h a l b b e s t i m m t e r Ak t iv i t ä t en o d e r b e s t i m m t e r j ä h r l i c h e r 
E i n k a u f s - o d e r V e r k a u f s f ä l l e B e f r e i u n g e r t e i l t . E b e n f a l l s w i r d d u r c h d i e s e 
V e r o r d n u n g vom 15. D e z e m b e r 1970 von d e r E inho lung e i n e r T r a n s p o r t g e ­
n e h m i g u n g g e m ä ß A r t . 5 d e s G e s e t z e s von 1962 g e n e r e l l b e f r e i t , wenn d ie 
B e f ö r d e r u n g b e s o n d e r e s p a l t b a r e Stoffe be t r i f f t , d e r e n G e s a m t a k t i v i t ä t d ie 
W e r t e d e r V e r o r d n u n g vorn 5. D e z e m b e r 1969, N r . 1303, o d e r d e r e n G e ­
wich t 15 G r a m m b e i j e d e m e i n z e l n e n B e f ö r d e r u n g s f a l l n ich t ü b e r s c h r e i t e t . 

6) G . U . 1970, N r . 255, S. 6619; vgl . dazu N o c e r a , F . , I l d e c r e t o 
app l i c a t i vo d e l l ' a r t . 110 del DPR 13 f e b b r a i o 1964, n. 185, In: 
Rad iaz ion i e R a d i o i s o t o p i 1971 , n. 2, p . 31 

7) G. U. 1970, N r . 4, S. 68 
8) G. U. 1971 , N r . 39, S. 820; vg l . dazu N o c e r a , F . , L e r e c e n t i 

e s e n z i o n i d a l l a denunc i a e da l l e a u t o r i z z a z i o n i di cui a l l a L e g g e 
3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , n. 1860, In: N o z i z i a r i o 1971 , n. 7, p. 77. 
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Für die KontroUe der Freigrenzenregelungen gelten die allgemeinen 
atom- und strahlenschutzrechtlichen Überwachungsvorschriften. Ge­
mäß Art. 14 des Gesetzes von 1962 sind in der Strahlenschutzverord­
nung von 1964 die zur Durchführung der Kontrolle zuständigen Behörden 
und ihre Befugnisse im einzelnen geregelt. In der nachfolgenden Über­
sicht über die Freigrenzenregelung in Italien ist auf die zuständigen 
Ministerien und sonstigen Verwaltungsbehörden besonders hingewiesen 
worden. 
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1. A B S C H N I T T : BESONDERE S P A L T B A R E S T O F F E 
( KERNBRENNSTOFFE) 

I. B E G R I F F S B E S T I M M U N G 
A r t . 1 A b s . 
n. 1860. 

1 L e g g e 3 1 . 12 . 1962, B e s o n d e r e s p a l t b a r e Stoffe ( M a t e r i e f i s s i l i 
s p e c i a l i ) 
V e r w e i s auf d ie B e g r i f f s b e s t i m m u n g in A r t . 197 
N r . 1 EAGV: P l u t o n i u m 239; U r a n 233; m i t 
U r a n 23 5 o d e r 233 a n g e r e i c h e r t e s Uran ; j e d e s 
E r z e u g n i s , in dem e i n e s o d e r m e h r e r e d e r g e ­
nann t en I so tope en tha l t en s ind , und s o n s t i g e 
s p a l t b a r e Stoffe, d ie d u r c h den Ra t d e r E u r o ­
p ä i s c h e n A t o m g e m e i n s c h a f t auf V o r s c h l a g d e r 
K o m m i s s i o n m i t q u a l i f i z i e r t e r M e h r h e i t b e ­
s t i m m t w e r d e n ; doch zäh len A u s g a n g s s t o f f e 
in k e i n e m F a l l zu den b e s o n d e r e n s p a l t b a r e n 
Stoffen. 
( zu r B e g r i f f s b e s t i m m u n g für " m i t U r a n 23 5 
o d e r 233 a n g e r e i c h e r t e s U r a n " vg l . A r t . 197 
N r . 2 EAGV) . 

IL B E S I T Z 
1. G r u n d s a t z 

A r t . 3 A b s . 1, 2 und 5 
L e g g e 3 1 . 12. 1962, n . 1860. 

2. A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
L e g g e 19. 12. 1969, n. 1008. 

A r t . 1 A b s . 1 - 9 DM 15. 12. 1970. 

1) Anze igep f l i ch t 

G e s e t z l i c h e E r m ä c h t i g u n g , den B e s i t z von g e ­
r i n g e n Mengen b e s o n d e r e r s p a l t b a r e r Stoffe 
von den A n z e i g e - und G e n e h m i g u n g s p f l i c h t e n 
nach L e g g e 3 1 . 12. 1962, n. 1860, f r e i z u s t e l l e n . 

Von d e r Anze igep f l i ch t g e m ä ß A r t . 3 L e g g e 
3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , n. 1860, i s t d e r B e s i t z fo lgende r 
G e g e n s t ä n d e b e f r e i t : 
a) S u b s t a n z e n in F o r m von M e t a l l , L e g i e r u n g e n , 

c h e m i s c h e n V e r b i n d u n g e n , G e m i s c h e n , L ö s u n ­
gen und G a s , in denen d e r Geha l t an N a t u r -
u r a n o d e r a b g e r e i c h e r t e m U r a n i n s g e s a m t 
10 K i l o g r a m m o d e r in denen d ie gewich te -
m ä ß i g e K o n z e n t r a t i o n von N a t u r u r a n o d e r 
a b g e r e i c h e r t e m U r a n ode r T h o r i u m i n s g e ­
s a m t 0, 05 von H u n d e r t n icht ü b e r s t e i g t , o b ­
wohl d i e für d a s G e s a m t g e w i c h t v o r s t e h e n d 
a n g e g e b e n e G r e n z e von 10 K i l o g r a m m ü b e r ­
s c h r i t t e n wi rd ; 

b) aus s e l t e n e n E r d e n gewonnene M e t a l l e , i h r e 
V e r b i n d u n g e n , G e m i s c h e und D e r i v a t e , s o f e r n 
i h r Geha l t an N a t u r u r a n und T h o r i u m n ich t 
m e h r a l s 0, 2 5 von Hunde r t d e s G e s a m t g e ­
wich t s a u s m a c h t ; 

1) Vgl . zum V e r f a h r e n : C i r c . 1 8 . 3 . 1 9 6 3 . 



257 — 

IL 1. Ar t . 3 Abs. 1, 2 und 5 
Legge 31. 12. 1962, n. 1860 

A nzeige ' beim Ministerium für Industrie und 
Handel. Kontrolle wird ausgeübt durch CNEN. 

2. Legge 19. 12. 19G9, n. 1008. 
Einziger Art ikel . 

DM des Minis ters für Industrie, Handel und 
Handwerk im Einvernehmen mit dem Minister 
für das Gesundheitswesen und nach Anhörung 
von CNEN. Die entsprechende DM ist am 
15. 12. 1970 e r l a s sen worden. 
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c) Minerallen, die insgesamt nicht mehr als 10 
Kilogra.mm Natururan oder Thorium enthalten; 

d) Thorium, das in den folgenden F e r t i g e r z e u g ­
nissen enthalten is t : 
aa) KTecze für Gaslampen; 
bb) Vakuumröhren; 
co) Schweißelektroden; 
dd) e lektr ische Lamoen für Beleuchtungszwecke, 

sofern diese jeweils nicht mehr als 50 Milli­
gramm Thorium enthalten; 

ee) Ultraviolet t -Lampen, Tagesl icht lampen oder 
Lampen für Außenbeleuchtungen oder für 
industr iel le Zwecke., sofern sie jeweils nicht 
mein- als 2 Gramm Thorium enthalten-, 

e) N a t u r u r a i oder abgere icher tes Uran oder Thorium 
das in folgenden Fer t ige rzeugnissen enthalten 
is t : 
aa) g las ier te Keramikgegenstände oder -geschi r r , 

sofern die Glasierung gewichtsmäßig nicht 
mehr als 20 von Hundert Uran oder Thorium 
enthält; 

bb) Erzeugnisse aus Glas, Glasuren, glasige 
oder poröse Lacke, die gewichtsmä:3ig nicht 
mehr als 10 von Hundert Uran oder Thorium 
enthalten; 

cc) photographische F i lme , Negative und Drucke; 
f) jegliche Fer t ige rzeugn i s se oder fe i le von F e r t i g ­

erzeugnissen, die Legierungen oder Diepergenzien 
von Wolfram-Thorium oder Ma gnepium -Thorium 
enthalten, sofern der Thoriumgehalt gewichte-
mäßig 4 von Hundert nicht überschre i te t , 

g) Natururan oder abgereicherte.i Uran, das in den 
Fliehgewichten für Luftfahrzeuge enthalten ist , 
gleichgültig ob s ie ins ta l l ier t oder gelagert sind 
oder sich im Stadium der Montage oder Demon­
tage befinden; 

h) Thorium, das in bere i t s fert iggestell ten optischen 
Linsen enthalten ist, sofern jede Linse gewichte-
mäßig nicht mehr als 30 von Hundert Thorium 
enthält und nicht durch Fo rmungs - , Schleif- oder 
Po l i e rp rozesse verändar l wird; 

i) Thorium, das in jedem Fer t ig te i l von Flugzeug­
motoren enthalten ist , die mit Legierungen oder 
Dispergenzien aus Nickel Thorium hergeste l l t 
sind, vorausgesetz t , daß das Thorium in dem 
Nickel-Thorium in Form von feinvertei l tem 
Dioxyd d i v e r g i e r t ist und der Thoriumgehalt 
gewichtsmäßig 4 von Hundert nicht überschre i te t . 

Diese Fre igrenzenrege lung gilt nicht für die Inhaber 
(Betreiber) von Anlagen und Lager im Sinne aes 
A r t . 8 DPR 13. 2. 1964, n. 185. 
Durch die Befreiung von den Anzeigepflichten gemäß 
Ar t . 3 Legge 31.12.1962, n. I860, werden jedoch 
die sich aus DPR 13. 2. 1964, n. 185, ergebenden 
Pflichten, insbesondere die Anzeigepflichten aus 
Ar t . 30 und 31. nicht berühr t . 
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III. B E F O R D E R U N G 
1. G r u n d s a t z 

a) A r t . 5 A b s . 1 Legge 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , a) 
n. I860, ' ( i . d . F . D P R 30. 12. 1965, 
n. 1704). 

b) A r t . 5 A b s . 3 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , b) 
n. 1860, ( i . d . F . D P R 30. 12. 1965, 
n. 1704). 

V e r b o t m i t Z u l a s s u n g s v o r b e h a l t . 
R e g e l m ä ß i g e B e f ö r d e r u n g i s t nu r e r l a u b t , 
wenn s i e von L a n d - , Luf t - o d e r S e e b e f ö r d e ­
r u n g s u n t e r n e h m e n d u r c h g e f ü h r t w i r d , d ie 
b e s o n d e r s z u g e l a s s e n s i nd . 

Genehmigungsp f l i ch t für L a n d - , Luf t - und 
S e e b e f ö r d e r u n g s u n t e r n e h m e n h i n s i c h t l i c h d e r 
E i n z e l t r a n s p o r t e ( s ingol i t r a s p o r t i ) von b e ­
s o n d e r e n s p a l t b a r e n Stoffen. 

2. A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

L e g g e 19. 12. 1969, n. 1008. 

A r t . 4 DM 15. 1 2 . 1 9 7 0 . 

G e s e t z l i c h e E r m ä c h t i g u n g , die B e f ö r d e r u n g von 
g e r i n g e n Mengen b e s o n d e r e r s p a l t b a r e r Stoffe 
von den A n z e i g e - und G e n e h m i g u n g s p f l i c h t e n 
n a c h L e g g e 3 1 . 12. 1962, n. 1860, f r e i z u s t e l l e n . 

Von d e r Genehmigungsp f l i ch t g e m ä ß A r t . 5 
Legge 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , n. 1860 ( i . d . F . D P R 
3 0 . 1 2 . 1 9 6 5 , n. 1704), i s t d e r j e n i g e f r e i g e s t e l l t , 
d e r b e s o n d e r e s p a l t b a r e Stoffe b e f ö r d e r t , d e r e n 
G e s a m t m e n g e die g e m ä ß A r t . 1 D P R 1 3 . 2 . 1964, 
n. 185, ' f e s t g e s e t z t e n W e r t e und auf j eden F a l l 
g e w i c h t s m ä ß i g 15 G r a m m nicht ü b e r s c h r e i t e t . 

IV. HANDEL 
1. G r u n d s a t z 

A r t . 4 A b s . 1 Legge 3 1 . 12. 1962, 
n. 1360. 

D e r H a n d e l m i t b e s o n d e r e n s p a l t b a r e n Stoffen 
(Kernb renns to f f en ) i s t nach Legge 3 1 . 12. 1962, 
n. 1860, e i n e r G e n e h m i g u n g s - o d e r A n z e i g e -
pf l icht n icht u n t e r w o r f e n . Obwohl in d i e s e m 
L e g g e e in a u s d r ü c k l i c h e s V e r b o t des H a n d e l s mi t 
b e s o n d e r e n s p a l t b a r e n Stoffen n icht e n t h a l t e n i s t , 
i s t nach i t a l i e n i s c h e r Auf f a s sung ' ^ aus A r t . 4 
L e g g e 3 1 . 12. 1962, n. 1860, zu fo lge rn , daß ein 
Hande l m i t d i e s e n Stoffen in I t a l i en r e c h t l i c h nicht 
z u l ä s s i g i s t und n icht G e g e n s t a n d e i n e r G e n e h m i ­
gung o d e r A n z e i g e s e i n kann . 

1) Vgl . dazu C i r c . 1 8 . 3 . 1 9 6 3 . 
2) Vgl . D P R 5 . 1 2 . 1 9 6 9 , n. 1303 (im e inze lnen d a z u 3. A b s c h n i t t , IL 2, S.317) 
3) Sch r i f t l i che Auskünf te d e s i t a l i e n i s c h e n M i n i s t e r i u m s für I n d u s t r i e , Hande l und 

H a n d w e r k sowie des C o m i t a t o n a z i o n a l e p e r 1' e n e r g i a n u c l e a r e (CNEN) an d ie 
B e a r b e i t e r . 
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ill. l . a ) A r t . 5 A b s . 1 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 
n . 1 8 6 0 , ( i . d . F . D P R 30. 12. 1965, 
n . 1704). 

b) A r t . 5 A b s . 
n . 1360, (i . d. 
n . 1704). 

3 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 
F . D P R 30. 12. 1965, 

l . a ) 

b) 

Z u l a s s u n g d u r c h DM d e s M i n i s t e r s für 
I n d u s t r i e und Hande l im E i n v e r n e h m e n 
m i t d e m M i n i s t e r für V e r k e h r und Z i v i l ­
luf t fahr t b e z i e h u n g s w e i s e d e m M i n i s t e r 
für d ie H a n d e l s m a r i n e . 

G e n e h m i g u n g ' d u r c h DM d e s M i n i s t e r s 
für I n d u s t r i e und Hande l im E i n v e r n e h m e n 
m i t den z u s t ä n d i g e n M i n i s t e r n . 

2. L e g g e 19. 12. 1969, n . 1008. 
E i n z i g e r A r t i k e l . 

2. DM des M i n i s t e r s für I n d u s t r i e , H a n d e l 
und H a n d w e r k im E i n v e r n e h m e n m i t dem 
M i n i s t e r für d a s G e s u n d h e i t s w e s e n und 
nach A n h ö r u n g von CNEN. 

IV. 1. 
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2. A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
L e g g e 19. 12. 1969, n . 1008. 
E i n z i g e r A r t i k e l . 

Nach dem W o r t l a u t d e s L e g g e 19. 12. 1969, 
n . 1008, kann d u r c h DM des M i n i s t e r s für 
Indust ü e , Hande l und H a n d w e r k auch für den 
Ha.idel m i t g e r i n g e n Mengen b e s o n d e r e r s p a l t ­
b a r e r Stoffe B e f r e i u n g von den A n z e i g e - und 
G e n e h m i g u n g s p f l i c h t e n nach d e m G e s e t z vom 
3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , n. I860 , e r t e i l t w e r d e n . Da j edoch 
s o l c h e A n z e i g e - und G e n e h m i g u n g s p f l i c h t e n 
h i n s i c h t l i c h d e s Hande l s m i t b e s o n d e r e n s p a l t ­
b a r e n Stoffen b i s h e r n ich t b e s t e h e n , hat d ie 
E r m ä c h t i g u n g p r a k t i s c h ke ine B e d e u t u n g 1 / . 

V. E INFUHR UND AUSFUHR 

1. G r u n d s a t z 
a) A r t . 4 A b s . 3 Legge 3 1 . 12." 1962, a) 

n. I 8 6 0 . 

b) C i r c 1 1 . 1 . 1960 b) 
M i n i s t e r o d e l l e F i n a n z e . 

Die E in fuhr und Ausfuhr von b e s o n d e r e n s p a l t ­
b a r e n Stoffen ( K e r n b r e n r : „offen) u n t e r l i e g t 
n a c h L e g g e 3 1 . 12. 1962, n. 1860, keine»· b e s o n ­
d e r e n a t o m r e c h t l i c h e n G e n e h m i g u n g s - o d e r 
Anze igep f l i ch t . 

A n m e l d e p f l i c h t h i n s i c h t l i c h d e r E in fuh r (nicht 
d e r Ausfuhr )^ ) f o l g e n d e r Stoffe, auch wenn 
d i e s e in e ine W a r e e ingebau t s ind o d e r e i nen 
T e i l von A p p a r a t e n , M a s c h i n e n a n l a g e n o d e r 
s o n s t i g e n W a r e n b i l d e n . ) 
R a d i o a k t i v e c h e m i s c h e E l e m e n t e : 

Mit P l u t o n i u m a n g e r e i c h e r t ' - s U r a n , 
P l u t o n i u m , 
n a t ü r l i c h - r a d i o a k t i v e I so tope : m i t U r a n 23 5 
a n g e r e i c h e r t e s U r a n . 

K ü n s t l i c h - r a d i o a k t i v e i s o t o p e : 
Mit U r a n 233 a n g e r e i c h e r t e s T h o r i u m , 
U r a n 233 . 

A n o r g a n i s c h e o d e r o r g a n i s c h e V e r b i n d u n g e n : 
d e s U r a n s 23 3, 
des mit organischen oder anorganischen 
Verbindungen des Urans 23 5 angereicherten 
Urans, 
d e s P l u t o n i u m s . 

P l u t o n i u m h a l t i g e L e g i e r u n g e n . 
L e g i e r u n g e n , d ie m i t U r a n 23 5 a n g e r e i c h e r t e s 
U r a n o d e r U r a n 233 en tha l t en . 
S a l z e und a n d e r e o r g a n i s c h e V e r b i n d u n g e n , 
auch u n t e r e i n a n d e r g e m i s c h t : 

d e s U r a n s und M i s c h u n g e n d e r V e r b i n d u n g e n 
d e s T h o r i u m s und d e s U r a n s . 

U r a n , r o h o d e r v e r a r b e i t e t . 

1) Sch r i f t l i che Auskünf te d e s i t a l i e n i s c h e n M i n i s t e r i u m s für I n d u s t r i e . H a n d e l und 
H a n d w e r k sowie des C o m i t a t o n a z i o n a l e p e r 1' e n e r g i a n u c l e a r e (CNEN) an d ie 
B e a r b e i t e r . 

2) Die D u r c h f u h r ( T r a n s i t ) i s t n ich t a u s d r ü c k l i c h g e r e g e l t . 
3) In dem C i r c . 1 1 . 1. 1960 wi rd begr i f f l i ch n icht z w i s c h e n b e s o n d e r e n s p a l t b a r e n Stoffen, 

A u s g a n g s s t o f f e n , E r z e n und r a d i o a k t i v e n Steffen u n t e r s c h i e d e n . Vgl . im e i n z e l n e n 
die Auf s t e l l ung in C i r c . 1 1 . 1 . 1960. 
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2. 

V. La) 1.a) 

b) Circ. 11.1. 1960 
Ministero delle Finanze. 

b) Die Anmeldungen sind von den Beteiligten oder 
ihren gesetzlichen Vertretern auf einem Vor­
druck bei der Eingangszollstelle abzugeben. 
Die EingangszoLstelle versieht die Anmeldun­
gen mit ihrem Sichtvermerk und übersendet 
sie dem Ministerium für Industrie und Handel 
(Generaldirektion für allgemeine Angelegen­
heiten, Abt. Kernenergie). 
Die Zollstellen teilen der Generaldirektion für 
Zölle des Ministeriums der Finanzen die Na­
men und Anschriften derjenigen Beteiligten 
mit, die die genannten Anmeldungen nicht zum 
Anbringen des Sichtvermerks vorlegen; dabei 
werden die wichtigsten Angaben der für die 
betreffende Wareneinfuhr ausgefertigten Zoll­
abfertigungspapiere mitgeteilt. 
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2. A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

a) -
b) C i r c . 1 1 . 1. 1960 

M i n i s t e r o d e l l e F i n a n z e 

a) -
b) D e r R u n d e r l a ß en thä l t ke ine F r e i g r e n z e n ­

r e g e l u n g h i n s i c h t l i c h d e r Anme ldep f l i ch t 
von b e s o n d e r e n s p a l t b a r e n Stoffen, 

2. A B S C H N I T T : R O H S T O F F E 
(AUSGANGSSTOFFE UND E R Z E ) 

I. B E G R I F F S B E S T I M M U N G 

IL 
1. 

A r t . 1 A b s . 
n. 1860. 

1 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 

L e g g e 19. 12. 1969, n. 
E i n z i g e r A r t i k e l . 

1008. 

B E S I T Z 
G r u n d s a t z 

Ausgangs s to f f e ( m a t e r i e g r e z z e ) : 
V e r w e i s auf A r t . 197 N r . 3 EAGV: Uran , w e l c h e s 
d a s in d e r N a t u r v o r k o m m e n d e I s o t o p e n g e m i s c h 
en thä l t ; U r a n , d e s s e n Gehal t an U r a n 23 5 u n t e r 
d e m n o r m a l e n Geha l t l i eg t ; T h o r i u m ; a l l e g e ­
n a n n t e n Stoffe in F o r m von M e t a l l , L e g i e r u n g e n , 
c h e m i s c h e n V e r b i n d u n g e n o d e r K o n z e n t r a t e n ; 
j e d e r a n d e r e Stoff, d e r e i nen o d e r m e h r e r e d e r 
genann ten Stoffe m i t K o n z e n t r i e r u n g e n en thä l t , 
w e l c h e d e r Ra t d e r E u r o p ä i s c h e n A t o m g e m e i n ­
schaf t auf V o r s c h l a g d e r K o m m i s s i o n mi t q u a l i f i ­
z i e r t e r M e h r h e i t f e s t l e g t . 

E r z e ( m i n e r a l i ) : 
V e r w e i s auf A r t . 197 N r . 4 EAG\^: A l l e E r z e , d ie 
m i t m i t t l e r e n K o n z e n t r i e r u n g e n Stoffe en tha l t en , 
d ie d u r c h g e e i g n e t e c h e m i s c h e und p h y s i k a l i s c h e 
Aufbe re i t ung die Gewinnung d e r genann ten A u s -
gangss to f fe e r m ö g l i c h e n ; d ie v o r s t e h e n d e m i t t l e r e 
K o n z e n t r i e r u n g w i r d d u r c h den Ra t d e r E u r o ­
p ä i s c h e n A t o m g e m e i n s c h a f t auf V o r s c h l a g d e r 
K o m m i s s i o n m i t q u a l i f i z i e r t e r M e h r h e i t b e s t i m m t . 

A) A r t . 2 A b s . 1 und 2 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , K o n z e s s i o n s p f l i c h t ' für E r z e ; 
n . 1860, in V e r b i n d u n g m i t d e m 
Regio d e c r e t o 29. 7. 1927, n. 1443. 

2) 3) 
A r t . 3 A b s . 1, 2 und 5 Anzeigep ' f l icht ' in b e z u g auf A u s g a n g s s t o f f e ' 
L e g g e 3 1 . 12. 1962, n . 1860. ohne R ü c k s i c h t auf d ie M e n g e . 

1) Die V o r a u s s e t z u n g e n für d ie K o n z e s s i o n s e r t e i l u n g s ind im Reg io d e c r e t o 2 9 . 7 . 1927, 
n. 1443 g e r e g e l t . 

2) Vgl . dazu C i r c . 1 8 . 3 . 1 9 6 3 . 
3) Be i d e r B e z e i c h n u n g " o l t r e m a t e r i e p r i m e fon t i " in A r t . 3 A b s . 1 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1962, 

n. 1860, h a n d e l t e s s i c h o f fens ich t l i ch um e inen R e d a k t i o n s f e h l e r d e s G e s e t z g e b e r s , 
da " m a t e r i e f i s s i l i s p e c i a l i " n ich t a l s A u s g a n g s s t o f f e a n g e s e h e n w e r d e n können . 
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2.a) - 2.a) 

b) - b) 

Π. 1. Ar t . 18 Regio decreto 29. 7. 1927, 1. Bergbaukonzessionen werden durch DM des 
n. 1443. Minis ters für Wirtschaft nach Stellungnahme 

des Obersten Rates für Bergbau er te i l t . 

Art . 3 Abs. 1, 2 und 5 Anzeige beim Minister ium für Industrie und 
Legge 31. 12. 1962, n. 1860. Handel. 

Kontrolle wird ausgeübt durch CNEN. 
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Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Legge 19. 12. 1969, n. 1008. 
Einziger Art ikel 

Ar t . 1 DM 15. 12. 1970. 

Ermächtigung, den Besi tz von geringen Mengen 
an Rohstoffen von den Anzeige- und Genehmigungs-
pflichten nach Legge 31.12.1962, n. 1860, zu 
befreien. 
Der Besi tz der folgenden Gegenstände ist von der 
Anzeigepflicht gemäß Art . 3 Legge 31. 1*2.1962, 
n. 1860, freigestel l t : 
a) Substanzen in F o r m von Metall, Legierungen, 

chemische Verbindungen, Gemische, Lösungen 
und Gas, in denen der Gehalt an Natururan oder 
abgere icher tem Uran insgesamt 10 Kilogramm 
oder in denen die gewichtsmäßige Konzentra­
tion von Natururan oder abgereicher tem Uran 
oder Thorium insgesamt 0, 05 von Hundert 
nicht übersteigt , obwohl die für das Gesamt­
gewicht vorstehend angegebene Grenze von 
10 Kilogramm überschr i t ten wird; 

b) aus seltenen Erden gewonnene Metalle, ihre 
Verbindungen, Gemische und D e r r a t e , sofern 
ihr Gehalt an Natururan und Thorium nicht 
mehr als 0, 2 5 von Hundert des Gesamtgewichts 
ausmacht; 

c) Mineralien, die insgesamt nicht mehr als 
10 Kilogramm Natururan oder Thorium ent­
halten; 

d) Thorium, das in den folgenden F e r t i g e r z e u g ­
nissen enthalten i s t : 
aa) Netze für Gaslampen; 
bb) Vakuumröhren; 
cc) Schweißelektroden; 
dd) e lekt r ische Lampen für Beleuchtungs-

zwecke, sofern diese jeweils nicht mehr 
als 50 Mil l igramm Thorium enthalten; 

ee) Ultraviolet t -Lampen, Tagesl icht lampen 
oder Lampen für Außenbeleuchtungen oder 
für industr iel le Zwecke, sofern sie j e ­
weils nicht mehr als 2 Gramm Thorium 
enthalten; 

e) Natururan oder abgere icher tes Uran oder 
Thorium, das in folgenden Fer t ige rzeugnissen 
enthalten is t : 
aa) g las ie r te Keramikgegenstände oder -ge-

s ch i r r , sofern die Glasierung gewichts-
mäßig nicht mehr als 20 von Hundert Uran 
oder Thorium enthält; 

bb) Erzeugnisse aus Glas, Glasuren, glasige 
oder poröse Lacke, die gewichtsmäßig 
nicht mehr als 10 von Hundert Uran oder 
Thorium enthalten; 

cc) photographische F i lme , Negative und 
Drucke; 
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Legge 19. 12. 1969, n. 1008. 
Einziger Art ikel . 

DM des Minis ters für Industrie, Handel und 
Handwerk im Einvernehmen mit dem Minister 
für das Gesundheitswesen und nach Anhörung 
von CNEN. 
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f) jegliche Fer t ige rzeugnisse oder Teile von 
Fer t igerzeugnissen , die Legierungen oder 
Dispergenzien von Wolfram -Thorium ent­
halten, sofern der Thoriumgehalt gewichts -
mäßig 4 von Hundert nicht überschre i te t ; 

g) Natururan oder abgereicher tes Uran, das in 
den Fliehgewichten für Luftfahrzeuge enthalten 
is t , gleichgültig ob sie instal l ier t oder gelagert 
sind oder sich im Stadium der Montage oder 
Demontage befinden; 

h) Thorium, das in bere i t s fert iggestell ten 
optischen Linsen enthalten ist, sofern jede 
Linse gewichtsmäßig nicht mehr als 30 von 
Hundert Thorium enthält und nicht durch 
Fo rmungs - , Schleif- oder Po l i e rp rozesse 
veränder t wird; 

i) Thorium, das in jedem Fer t ig te i l von F lug-
zeugmotoren enthalten ist , die mit Legierungen 
oder Dispergenzien aus Nickel -Thorium h e r ­
gestell t sind, vorausgesetzt , daß das Thorium 
in dem Nickel-Thorium in F o r m von feinver­
tei l tem Dioxyd d isperg ier t ist und der Thor ium­
gehalt gewichtsmäßig 4 von Hundert nicht über­
schre i te t . 

Diese Fre igrenzenregelungen gelten nicht für die 
Inhaber (Betreiber) von Anlagen und Lagern im 
Sinne des Ar t . 8 DPR 1 3. 2. 1964, n. 185. 
Diese Fre igrenzenrege lung berühr t ferner nicht 
die sich für die Bes i tzer von Ausgangsstoffen 
und Erzen aus der DPR 13.2 . 1964, n. 185, e r ­
gebenden Pflichten, insbesondere nicht die 
Anzeige- und Buchführungspflichten der Ar t . 30 
und 31. 

III. HANDEL 
1. Grundsatz 

Ar t . 4 Abs. 1 und 4 
Legge 31. 12. 1962, n. 1860. 

Verbot mit Genehmigungsvorbehalt, soweit nicht 
EURATOM das Bezugsrecht gem. Ar t . 57 ff. 
EAGV ausgeübt hat. 
Der i tal ienische Staat hat ein Bezugsrecht auf 
A us gangs stoffe. 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Legge 19. 12. 1969, n. 1008. 
Einziger Art ikel . 

Ermächtigung, für den Handel mit geringen 
Mengen von Rohstoffen Befreiung von den 
Anzeige- und Genehmigungspflichten nach 
Legge 31. 12. 1962, n. 1860, zu er te i len . 
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III. 1. Ar t . 4 Abs. 1 
Legge 31. 12. 1962, n. 1860. 

Die Genehmigungen werden durch das 
Minis ter ium für Industrie und Handel 
e r te i l t . 

2. Legge 19. 12. 1969, n. 
Einziger Art ikel . 

1008. 2. DM des Minis ters für Industrie, Handel 
und Handwerk im Einvernehmen mit dem 
Minister für das Gesundheitswesen und nach 
Anhörung von CNEN. 

1) Wegen des Genehmigungsverfahrens vgl. C i rc . 18. 3. 1963. 
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IV. EINFUHR UND AUSFUHR 

1. a) Art. 4 Abs. 3 und 4 

Legge 31. 12. 1962, n. 1860. 

b) Ci rc . 11.1.1960 
Ministero delle Finanze. 

a) Genehmigur.gspflichí für die Einfuhr und 
Ausfuhr1! von Erzen und Ausgangsstoffen, 
falls nach den Vorschriften des Außenhan­
d e l s ­ und Devisenrechts eine solche Ge­
nehmigung vorgeschr ieben ist . 
Der i tal ienische Staat hat ein Bezugsrecht 
auf die Ausgangsstoffe. 

b) Anmeldepflicht hinsichtlich der Einfuhr 
(nicht der Ausfuhr)*■> von Kernmater ia l ien 
(Ausgangsstoffen und Erzen) ' auch wenn 
diese Material ien in eine Ware eingebaut 
sind oder einen Tei l von Apparaten, Ma­
schinenanlagen oder sonstigen Waren bilden: 

Uranerze und Pechblende; 
Monazit; Uran­Thoriani t und andere Thorium­
erze; 
Salze und andere anorganische Verbindungen, 
auch untereinander gemischt: des Thor iums, 
des Urans sowie Mischungen der Verbindun­
gen des Thor iums und des Urans; 
Uran und Thorium: roh oder verarbe i te t . 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) 

b) Circ . 11.1.1960 
Ministero delle Finanze 

a) Bisher keine Fre igrenzenregelung und auch 
keine entsprechende gesetzliche Ermächtigung 
hinsichtlich der Genehmigungspflicht gern . 
Ar t . 4 Abs. 3 Legge 31. 12. 1962, n. 1860. 

b) Eine Anmeldepflicht hinsichtlich der Einfuhr 
folgender Stoffe besteht nicht: 
Uranerze und Pechblende mit einem Gehalt 
an Uran von 5 Gewichtshundertteilen oder 
weniger; 
Monazit; Uran­Thoriani t und andere Thorium­
erze , mit einem Gehalt an Thorium von 20 
Gewichtshundertteilen oder weniger. 

1) Die Durchfuhr (Transit) von Rohstoffen ist im Legge 31. 12. 1962, n. 1860, und im 
Circ . 11. 1. 1960 nicht ausdrücklich geregelt . 

2) In dem Ci rc . 11. 1. 1960 wird begrifflich nicht zwischen besonderen spal tbaren Stoffen, 
Aus gangs Stoffen, E rzen und radioaktiven Stoffen unterschieden. Vgl. dazu im einzelnen 
die Aufstellung in Circ . 11. 1. 1960, vgl. ferner oben S. 262. 
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a) Ar t . 4 Abs. 3 
Legge 31. 12. 1962, n. 1860. 

l . a ) Genehmigungen werden durch das Ministerium 
für Außenhandel im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Industrie und Handel e r te i l t . 

b) Ci rc . 11.1.1960 
Ministero delle Finanze 

b) Die Anmeldungen sind von den Beteiligten 
oder ihren gesetzlichen Ve r t r e t e rn auf einem 
Vordruck bei der Eingangszollstel le abzuge­
ben. Die Eingangszollstel le vers ieht die An­
meldungen mit ihrem Sichtvermerk und über ­
sendet sie dem Minister ium für Industrie und 
Handel (Generaldirektion für allgemeine An­
gelegenheiten, Abteilung Kernenergie) . 
Die Zollstel len tei len der Generaldirekt ion 
für Zölle des Minis ter iums der Finanzen die 
Namen und Anschriften derjenigen Betei l igte-
mit, die die genannten Anmeldungen nicht 
zum Anbringen des Sichtvermerks vorlegen; 
dabei werden die wichtigsten Angaben der für 
die betreffende Wareneinfuhr ausgefertigten 
Zollabfertigungspapiere mitgetei l t . 

2.a) 2.a) 

b) Circ . 11.1.1960 
Ministero delle Finanze 

b) Keine besonderen Zuständigkeits - und Über· 
wachungsvorschriften hinsichtlich der F r e i ­
grenzenregelung. 
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3. ABSCHNITT: RADIOAKTIVE STOFFE 
(RADIOISOTOPE) 

I. BEGRIFFSBESTIMMUNG 
Art . 5 f) DPR 13.2 . 1964, n. 185. Radioaktiver Stoff ist jeder Stoff, der die Merk­

male der Radioaktivität aufweist .1) 

II. ALLGEMEINE FREIGRI NZENREGELUNG 
FUR. RADIOAKTIVE STOFFE 
Art . 14 Legge 31. 12. 1 J62, 
n. 1860. 

DPR 13. 2. 1964, n. 185; 
insbesondere Ar t . 1. 

Art . 1 Abs. 
n. 185. 

3 DPR 13. 2. 1964, 

Ermächtigung, Vorschrif ten über die Sicherheit 
von Anlagen und über den Schutz der Bevölkerung 
und der Arbei tskräfte gegen die Gefahren ioni­
s i e render Strahlungen zu e r lassen , die sich sowohl 
auf den Betr ieb der Anlagen als auch auf alle 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit Kernmater ia l i sn 
sowie auf die Verwendung radioaktiver Isotope e r ­
s t recken und die mit den Grundnormen der E u r o ­
päischen Atomgemeinschaft, mit den technischen 
Vorschrif ten des Handbuchs der Internationalen 
Atomenergie-Organisat ion über die Handhabung 
radioakt iver Isotope und mit den Richtlinien son­
s t iger internat ionaler Organisationen überein­
s t immen, um einen größtmöglichen öffentlichen 
und privaten Gesundheitsschutz zu gewährleisten. 
Auf Grund der genannten Ermächtigung ist die 
DPR vom 13. 2. 1964, n. 185, über die Sicherheit 
von Anlagen und über den Gesundheitsschutz der 
Arbei tskräf te und der Bevölkerung gegen die 
Gefahren ionis ierender Strahlungen bei der fr ied­
lichen Verwendung der Kernenergie ergangen. 
Nach Art . 1 DPR 13. 2. 1964, n. 185, unterl iegen 
der Besi tz , die Lagerung, die Herstellung, die 
Verwendung, die Handhabung, die Aufarbeitung 
und die Beseitigung natür l icher oder künstl icher 
radioakt iver Stoffe den Vorschrif ten d ieser V e r ­
ordnung. Diese Tätigkeiten sind so auszuüben, daß 
die Sicherheit von Anlagen und der Gesundheits -
schütz der Arbei tskräfte und der Bevölkerung 
gegen die Gefahren ionis ierender Strahlungen auf 
die wi rksamste Weise s ichergeste l l t sind. 
Ermächt igung,durch DPR unter Berücksichtigung 
des Standes der technischen Entwicklung und der 
von den zuständigen internationalen Organen ange­
gebenen Werte die Radioaktivitätsmengen, spez i ­
fische Aktivitäten oder Konzentrationen und Expo­
s i t ionsdos iss tärken für die einzelnen Tätigkeiten 
(Besitz, Lagerung, Herstel lung, Verwendung, Hand­
habung, Aufarbeitung' und Beseitigung natür l icher 
oder künst l icher radioaktiver Stoffe) festzulegen, 
bei denen die Vorschrif ten der DPR anwendbar 
sind. 

1) Diese Begriffsbestimmung gilt für die Anwendung des DPR vom 13. 2. 1964, n. 185. 
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I. 

IL Art . 14 Abs 
n. 1860. 

1 Legge 31. 12.1962, Die Verordnung erläßt der Präs ident der Republik 
auf Vorschlag des Präs identen Ces Minis te r ra tes 
im Einvernehmen mit den zuständigen Ministern 
und mit dem Minister für Indust de und Handel 
nach Anhörung von CNEN. 

Art . 1 Abs. 
n. 185. 

3 DPR 13. 2. 1964 Die Verordnung erläßt der Präs ident der Republik 
auf Vorschlag des Präs identen des Minis te r ra tes 
im Einvernehmen mit den Ministern für Industrie 
und Handel, für Inneres , für Arbeit und Sozial-
voreorge , für die Handelsmarine sowie für das 
Gesundheitswesen nach Anhörung von CNEN und 
des In terminis ter ie l len Koordinierungsrates nach 
Art . 10 DPR IS. 2. 1964, n. 185. 
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DPR 5.12. 1969, n. 1303. DPR zur Fest legung der Radioaktivitätsmengen, 
der spezifischen Aktivitäten oder Konzentrationen 
und Exposi t ionsdosiss tärken, die den Vorschrif ten 
der DPR 13.2 . 1964, n. 185, unterl iegen. 
Bei Unterschrei tung der in der DPR 5. 12. 1969, 
n. 1303, angegebenen Werte finden die Vorschrif ten 
der DPR 13 .2 . 1964, n. 185, daher keine Anwen­
dung. Insofern handelt es sich bei den in der 
DPR 5. 12. 1969, n. 1303, festgelegten Radioaktivi­
tätsmengen, spezifischen Aktivitäten, Konzentra­
tionen und Exposi t ionsdosiss tärken um F r e i ­
grenzenwerte . 
Die in der DPR 13.2 . 1964, n. 185, aufgeführten 
Tätigkeiten (siehe oben) unterl iegen den Vorschrif­
ten der genannten DPR nicht, 
1. bei radioaktiven Stoffen: wenn die Gesamtrad io -
aktivitätsmenge folgende Werte weder e r re ich t 
noch überschre i te t : 
a) 0, 1 Mikrocurie bei Nukliden sehr hoher Radio .-
toxizität (es folgt hier eine Aufstellung, die dem 
Anhang 1, § 2a) der Eura tom-Grundnormen in der 
Fassung vom 27. 10. 1966 entspricht); 
b) 1 Mikrocurie bei Nukliden hoher Radiotoxizität 
(Es folgt hier eine Aufstellung von Nukliden, die 
der Liste im Anhang 1 § 2b) der Eura tom-Grund-
normen in der Fassung vom 27.10. 1966 entspricht; 
c) 10 Mikrocurie bei Nukliden mi t t l e r e r Radio­
toxizität (Es folgt eine Aufstellung von Nukliden, 
die der Liste im Anhang 1 § 2c) der E u r a t o m -
Grundnormen in der Fassung vom 27. 10. 1966 ent­
spricht) ; 
d) 100 Mikrocurie bei Nukliden niedr iger Radio­
toxizität (Es folgt eine Aufstellung von Radionu­
kliden, die der Lis te im Anhang 1 § 2d) der 
Eura tom-Grundnormen in der Fassung vom 
27. 10. 1966 entspr icht) . 
2. bei radioaktiven Stoffen: wenn die spezifische 
Aktivität oder Konzentration folgende Werte weder 
e r re ich t noch überschre i te t : 
a) 0, 01 Mikrocurie je Gramm bei festen natürl ichen 
radioaktiven Stoffen; 
b) 0, 002 Mikrocurie je Gramm bei sonstigen r ad io ­
aktiven Stoffen; 
3 . bei natür l ichem Uran, natürl ichem Thorium und 
abgere icher tem Uran: wenn die Gewichtsmenge 
300 Gramm Uran und 9 Gramm Thorium weder 
e r re ich t noch überschre i te t ; 
4. bei Apparaten, Anlagen oder sonstigen Vor r i ch ­
tungen, die radioaktive Stoffe enthalten: wenn die 
Exposi t ionsdosiss tärke zu jeder Zeit und bei einer 
Entfernung von 0, 1 m von jedem beliebigen Punkt 
der Außenfläche des Apparats der Anlage oder 
der sonstigen Vorrichtung 0, 1 Milliröntgen je 
Stunde oder bei Betas t rahlen oder sonst iger B e ­
strahlung 0, 1 Mil l i rem je Stunde weder e r re i ch t 
noch überschre i te t . 

1) Text der DPR 5. 12. 1969, n. I303, v g l . Anhang I d i e se r Übers icht . 
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Art . 4 DPR 5. 12.1969, n. 1303. Ausnahme von der Fre igrenzenregelung des 
Art . 1 DPR 5.12.1969, n. 1303. 
Bei Gesamt radioaktivitätsmengen oder spezifi­
schen Aktivitäten (oder Konzentrationen) odev 
Gewichtsmengen, die niedriger sind als die in 
Ar t . 1 Ziffern 1, 2 und 3 DPR 5.12.1969, n. 1303, 
angegebenen Werte , finden die Vorschrif ten der 
DPR 13. 2. 1964, n. 185, Anwendung, wenn es 
sich handelt 
1. um die Verwendung radioaktiver Stoffe zu 
medizinischen, t i e rä rz t l ichen oder landwirtschaft­
lichen Zwecken; 
2. den Zusatz radioaktiver Stoffe zu Konsumgütern 
(Speisen, Erzeugnissen zur häuslichen Verwendung, 
pharmazeut ischen Erzeugnissen, Körperpflege-
mittein und kosmetischen Erzeugnissen, Abzeichen, 
Zifferblättern, Vorrichtungen, Fa rben und son­
stigen Gegenständen, die Leuchtfarbe enthalten, 
Spielwaren). In diesen Fäl len besteht keine 
Freigrenzenvergünst igu n g. 

Ar t . 6 DPR 5.12.1969, n. 1303. Ohne Rücksicht auf die Gesamtradioakt iv i tä ts -
menge finden die Vorschriften der DPR 13. 2. 1964, 
n. 185, auf die in Art . 1 dieser DPR genannten 
Tätigkeiten keine Anwendung, wenn es sich um 
folgende radioaktive Nuklide handelt: 
Neodym 144, Samarium 147, Rubidium 87, 
Indium 115, Rhenium 187 oder um natürl iches 
Kalium und dessen Zusammensetzungen. 

III.· BESITZ 
1. Grundsatz 

Art . 3 Abs. 3 Legge 31. 12. 1962, 
n. 1860. 
Art . 30 DPR 13. 2. 1964, n. 185. 
Art . 1 DM 27. 7. 1966 
( i . d . F . DM 19.7.1967). 

Anzeigepflicht für den Besi tz von natürlichen 
oder künstlichen radioaktiven Stoffen, auch wenn 
diese Stoffe in Geräten oder sonstigen E rzeug ­
nissen enthalten sind. 
Buchführungspflicht. 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Legge 19. 12. 1969, n. 1008. 
Einziger Art ikel . 

Gesetzliche Ermächtigung, den Besitz von geringen 
Mengen radioaktiver Stoffe von den Anzeige- und 
Genehmigungspflichten nach Legge 31. 12. 1962, 
n. 1860, zu befreien. 
In der DM 15. 12. 1970, die in Ausführung des 
Legge 19.12.1969, n. 1008, erging, ist von der 
Ermächtigung zur Fre is te l lung radioaktiver Stoffe 
von der Anzeigepflicht kein Gebrauch gemacht 
worden. 

1) Vgl. zum Verfahren Art . 
( i . d . F . 19.7 . 1967), 

30 und 31 DPR 13. 2. 1964, n. 185, sowie Ar t . 5 DM 27.7.1966 
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III. ι . Ar t . 3 Abs. 
n. 1860 

3 Legge 31.12.1962, 

Ar t . 5 
( i . d . F . 

DM 27. 
DM 19, 

1966 
1967). 

Legge 19.12. 1969, n. 1008. 
Einziger Art ikel . 

1. Anzeige an das Minister ium für Industrie und 
Handel (Generaldirektion für Energiequellen 
und Grundstoffindustrien). 

Befinden sich die radioaktiven Stoffe ausschl ieß 
lieh zu Un te r r i ch t s ­ und Forschungszwecken 
im Besi tz von Hochschulinstituten, hat der 
zuständige Direktor die Anzeige auch an das 
Minister ium für öffentliches Unterr ichtswes en 
zu r ichten. 

2. DM des Minis ters für Industr ie , Handel und 
Handwerk im Einvernehmen mit dem Minister 
für das Gesundheitswesen und nach Anhörung 
von CNEN. 
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Art . 3 Abs. 3 Legge 31 . 12. 1962, Zur Anzeige ist nicht verpflichtet, wer radioaktive 

n. 1860. 

Ar t . 30 DPR 13. 2. 1964, 
n. 18 5. 

Art . 1 DM 5.12. 1969, 
n. 1303. 

Ar t . 2 DM 27.7 . 1966 
( i . d . F . DM 19.7.1967) 

Ar t . 17 DM 27.7.1966 
( i . d . F . DM 19.7.1967). 

2) 

Stoffe in einer solchen Menge besi tzt , daß die ge ­
samte Radioaktivität zur Zeit der Anzeige die Ge­
samtmengenwerte nach Radioaktivität oder Gewicht, 
die gemäß Art . 1 DPR 13.2.1964, n. 185, bes t immt 
und durch Verordnung gemäß Art . 30 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185, festgesetzt s ind 3 ) , nicht übersteigt . 

Eine Anzeigepflicht besteht ferner nicht, wenn die 
Gesamtradioaktivi tät der in Besitz befindlichen 
radioaktiven Stoffe folgende Werte nicht übersteigt : 
a) 10 Millicurie bei einem Nuklid sehr hoher Radio­
toxizität nach Gruppe I der Tabelle im Anhang der 
Verordnung. 'Bei geschlossenen Strahlern mit 
Radium 226; 300 Mill icurie; 
b) 100 Mill icurie bei einem Nuklid hoher Radiotoxi­
zität nach Gruppe II der Tabelle im Anhang der Ver ­
ordnung. Bei Jod 131: 30 Mill icurie; 
c) 1 Curie bei einem Nuklid mi t t l e re r Radiotoxizität 
nach Gruppe III der Tabelle im Anhang der V e r ­
ordnung; 
d) 10 Curie bei einem Nuklid niedr iger Radiotoxizi­
tät nach Gruppe IV der Tabelle im Anhang der Ver ­
ordnung. 

Eine Anzeigepflicht besteht ferner nicht für r ad io ­
aktive Stoffe, die sich mit der Ausgangssubstanz 
verbinden und deren Radioaktivitätsmenge die unter 
a) bis d) festgesetzten Werte nicht überschre i te t . 
F ü r diese radioaktiven Stoffe kommt jedoch Ar t . 4 
DM 27. 7. 1966 in Betracht . Danach bes t immt sich 
bei m e h r e r e n radioaktiven Nukliden gleicher Radio­
toxizität, die in derse lben Gruppe der im Anhang 
zum DM vom 27. 7. 1966 enthaltenen Tabelle auf­
geführt sind, die im Sinne d ieser Verordnung m a ß ­
gebende Gesamtradioakt ivi tä tsmenge nach der 
Summe der Radioaktivitätsmengen der einzelnen 
Nuklide. Bei m e h r e r e n radioaktiven Nukliden v e r ­
schiedener Radiotoxizität, die in unterschiedlichen 
Gruppen der im Anhang der genannten Tabelle auf­
geführt sind, ergibt sich die im Sinne der Verordnung 
maßgebende Gesamtradioakt ivi tä tsmenge, wenn 
die Summe der Verhäl tn isse zwischen den Radio­
aktivitätsmengen der einzelnen Nuklide und der für 
das einzelne Nuklid festgesetzten Höchstmenge 
größer als 1 is t . 

Die Vorschriften der Verordnung finden auf folgende 
radioaktive Nuklide, ohne Rücksicht auf die in B e ­
sitz gehaltene Menge, keine Anwendung, so daß in­
sofern eine Besi tzanzeige nicht erforder l ich is t : 
Neodym 144; Samarium 147; Rubidium 87; Indium 115; 
Rhenium 187 sowie natür l iches Kalium und seine 
Zusammensetzungen. 

2) DM 5. 12.1969, n. 1303. Text d ieser Verordnung vgl. Anhang I 'd ieser 'Übers ich t . 

3) DM 27 .7 . 1966 ( i . d . F . DM 19. 7. 1967). Text d iaser Verordnung vgl. Anhang Π 
4) Vgl. Anm. 3. 
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Art . 3 Abs. 3 Leg.-e 31.12. 1962, DM des Minis ters für Industrie und Handel, 
n. i;:so. 
Art . 30 DPR 13. 2. 1964, n. 185. 
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3. E r g ä n z u n g d e r B e s i t z a n z e i g e 
G r u n d s a t z 
A r t . 3 A b s . 5 Legge 3 1 . 12. 1962, 
n . 1860. 

A r t . 30 D P R 13 . 2. 1964, n. 185 . 

A r t . 6 - 1 1 DM 2 7 . 7 . 1 9 6 6 
( i . d . F . DM 1 9 . 7 . 1967). 

Anze igepf l i ch t : D e r B e s i t z e r n a t ü r l i c h e r o d e r 
k ü n s t l i c h e r r a d i o a k t i v e r Stoffe i s t , auch wenn 
d i e s e Stoffe in G e r ä t e n o d e r s o n s t i g e n E r z e u g ­
n i s s e n e n t h a l t e n s ind , ve rp f l i ch t e t , d ie B e s i t z -
a n z e i g e j ewe i l s zum 3 1 . D e z e m b e r e ine s j eden 
J a h r e s auf den n e u e s t e n Stand zu b r i n g e n . 

Buchfüh rungsp f l i ch t . 

A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z d e r 
P f l i ch t z u r E r g ä n z u n g d e r B e s i t z -
a n z e i g e 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
A r t . 3 A b s . 3 Legge 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 
n. 185. 

A r t . 7 und 8 DM 27. 7. 1966 
( i . d . F . DM 1 9 . 7 . 1967). 

21 Auf den B e s i t z " g e s c h l o s s e n e r S t r a h l e r " im Sinne 
d e s A r t . 5p) D P R 13 . 2. 1964, n. 185, findet die 
Pf l i ch t zu r E r g ä n z u n g d e r B e s i t z a n z e i g e ke ine A n ­
wendung, wenn d ie G e s a m t r a d i o a k t i v i t ä t s m e n g e d e r 
r a d i o a k t i v e n Stoffe fo lgende W e r t e n ich t ü b e r s t e i g t : 
a) 300 C u r i e b e i e i n e m Nuklid h o h e r Rad io tox i z i t ä t , , 
nach G r u p p e I d e r T a b e l l e im Anhang DM 27. 7. 1966; 
b) 3000 C u r i e be i e i n e m Nuklid h o h e r Rad io tox i z i t ä t 
nach G r u p p e II d e r T a b e l l e im Anhang DM 27.7.1966; 
c) 30000 be i e i n e m Nuklid m i t t l e r e r R a d i o t o x i z i t ä t 
nach G r u p p e III d e r T a b e l l e im A n h a n g D M 27.7.1966; 
d) 300000 C u r i e be i e i n e m Nuklid n i e d r i g e r R a d i o ­
tox i z i t ä t nach G r u p p e IV d e r T a b e l l e im Anhang 
DM 2 7 . 7 . 1966. 

31 Auf den B e s i t z "of fener S t r a h l e r " ' ' i m Sinne des 
A r t . 5q) D P R 13 . 2. 1964, n. 185, f indet d ie Pf l icht 
zu r E r g ä n z u n g d e r B e s i t z a n z e i g e ke ine Anwendung, 
wenn die G e s a m t r a d i o a k t i v i t ä t s m e n g e d e r r a d i o ­
ak t iven Stoffe 1/3000 d e r u n t e r a) b i s d) ange füh r t en 
W e r t e n icht ü b e r s t e i g t . 

1) Vgl . zum V e r f a h r e n d e r E r g ä n z u n g s a n z e i g e : A r t . 9 DM 27. 7. 1966. 
2) Nach A r t . 5p) D P R 13 . 2. 1964, n . 185, i s t e in " g e s c h l o s s e n e r S t r a h l e r " e in S t r a h l e r , 

d e r a u s r a d i o a k t i v e n Stoffen b e s t e h t , d ie in f e s t e n und i n a k t i v e n Stoffen fes t i n k o r p o r i e r t 
s ind , o d e r d e r in e i n e r i nak t iven Hülle e i n g e s c h l o s s e n i s t , d e r e n W i d e r s t a n d a u s r e i c h t , 
um b e i ü b l i c h e r b e t r i e b s m ä ß i g e r B e a n s p r u c h u n g e in A u s t r e t e n r a d i o a k t i v e r Stoffe 
zu v e r h i n d e r n und die Mögl i chke i t e i n e r K o n t a m i n a t i o n a u s z u s c h a l t e n . 

3) Nach A r t . 5q) D P R 13 . 2. 1964, n. 185, i s t e in "o f fene r S t r a h l e r " e i n S t r a h l e r , d e r so 
be scha f f en i s t , daß n icht j e d e s A u s t r e t e n r a d i o a k t i v e r Stoffe v e r h i n d e r t und j e d e s 
K o n t a m i n a t i o n s r i s i k o a u s g e s c h a l t e t w e r d e n kann . 

2a) V g l . Anhang IT d i e s e r Ü b e r s i c h t (DM 2 7 . 7 . I 9 6 6 ) . 
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3. A r t . 3 A b s . 5 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 3 . Z u s a m m e n f a s s e n d e Aufs te l lung ü b e r a l l e im 
n. 1860. Laufe d e s v o r h e r g e h e n d e n J a h r e s in B e s i t z 
Λ on j οι T­>­rvr. 10 <­. 1 nn Λ gehab ten r a d i o a k t i v e n Stoffe a n d a s M i n i s t e r i u m 

A r t . 30 und 31 D P R 13 . 2. 1964, f.. T , , . , τ τ , ­, , „ . . . . . . „.. 

1 R r fur Industrie und Handel (Generaldirektion fur 
Energiequellen und Grundstoffindustrien). Diese 

Ar t . 9 in Verbindung mit Ar t . 5 Aufstellung muß für jeden radioaktiven St rahler 
DM 27. 7.1966 (i. d. F . DM Daten über die betreffende Besi tzanzeige, s o ­
19 .7 . 1967). weit sie vorgeschr ieben ist , sowie die Angaben 

enthalten über das Datum der etwaigen Bes i t z ­
aufgäbe und den Aktivitätswert zu diesem Zei t ­
punkt sowie den Aktivitätswert am 31. Dezem­
ber des vorangegangenen J a h r e s . Die E r g ä n ­
zung der Anzeige ist auch vorzunehmen, wenn 
im Laufe des Bezugsjahres keine Änderungen 
eingetreten sind und wenn t rotz e ingetre tener 
Änderungen die Gesamtradioakt ivi tä tsmenge 
hinsichtlich der Ergänzungsmeldung des vo r ­
angegangenen Jah res sich als unverändert 
erweis t . 

4. Ar t . 3 Abs. 3 Legge 31. 12. 1962, 4. DM des Minis ters für Industrie und Handel, 
n. 1860. 

Ar t . 30 DPR 13. 2. 1964, n. 185. 
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Art . 17 DM 27 .7 . 1966 
( i . d . F . DM 19.7 . 1967). 

Die Vorschriften des DM finden auf folgende radie · 
aktive Nuklide, ohne Rücksicht auf die in Besitz 
gehaltene Menge, keine Anwendung, so daß eine 
Ergänzung der Anzeige entfällt: Neodym 144; 
Samarium 147; Rubidium 87; Indium 115; Rhenium 
187 sowie natürl iches Kalium und seine Zusam­
mensetzungen. 

Bes it ζ besondere r Gegenstände, 
die ionisierende Strahlungen aus 
senden 

Grundsatz 

Art . 91 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2.1964, Verbot des Besi tzes von 
1. Körperpflegemitteln und kosmetischen E rzeug ­
nis s en, 
2. Abzeichen, Zifferblättern, Vorrichtungen, Far ­
ben und sonstigen Gegenständen, die Leuchtstoffe 
enthalten, 
3. Spielwaren, 
die ionisierende Strahlungen aussenden. 

Ausnahmen von dem Grundsatz des 
Verbots des Besi tzes besonderer 
Gegenstände, die ionisierende 
Strahlen aussenden 
(Freigrenzen!· c gelung) 

Art . 91 Abs. 3 DPR 13. 2. 1964, 
n. 18 5. 

­Art. 110 in Verbindung mit Ar t . 91 
Abs. ·, DPR 13.2 . 1964. u. 185. 

Art . 1 DM 14. 7. 1970, 

Ausnahmen T,on dem Verbot können in Einzelfällen 
durch Genehmigung gestattet werden. 

Ermächtigung zur Fre igrenzenrege lung durch 
Minister ialverordnung, wonach das Verbot des 
Besi tzes der genannten Gegenstände (mit Aus ­
nahme von Spielwaren) dann nicht anwendbar ist.. 
wenn die Vierte der Gesamtaktivitäten, der Kon­
zentrationen radioaktiver Nuklide und der Intensi­
tät von Exposit ionsdosen unterschr i t ten werden, 
die in der Verordnung festgesetzt werden. 

Die Verbote gemäß Ar t . 91 Abs. 1 Ziffer 1) und 2) 
DPR 13. 2. 1964, n. 185, finden keine Anwendung: 
1. auf K ö r p n Pflegemittel und kosmet ische Erzeug 
nisse sowie auf Abzeichen, Zifferblätter, Vor ­
richtnngen und sonstige Gegenstände, die Leucht­
stoffe enthalten, sofern die konfektionierten Ein­
heiten oder die einzelnen Gegenstände radioaktive 
Stoffe enthalten, deren Ges am t aliti vit ät n iedr iger 
ist als ein Zehntel der in Ar t . 1 Ziffer 1) und 3) 
und in Ar t . 2 urid, 3 DPR 5.12.1969, n. 1303, ange­
gebenen Werte; ' 

1) Text der DPR 5. 12. 1969, n. 1303, v g l . Anhang I d ieser Übersicht 
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5. 

Art . 91 Abs. 
n. 185. 
Art . 110 Abs, 
n. 185. 

3 DPR 13.2 . 1954, 

] DPR 13.2 . 196 i 

6. Die Ausnahmegenehmigung wird von dem 
Minister für das Gesundneitsweeeri er te i l t . 
Die Verordnung ergeht durch den Minister lui­
das Gesundheitswesen im Einvernehmen mit 
dem PAinistcr für Industrie und Handel and 
nach Anhörung von CNEN. 
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2. auf F i r n i s s e , sofern die Konzentration oder 
spezifische Aktivität n iedr iger ist als die in Ar t . 1 
Ziffer 2 DPR 5. 12. 1969, n. 1303, festgesetzten 
Werte 1 ) ; 
3. auf Leuchtuhren zu normalem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern die Leuchtfarbe so fest haftet, daß 
sie sich bei normale r Verwendung nicht und auch 
nicht tei lweise löst, und sofern die Gesamtaktivität 
je Uhr die folgenden Werte nicht überschre i te t : 
Trit ium: 10'000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
200 Mikrocurie; Radium 225 : 0, 2 Mikrocurie; 
4. auf Leuchtuhren zu besonderem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern das Zifferblatt mit einer Mark ie ­

rung der enthaltenen Radioaktivität versehen 
ist , die Leuchtfarbe so fest haftet, daß sie sich 
bei no rmale r Verwendung nicht und auch nicht 
tei lweise löst, und sofern die Gesamtaktivität je 
Uhr die folgenden Werte nichc überschre i te t : 
Tr i t ium: 25'000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
500 Mikrocurie; Radium 226 : 1, 5 Mikrocurie . 

7. Besi tz von Strahlern 
Grundsatz 
Ar t . 92 Abs. 1 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

Anzeigepflicht hinsichtlich des Besi tzes natür l icher 
oder künstl icher radioaktiver Stoffe und von Ge­
räten, die diese Stoffe enthalten. Die Anzeige muß 
innerhalb von 10 Tagen erfolgen. 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
hinsichtlich des Bes i tzes von 
Strahlern 
(Freigrenzenregelung) 
Art . 110 in Verbindung mit Art . 92 
DPR 13. 2. 1964, n. 185. 

Ar t . 2 DM 14.7. 1970. 

Ermächtigung zur Fre igrenzenrege lung durch 
Minister ialverordnung, wonach die Anzeigepflicht 
nicht besteht, wenn die Werte der Gesamtakt ivi­
täten, der Konzentration radioaktiver Nuklide und 
der Intensität von Expositionsdosen unterschr i t ten 
werden, die in der Verordnung festgesetzt werden. 
Die Vorschrif ten des Ar t . 92 DPR 13. 2. 1964, 
n. 18 5, betreffend die Anzeige über den Besi tz von 
Strahlern finden keine Anwendung: 
1) auf Leuchtuhren, zu normalem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern die Leuchtfarbe so fest haftet, daß 
sie sich bei no rmale r Verwendung nicht und auch 
nicht tei lweise löst, und sofern die Gesamtakt ivi­
tät je Uhr die folgenden Werte nicht überschre i te t : 
Tri t ium : 10' 000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
200 Mikrocurie; Radium 226 : 0, 2 Mikrocurie; 

1) Vgl. zur DPR 5. 12. 1969, n. 1303, oben S.317. Vgl. fe rner Anhang I d ieser Übersicht . 
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Art . 92 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2.1964, Die Anzeige ist an den zuständigen Provinzial-
arzt oder, falls zuständig, an das Gewerbeauf­
s ichtsamt und den Hafenkommandanten zu 
r ichten. 

Ar t . 110 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2.1964, Die Verordnung ergeht durch den Minister für 
das Gesundheitswesen im Einvernehmen mit 
dem Minister für Industrie und Handel und nach 
Anhörung von CNEN. 
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auf Leuchtuhren zu besonderem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern das Zifferblatt mit einer Markie­
rung der enthaltenen Radioaktivität vergehen ist , 
die Leuchtfarbe so fest haftet, daß sie sich bei 
normaler Verwendung nicht und auch nicht t e i l ­
weise löst, und sofern die Gesamtaktivität je Uhr 
die folgenden Werte nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 25'000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
500 Mikrocurie; Radium 226 : 1, 5 Mikrocurie; 
2. auf Körperpfl.egemittel und kosmet ische Erzeug­
nisse sowie auf Abzeichen, Zifferblätter, Vor­
richtungen und sonstige Gegenstände, die Leucht­
stoffe enthalten, sofern die konfektionierte.! Ein­
heiten oder die einzelnen Gegenstände radioaktive 
Stoffe enthalten, deren Gesamtaktivität niedriger 
als ein Zehntel der in Ar t . 1 Ziffer 1) und 3) und 
in Ar t . 2 und 3 DPR 5. 12. 1969, n. 1303, x) ange­
gebenen Werte; sowie auf F i r n i s s e , sofern die 
Konzentration oder spezifische Aktivität niedriger­
ist als die in Ar t . 1 Ziffer 2 DPR 5. 12. 1969, 
n. 13031), festgesetzten Werte; 
3 auf Vorrichtungen oder Bestandteile, die in 
der Elektronik oder im Fernmeldewesen verwen­
det werden und radioaktive Stoffe enthalten, sofern 
es sich bei diesen Stoffen um Tri t ium oder P r o ­
methium 147 handelt und die Aktivität je "Vorrich­
tung oder Bestandtei l folgende G: enzen nicht über­
schre i te t : 
Tr i t ium: 100 Mikrocurie; Promethium 147 : 
10 Mikrocurie; 
4. auf radioaktive St rahler zur Tar ie rung, die 
angemessen konfektioniert nind und einen Bestand­
tei l von Geräten zur Messung der Strahlungs- und 
Radioaktivitätsdosis bilden, sofern die Aktivität 
d ieser Strahler den zehnfachen Wert der in A i t . 1 
Buchstaben a), b), c) und d) DPR 5. 12. 1969, 
n. 1303-1), angeführten Werte nich+ übers te igt . 

9. Besi tz von Strahlern 
(Unbedeniiljchkeitsbescheinigui.g) 
Grundsatz 
Ar t . 93 Abs. 1 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

jeder Inhaber von natürl ichen oder künstlichen 
radioaktiven Stoffen und -'on Geräten, die diese 
Stoffe enthalten, muß im Besitz einer (Jnbedenk 
lichkeitsbeseheinigung sein. 

10. Ausnahmen von dem Grundsatz 
hinsichtlich der Unbedenklichkei t 
bescheinigung für den Besi tz von 
Strahlern 
(Freigrenzenregelung) 
Ar t . 93 Abs. 2 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

Die Unbedenklichkeitsbescheinigung ist nicht e r ­
forderl ich für Geräte zur medizinischen Röntgen­
untersuchung (Diagnostik). 

1) Vgl. zur DPR 5. 12. 1969, n. 1303, oben S.317.Vgl. ferner Anhang I d ieser Übersicht . 
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Art . 93 Abs. 1 DPR 13.2 . 1964, 9. Die Unbedenklichkeitsbescheinigung er te i l t der 
n. 185. zuständige Provinz ia la rz t nach Anhörung der 

Provinzia lkommission für Gesundheitsschutz 
nach Art . 89 DPR 13. 2. 1964. n. 185. 
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Art . 110 in Verbindung mit Ar t . 93 
Abs. 4 DPR 13.2 . 1964, n. 185. 

Ar t . 3 DM 14.7 . 1970. 

Ermächtigung zur Fre igrenzenrege lung durch 
MiniFterialverOrdnung, wonach eine Unbedenk­
lichkeitsbescheinigung nicht erforderl ich ist, 
wenn die Werte der Gesamtaktivitäten, der Kon­
zentrationen radioaktiver Nuklide und der In­
tensität von Exposit ionsdosen unterschr i t ten 
werden, die in der Verordnung festgesetzt we r ­
den. 

Eine Unbedenklichkeitsbescheinigung für den 
Besi tz von Strahlern ist nicht erforderl ich, wenn 
es sich um natürl iche oder künstliche, konfek­
t ionierte radioaktive Stoffe und um Geräte , die 
diese Stoffe enthalten, handelt, sofern nicht 
eine der in Ar t . 1 DM 14.7 . 1970 enthaltenen 
Bedingungen um den Faktor 10' 000 überschr i t ­
ten wird, wobei die Ar t . 2, 3, 6 sowie 5 
DPR 5.12.1969, n. 1303, Anwendung finden 1) 

IV. HANDEL 
1. Grundsatz 

a) Ar t . 4 Abs. Legge 31. 12. 1962, 
n. 1860. 

a) Genehmigungspflicht 2) 

b) Ar t . 32 - 35 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

b) Unbedenklichkeitsbescheinigung für Handel 
mit radioaktiven Stoffen der Handelsbetriebe 
Klasse Aó> und Klasse B 4 ) . 

c) Ar t . 36 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

c) Registerführung 5) 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) Legge 19. 12. 1969, n. 1008. 

Einziger Art ikel . 
a) Gesetzliche Ermächtigung, für den Handel 

mit geringen Mengen von radioaktiven Stoffen 
Fre is te l lung von den Anzeige- und Genehmi­
gungspflichten nach Legge 31.12.1962, 
n. 1860, zu gewähren. 

1) Vgl. zur DPR 5. 12. 1969, n. 1303, oben S. 317. Vgl. ferner Anhang I d iese r Übersicht . 
2) Vgl. zum Genehmigungsverfahren Circ . 18 .3 . 1963. 
3) Vgl. dazu Ar t . 33 DPR 13. 2. 1964, n. 185, und DM 15. 6. 1966. 
4) Vgl. dazu Art . 34 und 35 DPR 13. 2. 1964, n. 185, und DM 26. 10. 1966. 
5) Vgl. dazu DM 13. 11. 1964 und Ci rc . 14. 12. 1964. 
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Art . 110 Abs. 
n. 18 5. 

1 DPR 13.2.1964, Die Verordnung ergeht durch den Minister 
für das Gesundheitswesen im Einvernehmen 
mit dem Minister für Industrie und Handel 
und nach Anhörung von CNEN. 

IV . l . a ) Ar t . 4 Abs. 1 Legge 31. 12. 1962, 
n. 1860. 

Ci rc . 18 .3 .1963. 

l . a ) Ministerium für Industrie und Handel 
(Generaldirektion für Energiequel len und 
Grundstoffindustrien). 

b) Art . 
n. 1! 

33 Abs. 
5. 

Ar t . 34 Abs. 
n. 185. 

2 DPR 13.2 . 1964, 

3 DPR 13.2 . 1964, 

b) Unbedenklichkeitsbescheinigung für Handels­
bet r iebe der Klasse A er te i l t der Präfekt 
nach Anhörung des Prov inz ia la rz tes , des 
Gewerbeaufsichtsamtes und des Prov inz ia l ­
kommandos der Feue rwehr . 

Unbedenklichkeitsbescheinigungen für Han­
delsbetr iebe der Klasse Β er te i l t der 
Minister für Industrie und Handel im E in ­
vernehmen mit dem Minister für Arbeit und 
Gesundheitswesen nach Anhörung von CNEN. 

c) Ar t . 36 DPR 13.2 . 1964, n. 185. Ermächtigung an den Minister für Industrie 
und Handel, das Muster des anzulegenden 
und zu führenden Regis te rs durch Vero rd ­
nung festzulegen^). 

2.a) Legge 19. 12. 1969, n. 
Einziger Art ikel . 

1008. 2.a) Die Verordnung erläßt der Minister für 
Industrie, Handel und Handwerk im E inve r ­
nehmen mit dem Minister für das Gesundheits­
wesen nach Anhörung von CNEN. 
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Art . 3 Abs. 2 DM 15. 12. 1970. 

b) Ar t . 32 
n. 185. 

35 DPR 13.2.1964, 

c) Ar t . 36 DPR 13 .2 . 1964, 
n. 185. 

Von der Genehmigungspflicht ist freigestell t der 
Handel mit radioaktiven Stoffen, wenn die Ge­
samtradioakt ivi tät quantitativ bei jedem V e r ­
kauf die Werte nicht überschre i te t , die in 
Ar t . 2 Buchstaben a), b), c) und d) unter B e ­
rücksichtigung der Ar t . 3 und 4 DM 27. 7 1966 
( i . d . F . DM 19.7 . 1967) festgesetzt sind. 'Eine 
Genehmigung ist jedoch einzuholen, wenn in 
einem Kalenderjahr mehr als 100 E in­ und 
Verkäufe vorgenommen werden. 
Die Befreiung von der Genehrnigungspflicht 
befreit nicht auch von den Pflichten der DPR 
13.2.1964, n. 185, insbesondere nicht von der 
Pflicht der Registerführung gemäß Ar t . 36. 

b) Fre igrenzenrege lung für den Handel mit r ad io ­
aktiven Stoffen der Handelsbetriebe der Klas ­
sen A und Β: 
aa) Hinsichtlich der Handelsbetriebe der Klasse 
A besteht keine Fre igrenzenrege lung. Zur Klas ­
se A gehören Betr iebe, bei denen die Gefahr 
sich vorwiegend auf die für den Handel b e ­
s t immten Geschäftsräume beschränkt . Diese 
Klasse bezieht s ich auf den Handel, der mit 
dem Besi tz von radioaktiven Stoffen verbunden 
ist , die in unversehr ten Beförderungsbehältern 
aufbewahrt werden oder in Geräten, Anlagen 
oder sonstigen Vorrichtungen enthalten sind 
und die eine ger ingere Aktivität haben, als die 
in Ar t . 1 DM 15. 6. 1966 aufgeführten Aktivitäten 
der einzelnen radioaktiven Nuklide. ' 
bb) Hinsichtlich der Handelsbetr iebe der Klasse 
Β besteht eine Fre igrenzenrege lung insofern, 
als unter diese Klasse Β nicht diejenigen B e ­
t r iebe fallen, die zur Klasse A gehören. Zur 
Klasse Β gehören Bet r iebe , bei denen die Ge­
fahr auch außerhalb der für den Handel b e ­
s t immten Geschäftsräume besteht . Diese Klasse 
bezieht sich auf den Handel von in Besi tz b e ­
findlichen Stoffen, deren Aktivität größer ist als 
bei den Stoffen der Klasse A oder ohne Rück­
sicht auf die Menge, wenn der Handel auch die 
Öffnung der BeförderungsVerpackung umfaßt. 
In diesen Fäl len besteht eine Befreiung von der 
Einholung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung 
für die Klasse A. Für die Handelsbetr iebe der 
Klasse Β ist eine besondere Unbedenklichkeits­
bescheinigung gemäß Ar t . 34 und 35 in Ver ­
bindung mit DM 26. 10. 1966 einzuholen. 

c) Eine Fre igrenzenrege lung hinsichtlich der 
Registr ierungspfl icht des Handels mit r ad io ­
aktiven Stoffen besteht nicht. 

1) Vgl. Anhang II d iese r Übersicht . 
2) Vgl. Anhang III d iese r Übersicht. 
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b) Ar t . 32 Abs. 1 in Verbindung mit b) Die Verordnung erläßt der Präs iden t der 
Ar t . 1 Abs. 3 DPR 13. 2. 1964, Republik auf Vorschlag des Präs iden ten 
n. 185. des Minis te r ra tes im Einvernehmen mit 

den Ministern für Industrie und Handel, für 
Inneres , für Arbeit und Sozialvorsorge, für 
die Handelsmarine sowie für das Gesund­
hei tswesen und nach Anhörung von CNEN 
und des In terminis ter ie l len Koordinierungs -
r a t e s gemäß Art . 10 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

c) - c) 
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V. E I N F U H R UND AUSFUHR 
1. G r u n d s a t z 

a) A r t . 4 A b s . 3 Legge 3 1 . 12. 1962, 
n . I860.· 

b) C i r c . 1 1 . 1 . 1960 d e s 
M i n i s t e r s d e r F i n a n z e n . 

a) Genehmigungsp f l i ch t für d ie E infuhr und A u s ­
fuh r 1 ) von r a d i o a k t i v e n Stoffen, fa l l s nach den 
V o r s c h r i f t e n des A u ß e n h a n d e l s - und D e v i s e n ­
r e c h t s e ine s o l c h e G e n e h m i g u n g v o r z u s c h r e i b e n 
i s t . 

b) Anze igep f l i ch t d e r B e t e i l i g t e n b e i d e r E in fuhr 
von r a d i o a k t i v e n Stoffen, auch wenn d i e s e in 
e ine W a r e e ingebau t s ind o d e r e inen T e i l von 
A p p a r a t e n , M a s c h i n e n a n l a g e n o d e r s o n s t i g e n 
W a r e n b i l d e n . Die in F r a g e k o m m e n d e n r a d i o ­
ak t iven Stoffe s ind h i n s i c h t l i c h i h r e r Z o l l ­
t a r i f n u m m e r und i h r e r W a r e n b e z e i c h n u n g in dem 
R u n d e r l a ß ( C i r c o l a r e ) im e i n z e l n e n aufgeführ t . 

2. a) A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z d e r 
G e n e h m i g u n g s p f l i c h t 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
A r t . 4 A b s . 3 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 
n . 1860. 

A r t . 4 A b s . 3 L e g g e 3 1 . 12 . 1962, n. 1860, e n t ­
hä l t a u s d r ü c k l i c h ke ine F r e i g r e n z e n r e g e l u n g und 
auch ke ine e n t s p r e c h i i d e E r m ä c h t i g u n g . 
E i n e s o l c h e F r e i g r e n z e n r e g e l u n g könnte s i c h 
aus den A u ß e n h a n d e l s - und D e v i s e n v o r s c h r i f t e n 
e r g e b e n , da in A r t . 4 A b s . 3 L e g g e 3 1 . 12. 1962, 
n. 1860, auf d i e s e V o r s c h r i f t e n v e r w i e s e n 
w i r d . 

b) A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z d e r 
Anze igep f l i ch t b e i d e r E in fuhr 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

C i r c . 1 1 . 1 .1960 d e s 
M i n i s t e r i u m s d e r F i n a n z e n . 

Ke ine F r e i g r e n z e n r e g e l u n g h i n s i c h t l i c h d e r 
Anze ige ü b e r d ie E in fuh r r a d i o a k t i v e r Stoffe. 

3 . E in fuhr von b e s o n d e r e n G e g e n s t ä n d e n , 
d ie i o n i s i e r e n d e S t r a h l u n g e n a u s s e n d e n 
G r u n d s a t z 

A r t . 91 A b s . 
n . 185. 

1 D P R 1 3 . 2 . 1 9 6 4 , V e r b o t d e r E in fuh r von 
1) K ö r p e r p f l e g e m i t t e l n und k o s m e t i s c h e n 
E r z e u g n i s s e n . 
2) A b z e i c h e n , Z i f f e r b l ä t t e r n , V o r r i c h t u n g e n , 
F a r b e n und s o n s t i g e n G e g e n s t ä n d e n , die Leuch t ­
stoffe en tha l t en , 
3) S p i e l w a r e n , 
d ie i o n i s i e r e n d e S t r a h l u n g e n a u s s e n d e n . 

1) Die D u r c h f u h r von r a d i o a k t i v e n Stoffen i s t in I t a l i en n ich t a u s d r ü c k l i c h g e r e g e l t . 
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V. 1.a) Ar t . 4 Abs. 
n. 1860. 

3 Legge 31.12. 1962, l . a ) Genehmigungen werden durch das Minis te­
r ium für Außenhandel im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Industrie und 
Handel .ertei l t . 

b) Ci rc . 1 1 . 1 . 1960 des 
Minis ters der Finanzen. 

b) Anzeige bei der Eingangszol ls te l le . 
Übersendung der Anzeige durch die Eingangs 
zollstel le an das Ministerium für Industrie 
und Handel (Generaldirektion für E n e r g i e ­
quellen und Grundstoffindustrien). 

2.a) 2.a) 

b) b) 

3. 
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4 . A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
h i n s i c h t l i c h d e r E in fuh r von b e s o n d e r e n 
G e g e n s t ä n d e n , d ie i o n i s i e r e n d e S t r a h ­
lungen a u s s e n d e n 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

A r t . 91 A b s . 3 D P R 13 . 2. 1964, 
n . 185 

A u s n a h m e n von d e m V e r b o t können in E i n z e l ­
fä l len d u r c h G e n e h m i g u n g g e s t a t t e t w e r d e n . 

A r t . 110 in V e r b i n d u n g m i t A r t . 
A b s . 4 D P R 1 3 . 2 . 1 9 6 4 , n . 185 . 

91 E r m ä c h t i g u n g z u r F r e i g r e n z e n r e g e l u n g d u r c h 
M i n i s t e r i a l v e r o r d n u n g , wonach das V e r b o t d e r 
E infuhr d e r g e n a n n t e n G e g e n s t ä n d e (mit A u s ­
n a h m e d e r S p i e l w a r e n ) dann n icht a n w e n d b a r 
i s t , wenn die W e r t e d e r G e s a m t a k t i v i t ä t e n , d e r 
K o n z e n t r a t i o n e n r a d i o a k t i v e r Nukl ide und d e r 
In t ens i t ä t von E x p o s i t i o n s d o s e n u n t e r s c h r i t t e n 
w e r d e n , die in d e r V e r o r d n u n g f e s t g e s e t z t 
w e r d e n . 

A r t . 1 DM 1 4 . 7 . 1 9 7 0 . Die V e r b o t e g e m ä ß A r t . 91 A b s . 1 Zif fer 1) und 
2) D P R 1 3 . 2 . 1 9 6 4 , n. 185, f inden ke ine A n ­
wendung: 
1) auf K ö r p e r p f l e g e m i t t e l und k o s m e t i s c h e E r ­
z e u g n i s s e s o w i e auf A b z e i c h e n , Z i f f e r b l ä t t e r , 
V o r r i c h t u n g e n und s o n s t i g e G e g e n s t ä n d e , die 
Leuch t s to f fe en tha l t en , s o f e r n d ie k o n f e k t i o n i e r ­
t e n E i n h e i t e n o d e r d ie e i n z e l n e n G e g e n s t ä n d e 
r a d i o a k t i v e Stoffe en tha l t en , d e r e n G e s a m t -
ak t iv i t ä t n i e d r i g e r i s t a l s e in Z e h n t e l d e r in 
A r t . 1 Z i f f e rn 1) und 3) und in A r t . 2 und 3 
D P R 5. 12. 1969, n . 1303 1 ) , a n g e g e b e n e n W e r t e : 
2) auf F i r n i s s e , s o f e r n d ie K o n z e n t r a t i o n o d e r 
s p e z i f i s c h e Akt iv i t ä t n i e d r i g e r i s t a l s d ie in 
A r t . 1 Zi f fe r2 D P R 5 . 1 2 . 1 9 6 9 , n. 1 3 0 3 1 ) j f e s t ­
g e s e t z t e n W e r t e ; 
3) auf L e u c h t u h r e n zu n o r m a l e m G e b r a u c h , die 
T r i t i u m , P r o m e t h i u m 147 o d e r R a d i u m 226 e n t ­
h a l t e n , s o f e r n d ie L e u c h t f a r b e so fes t haf te t , 
daß s i e s i c h b e i n o r m a l e r V e r w e n d u n g n icht 
und auch nicht t e i l w e i s e lös t , und s o f e r n d ie 
G e s a m t a k t i v i t ä t j e Uhr die fo lgenden W e r t e 
n icht ü b e r s c h r e i t e t : 
T r i t i u m : 1 0 ' 0 0 0 M i k r o c u r i e ; P r o m e t h i u m 147 : 
200 M i k r o c u r i e ; R a d i u m 226 : 0, 2 M i k r o c u r i e ; 
4) auf L e u c h t u h r e n zu b e s o n d e r e m G e b r a u c h , 
d ie T r i t i u m , P r o m e t h i u m 147 o d e r R a d i u m 226 
e n t h a l t e n , s o f e r n d a s Z i f fe rb la t t m i t e i n e r 
M a r k i e r u n g d e r e n t h a l t e n e n R a d i o a k t i v i t ä t v e r ­
s e h e n i s t , d ie L e u c h t f a r b e so fes t haf te t , daß 
s i e s i c h b e i n o r m a l e r V e r w e n d u n g n icht und 
auch n icht t e i l w e i s e l ö s t , und s o f e r n d ie G e s a m t -
ak t iv i t ä t je Uhr d ie fo lgenden W e r t e n icht ü b e r ­
s c h r e i t e t : 
T r i t i u m : 2 5 Ό 0 0 M i k r o c u r i e ; P r o m e t h i u m 147 : 
500 M i k r o c u r i e ; R a d i u m 226 : 1, 5 M i k r o c u r i e . 

1) Vgl . zu r D P R 5. 12. 1969, n. 1303, oben S.317.Vgl . f e r n e r Anhang I d i e s e r Ü b e r s i c h t . 
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4. Art . 91 Abs. 
n. 185. 

3 DPR 13.2 . 1964, Die Ausnahmegenehmigung wird von dem 
Minister für das Gesundheitswesen er te i l t . 

Ar t . 110 Abs. 
n. 18 5. 

1 DPR 13.2.1964, Die Verordnung ergeht durch den Minis ter für 
das Gesundheitswesen im Einvernehmen mit 
dem Minister für Industrie und Handel und 
nach Anhörung von CNEN. 



296 — 

VI. VERWENDUNG 
1. A l l g e m e i n e V e r w e n d u n g r a d i o a k t i v e r 

Stoffe1) 
G r u n d s a t z 
A r t . 13 A b s . 1 L e g g e 3 1 . 12 . 1962, 
n . 1860 ( i . d . F . D P R 3 0 . 1 2 . 1 9 6 5 , 
n . 1704). 

Genehmigungsp f l i ch t 
R a d i o i s o t o p e n ^ ) . 

2) für d ie V e r w e n d u n g von 

2 . A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

A r t . 13 A b s . 
n . 1860 (i . d. 
n . 1704). 

2 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 
F . D P R 30. 12. 1965, 

Ke ine Genehmigungsp f l i ch t für U n i v e r s i t ä t s i n ­
s t i t u t e und s o n s t i g e w i s s e n s c h a f t l i c h e Ins t i tu t e 
öffent l ichen R e c h t s , d ie R a d i o i s o t o p e a u s s c h l i e ß ­
l i ch zu Avissenschaf t l ichen F o r s c h u n g s z w e c k e n 
v e r w e n d e n . 

A r t . 13 A b s . 1 L e g g e 3 1 . 12 . 1962, 
n . 1860 ( i . d . F . D P R 3 0 . 1 2 . 1 9 6 5 , 
n. 1704). 

A r t . 12 ff. DM 2 7 . 7 . 1 9 6 6 
( i . d . F . DM 1 9 . 7 . 1967). 

E i n e Genehmigungsp f l i ch t b e s t e h t n ich t , wenn die 
z u r V e r w e n d u n g v o r g e s e h e n e R a d i o a k t i v i t ä t s m e n g e 
die nach R a d i o a k t i v i t ä t o d e r Gewicht b e s t i m m t e n 
G e s a m t m e n g e n w e r t e e r r e i c h t o d e r u n t e r s c h r e i t e t , 
d ie d u r c h e ine g e m ä ß A r t . 30 D P R 13 . 2. 1964, 
n. 185, e r l a s s e n e V e r o r d n u n g des M i n i s t e r s für 
I n d u s t r i e und Hande l f e s t g e s e t z t w e r d e n . 

D ie V e r w e n d u n g ( z u b e r e i t e t e r , auch in G e r ä t e n 
o d e r in s o n s t i g e n E r z e u g n i s s e n e n t h a l t e n e r ) R a d i o ­
i s o t o p e i s t g e n e h m i g u n g s f r e i , wenn die G e s a m t ­
r a d i o a k t i v i t ä t s m e n g e d e r R a d i o i s o t o p e d ie in d e r 
V e r o r d n u n g vom 27. 7. 1966 (in d e r F a s s u n g d e r 
V e r o r d n u n g v o m . 1 9 . 7. 1967) f e s t g e s e t z t e n W e r t e 
n ich t ü b e r s t e i g t . 

1) Übe r d ie R e g e l u n g b e s o n d e r e r V e r w e n d u n g s a r t e n s i e h e u n t e r V. 3 und 4. 
2) Vgl . zum V e r f a h r e n A r t . 13 A b s . 3 D P R 13 . 2 . 1964, n. 185, und A r t . 12 ff. 

DM 2 7 . 7 . 1 9 6 6 . 
3) W e r r a d i o a k t i v e Stoffe an v e r s c h i e d e n e n O r t e n v e r w e n d e t , ha t g e m ä ß A r t . 16 

DM 27 . 7. 1966 die G e n e h m i g u n g für j eden O r t , an dem d ie r a d i o a k t i v e n Stoffe 
v e r w e n d e t w e r d e n , g e t r e n n t e i nzuho l en . 

4) Vgl . Anhang II d i e s e r Ü b e r s i c h t . 
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VII . Art . 30 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2 . 1964, 1. Die" Genehmigung er te i l t der Minister für 
Industrie und Handel im Einvernehmen mit 
folgenden Ministern: 
bei gewerblicher Verwendung: Minister für 
Arbeit und Sozialvorsorge; 
bei landwirtschaftl icher Verwendung: Minister 
für Arbeit und Sozialvorsorge und Minister für 
Landwirtschaft und Fors ten ; 
für Unterr ichtszwecke: Minister für Arbeit 
und Sozialvorsorge und Minister für das 
öffentliche Unterr ichtswesen; 
bei diagnostischer und therapeut ischer Ver ­
wendung und für k l in isch-ärz t l iche For schungs -
zwecke: Minister für Arbeit und S o z i a l v o r ­
sorge und Minister für das Gesundheitswesen. 

Art . 30 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2. 1964, Die Verordnung erläßt der Minister für Industrie 
und Handel nach Anhörung von CNEN und des 
In terminis ter ie l len Koordinierungsrates gemäß 
Art . 10 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

Art . 30 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13. 2. 1964, Die Verordnung erläßt der Minister für Industrie 
und Handel nach Anhörung von CNEN und des 
In terminis ter ie l len Koordinierungsrates gemäß 
Art . 10 DPR 13. 2. 1964, n. 185. 
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A r t . 13 in V e r b i n d u n g m i t A r t . 17 
DM 27. 7. 1966 (i. d . F . DM 19. 7. 1957). 

A r t . 14 in V e r b i n d u n g m i t A r t . 8 
DM 2 7 . 7 . 1 9 6 6 ( i . d . F . DM 1 9 . 7 . 1967). 

A r t . 17 DM 27 
1 9 . 7 . 1 9 6 7 ) . 

7 .1966 ( i . d . F . 

B e i V e r w e n d u n g " g e s c h l o s s e n e r S t r a h l e r " im 
Sinne des A r t . 5 B u c h s t a b e p) d e s D P R 
1 3 . 2 . 1 9 6 4 , n. 185, b e s t e h t G e n e h m i g u n g s f r e i ­
he i t , wenn d ie G e s a m t r a d i o a k t i v i t ä t s m e n g e de r 
r a d i o a k t i v e n Stoffe fo lgende W e r t e nicht ü b e r ­
s t e i g t : ) 

a) 300 C u r i e b e i e inem Nuklid s e h r h o h e r R a d i o ­
tox i z i t ä t nach G r u p p e I d e r T a b e l l e im Anhang 
d e r V e r o r d n u n g vom 27. 7. 1966; 
b) 3. 000 C u r i e b e i e inem Nuklid h o h e r R a d i o ­
tox i z i t ä t nach G r u p p e II d e r T a b e l l e im Anhang 
d e r V e r o r d n u n g vom 2 7 . 7 . 1966; 
c) 3 0 . 0 0 0 C u r i e be i e i n e m Nuklid m i t t l e r e r 
R a d i o t o x i z i t ä t nach G r u p p e III d e r T a b e l l e im 
Anhang d e r V e r o r d n u n g vom 27. 7. 1966; 
d) 300. 000 C u r i e be i e inem Nuklid n i e d r i g e r 
R a d i o t o x i z i t ä t nach G r u p p e IV d e r T a b e l l e im 
Anhang d e r V e r o r d n u n g vom 27. 7. 1966. 

3) 
B e i V e r w e n d u n g "of fener S t r a h l e r ' im Sinne 
d e s A r t . 5 B u c h s t a b e q) d e s D P R 13 . 2. 1964, 
n . 185, b e s t e h t G e n e h m i g u n g s f r e i h e i t , wenn die 
G e s a m t r a d i o a k t i v i t ä t s m e n g e d e r r a d i o a k t i v e n 
Stoffe e in D r e i t a u s e n d s t e l d e r u n t e r oben a) ­
d) a n g e f ü h r t e n W e r t e n ich t ü b e r s t e i g t . 

9 

Die V o r s c h r i f t e n d e r V e r o r d n u n g vom 27. 7. 196ΓΓ 
f inden auf fo lgende r a d i o a k t i v e n Nukl ide ohne 
R ü c k s i c h t auf d ie v e r w e n d e t e Menge ke ine A n ­
wendung, so daß e ine Genehmigungsp f l i ch t für 
d ie V e r w e n d u n g d i e s e r r a d i o a k t i v e n Stoffe e n t ­
fä l l t : 
Neodym 144; S a m a r i u m 147; Rub id ium 87; 
Indium 115; R h e n i u m 187 sowie n a t ü r l i c h e s 
K a l i um und s e i n e Z u s a m m o n s e t z u n g e n . 

B e s o n d e r e V e r w e n d u n g e n r a d i o ­
a k t i v e r Stoffe 
G r u n d s a t z 

A r t . 91 A b s . 1 D P R 13 . 2. 1964, 
n . 18 5. 

V e r b o t d e r V e r w e n d u n g " von 
a) K ö r p e r p f l e g e m i t t e l n und k o s m e t i s c h e n 
E r z e u g n i s s e n ; 
b) A b z e i c h e n , Z i f f e r b l ä t t e r n , V o r r i c h t u n g e n , 
F a r b e n und s o n s t i g e n G e g e n s t ä n d e n , d ie Leucht ­
stoffe en tha l t en ; 
c) S p i e l w a r e n ; 
d ie i o n i s i e r e n d e S t r a h l u n g e n a u s s e n d e n . 

1) Z u m Begr i f f " g e s c h l o s s e n e r S t r a h l e r " s . o . SJ323 A n m . 2. 
2) Vgl . Anhang II d i e s e r Ü b e r s i c h t . 

3) Z u m Begr i f f "offene S t r a h l e n " s. o. S323Anm. 3. 
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3. 
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4. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Art . 91 Abs. 3 DPR 13. 2. 1964, 
n. 18 5. 

Art . 110 in Verbindung mit Ar t . 91 
Abs. 4 DPR 13.2.1964, n. 185. 

Ar t . 1 DM 14.7.1970. 

Ausnahmen von dem Verbot können in Einze l ­
fällen durch Genehmigungen gestattet werden. 

Ermächtigung zur Freigrenzenregelung' in F o r m 
einer Verordnung, wonach das Anerbot der Ve r ­
wendung von Körperpflegemitteln und kosmet i ­
schen Erzeugnissen sowie von Abzeichen, Ziffer­
blät tern, Vorrichtungen, Farben und sonstigen 
Gegenständen, die Leuchtstoffe enthalten, dann 
nicht anwendbar ist, wenn die Werte der Gesamt-
aktivitäten, der Konzentrationen radioaktiver 
Nuklide und der Intensität von Expositionsdosen 
unterschr i t ten werden, die in der Verordnung fest­
gesetzt werden. Die Ermächtigung gilt nicht für 
Spielwaren. 

Die Verbote gemäß Art . 91 Abs. 1 Ziffer 1) und 
2) DPR 13. 2. 1964, n. 185, finden keine Anwendung: 
1) auf Körperpflegemittel und kosmetische Erzeug­
nisse sowie auf Abzeichen, Zifferblätter, Vor­
richtungen und sonstige Gegenstände, die Leucht­
stoffe enthalten, sofern die konfektionierten Ein­
heiten oder die einzelnen Gegenstände radioaktive 
Stoffe enthalten, deren Gesamtaktivität niedriger 
ist als ein Zehntel der in Ar t . 1 Ziffern 1) und 3) 
und in Ar t . 2 und 3 DPR 5.12.1969, n. 13031), 
angegebenen Werte; 
2) auf F i r n i s s e , sofern die Konzentration oder 
spezifische Aktivität niedriger ist als die in Art . 1 
Ziffer 2 DPR 5. 12. 1969, n. 13031), festgesetzten 
Werte; 
3) auf Leuchtuhren zu normalem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern die Leuchtfarbe so fest haftet, daß 
sie sich bei normaler Verwendung nicht und auch 
nicht tei lweise löst, und sofern die Gesamtaktivität 
je Uhr die folgenden Werte nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 10Ό00 Mikrocurie; Promethium 147 : 
200 Mikrocurie; Radium 226 : 0, 2 Mikrocurie; 
4) auf Leuchtuhren zu besonderem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 2 26 ent­
halten, sofern das Zifferblatt mit einer Markierung 
der enthaltenen Radioaktivität versehen ist , die 
Leuchtfarbe so fest haftet, daß sie sich bei no rma­
ler Verwendung nicht und auch nicht tei lweise löst, 
und sofern die Gesamtaktivität je Uhr die folgen­
den Werte nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 25'000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
500 Mikrocurie; Radium 226 : 1, 5 Mikrocurie . 

1) Vgl. zur DPR 5. 12. 1969, n. 1303, oben S. Vgl. ferner Anhang I d ieser Übersicht. 
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Art . 91 Abs. 
n. 185. 

3 DPR 13.2 . 1964, Ausnahmegenehmigungen ertei l t der Minister 
für das Gesundheitswesen. 

Ar t . 110 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2.1964, Die Verordnung erläßt der Minister für das 
Gesundheitswesen im Einvernehmen mit dem 
Minister für Industrie und Handel und nach 
Anhörung von CNEN. 
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V e r w e n d u n g von S t r a h l e r n be i d e r w i s s e n ­
s c h a f t l i c h e n F o r s c h u n g und in d e r 
I n d u s t r i e 
G r u n d s a t z 
A r t . 102 D P R 13 . 2. 1964, n. 185 Pf l ich t z u r E inho lung e i n e r Unbedenk l i chke i t s -

b e s c h e i n i g u n g vo r I n b e t r i e b n a h m e von Ins t i tu t en , 
L a b o r a t o r i e n , A n s t a l t e n und A b t e i l u n g e n 1 ) , in 
denen auch nur z e i t w e i s e A r b e i t e n z u r w i s s e n ­
s c h a f t l i c h e n F o r s c h u n g o d e r für i n d u s t r i e l l e 
Z w e c k e d u r c h g e f ü h r t w e r d e n , b e i d e n e n n a t ü r ­
l i che o d e r k ü n s t l i c h e r a d i o a k t i v e Stoffe und 
G e r ä t e , die d i e s e Stoffe en tha l t en , v e r w e n d e t 
w e r d e n 2 ) . 

A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

A r t . 110 in V e r b i n d u n g m i t A r t . 
D P R 13 . 2. 1964, n. 185. 

A r t . 5 DM 1 4 . 7 . 1 9 7 0 . 

102 E r m ä c h t i g u n g zu r F r e i g r e n z e n r e g e l u n g d u r c h 
DM, wonach e ine U n b e d e n k l i c h k e i t s b e s c h e i n i ­
gung n icht e r f o r d e r l i c h i s t , wenn die W e r t e d e r 
G e s a m t a k t i v i t ä t e n , d e r K o n z e n t r a t i o n e n r a d i o ­
a k t i v e r Nukl ide und d e r I n t ens i t ä t von E x p o s i ­
t i o n s d o s e n u n t e r s c h r i t t e n w e r d e n , d ie in d e r 
DM f e s t g e s e t z t w e r d e n . 

E i n e U n b e d e n k l i c h k e i t s b e s c h e i n i g u n g g e m ä ß 
A r t . 102 D P R 1 3 . 2 . 1964, n. 185, i s t n icht e r ­
f o r d e r l i c h 
a) für d ie V e r w e n d u n g von S t r a h l e r n be i d e r 
w i s s e n s c h a f t l i c h e n F o r s c h u n g und in d e r Indu­
s t r i e , wenn es s i c h um n a t ü r l i c h e o d e r k ü n s t ­
l i c h e , k o n f e k t i o n i e r t e r a d i o a k t i v e Stoffe und 
G e r ä t e , die d i e s e Stoffe en tha l t en , hande l t , s o ­
f e r n n ich t e ine d e r in A r t . 1 e n t h a l t e n e n B e ­
d ingungen u n t e r B e r ü c k s i c h t i g u n g d e r in A r t . 2, 
3, 6 und 5 D P R 5 . 1 2 . 1 9 6 9 , n. 1303 ,r!), e n t h a l ­
t e n e n A n g a b e n um den F a k t o r 10. 000 ü b e r ­
s c h r i t t e n w i r d ; 
b) be i d e r V e r w e n d u n g r a d i o a k t i v e r Stoffe zu 
t i e r ä r z t l i c h e n o d e r l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n Z w e c k e n 
o d e r wenn e s s i c h um den Z u s a t z r a d i o a k t i v e r 
Stoffe zu K o n s u m g ü t e r n (Spe isen , E r z e u g n i s s e n 
z u r h ä u s l i c h e n V e r w e n d u n g , p h a r m a z e u t i s c h e n 
E r z e u g n i s s e n , K ö r p e r p f l e g e m i t t e l n und k o s m e ­
t i s c h e n E r z e u g n i s s e n , A b z e i c h e n , Z i f f e r b l ä t t e r n , 
V o r r i c h t u n g e n und Leuch t s to f fen , G e g e n s t ä n d e n 
zum a l l g e m e i n e n G e b r a u c h ) hande l t und die G e ­
s a m t a k t i v i t ä t o d e r d ie s p e z i f i s c h e Akt iv i t ä t d e r 
in A r t . 1 Z i f fe rn 1 und 2 DM 14. 7. 1970 4 ) a n g e ­
gebenen R a d i o a k t i v i t ä t s w e r t e n icht ü b e r s c h r i t ­
t e n w i r d . 

1) Die V o r s c h r i f t e n d e s A r t . 102 ü b e r d ie U n b e d e n k l i c h k e i t s b e s c h e i n i g u n g ge l t en nicht für 
K e r n a n l a g e n im Sinne d e r A r t . 6 ff. L e g g e 3 1 . 12. 1962, n. I860 ; i n s o w e i t f inden v i e l m e h r 
d ie V o r s c h r i f t e n d e s K a p i t e l s VII (Ar t . 37 - 58) D P R 1 3 . 2 . 1 9 6 4 , n. 185, Anwendung . 

2) H i n s i c h t l i c h d e r U n b e d e n k l i c h k e i t s b e s c h e i n i g u n g g e m ä ß A r t . 102 D P R 1 3 . 2 . 1964, n . 185, 
vg l . auch C i r c . N . 7 8 / F vom 1 8 . 7 . 1 9 7 0 . 

3) Vg l . z u r D P R 5. 12. 1969, n. 1303, oben S.3l7;vgl. f e r n e r Anhang I d i e s e r Ü b e r s i c h t . 
4) Vg l . zu A r t . 1 DM 1 4 . 7 . 1 9 7 0 oben S. 545; VS1 · f e r n e r Anhang IV d i e s e r Ü b e r s i c h t . 



— 303 

Art . 102 Abs . 1 DPR 13. 2. 1964, 5. Die.Unbedenklichkeitsbescheinigung er te i l t der 
n. 185. Präfekt nach zus t immender Stellungnahme des 

Prov inz ia la rz tes , des örtl ich zuständigen Ge­
werbeaufsichtsamtes sowie,falls zuständig, des 
Provinzialaufs ichtsamts für die Landwirtschaft, 
des Provinz ia lve te r inärs und des Hafenkomman­
danten. 

Ar t . 110 Abs . 1 DPR 13.2 . 1964, 6. Die Verordnung erläßt der Minister für das 
n. 18 5. Gesundheitswesen im Einvernehmen mit dem 

Minister für Industrie und Handel und nach An­
hörung von CNEN. 
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VH. HERSTELLUNG 
1. Grundsatz Keine ausdrückliche besondere· Genehmigungs-

oder Anzeigepflicht für die Herstel lung von rad io ­
aktiven Stoffen. Daher entfällt auch insoweit eine 
Fre igrenzenrege lung. Die Herstel lung von rad io ­
aktiven Stoffen fällt unter die Vorschriften der 
DPR 13.2 . 1964, n. 185 (Art. 1). Hinsichtlich der 
allgemeinen Strahlenschutzvorschrif ten gelten in­
soweit die allgemeinen Freigrenzenregelungen 
siehe oben unter II S. 

Herstel lung besonderer Gegen­
stände, die ionisierende Strahlen 
aussenden 
Grundsatz 
Ar t . 91 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2 . 1964, Verbot der Herstel lung von 
1) Körperpflegemitteln und kosmetischen E rzeug ­
nissen, 
2) Abzeichen, Zifferblättern, Vorrichtungen, F a r ­
ben und sonstigen Gegenständen, die Leuchtstoffe 
enthalten, 
3) Spielwaren, 
die ionisierende Strahlungen aussenden. 
F e r n e r Verbot, bei der Herstellung der genannten 
Erzeugnisse und Waren radioaktive Stoffe zuzu-
setzen. 

3. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Ar t . 91 Abs . 3 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

Ar t . 110 in Verbindung mit Ar t . 91 
Abs. 4 DPR 13.2 . 1964, n. 185. 

Ausnahmen von dem Verbot der Herstel lung der 
genannten Gegenstände und des Zusatzes von rad io ­
aktiven Stoffen bei der Herstel lung können in E inze l ­
fällen durch Genehmigung gestattet werden. 

Ermächtigung zur Fre igrenzenrege lung durch Ver ­
ordnung, wonach das Verbot des Ar t . 91 keine An­
wendung findet, wenn die Werte der Gesamtakt ivi ­
täten, der Konzentrationen radioakt iver Nuklide 
und der Intensität von Expositionsdosen un te r ­
schr i t ten werden, die in der Verordnung fes tge­
setzt werden. Die Ermächtigung bezieht sich jedoch 
nicht auf Spielwaren. 

Ar t . 1 DM 14.7.1970 Die Verbote gemäß Ar t . 91 Abs. 1 Ziffer 1) und 2) 
und Abs. 2 DPR 13. 2. 1964, n. 185, finden keine 
Anwendung: 
1) auf Körperpflegemittel und kosmet ische Erzeug­
nisse sowie auf Abzeichen, Zifferblätter, Vorrich­
tungen und sonstige Gegenstände, die Leuchtstoffe 
enthalten, sofern die konfektionierten Einheiten 
oder die einzelnen Gegenstände radioaktive Stoffe 
enthalten, deren Gesamtaktivität n iedr iger ist als 
ein Zehntel der in Ar t . 1 Ziffern 1) und 3) und in 
Art . 2 und 3 DPR. 5.12.1969, n. 13031), angegebe­
nen Werte; 

l ) Vgl. zue DPR 5.12.1969, n. I5O5, oben S.5-17; vg l . fe rner Anhang I d i e se r Übersicht 
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VII. 1. 

Ar t . 91 Abs. 
n. 185. 

3 DPR 13.2 . 1964, Die Ausnahmegenehmigung er te i l t der Minister 
für das Gesundheitswesen. 

Art . 110 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2.1964, Die Verordnung erläßt der Minis ter für das 
Gesundheitswesen im Einvernehmen mit dem 
Minister für Industrie und Handel und nach 
Anhörung von CNEN. 
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2) auf F i r n i s s e , sofern die Konzentration oder 
spezifische Aktivität niedriger ist als die in Art . 1 
Ziffer 2 DPR 5. 12. 196 9, n. 13031), festgesetzten 
Werte; 
3) auf Leuchtuhren zu normalem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern die Leuchtfarbe so fest haftet, daß 
sie sich bei normale r Verwendung nicht und auch 
nicht tei lweise löst, und sofern die Gesamtaktivität 
je Uhr die folgenden Werte nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 10'000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
200 Mikrocurie; Radium 226 : 0, 2 Mikrocurie; 
4) auf Leuchtuhren zu besonderem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern das Zifferblatt mit einer Markierung 
der enthaltenen Radioaktivität versehen ist , die 
Leuchtfarbe so fest haftet, daß sie sich bei n o r m a ­
le r Verwendung nicht und auch nicht tei lweise löst, 
und sofern die Ges amt aktivität je Uhr die folgenden 
Werte nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 25'000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
500 Mikrocurie; Radium 226 : 1, 5 Mikrocur ie . 

VIII. INVERKEHRBRINGEN 
1. Grundsatz Keine ausdrückliche besondere Genehmigungs-

oder Anzeigepflicht für das Inverkehrbringen von 
radioaktiven Stoffen. Daher entfällt auch insoweit 
eine Fre igrenzenrege lung . Das Inverkehrbringen 
d iese r Stoffe unterl iegt jedoch den allgemeinen 
Strahlenschutzvorschrif ten der DPR 13. 2. 1964, 
n. 185 (Art. 1). Insoweit gelten die allgemeinen 
Fre igrenzenrege lungen ). 

Inverkehrbringen von besonderen 
Gegenständen, die ionisierende 
Strahlungen aussenden 
Grundsatz 
Ar t . 91 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2 . 1964, Verbot des Inverkehrbringens von 
1) Körperpflegemitteln und kosmet ischen E r z e u g ­
nissen; 
2) Abzeichen, Zifferblättern, Vorrichtungen, F a r ­
ben und sonstigen Gegenständen, die Leuchtstoffe 
enthalten; 
3) Spielwaren, 
die ionis ierende Strahlungen aussenden. 

1) Vgl. zur DPR 5. 12. 1969, 
2) siehe oben S.272 ff. . 

n. 1303, oben S.3-Î7; vgl. ferner Anhang I d ieser Übersicht . 
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VIII. 1- 1. 



— 308 

3. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Ar t . 91 Abs. 3 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

Ar t . 110 in Verbindung mit Ar t . 21 
Abs. 4 DPR 13.2 .1964, n. 185. 

Ar t . 1 DM 14.7 .1970. 

Ausnahmen von dem Verbot können in Einze l ­
fällen durch Genehmigung gestattet werden. 

Ermächtigung zur Fre igrenzenregelung durch 
Ministerialverordnung, wonach das Verbot des 
Inverkehrbringens der genannten Gegenstände 
keine Anwendung findet, wenn die Werte der Ge­
samtaktivitäten, der Konzentrationen radioaktiver 
Nuklide und der Intensität von Exposit ionsdosen 
unterschr i t ten \verden, die in der Verordnung fes t ­
gesetzt werden. Diese Ermächtigung gilt nicht 
für Spielwaren. 

Das Verbot gemäß Art . 91 Abs. 1 Ziffer 1) und 2) 
DPR 13. 2. 1964, n. 185, findet keine Anwendung: 
1) auf Körperpflegemittel und kosmetische E rzeug ­
nisse sowie auf Abzeichen, Zifferblätter, Vor r i ch ­
tungen und sonstige Gegenstände, die Leuchtstoffe 
enthalten, sofern die konfektionierten Einheiten 
oder die einzelnen Gegenstände radioaktive Stoffe 
enthalten, deren Gesamtaktivität niedriger ist als 
ein Zehntel der in Ar t . 1 Ziffern 1) und 3) und in 
Ar t . 2 und 3 DPR 5. 12. 1969, n. 13031), angege­
benen Werte; 
2) auf F i r n i s s e , sofern die Konzentration oder 
spezifische Aktivität niedriger ist als die m Art . 1 
Ziffer 2) DPR 5. 12. 1969, n. 13031), festgesetzten 
Werte; 
3) auf Leuchtuhren zu normalem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern die Leuchtfarbe so fest haftet, daß 
sie sich bei no rmale r Verwendung nicht und auch 
nicht teilweise löst, und sofern die Gesamtaktivität 
je Uhr die folgenden Werte nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 10.000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
200 Mikrocurie; Radium 226 : 0, 2 Mikrocurie; 
4) auf Leuchtuhren zu besonderem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern das Zifferblatt mit einer Markierung 
der enthaltenen Radioaktivität versehen ist , die 
Leuchtfarbe so fest haftet, daß sie sich bei no rma­
le r Verwendung nicht und auch nicht tei lweise löst, 
und sofern die Gesamtaktivität je Uhr die folgenden 
Werte nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 25.000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
500 Mikrocurie; Radium 226 : 1, 5 Mikrocurie . 

1) Vgl. zur DPR 5. 12. 1969, n. 1303, oben S.317.Vgl. fe rner Anhang I d ieser Übersicht . 
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Art . 91 
n. 185. 

Abs. 3 DPR 13.2 . 1964, 3. Die Ausnahmegenehmigung er te i l t der Minister 
für das Gesundheitswesen. 

Ar t . 110 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2.1964, Die Verordnung erläßt der Minister für das 
Gesundheitswesen ina Einvernehmen mit dem 
Minister für Industrie und Handel und nach 
Anhörung von CNEN. 
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IX. V E R A B F O L G U N G RADIOAKTIVER 
S T O F F E 

1. G r u n d s a t z 
A r t . 98 D P R 1 3 . 2 . 1 9 6 4 , 
n . 185. 

R e g i s t r i e r u n g s p f l i c h t : Ä r z t e , d ie P a t i e n t e n zu 
d i a g n o s t i s c h e n o d e r t h e r a p e u t i s c h e n Z w e c k e n 
Stoffe m i t r a d i o a k t i v e n Nukl iden v e r a b f o l g e n , h a b e n 
d i e s in b e s o n d e r e n R e g i s t e r n zu v e r m e r k e n . A u s ­
s e r d e m Pf l ich t d e r Ä r z t e , j e d e m P a t i e n t e n e ine 
B e s c h e i n i g u n g a u s z u s t e l l e n , aus d e r d ie v e r a b ­
fo lg ten R a d i o n u k l i d e , i h r e Menge und das D a t u m 
d e r Ve rab fo lgung h e r v o r g e h e n . 

2 . A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
A r t . 110 in V e r b i n d u n g m i t A r t . 98 
D P R 13 . 2. 1964, n. 185. 

A r t . 7 A b s . 2 DM 14. 7. 1970. 

E r m ä c h t i g u n g z u r F r e i g r e n z e n r e g e l u n g d u r c h 
M i n i s t e r i a l v e r o r d n u n g , wonach e ine R e g i s t r i e r u n g s -
pf l icht und d ie Verp f l i ch tung z u r A u s h ä n d i g u n g von 
B e s c h e i n i g u n g e n an d ie P a t i e n t e n n icht b e s t e h e n , 
wenn die W e r t e d e r G e s a m t a k t i v i t ä t e n , d e r K o n z e n ­
t r a t i o n e n r a d i o a k t i v e r Nukl ide und d e r I n t ens i t ä t 
d e r E x p o s i t i o n s d o s e n u n t e r s c h r i t t e n w e r d e n , d ie 
in d e r V e r o r d n u n g f e s t g e s e t z t w e r d e n . 

E i n e B e f r e i u n g von d e r R e g i s t r i e r u n g s p f l i c h t und 
d e r P f l i ch t z u r A u s h ä n d i g u n g e i n e r B e s c h e i n i g u n g 
an d ie P a t i e n t e n b e s t e h t dann, wenn d ie von den 
Ä r z t e n d en P a t i e n t e n v e r a b f o l g t e n r a d i o a k t i v e n 
Stoffe e ine Ak t iv i t ä t o d e r K o n z e n t r a t i o n aufweisen , 
die d ie in A r t . 1 u n t e r B e r ü c k s i c h t i g u n g d e r A r t . 2, 
3, und 6 D P R 5. 12. 1 9 6 9 . . n . 1303 1 ) , a n g e f ü h r t e n 
W e r t e n ich t ü b e r s t e i g t . ' 

X. BEFORDERUNG 
1. B e f ö r d e r u n g r a d i o a k t i v e r Stoffe 

im a l l g e m e i n e n 
G r u n d s a t z 

A r t . 5 A b s . 
n . 1860 (i . d. 
n . 1704). 

1 Legge 3 1 . 12. 1962, 
F . D P R 3 0 . 1 2 . 1 9 6 5 , 

D ie B e f ö r d e r u n g von r a d i o a k t i v e n Stoffen dar f n u r 
von L a n d - , Luf t - und S e e b e f ö r d e r u n g s u n t e r n e h m e n 
v o r g e n o m m e n w e r d e n , die dafür z u g e l a s s e n s i n d . 

2 . A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 
A r t . 5 A b s . 1 Legge 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 
n . 1860, in V e r b i n d u n g m i t A r t . 1 
D P R 13 . 2. 1964, n . 185, und in V e r ­
b indung m i t A r t . 1 D P R 5. 1 2 . 1 9 6 9 , 
n . 1003 . 

B e f r e i u n g von d e r Genehmigungsp f l i ch t , wenn r a d i o ­
ak t ive Stoffe in e i n e r n a c h R a d i o a k t i v i t ä t o d e r G e ­
wicht b e s t i m m t e n G e s a m t m e n g e b e f ö r d e r t w e r d e n , 
d ie d i e g e m ä ß A r t . 1 D P R 13 . 2 . 1964, n . 185, i n d e r 
D P R 5 . 1 2 . 1 9 6 9 , n . 1303 Ö, f e s t g e s e t z t e n W e r t e 
n ich t ü b e r s t e i g t . 

1) Vgl . z u r D P R 5. 12. 1969, n. 1303, oben S. 274. 
2) T e x t d e s DM 14. 7. 1970 im Anhang IV d i e s e r Ü b e r s i c h t . 
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Art . 98 DPR 13.2 . 1964, 
n. 185. 

Die Regis ter müssen von den behandelnden 
Ärzten geführt werden. Die Bescheinigungen 
werden ebenfalls von den behandelnden Ärzten 
ausgestel l t . 

Ar t . 110 Abs. 
n. 185. 

1 DPR 13.2.1964, 2. Die Verordnung erläßt der Minis ter für das 
Gesundheitswesen im Einvernehmen mit dem 
Minister für Industrie und Handel und nach 
Anhörung von CNEN. 

X. 1. Art . 5 Abs. 1 Legge 31. 12. 1962, 
n. 1860 ( i . d . F . DPR 30.12.1965, 
n. 1704). 

Die Zulassung erfolgt durch Verordnung des 
Minis ters für Industrie und Handel im E inve r ­
nehmen mit dem Minister für Verkehr und 
Zivilluftfahrt und des Minis ters für die Handels -
mar ine . 

2. Ar t . 1 Abs. 3 DPR 13.2.1964, 
n. 185. 

Die Verordnung erläßt der Präs ident der Repub­
lik auf Vorschlag des Präs identen des Min is te r ­
r a t s im Einvernehmen mit den Minis tern für 
Industrie und Handel, für Inneres , für Arbeit und 
Sozialvorsorge, für die Handelsmarine sowie 
für das Gesundheitswesen nach Anhörung von 
CNEN und des In terminis ter ie l len Koordinierung 
r a t s nach Art . 10 DPR 13. 2. 1964, n. 185. 
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Legge 19. 12. 1969, n. 1008, 
E i n z i g e r A r t i k e l . 

G e s e t z l i c h e E r m ä c h t i g u n g , d ie B e f ö r d e r u n g von 
g e r i n g e n Mengen an r a d i o a k t i v e n Stoffen von den 
A n z e i g e ­ und G e n e h m i g u n g s p f l i c h t e n nach L e g g e 
3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , n. 1860, zu b e f r e i e n . 
B i s h e r i s t von d i e s e r ­ E r m ä c h t i g ü n g noch ke in 
G e b r a u c h g e m a c h t w o r d e n . 

3. E i n z e l t r a n s p o r t e r a d i o a k t i v e r 
Stoffe 
G r u n d s a t z 

A r t . 5 A b s . 3 Legge 3 1 . 12. 1962, 
n . 1860. 

Genehmigungsp f l i ch t für Land­
b e f ö r d e r u n g s u n t e r nehm en . 

Luf t ­ und See · 

4 . A u s n a h m e n von dem G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

A r t . 5 A b s . 3 in V e r b i n d u n g m i t 
A r t . 5 A b s . 2 Legge 3 1 . 12. 1962, 
n. 1860. 
A r t . 30 D P R 1 3 . 2 . 1 9 6 4 . 

A r t . 1 DM 2 7 . 7 . 1966 ( i . d . F . 
1 8 . 7 . 1967). 

A r t . 2 DM 2 7 . 7 . 1966 ( i . d . F . 
1 8 . 7 . 1967). 

Π T e x t d e s DM 27. 7. 1966 (i. d. F . 1 

F r e i s t e l l u n g von d e r Genehmigungsp f l i ch t , wenn 
e s s i c h u m E i n z e l t r a n s p o r t e von r a d i o a k t i v e n 
Stoffen in e i n e r nach R a d i o a k t i v i t ä t o d e r Gewicht 
b e s t i m m t e n G e s a m t m e n g e hande l t , we lche d ie 
d u r c h M i n i s t e r i a l v e r o r d n u n g g e m ä ß A r t . 30 
D P R 13 . 2. 1964, n. 185, f e s t g e s e t z t e n W e r t e nicht 
ü b e r s t e i g t . 

E i n z e l t r a n s p o r t e r a d i o a k t i v e r Stoffe können ohne 
G e n e h m i g u n g d u r c h g e f ü h r t w e r d e n , wenn die G e ­
s a m t r a d i o a k t i v i t ä t d e r z u b e r e i t e t e n , auch in 
G e r ä t e n o d e r s o n s t i g e n E r z e u g n i s s e n e n t h a l t e n e n 
Stoffe, unabhäng ig von d e r A n z a h l d e r V e r s a n d ­
s t ü c k e m i t d i e s e n Stoffen, fo lgende W e r t e n ich t 
ü b e r s t e i g t : 1) 

a) 10 M i l l i c u r i e b e i e i n e m Nuklid m i t s e h r h o h e r 
R a d i o t o x i z i t ä t n a c h G r u p p e I d e r T a b e l l e im Anhang 
z u r DM 27. 7. 1966 ( i . d . F . 18. 7. 1967). 

B e i g e s c h l o s s e n e n S t r a h l e r n m i t R a d i u m 226 : 
300 M i l l i c u r i e ; 
b) 100 M i l l i c u r i e b e i e i n e m Nuklid m i t h o h e r R a d i o ­
t o x i z i t ä t nach G r u p p e II d e r T a b e l l e im Anhang 
z u r DM 2 7 . 7 . 1966 ( i . d . F . 1 8 . 7 . 1 9 6 7 ) . Be i Jod 131: 
300 M i l l i c u r i e ; 
c) 1 C u r i e b e i e i n e m Nukl id m i t m i t t l e r e r R a d i o ­
t o x i z i t ä t nach G r u p p e III d e r T a b e l l e i m Anhang 
z u r DM 27. 7. 1966 ( i . d . F . 18. 7. 1967); 
d) 10 C u r i e be i e i n e m Nuklid m i t n i e d r i g e r R a d i o ­
t o x i z i t ä t nach G r u p p e IV d e r T a b e l l e im Anhang 
z u r DM 27. 7. 1966 ( i . d . F . DM 18. 7. 1967). 

D ie F r e i g r e n z e n g e l t e n g r u n d s ä t z l i c h auch für d i e 
E i n z e l t r a n s p o r t e r a d i o a k t i v e r Stoffe z u r S e e . D a b e i 
g e l t e n j e d o c h fo lgende B e s o n d e r h e i t e n : E i n z e i t r a n s ­
p o r t e r a d i o a k t i v e r Stoffe z u r See in e i n e r R a d i o ­
ak t iv i t ä t s m enge von i n s g e s a m t n icht m e h r a l s 2000 
C u r i e können ohne G e n e h m i g u n g d u r c h g e f ü h r t werdai, 
s o w e i t d ie r a d i o a k t i v e n Stoffe f e s t e , k o m p a k t e , 
n ich t z e r s t ä u b e n d e F o r m b e s i t z e n , i h r e S c h m e l z ­
t e m p e r a t u r an einem b e l i e b i g e n Punkt de r Masse 
n ich t w e n i g e r a l s 538 G r a d C b e t r ä g t , s i c h in W a s ­
s e r n icht l ö s e n und m i t Luft o d e r W a s s e r n icht 
r e a g i e r e n . 

!. 7. 1967) im Anhang V d i e s e r Ü b e r s i c h t . 
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L e g g e 19 . 12. 1969, n . 
E i n z i g e r A r t i k e l . 

1008. Die B e f r e i u n g e r fo lg t d u r c h V e r o r d n u n g d e s 
M i n i s t e r s für- I n d u s t r i e , Hande l und H a n d w e r k 
im E i n v e r n e h m e n m i t d e m M i n i s t e r für d a s 
G e s u n d h e i t s w e s e n und nach A n h ö r u n g von CNEN. 

3. A r t . 5 A b s . 
n . 1860. 

3 L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 3 . Die G e n e h m i g u n g wi rd den L a n d - , Luf t - und 
S e e b e f ö r d e r u n g s u n t e r n e h m e n d u r c h V e r o r d n u n g 
d e s M i n i s t e r s für I n d u s t r i e und Hande l im E i n ­
v e r n e h m e n m i t d e m z u s t ä n d i g e n M i n i s t e r 
e r t e i l t . 

A r t . 5 A b s . 3 in V e r b i n d u n g m i t 
A r t . 5 A b s . 2 Legge 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , 
n. 1860, und in V e r b i n d u n g m i t 
A r t . 30 D P R 1 3 . 2 . 1964, n . 185 . 

4. Die V e r o r d n u n g e r l ä ß t d e r M i n i s t e r für I n d u s t r i e 
und H a n d e l nach A n h ö r u n g von CNEN und d e s 
I n t e r m i n i s t e r i e l l e n K o o r d i n i e r u n g s r a t e s g e m ä ß 
A r t . 10 D P R 13 . 2. 1964, n . 185 . 
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A r t . 3 DM 27. 7. 1966 ( i . d . F . 
DM 1 8 . 7 . 1 9 6 7 ) . 

L e g g e 19. 12. 1969, n . 1008. 
E i n z i g e r A r t i k e l . 

A r t . 5 A b s . 2 Legge 3 1 . 1 3 . 1962, 
n . 1860, in V e r b i n d u n g m i t A r t . 30 
D P R 1 3 . 2 . 1964, n. 185. 

A r t . 
DM 

1 DM 27. 7. 
1 8 . 7 . 1 9 6 7 ) . 

1966 ( i . d . F . 

A r t . 
DM 

DM 2 7 . 7 . 1 9 6 6 ( i . d . F . 
. 7 . 1 9 6 7 ) . 

1) T e x t d e s DM 27. 7. 1966 (i. d. F . 

Die fo lgenden r a d i o a k t i v e n Nukl ide können in b e ­
l i e b i g e r G e s a m t r a d i o a k t i v i t ä t s m e n g e b e f ö r d e r t 
w e r d e n : 
N e o d y m 144, S a m a r i u m 147, Rub id ium 87, 
Ind ium 115, R h e n i u m 187 sowie n a t ü r l i c h e s 
K a l i um und s e i n e Z u s a m m e n s e t z u n g e n . 

G e s e t z l i c h e E r m ä c h t i g u n g , d ie B e f ö r d e r u n g von 
g e r i n g e n Mengen r a d i o a k t i v e r Stoffe von den 
A n z e i g e - und G e n e h m i g u n g s p f l i c h t e n nach L e g g e 
3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , n. 1860, zu b e f r e i e n . 
B i s h e r i s t von d i e s e r E r m ä c h t i g u n g noch k e i n 
G e b r a u c h g e m a c h t w o r d e n . 

G e l e g e n t l i c h e E i n z e l t r a n s p o r t e r a d i o a k t i v e r Stoffe 
s ind von d e r Genehmigungsp f l i ch t b e f r e i t , wenn 
e s s i c h b e i den r a d i o a k t i v e n Stoffen um e ine nach 
R a d i o a k t i v i t ä t o d e r Gewicht b e s t i m m t e G e s a m t ­
m e n g e hande l t , d ie d ie in d e r V e r o r d n u n g g e m ä ß 
A r t . 30 D P R 13 . 2. 1964, n . 185, f e s t g e s e t z t e n 
W e r t e n ich t ü b e r s t e i g t . In d i e s e n F ä l l e n d e r B e f r e i ­
ung von d e r Genehmigungsp f l i ch t b e s t e h t a b e r e ine 
b e s o n d e r e A n z e i g e p f l i c h t . Die A n z e i g e m u ß s p ä ­
t e s t e n s 48 S tunden vo r B e g i n n d e r B e f ö r d e r u n g 
e r s t a t t e t s e i n . 

Die B e f r e i u n g von d e r Genehmigungsp f l i ch t t r i t t 
e in , wenn die G e s a m t r a d i o a k t i v i t ä t d e r z u b e r e i t e ­
t en , auch in G e r ä t e n o d e r s o n s t i g e n E r z e u g n i s s e n 
e n t h a l t e n e n Stoffe, unabhäng ig von d e r A n z a h l d e r 
V e r s a n d s t ü c k e m i t d i e s e n Stoffen, fo lgende W e r t e 
n icht ü b e r s t e i g t : ) 
a) 10 M i l l i c u r i e be i e i n e m Nuk l id m i t s e h r h o h e r 
R a d i o t o x i z i t ä t nach G r u p p e I d e r T a b e l l e im Anhang 
z u r DM vom 27. 7. 1966 ( i . d . F . DM 1 8 . 7 . 1967). 
B e i g e s c h l o s s e n e n S t r a h l e r n m i t R a d i u m 226 : 
300 M i l l i c u r i e ; 
b) 100 M i l l i c u r i e b e i e i n e m Nukl id m i t h o h e r R a d i o ­
t o x i z i t ä t nach G r u p p e II d e r T a b e l l e im Anhang z u r 
DM 2 7 . 7 . 1966 ( i . d . F . 18. 7. 1967). B e i Jod 1 3 1 : 
300 M i l l i c u r i e ; 
c) 1 C u r i e b e i e i n e m Nukl id m i t m i t t l e r e r R a d i o ­
t o x i z i t ä t nach G r u p p e III d e r . T a b e l l e im Anhang 
z u r DM 27. 7. 1966 ( i . d . F . 1 8 . 7 . 1967); 
d) 10 C u r i e be i e i n e m Nuklid m i t n i e d r i g e r R a d i o ­
toxizität nach G r u p p e IV d e r T a b e l l e im Anhang 
z u r DM 2 7 . 7 . 1966 ( i . d . F . 1 8 . 7 . 1 9 6 7 ) . 

D i e s e F r e i g r e n z e n w e r t e ge l t en g r u n d s ä t z l i c h auch 
für g e l e g e n t l i c h e E i n z e l t r a n s p o r t e r a d i o a k t i v e r 
Stoffe z u r See ; b e i S e e t r a n s p o r t e n gilt j edoch fo l ­
gende B e s o n d e r h e i t : g e l e g e n t l i c h e E i n z e l t r a n s p o r t e 
in e i n e r R a d i o a k t i v i t ä t s m e n g e von i n s g e s a m t n ich t 
m e h r a l s 2000 C u r i e können g e m ä ß A r t . 5 A b s . 2 
L e g g e 3 1 . 1 2 . 1 9 6 2 , n . 1860, i . d . F . A r t . 2 D P R 
3 0 . 1 2 . 1 9 6 5 , n. 1704, ohne G e n e h m i g u n g d u r c h g e ­
führ t w e r d e n , sowe i t d ie r a d i o a k t i v e n Stoffe f e s t e , 
k o m p a k t e , n ich t z e r s t ä u b e n d e F o r m b e s i t z e n , i h r e 
S c h m e l z t e m p e r a t u r an e i n e m b e l i e b i g e n Punkt d e r 
Masse n i c ^ t wen ige r a l s 553° C b e t r ä g t , sicVi in 
W a s s e r n ich t l ö s e n und m i t Luft o d e r W a s s e r n ich t 
r e a g i e r e n . 

18. 7. 1967) i m Anhang V d i e s e r Ü b e r s i c h t . 
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Legge 19. 12. 1969, n. 
Einziger Art ikel . 

1008. Die Befreiung kann durch Verordnung des 
Minis ters für Industrie, Handel und Handwerk 
im Einvernehmen mit dem Minister für das 
Gesundheitswesen und nach Anhörung von CNEN 
erfolgen. 

Ar t . 5 Abs. 2 Legge 31. 1 2. 1962, 
n. 1860, in Verbindung mit Ar t . 30 
DPR 13.2 . 1964, n. 185. 

Die Verordnung erläßt der Minister für Industrie 
und Handel nach Anhörung von CNEN und des 
In terminis ter ie l len Koordinierungsrates gemäß 
Art . 10 DPR 13.2 . 1964, n. 185. 

Ar t . 5 Abs. 2 Satz 2 
Legge 31 . 12. 1962, n. 1860. 

Die Anzeige ist an den Präfekt und an den 
Provinzia larz t der Provinzen zu richten, in 
denen die Beförderung beginnt und endet. 
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A r t . 3 DM 27. 7. 1966 ( i . d. 
DM 1 8 . 7 . 1 9 6 7 ) . 

F . Die fo lgenden r a d i o a k t i v e n Nukl ide können in be­
l i e b i g e r G e s a m t r a d i o a k t i v i t ä t s m e n g e b e f ö r d e r t 
w e r d e n : 
Neodym 144, S a m a r i u m 147, Rubid ium 87, 
Indium 115, Rhen ium 187 sowie n a t ü r l i c h e s 
K a l i um und s e i n e Z u s a m m e n s e t z u n g e n . 

XL B E R G B A U A R B E I T E N IM ZUSAM­
MENHANG MIT RADIOAKTIVEN 
S T O F F E N 

1. G r u n d s a t z 

K a p i t e l IV, A r t . 15 ff. 
D P R 13. 2. 1964, n. 185. 

Anwendung d e r b e r g b a u p o l i z e i l i c h e n V o r s c h r i f t e n 
für B e r g b a u a r b e i t e n im Z u s a m m e n h a n g m i t r a d i o ­
ak t iven Stoffen und be i s o n s t i g e n A r b e i t e n in e inem 
F e l d , d a s G e g e n s t a n d e i n e r S c h ü r f e r l a u b n i s ode r 
e i n e r A b b a u k o n z e s s i o n i s t , be i denen die Gefahr 
e i n e r i o n i s i e r e n d e n S t r a h l u n g b e s t e h t , fa l l s die 
I n t e n s i t ä t d e r E x p o s i t i o n s d o s i s und de r Grad d e r 
K o n z e n t r a t i o n d e r r a d i o a k t i v e n Stoffe in d e r U m ­
gebung d e r A r b e i t s s t e l l e d ie d u r c h DPR g e m ä ß 
A r t . 1 DPR 1 3 . 2 . 1964, n. 185, au fges t e l l t en 
W e r t e ü b e r s c h r e i t e n . 

2 . A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

A r t . 5 D P R 5 . 1 2 . 1 9 6 9 , n. 1303 1) Die b e r g b a u p o l i z e i l i c h e n V o r s c h r i f t e n d e s K a p i t e l s 
IV, A r t . 15 ff. D P R 13 . 2. 1964, n. 185, f inden auf 
Bergbauarbe i ten k e i n e Anwendung, 
a) wenn das a b g e b a u t e R o h m i n e r a l in s e i n e r d u r c h ­
s c h n i t t l i c h e n Z u s a m m e n s e t z u n g e inen U r a n - und / 
o d e r T h o r i u m g e h a l t von w e n i g e r a l s 1/100 in 
G e w i c h t t e i l e n aufweis t ; 
b) wenn die d u r c h s c h n i t t l i c h e K o n z e n t r a t i o n r a d i o ­
a k t i v e r Stoffe in d e r von den A r b e i t n e h m e r n w ä h ­
r e n d e i n e s V i e r t e l j a h r e s e i n g e a t m e t e n Luft u n t e r 
n o r m a l e n B e l ü f t u n g s v e r h ä l t n i s s e n u n t e r e in Z e h n t e l 
d e r h ö c h s t z u l ä s s i g e n K o n z e n t r a t i o n für be ru f l i ch 
s t r a h l e n e x p o n i e r t c A r b e i t s k r ä f t e b e t r ä g t ; 
c) wenn die d u r c h s c h n i t t l i c h e In t ens i t ä t d e r E x p o ­
s i t i o n s d o s i s in d e r Umgebung d e r A r b e i t s s t e l l e 
in e i n e r E n t f e r n u n g von n icht w e n i g e r a l s 0, 1 m 
von d e m vor O r t be f ind l i chen o d e r a b g e b a u t e n 
M i n e r a l u n t e r 0, 2 M i l l i r ö n t g e n je Stunde o d e r 
0, 1 M i l l i r e m je Stunde be i B e t a s t r a h l e n b e t r ä g t . 

Be i A n l a g e n z u r A n r e i c h e r u n g des M i n e r a l s und 
b e i A n l a g e n , in denen das M i n e r a l in s o n s t i g e r 
W e i s e b e a r b e i t e t w i r d , f inden d ie V o r s c h r i f t e n d e r 
D P R 13 . 2. 1964, n. 185, auch unabhäng ig vom V o r ­
l i e g e n d e r u n t e r a) , b) und c) aufgeführ ten B e d i n ­
gungen k e i n e Anwendung , wenn d a s b e h a n d e l t e 
M i n e r a l in i r g e n d e i n e m A b s c h n i t t des B e a r b e i t u n g s -
p r o z e s s e s e inen Geha l t an r a d i o a k t i v e n Stoffen von 
w e n i g e r a l s 1 G e \ v i c h t s p r o z e n t U r a n - u n d / o d e r 
T h o r i u m h a t . 

1) T e x t d e s DPR 5. 12. 1969, n. 1 3 0 3 , i m Anhang I d i e s e r Ü b e r s i c h t . 
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XI. 1. Ar t . 15 Abs. 1 in Verbindung mit 1. Die Verordnung erläßt der Präs ident der R,epu-
Ar t . 1 Abs. 3 DPR 13. 2. 1964, blik auf Vorschlag des Präs identen des Minister · 
n. 185. r a t e s im. Einvernehmen mit den Ministern für 

Industrie und Handel, für Inneres , für Arbeit 
und Sozialvorsorge, für die Handelsmarine s o ­
wie für das Gesundheitswesen nach Anhörung 
von CNEN und des In terminis te r ie l len Koordi-
n ierungsra tes gemäß Ar t . 10 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 



318 

XII. ABHANDENKOMMEN, VERLUST, 
FUND 

1. Grundsatz 
Ar t . 94 Abs. 1 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

Anzeigepflicht bei Abhandenkommen oder Verlust 
von natürl ichen oder künstlichen radioaktiven 
Stoffen und von Geräten, die diese Stoffe enthalten. 

Ar t . 94 Abs. 
n. 185. 

2 DPR 13.2. 1964, Anzeigepflicht bei Fund von natürl ichen oder künst­
lichen radioaktiven Stoffen und von Geräten, die 
diese Stoffe enthalten. 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Ar t . 110 in Verbindung mit Art . 
DPR 13. 2. 1964, n. 185. 

Ar t . 4 in Verbindung mit Ar t . 
DM 14.7.1970.2) 

94 Ermächtigung zur Fre igrenzenrege lung durch 
Minister ialverordnung, wonach eine Anzeigepflicht 
beim Abhandenkommen und Verlust oder beim 
Fund von natürl ichen oder künstlichen radioaktiven 
Stoffen und von Geräten, die diese Stoffe enthalten, 
nicht besteht, wenn die Werte der Gesamtakt ivi tä­
ten, der Konzentrationen radioaktiver Nuklide 
und der Intensität von Exposit ionsdosen un te r ­
schr i t ten werden, die in der Verordnung fes tge­
setzt werden. 

Keine Anzeigepflicht gemäß Ar t . 94 Abs. 1 und 2 
DPR 13.2.1964, n. 185, wenn es sich handelt: 
1) um Leuchtuhren zu normalem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern die Leuchtfarbe so fest haftet, daß 
sie sich bei no rmale r Verwendung nicht und auch 
nicht tei lweise löst, und sofern die Gesamtaktivität 
je Uhr die folgenden Werte nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 10.000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
200 Mikrocurie; Radium 226 : 0, 2 Mikrocurie; 
2) auf Leuchtuhren zu besonderem Gebrauch, die 
Tr i t ium, Promethium 147 oder Radium 226 ent­
halten, sofern das Zifferblatt mit einer Markierung 
der enthaltenen Radioaktivität versehen ist , die 
Leuchtfarbe so fest haftet, daß sie sich bei n o r m a ­
le r Verwendung nicht und auch nicht tei lweise löst, 
und sofern die Gesamtaktivität je Uhr die folgenden 
Werte nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 25.000 Mikrocurie; Promethium 147 : 
500 Mikrocurie; Radium 226 : 1, 5 Mikrocurie; 
3) um Körperpflegemittel und kosmetische E r z e u g ­
nisse sowie um Abzeichen, Zifferblätter, Vor r i ch ­
tungen und sonstige Gegenstände, die Leuchtstoffe 
enthalten, sofern die konfektionierten Einheiten 
oder die einzelnen Gegenstände radioaktive Stoffe 
enthalten, deren Gesamtaktivität n iedr iger ist als 
ein Zehntel der in Ar t . 1 Ziffern 1) und 3) und in 
Ar t . 2 und 3 DPR 5.12.1969, n. 13031), angegebe­
nen Werte; 

l\ Vgl. zur DPR 5. 
Text des DM 14. 

12.1969, n. 1303, oben S. 274· 
7. 19^0 im Anhang IV d iese r Übersicht . 
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XII . l . Ar t . 94 Abs. 1 DPR 13.2 .1964, 1. Die Anzeige ist unverzüglich dem Prov inz ia l -
n. 185. arz t , dem üblich zuständigen Provinzialkomman-

do der Feuerwehr , dem nächsten Pol ize ikom­
mando und, falls zuständig, dem Hafenkomman­
danten zu e r s ta t t en . 

Ar t . 94 Abs . 2 DPR 13. 2. 1964, Die Fundanzeige ist unverzüglich dem nächsten 
n. 185. Polizeikommando zu e rs ta t t en . 

Art . 110 Abs. 1 DPR 13.2 .1964, 2. Die Verordnung erläßt der Minis ter für das 
n. 185. Gesundheitswesen im Einvernehmen mit dem 

Minister für Industrie und Handel und nach 
Anhörung von CNEN. 
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4) um F i r n i s s e , sofern die Konzentration oder 
spezifische Aktivität n iedr iger ist als die in Ar t . 1 
Ziffer 2 DPR 5. 12. 1969, n. 13031), festgesetzten 
Werte; 
5) um Vorrichtungen oder Bestandteile, die in der 
Elektronik oder im Fernmeldewesen verwendet 
werden und radioaktive Stoffe enthalten, sofern es 
sich bei diesen Stoffen um Tri t ium oder Promethium 
147 handelt und die Aktivität je Vorrichtung oder 
Bestandteil folgende Grenzen nicht überschre i te t : 
Tr i t ium: 100 Mikrocurie; Promethium 147 : 
10 Mikrocurie; 
6) um radioaktive Strahler zur Tar ie rung, die an­
gemessen konfektioniert sind und einen Bestand­
tei l von Geräten zur Messung der Strahlungs- und 
Radioaktivitätsdosis bilden, sofern die Aktivität 
d ieser Strahler den zehnfachen Wert der in Ar t . 1 
Buchstaben a), b), c) und d) DPR 5. 12. 1969, 
n. 13031), angeführten Werte nicht übersteigt . 

XIII. ABLEITUNG RADIOAKTIVER 
STOFFE 

1. Grundsatz 
Art . 105 Abs. 1 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185. 

Genehmigungspflicht für die Ableitung fester , „, 
f lüssiger oder gasförmiger radioaktiver Stoffe ' 
a) bei Tätigkeiten gemäß Art . 96 DPR 13.2. 1964, 
n. 18 5 (Verwendung natür l icher oder künstl icher 
radioaktiver Stoffe und Geräte , die diese Stoffe 
enthalten, zu therapeut ischen Zwecken, sowie Ver ­
wendung natür l icher oder künstl icher radioaktiver 
Stoffe zu diagnostischen Zwecken); 
b) bei Tätigkeiten gemäß Ar t . 102 DPR 13. 2. 1964, 
n. 185 (Verwendung natür l icher oder künstl icher 
radioaktiver Stoffe und Geräte , die diese Stoffe 
enthalten, in Instituten, Laborator ien, Anstalten 
und Abteilungen, in denen auch nur zeitweise Arbeit 
zur wissenschaftl ichen Forschung oder für indu­
s t r ie l le Zwecke durchgeführt werden). 

1) Vgl. zur DPR 5. 12. 1969, n. 1303, oben S.274Vgl. ferner Anhang I d ieser Übersicht . 
2) Hinsichtlich der Ableitung radioaktiver Stoffe aus Kernanlagen gelten nicht die 

Vorschrif ten des Ar t . 105, sondern diejenigen des Kapitels VII DPR 13.2.1964, 
n. 185. 
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XIII.1. a) Art . 105 in Verbindung mit 
Ar t . 96 und Ar t . 39 DPR 
13.2. 1964, n. 185. 

l . a ) Die Genehmigung er te i l t der Provinz ia larz t 
nach Anhörung der Provinzia lkommiss ion 
gemäß Art . 89 DPR 13. 2. 1964, n. 185. 

b) Art . 105 in Verbindung mit 
Ar t . 102 und Art . 89 DPR 
13.2. 1964, n. 185. 

b) Die Genehmigung er te i l t der zuständige P rä ­
fekt na ;h zus t immender Stellungnahme des 
Prov inz ia la rz tes , die d iese r nach Anhörung 
der Provinzia lkommiss ion gemäß Ar t . 89 
DPR 13. 2. 1964, n. 185, abgibt. 

a) und b); Ar t . 105 Abs. 2 und 4 
DPR 13.2 . 1964, n. 185. 

a) und b): Fa l l s Küstenmeer oder Binnengewässer 
betroffen sind, Beteiligung der zuständigen 
Verwaltungsbehörden an der Kommission ge­
mäß Art . 89 DPR 13, 2. 1964, n. 185. 
Abschrift des Genehmigungsantrages an 
CNEN zwecks Erfüllung der Verpflichtungen 
aus Ar t . 37 EAGV. 
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A u s n a h m e n von d e m G r u n d s a t z 
( F r e i g r e n z e n r e g e l u n g ) 

A r t . 110 in V e r b i n d u n g m i t A r t . 
D P R 1 3 . 2 . 1964, n . 185 . 

10 5 

A r t . 6 DM 1 4 . 7 . 1970 2) 

E r m ä c h t i g u n g z u r F r e i g r e n z e n r e g e l u n g d u r c h 
M i n i s t e r i a l v e r o r d n u n g , wonach d ie G e n e h m i g u n g s -
pf l icht für d ie Ab le i t ung r a d i o a k t i v e r Abfä l le n icht 
b e s t e h t , wenn die W e r t e d e r G e s a m t a k t i v i t ä t e n , 
d e r K o n z e n t r a t i o n e n r a d i o a k t i v e r Nukl ide und d e r 
I n t e n s i t ä t von E x p o s i t i o n s d o s e n u n t e r s c h r i t t e n 
w e r d e n , d ie in d e r V e r o r d n u n g f e s t g e s e t z t w e r d e n . 

1) T e x t d e s D P R 5. 12. 1969, n. 13o3, 

B e f r e i u n g von d e r Genehmigungsp f l i ch t d e s A r t . 105 
A b s . 1 D P R 1 3 . 2. 1964, n . 185, wenn folgende B e ­
d ingungen k u m u l a t i v v o r l i e g e n : 
a) der Benutzer darf bei keiner Abfallart (fest, 
flüssig oder gasförmig) im Aussenbereich und ina 
Laufe eines Kalenderjahres Aktivitäten ableiten, 
die die in Ar t . 1 Ziffern 1 und 3 angeführten Werte 
unter Berücksichtigung der Art . 2, 3 und 6 DPR 
5.12.1969, n. 1303^-), wie folgt überschre i ten: 
aa) um das 1000-fache bei Nukliden mit einer Halb-
wertzei t unter 30 Tagen; 
bb) um das 100-fache bei Nukliden mit einer Halb-
wertzei t von 30 Tagen oder mehr; 
cc) um das 10-fache bei Blei 210, Radium 226, 
Actinium 227, Thorium 230, Thorium 232, Uran 
232, Neptunium 237, Plutonium 238, Plutonium 
239, Plutonium 240, Plutonium 242, Ameri t ium 
241, Ameri t ium 243, Curium 243, Curium 244, 
Curium 245, Curium 246, Californium 249, Cal i ­
fornium 2 5 0; 
dd) urn das 1-fache bèi natürl ichem Uran, na tü r ­
lichem Thorium und abgereicher tem Uran; 
b) die Konzentration oder spezifische Aktivität darf 
am Ableitungspunkt im Aussenbereich nicht über ­
schre i ten: 
aa) bei gasförmigen Abfällen: die Werte der höchst-
zulässigen Konzentrationen für beruflich s t r ah len -
exponierte Arbei tskräf te gemäß der in Ausführung 
von Ar t . 87 DPR 13. 2. 1964, n. 185, e r l a s senen 
DM 6.6. 1968; 
bb) bei flüssigen Abfällen: 
das 10-fache der Werte der unter Buchstaben aa) 
in Bezug genommenen höchstzulässigen Konzentra­
tionen, falls die Ableitung in einem dynamischen 
Kanal isat ionssystem erfolgt; 
die Werte der vorstehenden höchstzulässigen Kon­
zentrationen, falls die Ableitung anderswo als in 
einem dynamischen Kanal isat ionssystem erfolgt; 
cc) bei festen Abfällen: 
ein Tausendste l Mikrocurie auf 100 Gramm bei den 
in Ar t . 1 Ziffer 1 Buchstaben a) DPR 5. 12. 1969, 
n. 1303 ', angeführten Radioisotopen; 
ein Hunder ts te l Mikrocurie auf 100 Gramm bei den 
in Ar t . 1 Ziffer 1 Buchstaben b) DPR 5. 12. 1969, 
n. 1303 ), angeführten Radioisotopen; 
ein Zehntel Mikrocurie auf 100 Gramm bei den in 
Ar t . 1 Ziffer 1 Buchstaben c) DPR 5. 12. 1969, 
n. I505 1 ) , angeführten Radioisotopen 
ein Mikrocurie auf 100 Gramm bei den in Ar t . 1 
Ziffer 1 Buchs tabend) DPR 5.12.1969, n. 13031), 
angeführten Radioisotopen, 
im Anhang I d iese r Übersicht . 
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Art . 110 Abs. 1 DPR 13. 2. 1964, 2. Die Verordnung erläßt der Minister für das 
n. 185. Gesundheitswesen im Einvernehmen mit dem 

Minister für Industrie und Handel und nach 
Anhörung von CNEN. 





L U X E M B U R G 



326 — 

Inhaltsübersicht 

Seite 

Verzeichnis der Rechtsvorschrif ten 528 
(in chronologischer Reihenfolge) 

Verzeichnis der zuständigen Minister ien 
und sonstigen Behörden 328 

Übersicht über die Fre igrenzenrege lung in Luxemburg 351 
Vorbemerkung 332 

I. Ermächtigungsgrundlage 334 
IL Radioaktive Stoffe 334 

1. Begriffsbestimmung 334 
2. Einfuhr, Zuteilung und Durchfuhr 334 
3. Beförderung 336 
4. Sonstiger Umgang mit radioaktiven Stoffen, 

insbesondere Lebensmi t te l - und Arzne imi t t e l ­
bestrahlung 336 

5. Verwendung radioakt iver Stoffe zu medizinischen 
Zwecken 338 

6. Diebstahl und Verlust von radioaktiven 
Stoffen 338 

III. Klassi f iz ier te Anlagen 340 
1. Begriffsbestimmung (Klassifizierung) 

der Anlagen 340 
2. Grundsatz 342 
3. Ausnahmen von dem Grundsatz 

(Freigrenzenregelung) 342 
4. Gemischte Anlagen 344 
5. Erwei terung und Veränderung von Anlagen 344 
6. Beendigung von Tätigkeiten 344 

IV. Kernenergieantr iebe 346 





— 328 

VERZEICHNIS DER RECHTSVORSCHRIFTEN 
(in chronologischer Reihenfolge) 

1. 25.3.1963 

2. 8.2.1967 

3. 18.9 . 196r 

Loi du 25 m a r s 1963 concernant la protection de la popula­
tion contre les dangers résul tant des radiat ions ionisantes 
(Mémorial , Recueil de législation, A, 10 avri l 1963, 
No. 18, p. 227). 

Règlement grand-ducal du 8 février 196 7 portant su r 1' exé­
cution de la loi du 25 m a r s 1963 concernant la protection 
de la population contre les dangers résul tant des radiat ions 
ionisantes 
(Mémorial , Recueil de législation, A, 8 m a r s 196 7, 
No. 15, p. 142). 

Reglement grand-ducal du 18 septembre 1967 relatif à la 
reconnaissance réciproque des autorisat ions concernant 
1' importation, le t ranspor t , le t rans i t et la distribution 
de substances radioactives entre les pays de l 'Union écono­
mique BENELUX 
(Mémorial , Recueil de législation, A, 6 octobre 1967, 
No. 67, p. 996). 

VERZEICHNIS DER ZUSTANDIGEN MINISTERIEN 

Le Ministre de la Just ice 

2. Le Ministre de la Santé publique 

3. Le Ministre des Transpor t s 

4. Le Ministre du Travai l 

27, rue Joseph Junck 
Luxembourg 

57, boulevard de la P é t r u s s e 
Luxembourg 

4, boulevard Roosevelt 
Luxembourg 

57, boulevard de la Pé t ru s se 
Luxembourg 



329 

1. 25.3 .1963 Gesetz vom 2 5. März 196 3 über den Schutz der Bevölkerung 
vor den Gefahren ionis ierender Strahlen. 

2. 8.2.1967 Großherzogliche Verordnung vom 8. Feb rua r 1967 über 
die Durchführung des Gesetzes vom 2 5. März 1963 über 
den Schutz der Bevölkerung vor den Gefahren ionis ierender 
Strahlen. 

3. 18.9.1967 Großherzogliche Verordnung vom 18. September 1967 über 
die gegenseitige Anerkennung zwischen den Ländern der 
wirtschaftl ichen Union BENELUX hinsichtlich der Genehmi­
gungen übei' die Einfuhr, die Beförderung, die Durchfuhr 
und die Zuteilung von radioaktiven Stoffen. 

Der Minister der Justiz 

2. Der Minister für Volksgesundheit 

3. Der Minister für Verkehr 

Der Minister für Arbeit 





ÜBERSICHT ÜBER DIE FREIGRENZENREGELUNG 

IN LUXEMBURG 



— 332 

Vorbemerkung 

Rechtsgrundlage der Nutzung und Überwachung der Atomenergie und 
sonst iger Quellen ionis ierender Strahlung sind in Luxemburg das Strahlen-
schutzgesetz vom 2 5. März 1963 und die auf Grund dieses Gesetzes ergangene 
Großherzogliche Verordnung vom 8. Feb rua r 1967. Das Atomenergierecht 
Luxemburgs bietet sich somit als geschlossene und übersichtl iche Rechts -
ma te r i e dar . 

Genehmigungs- und überwachungspflichtig sind: Einfuhr, Zuteilung, Durch­
fuhr, Beförderung und der sonstige Umgang mit radioaktiven Stoffen. Für 
die Lebensmi t te l - und Arzneimit te lbest rahlung sowie die Verwendung r ad io ­
aktiver Stoffe zu medizinischen Zwecken ist eine verschärf te Überwachung 
vorgeschr ieben. Ähnlich wie in Belgien liegt der Schwerpunkt der Regelung 
bei der Kontrolle und Überwachung der sog. "klassif iz ier ten Anlagen". 

Fre igrenzenregelungen sind grundsätzlich in allen von den Vorschriften des 
Gesetzes vom 2 5. März 196 3 und der Verordnung vom 8. Feb rua r 1967 erfaß­
ten Sachverhalten vorgesehen. Lediglich bei der Verwendung radioaktiver 
Stoffe zu medizinischen Zwecken und bei dem Bau, dem Betr ieb und der 
Stationierung von Maschinen und Fahrzeugen, die mit Kernenergie angetrieben 
werden, gibt es keine Befreiungen von den Genehmigungs- und Überwachungs -
Verpflichtungen. Gleiches gilt für die Benutzung von Geräten, die ionisierende 
Strahlen aussenden, im Schuhhandel sowie die Zusetzung radioaktiver Stoffe 
zu Lebensmitteln, kosmetischen Mitteln und Spielwaren und Geräten im 
häuslichen Bereich . 

Die klass i f iz ier ten Anlagen sind in vier Klassen eingeteilt . F r e ig r enzen ­
anlagen sind die Anlagen der Klasse IV. Ebenso wie in Belgien darf der 
Begriff "Anlage" (établissement) nicht mit der "Anlage" etwa im Sinne des 
§ 7 des deutschen Atomgesetzes oder der "Kernanlage" der internationalen 
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Atomhaftungskonventionen identifiziert werden. Die "Anlage" des luxem­
burgischen Atomenergierechts ist v ie lmehr offenbar ein Sammelbegriff 
für alle die Orte , an denen mit radioaktiven Stoffen oder sonstigen ionisieren­
den Strahlen umgegangen wird. Von dieser sehr umfassenden Begriffsbe­
st immung her vers teht es sich, daß die Regelung der Fre igrenzenanlagen 
(Anlagen der Klasse IV) im Gesamtsys tem der Fre igrenzenvorschr i f ten 
zentra le Bedeutung zukommt und insbesondere auch vielfach Bezugspunkt 
für F re ig renzen bei anderen überwachungsbedürftigen Tätigkeiten bildet. 
Fü r den, der mit d ieser luxemburgischen Verwaltungspraxis nicht ver t rau t 
is t , kann die Anknüpfung an den Begriff der "Anlage" bai der Überwachung 
bestimmter Tätigkeiten leicht zu Schwierigkeiten bei der Auslegung der 
luxemburgischen Rechtsvorschrif ten führen, da zumal im internationalen 
Atomenergierecht der Aniagenbegriff in der Regel nur für Kernanlagen 
verwendet wird. Nach luxemburgischem Recht sind indessen Kernanlagen 
lediglich die Anlagen der Klasse I und möglicherweise einige Anlagen der 
Klasse IL 

Hinsichtlich des grenzüberschre i tenden Verkehrs innerhalb der Benelux -
Staaten schafft die Großherzogliche Verordnung vom 18. September 1967 
eine Sonderregelung. Sie bringt die weitgehende Anerkennung der Rech t s ­
akte und damit auch der Fre igrenzenbes t immungen der übrigen Benelux-
Staaten betreffend Einfuhr, Beförderung, Durchfuhr und Zuteilung rad io ­
aktiver Stoffe. 
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I. ERMACHTIGUNGSGRUNDLAGE 
Art . 2 Loi 25. 3. 1963. 

Règlement 8. 2. 1967. 

Zum Schutze der öffentlichen Gesundheit werden 
folgende Tätigkeiten den durch eine Ausführungs­
verordnung festzulegenden Bedingungen unter­
worfen: die Erzeugung, die Herstellung, die Ein­
fuhr, die Beförderung, der Verkauf und der B e ­
sitz von radioaktiven Stoffen sowie jeder Umgang 
mit Geräten oder Stoffen, die radioaktive Strahlun­
gen aussenden, ferner die Beseitigung radioaktiver 
Stoffe. 

Als Ausführungsverordnung zu Ar t . 2 Loi 25.3.1933 
ist das Règlement vom 8. 2. 1967 e r l a s sen worden. 
Der Anwendungsbereich dieses Règlements in 
Art . 1. 1 deckt sich wörtlich mit der E r m ä c h t i ­
gungsgrundlage des Ar t . 2 Loi 2 5. 3. 1963. 

IL RADIOAKTIVE STOFFE 
1. Begriffsbestimmung 

Art . 1 No. 2 Loi 25. 3. 1963. 

Ar t . 1. 2 in Verbindung mit 
Anlage 1 Règlement 8. 2. 1967. 

2. Einfuhr, Zuteilung und Durchfuhr 
a) Grundsatz 

Art . 3 . 1 . A. 1. Règlement 
8 .2 .1967. 
Art . 3 . 1 . B . 3 . Règlement 
8 .2 .1967. 

Ar t . 3 . 1 . C. 2. Règlement 
8.2. 1967. 

Nuklid: 

Spal tbarer Stoff: 

Radioaktive Stoffe : alle Stoffe, die die Merkmale 
der Radioaktivität zeigen. 

Kernbrennstoff: spa l tbares Mater ia l , das in e i ­
nem Reaktor verwendet werden 
kann oder verwendet worden ist; 
ein Atom, das durch seine 
Massenzahl , seine Atomnummer 
und seinen Energiezustand b e ­
s t immt ist; 
ein Stoff, der gespalten werden 
und als Kernbrennstoff dienen 
kann; 

Radioaktiver Stoff: ein Stoff, der die Merkmale der 
R adioaktivität zeigt. 

a) Genehmigungspflicht (Allgemein- oder Einze l ­
genehmigung). 
Ist eine Allgemeingenehmigung er tei l t , so hat 
der Importeur die durchgeführten Einfuhren 
anzuzeigen. 
Über die Zuteilung von radioaktiven Stoffen ist 
Buch zu führen. Über die durchgeführten Liefe­
rungen ist monatlich dem Minister ein Verze ich­
nis zu übersenden. 

1) Gernäß Art . 2 Règlement 18. 9. 1967 werden Einfuhr- und Durchfuhrgenehmigungen, die 
für radioaktive Stoffe oder Vorrichtungen, die solche Stoffe enthalten, von den zuständi­
gen Behörden Belgiens oder der Niederlande nach dem dort geltenden Recht er te i l t wur­
den, auch in Luxemburg als gültig anerkannt, wenn Einfuhr oder Durchfuhr auch Luxem­
burg betreffen. Bei der Zutei lung i s t gema Art . 5 Règlement 10.9.1967 s i c h e r z u s t e l ­
len, daß der Empfänger in Belgien oder den Niederlanden eine den dortigen Rech t svor ­
schriften entsprechende Besitzgenehmigung hat. In diesen Fäl len werden mithin etwaige 
Fre igrenzenregelungen Belgiens oder der 'Nieder lande auch in Luxemburg anerkannt. 
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IL 

1. 

2.a) Ar t . 3 . 1 . Α. 1. Règlement a) Genehmigungsbehörde ist der Minister für 
8 .2 .1967. Volksgesundheit. 

Ar t . 3. 1. B. 3. Règlement Die Anzeige ist an den Minister für Volksge­
8. 2. 1967 . sundheit zu r ichten. 

Ar t . 3 . 1 . C. 2. Règlement Das Verzeichnis ist monatlich dem Minister für 
8.2. 1967. Volks gesundheit zu übersenden. 
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b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenrc gelung) 

Art . 3 . 1 . A . l . Règlement 
8 .2 .1967. 

3. Beförderung 

a) Grundsatz 3) 

Art . 4 . 1 . 2 . Règlement 
8 .2 .1967. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

Ar t . 4. 1.2. Règlement 
8.2. 1967. 

Sonstiger Umgang mit r a d i o ­
aktiven Stoffen, insbesondere 
Lebensmi t te l ­ und Arzneimit te l ­
bestrahlung 

a) Grundsatz 

Ar t . 5 . 1 . 3 . Règlement 
8.2. 1967. 

Ar t . 5 .1 .4 . Règlement 
8 .2 .1967. 

b) Ausgenommen von der Genehmigungspflicht 
sind die in Ar t . 2 .6 . vorgesehenen Fäl le , d .h . 
daßEinfuhr , Zuteilung und Durchfuhr von radio­
aktiven Stoffen, die in Anlagen der Klasse IV1) 
verwendet werden, genehmigungsfrei sind. Die 
bei der Zuteilung in Ar t . 3 . 1 . C .2 . fes tgesetz­
ten Buchführungs ­ und Anzeigepflichten bleiben 
unberührt , s ie .gel ten demnach auch für F r e i ­
grenzenstoffe ' . 

a) Genehmigungspflicht für alle Arten der Beför­
derung. Unberührt bleiben sonstige Beförde­
rungsvorschrif ten, auch solche auf Grund inter­
nationaler Ver t räge (Art. 4. 1. 1. ). 

b) Ausgenommen von der Genehmigungspflicht sind 
die in Ar t . 2 .6 .4) vorgesehenen Fäl le , d. h. 
daß Beförderungen radioaktiver Stoffe, die in 
Anlagen der Klasse IV ' verwendet werden, ge­
nehmigungsfrei sind. 

a) Es ist verboten, 
aa) Geräte , die ionisierende Strahlungen aus ­
senden, im Schuhwareneinzelhandel zu v e r ­
wenden; 
bb) radioaktive Stoffe Lebensmitteln, Schönheits­
mitteln, kosmetischen Erzeugnissen, Spielwaren 
und Erzeugnissen zum Gebrauch im häuslichen 
Bereich zuzusetzen; 
cc) photolumineszierende Quellen auf der Grund­
lage von radioaktiven Stoffen zu verwenden; 
dd) die unter aa), bb) und cc) genannten Geräte 
und Erzeugnisse einzuführen, zu besi tzen oder 
zu befördern. 

Einer Spezialgenehmigung bedarf die Behandlung 
von Lebensmitteln und Arzneimit te ln mit ioni­
s ierenden Strahlen sowie die Einfuhr, der B e ­
si tz und die Beförderung dieser Erzeugn i s se . 

1) Vgl. dazu unten S. 340 f. 
2) Dies geht zwar aus dem Gesetzeswort laut nicht unmittelbar hervor , ist aber wohl aus 

den Worten ". . . de son a r r ê t é d' autor isat ion éventuel. . . " in Ar t . 3 . 1 . C. 2. zu 
schließen. 

3) Bei Beförderungsvorgängen, die in Belgien oder den Niederlanden nach den dort gelten 
den Rechtsvorschrif ten genehmigt wurden und die auch Luxemburg betreffen, gilt die 
auf S.334 P u note I genannte besondere Regelung: belgische und nieder ländische Β 
derungsgenehmigungen und Fre igrenzenregelungen werden in Luxemburg anerkannt. 

4) Im Gesetzeswort laut heißt es "Art . 2. 7. " Dabei handelt es sich jedoch um einen Druck 
fehler; vgl. Schreiben des Minis ters für Volksgesundheit vom 26. 10. 1970 an die B e ­
a rbe i te r . 
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b) b) 

3.a) Art . 4. 1.2. 
8 .2 .1967. 

Règlement a) Die Genehmigungen er te i len der Minister für 
Volks gesundheit und der Minister für Verkehr . 
Das \ r er fahren wird in einer in te rmin is te r ie l len 
Verordnung geregel t . 

b) b) 

4.a) a) 

Art . 5 .1 .4 . Règlement 
8 .12.1967. 

Die Spezialgenehmigung er te i l t der Minister 
für Volksgesundheit für jedes Erzeugnis . 
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bi Ausnahmen vor dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Ar t . 5 . 1 . 3 . Règlement 
8 .2 .1967. 

5. Verwendung radioakt iver Stoffe zu 
medizinischen Zwecken 
a) Grundsatz 

Art . 5 . 1 . 5 . Règlement 
8 .2 .1967. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

b) 

a) 

Das Verbot, photolumineszierende Quellen auf 
der~Grundlage von radioaktiven Stoffen zu b e ­
nutzen, findet keine Anwendung auf luminesz ie -
rende Quellen, die den Radioaktivitäten oder 
Konzentrationen entsprechen, die für die Anlagen 
der Klasse IV vorgesehen sind. 
Im übrigen bestehen für die genannten Tät igkei­
ten keine Fre igrenzenregelungen. 

Die Verwendung von radioaktiven Stoffen zu m e ­
dizinischen Zwecken ist nur solchen Personen 
vorbehalten, die ein Doktordiplom für Medizin, 
Chirurgie und Geburtshilfe oder ein Doktordip­
lom für Zahnheilkunde oder ein Diplom für Tier 
heilkunde besi tzen. Die in dieser Weise fach­
kundigen Ärzte müssen ferner eine Genehmi­
gung für die Verwendung radioaktiver Stoffe zu 
medizinischen Zwecken einholen. 
Die zu medizinischen Zwecken verwendeten 
radioaktiven Stoffe müssen mit einem pha rma­
kologischen Zeugnis versehen sein, das die 
Identität und die Reinheit des jeweiligen Erzeug­
nisses durch einen Apotheker bescheinigt, der 
von der zuständigen Behörde des Ursprungs -
landes des Erzeugnisses hierzu behördlich e r ­
mächtigt i s t . Die Bedingungen des Besi tzes von 
radioaktiven Stoffen zu medizinischen Zwecken 
und der Zubereitung von Arzneimit teln, die 
radioaktive Stoffe enthalten, sind Gegenstand 
einer minis te r ie l len Anweisung. 

b) Es besteht keine Fre igrenzenregelung. 

Diebstahl und Verlust von 
radioaktiven Stoffen 
a) Grundsatz 

Ar t . 5 . 2 . 3 . Règlement 
8 .2 .1967. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) Jeder Diebstahl oder Verlust aus Anlagen der 
Klassen I, II und III ist unverzüglich anzuzeigen. 
Diese Anzeigepflicht obliegt dem jeweiligen 
Lei ter der Anlagen. 

b) Es besteht keine Fre igrenzenregelung. Eine 
Anzeigepflicht besteht nicht bei Diebstahl oder 
Verlust von radioaktiven Stoffen aus Anlagen 
der Klasse IV. 
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b) b) 

5.a) Ar t . 5 . 1 . 5 . Règlement 
8 .2 .1967. 

a) Die Genehmigung er te i l t der Minister für 
Volles gesundheit. 
Die minis te r ie l le Anweisung erläßt der Minister 
für Volksgesundheit. 

b) b) 

6.a) Ar t . 5 . 2 . 3 . Règlement 
8 .2 .1967. 

a) Die Anzeige ist an den Amtsa rz t des zuständigen 
Bezirks zu r ichten. Dieser ergreift mit den 
Polizeibehörden die erforder l ichen Maßnahmen 
zur Wiedererlangung der radioaktiven Stoffe. 

b) b) 
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III. KLASSIFIZIERTE ANLAGEN 
1. Begriffsbestimmung (Klassifizierung) 

der Anlagen 
a) Anlagen der Klasse I 

Art . 2. 1. 
8.2. 1967, 

Classe I Règlement 

b) Anlagen der Klasse II 
Ar t . 2. 1. Classe II Règlement 
8.2. 1967. 

a) Zu den Anlagen der Klasse I gehören 
1. Anlagen mit einem oder m e h r e r e n Kernreakto­

ren; 1 ) 
2. Anlagen, in denen sich bes t rahl te Kernbrenn­

stoffe befinden; 
3. Anlagen, in denen sich spal tbare Stoffe unter 

Bedingungen befinden, daß die Hälfte des Mini­
mums der kr i t i schen Masse überschr i t ten wer 
den kann. 

b) Zu den Anlagen der Klasse II gehören 
1. Anlagen mit solchen Mengen radioaktiver Nukli­

de, deren Gesamtaktivität durch den Wert X2 
der Tabelle B des Anhangs 2 zum Règlement 
8. 2. 1967 gegeben ist , ausgenommen der Be ­
schaffenheiten und Mengen, die die Anlage in 
die Klasse I einstufen; 

2. Anlagen zur Sammlung, Behandlung, He r r i ch ­
tung oder Lagerung von radioaktiven Abfällen; 

3. Anlagen, die üblicherweise Geräte zur E r z e u ­
gung von Röntgenstrahlen mit einer Höchst-
Spannung von über 200 KV enthalten; 

4. Anlagen mit Teilchenbeschleunigern; 
5. Geräte und radioaktive Erzeugnisse die o r t s v e r ­

änderlich verwendet werden, auch dann, wenn 
die Anlagen Nuklide enthalten, die in die Klasse 
HI einstufen würden, wenn sie ortsfest e r r ich te t 
wären. 

c) Anlagen der Klasse III 
Ar t . 2 . 1 . Classe III Règlement 
8.2. 1967. 

d) Anlagen der Klasse IV 
Ar t . 2 . 1 . Classe IV Règlement 
8 .2 .1967. 

c) Zu den Anlagen der Klasse III gehören 
1. Anlagen mit solchen Mengen radioaktiver Nukli­

de, deren Gesamtaktivität durch den Wert X3 
der Tabelle B des Anhangs 2 zum Règlement 
8. 2. 1967 gegeben ist , ausgenommen der B e ­
schaffenheiten, Mengen und Radioaktivitäten, 
die die Anlage in die Klasse I oder in die Klasse 
II einstufen; 

2. Anlagen, die üblicherweise Geräte zur E r z e u ­
gung von Röntgenstrahlen mit einer Höchst-
Spannung von 200 KV oder weniger enthalten. 

d) Zu den Anlagen der Klasse IV gehören 
1. Anlagen mit solchen Mengen radioaktiver Nukli­

de, deren GesamtaMivität durch den Wert X4 
der Tabelle B des Anhangs 2 zum Règlement 
8.2. 1967 gegeben ist , ausgenommen der Be ­
schaffenheiten, Mengen und Radioaktivitäten, 
die die Anlage in die Klasse I, II oder in die 
Klasse III einstufen; 

1) Die Begriffsbestimmung für "Kernreak toren" enthält Anlage 1 des Règlement 8. 2. 1967. 
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a) a) 

b) b) 

c) c) 

d) d) 
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2. Anlagen, die üblicherweise Geräte enthalten, 
die, ohne im eigentli chen Sinne Geräte zur 
Erzeugung von Röntgenstrahlen zu sein, neben­
bei Röntgenstrahlen aussenden (zum Beispiel 
Fernsehgerä te) ausgenommen Geräte , die in 
die Klasse II eingestuft sind; 

3. Anlagen mit Geräten, die radioaktive Stoffe ent­
halten, deren Gesamtaktivität die Werte über ­
schrei te t , die unter Nummer 1 dieser Klasse 
festgesetzt sind, unter der Bedingung, 
a) daß diese sich in geschlossener F o r m befinden, 
b) daß die empfangene Dosis 0, 1 Mill irem in der 
Stunde an jedem Punkt, der 0, 1 Meter von der 
Oberfläche des Gerätes entfernt ist , nicht über ­
schrei te t ; 

4. Anlagen mit radioaktiven Stoffen in beliebiger 
Menge, wenn die Konzentration d ieser .Stoffe 
geringer ist als 0, 002 Mikrocurie je Gramm 
oder geringer ist als 0, 01 Mikrocurie je Gramm, 
wenn es sich um feste natürliche radioaktive 
Stoffe handelt. 

2. Grundsatz 
Ar t . 2. 2. Abs 
8 .2 .1967. 
- Ar t . 2 . 3 . 

1 Règlement Genehmigungspflicht für Anlagen dei· Klassen I, II 
III. 
- Verfahren bei Anlagen der Klasse I; 

Ar t . 2 .4 . Verfahren bei Anlagen der Klasse II; 

Ar t . 2. 5. Verfahren bei Anlagen der Klasse III. 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
Ar t . 2 .2 . Abs . 2 in Verbindung 
mit Art . 2. 6. Règlement 
8.2. 1967. 

Genehmigungsfrei sind Anlangen der Klasse IV. 
Die übrigen Vorschrif ten des Règlement 8. 2. 1967 
bleiben jedoch für Anlagen der Klasse IV anwend­
bar . 
Einer Anmeldepflicht und Zulassung unterliegen 
ferner weiterhin Gerätetypen der Klasse IV 2. , 
sofern sie mit einer Höchstspannung von 5 KV oder 
mehr arbei ten und sie nebenbei Röntgenstrahlen 
mit einer Intensität aussenden, daß die Dosis , die 
auf i h r e r Oberfläche empfangen werden kann, 
0, 5 mi l l i rem in der Stunde überschre i te t , sowie 
Gerätetypen der Klasse IV 3. 
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Art . 2 . 3 . Abs . 2 Règlement 8. 2. 1967. Die Genehmigung er te i l t der Min i s te r ra t . 
Die Verwaltungsaufgaben obliegen dem Minister 
für Volksgesundheit. 

Ar t . 2 .4 . Abs . 1 Règlement 8 .2 .1967. Die Genehmigung wird gemeinsam von den 
Ministern für Volks gesundheit, für Arbeit sowie 
der Just iz e r te i l t . Mit den Verwaltungsaufgaben 
ist der Minister für Volksgesundheit be t rau t . 

Ar t . 2. 5. Abs . 1 Règlement 8 .2 .1967. Die Genehmigung er te i l t das ört l ich zuständige 
"Collège échevinal de la Commune". 

Ar t . 2. 2. Abs . 2 in Verbindung mit Die Anzeige hat der Hers te l l e r oder der Impor -
Art . 2 .6 . Abs . 2 Règlement 8.2. 1967. teur an den Minister für Volksgesundheit zu 

r ichten. Dieser is t für die Zulassung zuständig. 
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4. Gemischte Anlagen 
a) Grundsatz 

Ar t . 2 . 7 . Règlement 
8.2. 1967. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) Bei Anlagen, die aus Anlagen verschiedener 
Klassen bestehen, sind die Vorschriften der 
jeweils höheren Klasse anzuwenden. 

b) Eine Fre igrenzenregelung ist nicht vorgesehen. 

5. Erwei terung und Veränderung von 
Anlagen 
a) Grundsatz 

Ar t . 2. 8. Règlement 
8.2. 1967. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

6. Beendigung von Tätigkeiten 
a) Grundsatz 

Ar t . 2 . 1 1 . Règlement 
8 .2 .1967. 

b) Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) Jede Veränderung oder Erwei terung einer An­
lage, die zu einer Veränderung der Natur der 
Strahlung, der Schutzvorrichtung oder des 
Grades der Gefährlichkeit führt, bedarf einer 
Genehmigung der zuständigen Behörde ent­
sprechend dem Genehmigungsverfahren, das 
für die Klasse gilt, der die veränder te oder 
erwei ter te Anlage angehören wird. 

b) Eine besondere Fre igrenzenregelung ist nicht 
vorgesehen. Jedoch bleiben die F r e i g r e n z e n -
regelungen für Anlagen der Klasse IV unbe­
rühr t , sofern die Veränderung oder Erwei terung 
nicht zugleich auch zu einer höheren Klasse 
führt. 

a) Jede Beendigung einer Tätigkeit ist der Behörde 
anzuzeigen, die die Genehmigung ertei l t und die 
Strahlenschutzbedingungen festgelegt hat. 

b) Es besteht keine Fre igrenzenregelung hinsicht­
lich der Anzeigepflicht bei der Beendigung einer 
Tätigkeit . Die Vorschrift des Ar t . 2. 11. dürfte 
für Anlagen der Klasse IV keine Anwendung fin­
den, da diese Anlagen keiner Genehmigung b e ­
dürfen und es mithin keine Genehmigungsbehör­
de gibt. 
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4.a) a) 

b) b) 

5.a) Ar t . 2 . 8 . in Verbindung mit 
Ar t . 2. 3 . , 2 .4 . und 2. 5. 
Règlement 8.2. 1967. 

a) Genehmigungsbehörden für die Veränderung oder 
Erwei terung von Anlagen der Klassen I, II und 
III sind die oben S. genannten Behörden. 

b) b) 

6. a) Ar t . 2. 1 1. in Verbindung mit 
Ar t . 2. 3 . , 2. 4. und 2. 5. 
Règlement 8. 2. 1967. 

a) Die Anzeigen sind an die auf S. 
Genehmigungsbehörden zu r ichten. 

genannten 

b) b) 
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IV. KERNENERGIEANTRIEBE 
1. Grundsatz 

Ar t . 4. 2. Règlement 
8.2. 1967. 

Genehmigungspflicht für den Bau, für den Betr ieb 
und die Stationierung von Maschinen und F a h r ­
zeugen, die mit Kernenergie angetrieben werden. 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

Es besteht keine Fre igrenzenrege lung. 
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Art . 4 .2 . Règlement 
8.2. 1967. 

Die Genehmigung für den Bau von Maschinen und 
Fahrzeugen, die mit Kernenergie angetrieben w e r ­
den, er te i len der Minister für Volksgesundheit und 
der Minister für Verkehr gemeinsam. Das V e r ­
fahren entspricht dem Verfahren für die Anlagen 
der Klasse I (Art. 2. 3. Règlement 8. 2. 1967). 
Die Genehmigung für den Betr ieb und die Stat io­
nierung von Maschinen und Fahrzeugen, die mit 
Kernenergie angetrieben werden, er te i l t der Mini­
s te r für Volksgesundheit, der auch die Bedingun­
gen und das A^erfahren festlegt. 

2. 
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VERZEICHNIS DER RECHTSVORSCHRIFTEN 

(in chronologischer Reihenfolge) 

1. 21. 2. 1963 Wet, houdende regelen met betrekking tot de vrijmaking 
van kernenergie en de aanwending van radioactieve stoffen 
en ioniserende s t ra len uitzende toestel len (Kernenergiewet) 
(Stbl. 1963, 82). 

2. 17. 1. 1968 Reglement voor het vervoer over de spoorweg van 
gevaarli jke goederen (VSG ). Bijlage I behorende bij liet 
Koninklijk besluit van 17 januari 1968 houdende wijziging 
van het Algemeen Reglement A^ervoer en van het Tramweg­
reglement 
(Stbl. 1968, 99). 

3. 19. 4. 1968 Bepalingen betreffende het vervoer over land van 
gevaarlijke stoffen (VLG). Bijlage I van het Koninklijk 
besluit van 19 april 1968 houdende vaststel l ing van het 
Reglement Gevaarlijke Stoffen 
(Stbl. 1968, 207). 

4. 19. 4. 1968 Bepalingen betreffende het vervoer over de binnenwateren 
van gevaarlijke stoffen (VBG). Bijlage II van het Koninklijk 
besluit van 19 april 1968 houdende vaststel l ing van het 
Reglement Gevaarlijke Stoffen 
(Stbl. 1968, 207). 

5. 29. 8. 1969 Besluit , houdende uitvoering van ar t ikle 1 van de Kernener-
gie\vet, a l smede omschri jving van begrippen (Definitiebeluit 
Kernenergiewet) 
(Stbl. 1969, 358). 

6. 4. 9. 1969 Besluit tot uitvoering van de art ikelen 16, 17, 19, eers te lid, 
en 21 van de Kernenergiewet (Besluit kernins ta l la t ies , splijt­
stoffen en ertsen) 
(Stbl. 1969, 403). 

7. 4. 9. 1969 Besluit tot uitvoering van de ar t ikelen 16, 19, ee r s t e lid, 21, 
29, 30, tweede lid, 31 en 32 van de Kernenergiewet (Besluit 
vervoer splijtstoffen, e r t sen en radioactieve stoffen) 
(Stbl. 1969, 405). 
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1. 21. 2. 1963 Gesetz mit Vorschriften über die Fre i se tzung von Kernenergie 
und über die Verwendung von radioaktiven Stoffen und von 
ionisierende Strahlen aussendenden Vorrichtungen (Kernener­
giegesetz). 

2. 17. 1. 1968 Vorschrif ten über die Eisenbahnbeförderung von gefährlichen 
Stoffen (VSG). Anlage I zur Königlichen Vorordnung vom 
17. Januar 1968 über die Änderung der Allgemeinen Beförde­
rungsvorschrif ten und der Straßenbahn-Vorschr i f ten. 

3. 19. 4. 1968 Vorschrif ten über die Landbeförderung von gefährlichen 
Stoffen (VLG). Anlage I zur Königlichen Verordnung vom 
19. April 1968 über den Erlaß von Vorschriften über gefähr­
liche Stoffe. 

19. 4. 1968 Vorschriften über die Beförderung von gefährlichen Stoffen 
auf Binnenwassers t raßen (VBG). Anlage II der Königlichen 
Verordnung vom 19. April 1968 über den Erlaß von Vor­
schriften über gefährliche Stoffe. 

29. 8. 1968 Verordnung zur Durchführung des Art ikels 1 des Kernenergie­
gesetzes zur Fest legung bes t immter Begriffe Ve ro rdnung 
über Begriffsbestimmungen zum Kernenergiegesetz) . 

6. 4. 9. 1969 Verordnung zur Durchführung der Artikel 16, 17, 19 Absatz 1 
und Artikel 21 des Kernenergiegese tzes (Verordnung über 
Kernanlagen, spal tbare Stoffe und Erze) . 

7. 4. 9. 1969 Verordnung zur Durchführung der Artikel 16, 19 Absatz 1, 
Artikel 21 , 29, 30 Absatz 2, Artikel 31 und 32 des Kern-
energiegese tzes (Verordnung über die Beförderung spa l tbare r 
Stoffe, Erze und radioakt iver Stoffe). 
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8. 10. 9. 1969 Besluit tot uitvoering van de art ikelen 28-32 van de Kern­
energiewet (Radioactieve-stoffenbesluit Kernenergiewet) 
(Stbl. 1969, 404). 

9. 8. 10. 1969 Besluit tot uitvoering van de ar t ikelen 13 en 14 van de 
Kernenergiewet (Besluit r eg i s t ra t i e splijtstoffen en er tsen) 
(Stbl. 1969, 471). 

10. 16. 10. 1969 Besluit , houdende uitvoering van de art ikelen 27 en 58, 
vifde lid, van de Kernenergiewet (Besluit reg is t ra t ie 
radioactieve stoffen en kosten keuringsdiensten Kernener­
giewet) 
(Stbl. 1969, 472). 

11. 20. 10. 1969 Besluit , houdende toepassing van de art ikelen 14, 21, 28, 
32, 34 en 75 van de Kernenergiewet (Vrijstell ingsbesluit 
landsverdediging Kernenergiewet) 
(Stbl. 1969, 476). 

12. 14. 11. 1969 Classificatiebeschikking radiotoxiteit 1969 
(Stcrt. 2 december 1969, Nr. 234, p. 6). 

13. 2. 12. 1969 Beschikking inrichting reg i s t e r radioactieve stoffen 
(Stcrt. 10 december 1969, Nr. 240, p. 4). 

14. 2. 12. 1969 Beschikking. Aanwijzing ee rs te kantoren Kernenergiewet 
(Stcrt. 11 december 1969, Nr. 241, p . 9). 

15. 5. 12. 1969 Beschikking. Aanwijzing landen Kernenergiewet 
(Stcrt. 10 december 1969, Nr. 240, p . 6). 

16. 5. 12. 1969 Aangiftebeschikking splijtstoffen en er t sen 
(Stcrt. 10 december 1969, Nr. 240, p . 6). 

17. 9. 4. 1970 Beschikking. Stichting Reactor Centrum Nederland erkend 
als ophaaldienst voor radioactieve afvalstoffen 
(Stcrt. 20 apri l 1970, Nr. 75, p . 4). 
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8. 10. 9. 1969 Verordnung zur Durchführung der Artikel 28 - 32 des Kern­
energiegesetzes (Verordnung über radioaktive Stoffe (Kern­
energiegesetz)) . 

9. 8. 10. 1969 Verordnung zur Durchführung der Artikel 13 und 14 des Kern­
energiegesetzes (Verordnung über die Regis t r ie rung von 
spal tbaren Stoffen und Erzen) . 

10. 16. i 0 . 1969 Verordnung zur Durchführung der Artikel 27 und 58 Absatz 5 
des Kernenergiegesetzes (Verordnung über die Regis t r ie rung 
radioakt iver Stoffe und über die Kosten für die Überwachung 
(Kernenergiegesetz)) . 

11. 20 .10 .1969 Verordnung zur Durchführung der Artikel 14, 21 , 28, 32, 34 
und 75 des Kernenergiegese tzes (Verordnung über die F r e i ­
stellung für die Landesverteidigung (Kernenergiegesetz)) . 

12. 14. 11. 1969 Minister ia lverordnung über die Klassif izierung der Radiotoxi­
zität 1969. 

13. 2. 12. 1969 Minis ter ia lverordnung über die Einrichtung des Reg i s t e r s 
für radioaktive Stoffe. 

14. 2. 12. 1969 Minister ia lverordnung über die Best immung der Eingangs­
zollstellen (Kernenergiegesetz) . 

15. 5. 12. 1969 Minister ia lverordnung über die Best immung von Ländern 
(Kernenergiegesetz) . 

16. 5. 12. 1969 Minis ter ia lverordnung über die Anzeige von spal tbaren 
Stoffen und Erzen. 

17. 9. 4. 1970 Minister ia lverordnung über die Anerkennung der Stiftung 
Reactor Centrum Nederland als Abfuhrdienst für radioaktive 
Abfall stoffe. 
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VERZEICHNIS DER ZUSTANDIGEN MINISTERIEN 

UND SONSTIGEN BEHÖRDEN 

1. Minister ie van Economische 
Zaken 

' s-Gravenhage 
Direct ie Kernenergie , 
Laan van Nieuw Oost Indie 125 

2. Minister ie van Volksgezondheid 
en Milieuhygiene 

' s-Gravenhage 
Zees t raa t 7 3 

Minister ie van Sociale Zaken ' s -Gravenhage 
Zees t raa t 73 

4. Minister ie van Onderwijs, 
Kunsten en Wetenschappen 

' s-Gravenhage 
Nieuwe Uitleg 1 

5. Minister ie van Verkeer en 
Waters taat 

' s-Gravenhage 
Plesmanweg 1-6 

6. Minister ie van Landbouw en 
Visser i j 

' s-Gravenhage 
Ie van den Boschst raat 4 

7. Minister ie van Defensie ' s-Gravenhage 
Plein 4 

Centrale Raad voor de 
Kernenergie 

' s-Gravenhage 
Duinweg 24 

Interdepar tementale Com­
miss i e voor de Kernenergie 

' s-Gravenhage 
Secre tar iaa t : 
p / a Minister ie van Economische 
Zaken. Direct ie Kernenergie , 
Laan van Nieuw Oost Indie 123 

10. Centrale Dienst voor In_ en 
Uitvoer 

' s-Gravenhage 
van Stolkweg 14 

11. Reactor Centrum 
Nederland (RCN) 

' s-Gravenhage 
Scheveningseweg 112 

12. Onderzoekcentrum 
Reactor Centrum 
Nederland (RCN) 

Pet ten (NII) 
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1. Ministerium für Wirtschaftliche Angelegenheiten. 
Direktion Kernenergie 

2. Minister ium für Volksgesundheit und Umwelthygiene 

3. Ministerium für Soziale Angelegenheiten 

4. Ministerium für Unterr icht , Kunst und Wissenschaft 

5. Ministerium für Verkehr und Wasserwir tschaft 

6. Ministerium für Landwirtschaft und F i s che re i 

7. Minister ium für Verteidigung 

8. Zen t ra le r Rat für Kernenergie 

9. In te rminis te r ie l le Kommission für Kernenergie 

10. Zen t ra le r Dienst für Einfuhr und Ausfuhr 

11. Reactor Centrum Nederland (RCN) 

12. Forschungszent rum des Reactor Centrum 
Nederland in Pet ten 
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IN DEN NIEDERLANDEN 



— 360 

V o r b e m e r k u n g 

A m 2 1 . F e b r u a r 1963 i s t in den N i e d e r l a n d e n d a s K e r n e n e r g i e g e s e t z 
( K e r n e n e r g i e w e t ) e r l a s s e n w o r d e n , das auch d ie G r u n d l a g e b i lde t für 
d ie r e c h t l i c h e R e g e l u n g d e s S t r a h l e n s c h u t z e s und d e r K o n t r o l l e d e s U m ­
g a n g s m i t b e s o n d e r e n s p a l t b a r e n Stoffen, E r z e n und s o n s t i g e n r a d i o a k t i ­
ven Stoffen sowie d e r s t a a t l i c h e n Ü b e r w a c h u n g d e r E r r i c h t u n g und d e s 
B e t r i e b s von K e r n a n l a g e n . N a c h d e m die O r g a n i s a t i o n s v o r s c h r i f t e n (Kap i ­
t e l II d e s K e r n e n e r g i e g e s e t z e s ) s c h o n 1963 w i r k s a m w u r d e n , w u r d e n die 

m a t e r i e l l e n V o r s c h r i f t e n d e s G e s e t z e s e r s t zum 1. J a n u a r 1970 in Kra f t 
2) 

g e s e t z t , n a c h d e m auch die w e s e n t l i c h e n R e c h t s v e r o r d n u n g e n z u r D u r c h ­
führung d e s G e s e t z e s e r g a n g e n w a r e n . 

D a s K e r n e n e r g i e g e s e t z en thä l t ke ine F r e i g r e n z e n r e g e l u n g e n im e i n z e l n e n , 
s o n d e r n gibt n u r d ie E r m ä c h t i g u n g , B e f r e i u n g e n von den A n z e i g e - und G e ­
n e h m i g u n g s v e r p f l i c h t u n g e n , d ie d u r c h d a s G e s e t z s e l b s t o d e r auf G r u n d 
d e s G e s e t z e s e ingeführ t s ind , u n t e r b e s t i m m t e n V o r a u s s e t z u n g e n v o r z u ­
s e h e n . R e c h t s s y s t e m a t i s c h w i r d h i n s i c h t l i c h d e r E in füh rung d e r G e n e h m i ­
gungspf l ich t und auch d e r e n t s p r e c h e n d e n F r e i g r e n z e n r e g e l u n g e n in d e m 
K e r n e n e r g i e g e s e t z danach u n t e r s c h i e d e n , ob e s s i c h e i n e r s e i t s u m b e s o n ­
d e r e s p a l t b a r e Stoffe, E r z e , o r t s f e s t e o d e r o r t s b e w e g l i c h e K e r n a n l a g e n 

und A u s r ü s t u n g e n hande l t o d e r a b e r a n d e r e r s e i t s um r a d i o a k t i v e Stoffe 
3) und u m i o n i s i e r e n d e S t r a h l e n a u s s e n d e n d e G e r ä t e . 

In b e z u g auf d ie b e s o n d e r e n s p a l t b a r e n Stoffe, E r z e , K e r n a n l a g e n und A u s ­

r ü s t u n g e n en thä l t A r t i k e l 15 K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963 d a s P r i n z i p d e s V e r ­

b o t s m i t G e n e h m i g u n g s v o r b e h a l t . F ü r d ie B e f r e i u n g von d i e s e r g e s e t z l i c h e n 

G e n e h m i g u n g s p f l i c h t und d a m i t auch a l s G r u n d l a g e für d ie F r e i g r e n z e n r e g e ­

lung w i r d in A r t . 21 K e r n e n e r g i e w e t v o r g e s e h e n , d ie König in könne auf V o r -
4) 

s c h l a g d e s W i r t s c h a f t s m i n i s t e r s und d e s S o z i a l m i n i s t e r s d u r c h e ine D u r c h ­
f ü h r u n g s v e r o r d n u n g v o r s c h r e i b e n , daß b e s t i m m t e , i n d e r V e r o r d n u n g n ä h e r 
b e z e i c h n e t e s p a l t b a r e Stoffe, E r z e , A n l a g e n und A u s r ü s t u n g e n d e m V e r b o t 
d e s A r t . 15 g e n e r e l l o d e r in b e s t i m m t e n F ä l l e n n icht u n t e r l i e g e n . D i e s e 
F r e i s t e l l u n g i s t j edoch n u r dann z u l ä s s i g , wenn nach Auf fassung d e s V e r o r d -

1) S t a a t s b l a d 1963, 82. 
2) Vgl . A r t . 89 K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963 sowie B e s l u i t i n w e r k t r e d i n g 

K e r n e n e r g i e w e t van 12 n o v e m b e r 1969 (S t aa t sb l ad 1969, 514). 
3) D ie F r e i g r e n z e n r e g e l u n g e n h i n s i c h t l i c h d e r G e r ä t e z u r E r z e u g u n g von 

R ö n t g e n s t r a h l e n b l e i b e n b e i d e r nach fo lgenden Ü b e r s i c h t u n b e r ü h r t . 
4) Vgl . A r t . 26 A b s . 2 c) K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963. 
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5) n u n g s g e b e r s d e r Schutz b e s t i m m t e r I n t e r e s s e n ' (Schutz von M e n s c h e n , 

T i e r e n , P f l a n z e n und G ü t e r n ; S i c h e r h e i t d e s S t a a t e s ; E n e r g i e v e r s o r g u n g ; 

E r f ü l l u n g i n t e r n a t i o n a l e r V e r p f l i c h t u n g e n usw. ) d u r c h s o n s t i g e V o r s c h r i f ­

t e n s i c h e r g e s t e l l t i s t . 

H i n s i c h t l i c h d e r G e n e h m i g u n g s p f l i c h t für d ie H e r s t e l l u n g , B e f ö r d e r u n g , 
den B e s i t z , d ie V e r w e n d u n g , d ie E i n - und Aus fuhr sowie die Bes i t z au f ­
gabe von r a d i o a k t i v e n Stoffen en thä l t d a s K e r n e n e r g i e g e s e t z s e l b s t in A r t . 
29 n u r e i ne R a h m e n v o r s c h r i f t , die e r s t ausgefü l l t w e r d e n m u ß t e d u r c h 
D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d n u n g e n , in denen n ä h e r zu b e s t i m m e n w a r , w e l c h e 
r a d i o a k t i v e n Stoffe (un te r U m s t ä n d e n in n ä h e r b e z e i c h n e t e n F ä l l e n ) d e r G e ­
n e h m i g u n g s p f l i c h t u n t e r w o r f e n s ind. Nach d e r g e s e t z g e b e r i s c h e n K o n s t r u k ­
t i o n b r a u c h t e h i e r b e i d e r V e r o r d n u n g s g e b e r b e s t i m m t e r a d i o a k t i v e Stoffe 
a l s o r e c h t s t e c h n i s c h g a r n ich t von d e r G e n e h m i g u n g s p f l i c h t zu b e f r e i e n , 
s o n d e r n d ie G e n e h m i g u n g s p f l i c h t w u r d e e r s t ak tue l l , wenn e in b e s t i m m t e r 
r a d i o a k t i v e r Stoff in e i n e r D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d n u n g a u f g e n o m m e n w u r d e . 

Von d i e s e r d u r c h d a s K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963 gebo tenen Mög l i chke i t , 
b e s o n d e r e s p a l t b a r e Stoffe, E r z e , An lagen und A u s r ü s t u n g e n von d e r g e ­
s e t z l i c h e n G e n e h m i g u n g s p f l i c h t zu b e f r e i e n o d e r b e s t i m m t e r a d i o a k t i v e 
Stoffe u n t e r b e s t i m m t e n V o r a u s s e t z u n g e n g a r n ich t d e r G e n e h m i g u n g s p f l i c h t 
zu u n t e r w e r f e n , w u r d e in e i n e r R e i h e von D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d n u n g e n G e -
b r a u c h g e m a c h t , d ie v o r n e h m l i c h im J a h r e 1969 e r g a n g e n s ind . H e r v o r z u ­
heben s ind d a b e i d ie fo lgenden V e r o r d n u n g e n : 

B e s l u i t ü b e r K e r n a n l a g e n , s p a l t b a r e Stoffe und E r z e v o m 
4. S e p t e m b e r 1969 7 ) ; 
B e s l u i t ü b e r d ie B e f ö r d e r u n g von s p a l t b a r e n Stoffen, E r z e n 
und r a d i o a k t i v e n Stoffen v o m 4. S e p t e m b e r 1969°) ( d i e s e V e r ­
o r d n u n g en thä l t auch e ine e i n g e h e n d e R e g e l u n g d e r E in fuhr und 
Aus fuh r ) ; 
B e s l u i t ü b e r r a d i o a k t i v e Stoffe vom 10. S e p t e m b e r 1969 '. In 
E r g ä n z u n g zu d i e s e m B e s l u i t i s t für d ie F r e i g r e n z e n r e g e l u n g 
d i e M i n i s t e r i a l v e r o r d n u n g (Besch ikk ing) ü b e r d ie K l a s s i f i z i e r u n g 
d e r R a d i o t o x i z i t ä t v o m 14. N o v e m b e r 1 9 6 9 1 Q ) von B e d e u t u n g . 

5) Vgl . A r t . 19 K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963. 
6) D e r B e s l u i t ü b e r G e r ä t e vom 10. 9. 1969 (S t aa t sb l ad 1969, 406) 

w u r d e von d e r B e t r a c h t u n g a u s g e n o m m e n . 
7) S t a a t s b l a d 1969, 4 0 3 . 
8) S t a a t s b l a d 1969, 405 . 
9) S t a a t s b l a d 1969, 404. 

10) S t c r t . 1969, N r . 234, S. 6 
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Anzumerken ist schließlich, daß in Art. 75 Kernenergiewet 21. 2. 1963 
eine besondere Ermächtigung enthalten ist, zugunsten von wissenschaft­
lichen Einrichtungen oder im In te resse der Landesverteidigung gene­
re l le Fre is te l lungen oder Befreiungen für Einzelfälle durch Rechtsver ­
ordnung zu gewähren. F ü r den mi l i tä r i schen Bereich ist das durch den 
"Freis te l lungsbes lui t Landesverteidigung" vom 20. Oktober 1969" ' ge­
schehen. Soweit ers icht l ich ist eine besondere Fre is te l lungsverordnung 
für den wissenschaftl ichen Bereich bisher noch nicht e r l a s sen worden. 

Fre igrenzenregelungen bestehen in den Niederlanden hinsichtlich der 
verschiedenen Anzeige- und Registr ierungspfl ichten, insbesondere für 
die Beförderung, den Besi tz , die Ein- und Ausfuhr und die Besitzaufgabe 
von spal tbaren Stoffen und Erzen (gemäß Art. 13 und 14 Kernenergiewet 
21. 2. 1963) sowie für die Herstel lung, die Beförderung, den Besi tz , die 
Verwendung, die Ein- und Ausfuhr und die Besitzaufgabe von radioakti­
ven Stoffen (gemäß Art . 27 und 28 Kernenergiewet) . In der nachfolgenden 
Übersicht ist im einzelnen nachgewiesen, inwieweit Fre igrenzenrege lun­
gen für die Anzeige- , Melde- und Registr ierungspfl ichten in den Nieder­
langen bestehen. 

Was die Kontrolle der Einhaltung der Fre igrenzenregelungen betrifft, so 
ist auf die allgemeinen Vorschrif ten des Kapitels IV des Kernenergiewet 
21. 2. 1963 über Verwaltungsbefugnisse (Art. 58 ff. ) zu verweisen. 
Welche Ministerien und sonstige Behörden für die Überwachung konkret 
zuständig sind, wird in der Übersicht im einzelnen nachgewiesen. 

11) Staatsblad 1969, 476. 
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1. ABSCHNITT: BESONDERE SPALTBARE STOFFE 
(KERNBRENNSTOFFE) 

I.' BEGRIFFSBESTIMMUNG 

Art . 1 Abs. 1 b) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963 in 
Verbindung mit Art . 1 Abs. 1 
Besluit 29. 8. 1969 (Begriffsbe­
st immungs ­ Β e sluit) 

Spaltbare Stoffe (splijtstoffen) sind Stoffe, die min­
destens einen durch eine Durchführungs\ 'erordnung 
bes t immten Hundertsatz Uran, Plutonium, Thorium 
oder andere in der Verordnung aufgeführte Elemen­
te enthalten. ' 
Nach Art . 1 Abs. 1 Besluit 29. 8. 1969 beträgt der 
vom Hundertsatz im Sinne des Art. 1 Abs. 1 b) 
Kernenergiewet für Uran: 1/10 vom Hundert; für 
Plutonium: 1/10 vom Hundert; für Thorium: 3 vorn 
Hundert. 

IL BESITZ 2) 

1. Grundsatz 

a) Art . 14 Abs. 1 
Kernenergiewet 21. 2. 1963; 
§ 3 Art. 4 
Besluit 8. 10. 1969 (Besluit 
über die Regis t r ie rung von 
spal tbaren Stoffen und Erzen) . 

b) Art . 13 und 14 Abs. 1 
Kernenergiewet 21. 2. 1963; 
§ 4 Art 5 und 6 
Besluit 8. 10. 1969 (Besluit 
über die Regis t r ierung von 
spal tbaren Stoffen und Erzen) . 

a) Buchführungspflicht hinsichtlich des Bes i tzes 
spa l tbarer Stoffe. 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich des Bes i tzes spal t ­
b a r e r Stoffe zwecks Eintragung in das Regi­
s ter . 
aa) Wer auf Grund einer ihm gemäß Art. 15 
Kernenergiewet er te i l ten Genehmigung spalt­
bare Stoffe für oder mit für eigene Verwen­
dung in einer Anlage zur Fre i se tzung von 
Kernenergie oder für oder mit für eigene Ver­
wendung bei einem mit dem Kreislauf von 
spal tbaren Stoffen zusammenhängenden P r o ­
duktionsprozeß in Besi tz hat, ist verpflichtet, 
spätes tens am 15. Tag nach dem Ende eines 
jeden Kalendermonats schriftl iche Anzeige 
zu ers ta t ten (Art.' 5 Besluit 8. 10. 1969). 
bb) Wer in anderen als den unter aa) genann­
ten Fä l len auf Grund einer ihm gemäß Art. 15 
Kernenergiewet er tei l ten Genehmigung spalt­
bare Stoffe in seinem Besitz hat, und zwar 
aus einem anderen Grunde als in Verbindung 
mit einer Lagerung im Zusammenhang mit 
der Beförderung, )ist verpflichtet, spätestens 
am 15. Tage nach dem Ende eines jeden Ka­
lenderv ier te l jahres schriftliche Anzeige zu 
ers ta t ten (Art. 6 Besluit 8. 10. 1969). 

1) Sonstige Elemente sind b isher durch eine Durchführungsverordnung nicht als spaltbar 
im Sinne des Kernenergiewet bes t immt worden. 

2) Für den Besi tz bei der Lagerung im Zusammenhang mit der Beförderung s p a l t b a r e r Stof­
fe gelten die besonderen Beförderungsvorschrif ten. 
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Art . 1 Abs. 2 Kernenergiewet 
21. 2. 1963 

Die Durchführungsverordnung ergeht a ls Königli­
che Verordnung auf Vorschlag des Minis te rs für 
Wirtschaftl iche Angelegenheiten und Volksgesund­
heit nach Zust immung der ebenfalls zuständigen 
Minis ter und nach Anhörung des Zentra len Rats . 

1. a) Art . 14 in Verbindung mit 
Art . 26 Abs. 1 b) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

a) Fä l l e , in denen eine Buchführungspflicht b e ­
steht, werden durch eine Durchführungsver­
ordnung bes t immt , die a ls Königliche Verord­
nung auf Vorschlag des Minis te rs für Wir t ­
schaftliche Angelegenheiten nach Anhörung 
des Zent ra len Rats e r l a s sen wird. 

b) Art . 13 Abs. 3 
Kernenergiewet 21. 2. 1963; 
§ 2 Art . 2 und 3 Besluit 
8. 10. 1969 (Besluit über die 
Regis t r i e rung von spat lbaren 
Stoffen und Erzen) . 
Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Anzeige 
von spal tbaren Stoffen und Erzen) . 

b) Der Minister für Wirtschaftl iche Angelegen­
heiten ist mit der Führung des Reg i s t e r s be­
auftragt. Aus dem Regis te r kann unter be ­
s t immten Umständen Auskünfte er te i l t werden 
Der Minis ter ist ermächt igt , über die Regi­
sterführung wei tere nähere Vorschrif ten zu 
e r lassen . In den Minis ter ia lverordnungen 
vom 5. 12. 1969 sind die näheren Vorschrif ten 
über die F o r m der Anzeige und über die zu 
verwendenen F o r m u l a r e enthalten. 
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c) Art . 15 a) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

d) Art . 22 Abs. 1 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) Genehmigungspflicht für den Besi tz von spalt­
baren Stoffen. 

d) Anzeigepflicht für denjenigen, der spal tbare 
Stoffe in seinem Besitz hat oder den Besitz 
daran erlangt, ohne zu dem Besitz berechtigt 
zu sein. 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) -
b) -
c) aa) Art . 21 

Kernenergiewet 21. 2. 1963 

Art . 41 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über Kernanlagen, 
spal tbare Stoffe und Erze) . 

bb) Art. 75 Abs. 1 und 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963 

a) Keine Fre igrenzenrege lung 
b) Keine Fre igrenzenrege lung 
c) aa) Ermächtigung, durch eine Durchführungs­

verordnung von der Genehmigungspflicht des 
Art. 15 Kernenergiewet Fre i s te l lung zu ge­
währen, falls die in oder auf Grund des Art. 19 
bezeichneten Schutzzwecke durch Vorschriften 
der Durchführungsverordnungen gewahrt wer ­
den können. 
Die in Art . 15 a) Kernenergiewet vorgeschr ie ­
bene Genehmigungspflicht gilt nicht für den Be­
sitz von unbestrahlten spal tbaren Stoffen, die 
ausschließlich natür l iches oder v e r a r m t e s 
Uran oder natür l iches Thorium bis höchstens 
100 Gramm eines jeden d ieser Elemente und 
kein Plutonium enthalten, innerhalb einer Anla­
ge. 
bb) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft­
lichen Einrichtungen oder im In te resse der 
Landesverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von 
der Genehmigungspflicht des Art . 15 Kern­
energiewet Fre i s te l lung zu gewähren (al lgemei­
ne Fre is te l lung) ; 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 15 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (Freis te l lung im Einzelfall). 

Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbun­
den, die im Hinblick auf die in oder auf Grund 
Art. 19 Kernenergiewet bezeichneten Schutz­
zwecke er forder l ich sind. 
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c) Art . 15 und 18 
Kernenergiewet 21. 2. 1963 

d) Art . 22 
Kernenergiewet 21. 2. 1963 

c) Die Genehmigung wird gemeinsam vom Mini­
s te r für Wirtschaftl iche Angelegenheiten und vom 
Minister für Soziale Angelegenheiten und Volks­
gesundheit er tei l t . 

d) Anzeige bei dem Bürge rme i s t e r , Benachricht i ­
gung eines Beamten nach Art. 58 Abs. 1 Kern­
energiewet durch den Bürge rme i s t e r . Inbesitz­
nahme der spal tbaren Stoffe durch diesen Be­
amten. Ablieferung bei Sammelste l le . 

2. a) 
b) 
c) aa) Art . 26 Abs. 1 

in Verbindung mit Art . 21 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

2. a) -
b) -
c) aa) Die Durchführungsvorschriften ergehen 

durch Königliche Verordnung auf Vorschlag 
des Minis ters für Wirtschaftl iche Angelegen­
heiten und des Minis te rs für Soziale Angelegen­
heiten mit Zust immung der ebenfalls zuständi­
gen Minister nach Anhörung des Zentra len Rats . 

Art . 26 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

Weitere Durchführungsvorschriften zu den 
Durchführungsverordnungen können von den zu­
ständigen Ministern, die das Vorschlagsrecht 
für den Er laß der Durchführungsverordnungen 
besi tzen, e r l a s sen werden. 

bb) Art. 76 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen als 
Königliche Verordnung auf Vorschlag des j e ­
weils zuständigen Minis te rs für Unterr icht , 
Kunst und Wissenschaft, für Landwirtschaft und 
F i s c h e r e i oder für Landesverteidigung im Ein­
vernehmen mit den ebenfalls zuständigen Mini­
s te rn nach Anhörung des Zentra len Rats . 
(2) Über die Befreiung in Einzelfällen entschei­
det die Königin ebenfalls auf Vorschlag der ge­
nannten zuständigen Minister im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach 
Anhörung des Zent ra len Rats . 
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Art. 2 Abs. 1 
Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t 
Landesverteidigung). 

d) 

Fre is te l lung von der in Art. 15 Kernenergiewet 
enthaltenen Genehmigungspflicht hir sichtlich 
des Besi tzes von spaltbaren Stoffen, die bei 
den niederländischen Streitkräften oder bei den 
Streitkräften eines verbündeten Staates verwen­
det werden oder für die Verwendung best immt 
sind. (Vgl. jedoch die für die hergestel l ten 
Stoffe anwendbaren Vorschriften des Art. 2 
Abs. 2, 3, 4, 5 und 6 der Verordnung vom 
20. 10. 1969). 

d) Keine Fre igrenzenregelung 

III.BESITZAUFGABE 
1. Grundsatz 

a) Art . 14 Abs. 1 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 
§ 3 Art. 4 Besluit 
8. 10. 1969 (Besluit über 
die Regis t r ie rung von 
spal tbaren Stoffen und 
Erzen) . 

b) Art . 14 Abs. 1 in Ver ­
bindung mit Art . 13 Kern­
energiewet 21. 2. 1963. 
8. 10. 1969 (Besluit über 
die Regis t r ierung von 
spaltbaren Stoffen und 
Erzen) . 

1. a) Buchführungspflicht hinsichtlich der Besitzauf­
gabe von spal tbaren Stoffen. 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich der Besitzaufgabe 
von spaltbaren Stoffen zwecks Eintragung in 
das Regis ter . 

c) Art . 15 a) Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 
a) -

b) -

c) Genehmigungspflicht für die Besitzaufgabe von 
spal tbaren Stoffen. 

2. a) Keine Fre igrenzenrege lung 

b) Keine Fre igrenzenrege lung 
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d) d) 

III. 
1. a) Art . 14 Abs. 1 Kern­

energiewet 21. 2. 1963. 
§ 3 Art. 4 Besluit 
8. 10. 1969 (Besluit 
über die Regis t r ie rung 
von spal tbaren Stoffen 
und Erzen) . 

b) Art . 13 Kernenerg ie ­
wet 21. 2. 1963. 

§ 2 Art. 2 und 3 Besluit 
8. 10. 1969 (Besluit über 
die Regis t r ierung von 
spaltbaren Stoffen und 
Erzen) . 
Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die 
Anzeige von spal tbaren 
Stoffen und Erzen) . 

1. a) Ermächtigung zum Er laß einer Durchfüh­
rungsverordnung zur Regelung des Verfahrens 
der Buchführung. 
Nähere Vorschrif ten über die Art der Buch­
führung sind durch die Verordnung vom 
8. 10. 1969 e r l a s sen worden. 

b) Die Führung des Reg i s t e r s obliegt dem Mi­
nis ter für Wirtschaftl iche Angelegenheiten. 
E r ist ermächtigt , durch eine Durchführungs­
verordnung die Einrichtung des Reg i s t e r s 
und die Auskunfterteilung zu regeln. 
Der Besluit vom 8. 10. 1969 enthält nähere 
Vorschrif ten über die Einrichtung des Re ­
g i s te r s und über die Auskunfterteilung. 

In der Minis ter ia lverordnung vom 5. 12. 1969 
sind nähere Vorschrif ten über die F o r m der 
Anzeige und über die zu verwendenden F o r ­
mula re enthalten. 

c) Art . 15 a) und Art. 18 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) 

2. a) -

b) -

Die Genehmigung wird gemeinsam durch den 
Minis ter für Wirtschaftl iche Angelegenheiten 
und dem Minister für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit mit Zust immung der 
ebenfalls zuständigen Minis ter er tei l t . 

2. a) 

b) 
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c) aa)Art. 21 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 
Art . 43 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über Kernanlagen, 
spal tbare Stoffe und Erze) . 

c) Ermächtigung, durch eine Durchführungsver­
ordnung von der Genehmigungspflicht des 
Art . 15 Kernenergiewet Befreiung zu ertei len. 
Die Genehmigungspflicht gemäß Art. 15 a) gilt 
nicht für die Besitzaufgabe 
aa) an spaltbaren Stoffen in den FäHen, in de­
nen der Besi tz d ieser Stoffe gemäß Art. 41 
Besluit 4. 9. 1969 ohne Genehmigung zulässig 
ist (Besitz innerhalb einer Kernanlage von un-
bes t rahl ten spaltbaren Stoffen, die ausschließ­
lich natürl iches oder v e r a r m t e s Uran oder na­
tür l iches Thorium bis höchstens 100 Gramm 
eines jeden d ieser Elemente und kein Pluto­
nium enthalten); 

bb) an spal tbaren Stoffen, wenn dies durch Ab­
gabe an eine P e r s o n geschieht, die auf Grund 
des Kernenerg iegese tzes befugt ist, diese Stof­
fe in Besi tz zu haben oder an eine Pe r son , die 
auf Grund des Kernenerg iegese tzes befugt ist, 
diese Stoffe zu befördern, und die Stoffe für 
eine P e r s o n bes t immt sind, die auf Grund des 
niederländischen, belgischen oder luxembur­
gischen Gese tzes berechtigt ist , diese Stoffe 
in Besi tz zu haben, oder für eine P e r s o n in 
einem anderen Lande als den Niederlanden, 
Belgien oder Luxemburg; 
c c) an Abfall Stoffen, die spal tbare Stoffe en tha l ­
ten, durch Abgabe an einen von dem Minister 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund­
heit anerkannten Abfuhrdienst für radioaktive 
Abfall-Stoffe. 

Die unter aa) bezeichnete Fre is teUung findet kei­
ne Anwendung bei der Besitzaufgabe von spaltba­
ren Stoffen durch Ableitung an die Luft oder in 
das Wasser , wenn 

(1) bei der Ableitung in die Luft die Konzentra­
tion der betreffenden spaltbaren Stoffe beim 
Ver lassen des Ableitungskanals höher ist als 
1 P icocur ie je Kubikmeter; 
(2) bei der Ableitung in das Wasse r die Kon­
zentration der spaltbaren Stoffe, die Uran be ­
ziehungsweise Thorium enthalten, beim Ver­
l a s sen des Ableitungskanals höher ist als 
10000 P icocur ie beziehungsweise 1000 P ico ­
cur ie je L i te r . 



371 — 

c) aa) Art . 26 Abs. 1 c) 
in Verbindung mit Art . 21 
Kernenergiewet 21. 2. 1963 

Art . 26 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963 

c) aa) Die Durchführungsvorschriften ergehen 
durch Königliche Verordnung auf Vorschlag 
des Minis ters für Wirtschaftliche Angelegen­
heiten und des Minis ters für Soziale Angele­
genheiten mit Zust immung der ebenfalls zu­
ständigen Minister nach Anhörung des Zentra­
len Rats . 
Weitere Durchführungsvorschriften zu den 
Durchführungsverordnungen können von den 
zuständigen Ministern, die das Vorschlags-
recht für den Er l aß der Durchführungsverord­
nungen besitzen, e r l a s sen werden. 

Art . 1 Beschikking 9. 4. 1970. Anerkennung des Forschungszen t rums 
Pet ten der Stiftung Reactor Centrum 
Nederland als Abfahrdienst. 
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bb) Art. 75 Abs. 1 und 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) Ermächtigung, zugunsten von wissen­
schaftlichen Einrichtungen oder im In te resse 
der Landesverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von 
der Genehmigungspflicht des Art. 15 Kernener­
giewet Fre is te l lung zu gewähren (allgemeine 
Fre is te l lung) , 

IV.BEFÖRDERUNG 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 15 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (FreisteUung im Einzelfall). 

Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbun­
den, die im Hinblick auf die in oder auf Grund 
Art. 
zwecke erforder l ich sind. 

19 Kernenergiewet bezeichneten Schutz-

Art . 2 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver ­
teidigung). 

Fre i s te l lung von der in Art. 15 Kernenerg ie ­
wet enthaltenen Genehmigungspflicht hinsicht­
lich der Besitzaufgabe von spaltb. Stoffen, die 
bei den niederländischen Streitkräften oder bei 
den Streitkräften eines verbündeten Staates 
verwendet werden oder für die Verwendung b e ­
s t immt sind. 
(Vgl. jedoch die für die freigestel l ten Stoffe 
anwendbaren Vorschrif ten des Art. 2 Abs. 2, 
3, 4, 5 und 6 der Verodnungen 20. 10. 1969). 

1. Grundsatz 
a) Art . 14 Abs. 1 

Kernenergiewet 21. 2. 1963. 
1. a) Buchführungspflicht für die Beförderung von 

spal tbaren Stoffen nach Maßgabe der Vor­
schriften einer Durchführungsverordnung. Von 
d iese r Ermächtigung ist b isher noch kein Ge­
brauch gemacht worden. 

b) Art . 14 Abs. 1 in Verbindung 
mit Art . 13 Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich der Beförderung 
von spal tbaren Stoffen zwecks Eintragung in 
das Regis ter nach Maßgabe einer Durchfüh­
rungsverordnung. Von d ieser Ermächtigung 
ist b isher noch kein Gebrauch gemacht worden 

c) Art . 15 a) 
Kernenergiewet 21. 2 .Ί963, 

c) Genehmigungspflicht für die Beförderung und 
für den Besi tz bei der Lagerung im Zusammen 
hang mit der Beförderung von spaltbaren Stof­
fen. 
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bb) Art. 76 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen 
als Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
jeweils zuständigen Minis ters für Unterr icht , 
Kunst und Wissenschaft, für Landwirtschaft 
und F i s c h e r e i oder für Landesverteidigung im 
Einvernehmen mit den ebenfalls zuständigen 
Minis tern nach Anhörung des Zentralen Rats . 

(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen ent­
scheidet die Königin ebenfalls auf Vorschlag 
der genannten zuständigen Minister im Einver · 
nehmen mit den ebenfalls zuständigen Mini­
s te rn nach Anhörung des Zentra len Rats . 

IV. 
1. a) Art . 14 Abs. 1 in Verbindung 

mit Art . 26 Abs. 1 b) Kern ­
energiewet 21. 2. 1963. 

b) Art. 14 Abs. 1 in Verbindung 
mit Art . 13 und Art. 26 Abs. 1 b) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

1. a) Die Fä l l e , in denen eine Buchführungspflicht 
besteht , können durch eine Durchführungsver­
ordnung bes t immt werden, die a ls Königliche 
Verordnung auf Vorschlag des Minis te rs für 
Wirtschaftl iche Angelegenheiten nach Anhörung 
des Zentra len Rats ergeht. 

b) Die Anzeigepflicht kann durch eine Durchfüh­
rungsverordnung vorgeschr ieben werden, die 
als Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
Minis te rs für Wirtschaftl iche Angelegenheiten 
nach Anhörung des Zentra len Rats ergeht. 

c) Art . 15 und 18 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) Die Genehmigung wird gemeinsam vom Mini­
s t e r für Wirtschaftl iche Angelegenheiten und 
vom Minister für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit mit Zust immung der eben­
falls zuständigen Minis ter er te i l t . 
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Ausnahmen von dem Grundsatz 
(F r eigr enz enr egelung) 

a) -
b) -
c) aa) Art . 21 

Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

2. a) 
b) 
c) aa) Ermächtigung durch eine Durchführungs­

verordnung von der Genehmigungspflicht des 
Art. 15 a) Kernenergiewet Befreiung zu er tei­
len. 

Art . 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, E rzen und 
radioaktiven Stoffe). 

Befreiung von der Genehmigungspflicht des 
Art . 15 a) Kernenergiewet für die Beförderung 
und für den Besi tz bei der Lagerung im Zu­
sammenhang mit der Beförderung folgender 
Stoffe: 
a) Thorium; 
b) Stoffe, die sich in einem Versandstück im 
Sinne der Randnummer 456 Abs. 2 des VSG b e ­
finden; 
c) Stoffe, die unter Ziffer 3 der Randnummer 
451 des VSG fallen, die sich in einem Versand­
stück der nuklearen Sicherhei tsklasse I oder 
II im Sinne der Randnummer 456 Abs. 5 des 
VSG befinden; 
d) Stoffe, die unter Ziffer 4 der Randnummer 
451 des VSG fallen, die sich in einem Versand­
stück der nuklearen Sicherhei tsklasse I oder 
II im Sinne der Randnummer 456 Abs. 5 des 
VSG befinden, sofern das Muster des Ver sand-
Stücks den in Randnummer 450 Abs. 4 des 
VSG gestel l ten Anforderungen genügt und so­
fern für die Sendung von der zuständigen Be­
hörde eines anderen gemäß Art. 2 Abs. 2 B e s ­
luit 4. 9. 1969 bes t immten Landes eine Geneh­
migung er te i l t ist und die mit einer solchen Ge­
nehmigung verbundenen Vorschrif ten oder Be­
dingungen erfüllt werden; 
e) Stoffe, die unter Ziffer 4 der Randnummer 
451 des VSG faHen, die sich in einem Versand­
stück der nuklearen Sicherhei tsklasse I oder II 
im Sinne der Randnummer 456 Abs. 5 des VSG 
befinden, und Stoffe, die unter Ziffer 3 oder 4 
der Randnummer 451 des VSG faHen und sich 
in einem Versandstück der nuklearen Sicher­
he i t sk lasse III im Sinne der Randnummer 456 
Abs. 5 des VSG befinden, unter der Voraus­
setzung, 
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a) -
b) -
c) aa) Art . 26 Abs. 

bindung mit Art . 
energiewet 21. 2. 

2. a) -
b) -

1 c) (in Ver -
21 der Kern-
1963). 

Art . 26 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

Art . 2 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und 
radioaktiven Stoffen). 

c) aa) DieDurchführungsvorschriften ergehen 
durch Königliche Verordnung auf Vorschlag 
des Minis ters für Wirtschaftl iche Angelegen­
heiten und des Minis ters für Soziale Angelegen 
heiten und Volksgesundheit mit Zust immung 
der ebenfalls zuständigen Minister nach Anhö­
rung des Zentra len Rats . 
Wei tere Durchführungsvorschriften zu den 
Durchführungsverordnungen können von den zu­
ständigen Ministern, die das Vorschlagsrecht 
für den Er laß der Durchführungsverordnungen 
besi tzen, e r l a s sen werden. 

Best immung der Länder durch Verordnung des 
Minis ters für Wirtschaftl iche Angelegenheiten 
sowie des Minis ters für Soziale Angelegenhei­
ten und Volksgesundheit, im Einvernehmen mit 
dem Minister für Verkehr und Wasse rwi r t ­
schaft durch Verordnung,die im Staatscourant 
veröffentlicht wird. In diese Lis t können nur 
Länder aufgenommen werden, die die einschlä­
gigen Empfehlungen über die Beförderung r a ­
dioaktiver Stoffe der Internationalen Atomener­
gie-Organisat ion beachten. 

Art . 1 Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Best immung 
von Ländern) . 

Die Minis ter ia lverordnung enthält die 
Best immungen der betreffenden Länder . 
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(1) daß in einer von dem Minister für Soziale An­
gelegenheiten und Volksgesundheit im Einverneh­
men mit dem Minister für Verkehr und W a s s e r ­
wirtschaft er te i l ten Bescheinigung über die Ge­
nehmigung oder Anerkennung des Musters des 
Versandstücks im Sinne der Randnummer 455 
Abs. 7 b) und 456 Abs. 11 c) iii) des VSG keine 
besonderen Vorsichtsmaßnahmen vorgeschr ie ­
ben sind, die während der Beförderung zu beach­
ten sind; 
(2) daß für die Sendung von der zuständigen Be­
hörde eines anderen gemäß Art . 2 Abs. 2 
Besluit 4. 9. 196 9 best immten Landes eine Ge­
nehmigung ertei l t ist; 
(3) daß die mit einer solchen Genehmigung ve r ­
bundenen Vorschrif ten oder Bedingungen beachtet 
werden; 
f) Stoffe, die unter Ziffer 5 oder 6 der Randnum­
m e r 451 VSG fallen. 

bb) Ar t . 8 Abs. 1 und 2 
Besluit 4. 9. 1969 (Besluit 
über die Beförderung von spalt­
baren Stoffen, E rzen und radio­
aktiven Stoffen). 

Ar t . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spa l tba ren Stoffen, E r z e n und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

cc) Ar t . 11 in Verbindung mit 
Art . 8 Abs. 1 und 2 Besluit 
4. 9. 196 9 (Besluit über die B e ­
förderung von spal tbaren Stof­
fen, E rzen und radioaktiven 
Stoffen). 

Art . 11 in Verbindung mit Art . 8 
Abs. 3 Bes lu i t 4. 9. 1969 (Besluit 
über die Beförderung von spa l t ­
baren Stoffen, E rzen und r a d i o ­
aktiven Stoffen). 

bb) Sondervorschriften , für die Beförderung mit 
der Eisenbahn: 
Die Befreiung von der Genehmigungspflicht ge­
mäß Art . 15 a) Kernenergiewet auf Grund des 
Ar t . 2 Besluit 4. 9. 196 9 befreit nicht auch von 
der Einhaltung der einschägigen \forschriften der 
VSG. F e r n e r müssen alle Maßnahmen getroffen 
werden, daß eine Bestrahlung oder A^prunreini-
gung so weit wie möglich verhindert wird. 
Von der Einhaltung der Vorschriften der VSG 
kann jedoch Fre i s te l lung gewährt werden. Eine 
solche Fre is te l lung kann mit Einschränkungen 
gewährt werden. Mit einer Fre i s te l lung können 
besondere Vorschriften verbunden werden. 
(Bedingungen und Auflagen). 

cc) Sondervorschrif ten für die Beförderung auf 
dem Landwege in anderer Weise als mit der 
Eisenbahn: 
Die Befreiung von der Genehmigungspflicht gemäß 
Art . 15 a) Kernenergiewet auf Grund des Art . 2 
Besluit 4. 9. 1969 befreit nicht von der Einhaltung 
der einschlägigen Vorschriften des VLG. Es 
müssen auch in diesen Fäl len alle Maßnahmen 
getroffen werden, daß eine Bestrahlung oder 
Verunreinigung so weit wie möglich verhindert 
wird. 

Von der Einhaltung der Vorschrif ten des VLG 
kami Fre is te l lung gewährt werden. Eine solche 
Fre is te l lung kann mit Einschränkungen gewährt 
werden. Mit einer Fre is te l lung können Vorschrif 
ten (Bedingungen und Auflagen) verbunden werden . 



— 377 — 

Art . 1 Beschikking 5.12.1969 
(Beschikking über die Bes t im­
mung von Ländern) . 

Die Minister ialverordnung enthält die Best im­
mung der Länder . 

bb) Ar t . 8 Abs . 3 Besluit 
4. 9. 196 9 (Besluit über die Be­
förderung von spa l tbaren Stof­
fen, E rzen und radioaktiven 
Stoffen). 

bb) Über die Fre i s te l lung entscheidet der Mini­
s t e r für Soziale Angelegenheiten und Volksge­
sundheit im Einvernehmen mit dem Minister 
für Verkehr und Wasserwir tschaf t . 

cc) Ar t . 11 in Verbindung mit 
Ar t . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E r z e n und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

cc) Über die Fre i s te l lung entscheidet der Mini­
s t e r für Soziale Angelegenheiten und Volksge­
sundheit im Einvernehmen mit dem Minister 
für Verkehr und Wasserwir tschaf t . 
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dd) Art . 13 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, E rzen 
und radioaktiven Stoffen). 

Art . 14 in Verbindung mit 
Art . 8 Abs. 1 und 2 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stof­
fen. E rzen und radioaktiven 
Stoffen), 

Art . 14 in Verbindung mit 
Art . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stofenn, E rzen 
und radioaktiven Stoffen). 

Art . 14 c) in Verbindung mit 
Art . 13 Besluit 4. 9. 1969 (Besluit 
über die Beförderung von spal tbaren 
Stoffen, E rzen und radioaktiven 
Stoffen). 

dd) Sor.dervor schrift en für die Beförderung 
auf dem Wasserwege: 
Fre i s te l lung von der Genehmigungspflicht des 
Art. 15 a) Kernenergiewet hinsichtlich der B e ­
förderung von spal tbaren Stoffen durch die 
niederländischen Küstengewässer und durch 
m'chtniederländische G e w ä s s e r . 

In Fäl len, in denen die Beförderung(einschließ-
lich des Bes i tzes bei der Lagerung im Zusam­
menhang mit der Beförderung) auf dem Was­
serwege von der Genehmigungspflicht des 
Art. 15 a) des Kernenergiewet freigestell t ist , 

(1) sind die Vorschriften der VBG zu beachten 
(hinsichtlich der Anwendung der VBG werden 
den Ländern, die dem CIM-Übereinkommen 
angeschlossen s ind, diejenigen Länder gleich­
gestell t , die nicht Ver t ragss taa ten der CIM 
sind, aber gemäß Art. 2 Abs. 2 der Verord­
nung 4. 9. 1969 gesondert bes t immt worden 
sind; 
(2) sind alle Maßnahmen zu treffen, daß eine 
Bestrahlung und Verunreinigung so weit wie 
möglich verhinder t wird. 

Von den Vorschriften der VBG kann F r e i s t e l ­
lung gewährt werden. Eine solche F r e i s t e l ­
lung kann mit Einschränkung gewährt werden. 
Mit einer Fre i s te l lung können Vorschriften 
verbunden werden (Bedingungen und Auflagen). 

Werden spal tbare Stoffe durch das niederlän­
dische Küstengewässer oder durch niederlän­
dische Gewässer mit einem Schiff unter nie­
der ländischer Flagge befördert , so findet nach 
Art. 13 Besluit 4. 9. 1969 die Genehmigungs-
Vorschrift des Art. 15 a) Kernenergiewet kei­
ne Anwendung. F ü r diesen Fa l l ist ferner be­
st immt: 
(1) daß die Vorschrift der VBG hinsichtlich 
der Genehmigung einer Sendung nicht anwend­
ba r ist; 
(2) daß, falls keines vonden Ländern, die 
von der Beförderung berühr t werden, und auch 
nicht das Land, in dem das Muster der Ver­
packung oder des Versandstücks entworfen ist 
eine Genehmigung oder Anerkennung des 
Mus te r s der Verpackung oder des Versand­
stücks im Sinne der VBG ertei l t hat, eine sol­
che Genehmigung von dem Minister für Sozia­
le Angelegenheiten und Volksgesundheit im 
Einvernehmen mit dem Minister für Verkehr 
und Wasserwir tschaf t einzuholen ist . 

1) Internationales Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 25. 2. 1960. 
(Trb. 1963, Nr. 61, p. 1 und 79). 
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dd) dd) 

Art . 1 Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Best immung 
von Ländern). 

Die Minis ter ia lverordnung enthält die Best im­
mung der einzelnen Länder . 

Art . 14 in Verbindung mit Art . 8 
Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969(Besluit über 
die Beförderung von spal tbaren Stof­
fen, E rzen und radioaktiven Stoffen). 

Über die Fre i s te l lung entscheidet der Min is te r 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund-
heit im Einvernehmen mit dem Minis ter für 
Verkehr und Wasserwir tschaf t . 

Art . 14 c) Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Über die Genehmigung oder Anerkennung des­
Muste rs der Verpackung oder des Versand­
stücks entscheidet der Minis ter für Soziale An­
gelegenheiten und Volksgesundheit im Einver­
nehmen mit dem Minis ter für Verkehr und 
Wasserwir tschaf t . 



380 

Art. 14 d) in Verbindung mit 
Art. 13 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, Erzen 
und radioaktiven Stoffen). 

ee) Art . 17 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, Erzen 
und radioaktiven Stoffen). 

Art . 19 Abs. 1 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, Erzen und 
radioaktiven Stoffen). 

Bei einer Beförderung von spaltbaren Stoffen 
mit einem Schiff unt^r fremder Flagge durch 
die niederländischen Küstengewässer oder 
durch nichtniederländische Gewässer , für die 
eine Genehmigungspflicht gemäß Art. 15 a) des 
Kernenergiewet nicht besteht (Art. 13 Besluit 
4. 9. 1969), finden auch die Vorschriften der 
VBG hinsichtlich der Genehmigung oder Aner­
kennung des Musters der Verpackung oder des 
Versandstücks keine Anwendung. 

ee) Sondervorschriften für dieBeförderung von 
spal tbaren Stoffen durch Flugzeuge: 
Fre i s te l lung von der GenelunfgtTngspflicht ge­
mäß Art. 15 a) Kernenergiewet , wenn spaltba­
r e Stoffe in einem Flugzeug befördert werden 
und eine Landung auf dem niederländischen 
Staatsgebiet nicht erfolgt. 

Unterliegt die Beförderung von spaltbaren Stof­
fen in einem Flugzeug (einschließlich des Be­
s i tzes bei der Lagerung im Zusammenhang mit 
einer solchen Beförderung) auf Grund der Ver­
ordnung vom 4. 9. 1969 nicht der Genehmigungs­
pflicht gemäß Art. 15 a) Kernenergiewet, so 
ist doch Tei l 2 der Regeln über die Beförderung 
radioaktiver Stoffe der Empfehlungen der In­
ternat ional Air Transpor t Association, 11. Aus­
gabe des IATA-Dokuments: 
' IATA-Regulations Relating to the Car r iage of 
Rest r ic ted Ar t ic les by Air" zu beachten mit 
der Maßgabe, 
(1) daß für die Anwendung dieser Regeln, was 
die Niederlande angeht, als zuständige Behör­
de der Minister für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit best immt wird, der im 
Einvernehmen mit dem Minister für Verkehr 
und Wasserwir tschaf t entscheidet; 
(2) daß anstel le einer auf Grund der IATA-Re-
geln für das Muster von Verpackungen ve r l ang­
ten Genehmigung durch die zuständige Behörde 
eines oder m e h r e r e r darin bes t immter Län­
der eine Genehmigung erforder l ich ist, die e r ­
teilt wird entweder von dem Minister für So­
ziale Angelegenheiten und Volksgesundbeit im 
Einvernehmen mit dem Minister für Verkehr 
und Wasserwir tschaf t oder von der zuständi­
gen Behörde eines anderen Landes, das unter 
Anwendung von Art. 2 Abs. 2 der Verordnung 
vom 4. 9. 1969 bes t immt wird und das von der 
Beförderung berühr t wird oder in dem das 
Muster entworfen ist; 

(3) daß für eine Beförderung von spal tbaren 
Stoffen in einem niederländischen Flugzeug die 
in den IATA-Regeln enthaltenen Vorschriften 
über die Genehmigung einer Sendung nicht gel­
ten, wenn eine Landung auf dem niederländi­
schen Staatsgebiet nicht erfolgt (Art. 17 der 
Verordnung vom 4. 9. 1969); 
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ee) e e) 

Art. 19 Abs 1 a) Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die 
Beförderung von spal tbaren 
Stoffen, Erzen und radioakti­
ven Stoffen). 

Zuständige Behörde: Minister für Soziale An­
gelegenheiten und Volksgesundheit im Einver­
nehmen mit dem Minister für Verkehr und 
Wasserwir tschaf t . 

Art . 1 Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Best immung 
von Ländern). 

In der Minis ter ia lverordnung 
treffenden Länder bes t immt. 

sind die be-
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Art. 19 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und radio­
aktiven Stoffen). 

(4) daß für eine Beförderung von spal tbaren 
Stoffen in einem nichtniederländischen Flug­
zeug die in dem IATA-Regeln enthaltenen Vor­
schriften über die Genehmigung einer Sendung 
oder des Muste rs von Verpackungen nicht gel­
ten, wenn eine Landung auf niederländischem 
Staatsgebiet nicht erfolgt (Art. 17 der Verord­
nung vom 4. 9. 1969). 

Bei dem Besitz von spal tbaren Stoffen bei der 
Lagerung im Zusammenhang mit der Beförde­
rung in einem Flugzeug muß, falls auf Grund 
der Verordnung vom 4. 9. 1969 das in Art. 15 a) 
Kernenergiewet enthaltene Verbot nicht gilt, 
die Vorschrift der Randnummer 470 VSG be­
achtet werden. Außerdem sind alle Maßnah­
men zu treffen, damit eine Bestrahlung und 
Verunreinigung so weit wie möglich verhindert 
wird. 

Art . 19 Abs. 3 in Verbindung mit 
Art . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Freis tel lungen in Einzelfällen von den in Art. 19 
Abs. 1 und 2 der Verordnung vom 4. 9. 1969 
genannten Vorschrif ten können durch den Mi­
n is te r für Soziale Angelegenheiten und Volks-
gesundheit im Einvernehmen mit dem Minister 
für Verkehr und Wasserwir tschaf t gewährt wer­
den. Die Fre i s te l lung kann mit Einschränkun­
gen gewährt werden. Mit einer Fre i s te l lung 
können Vorschrif ten verbunden werden (Be­
dingungen und Auflagen). 

ff) Art . 75 Abs. 1 und 2 Kern­
energiewet 21. 2.1963, 

Art . 2 Abs. 1 Besluit 20r 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver ­
teidigung), 

ff) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft­
lichen Einrichtungen oder im In te resse der 
Landesverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von 
der Genehmigungspfiicht des Art. 15 Kern­
energiewet Fre i s te l lung zu gewähren (allge­
meine Fre is te l lung) ; 
(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 15 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (Freis te l lung im Einzelfall). 

F re i s te l lung von der in Art. 15 Kernenerg ie ­
wet enthaltenen Genehmigungspflicht hinsicht­
lich der Beförderung von spaltbaren Stoffen, 
die bei den niederländischen Streitkräften oder 
bei den Strei tkräften eines verbündeten Staates 
verwendet werden oder für die Verwendung be­
s t immt sind (vgl. jedoch die für die f re igeste l l ­
ten Stoffe anwendbaren Vorschrif ten des Art. 2 
Abs. 2, 3, 4, 5 und 6 der Verordnung vom 
20. 10. 1969). 
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Art. 19 Abs. 3 in Verbindung mit 
Art . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Über die Fre i s te l lung entscheidet der Minister 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund­
heit im Einvernehmen mit dem Minister für 
Verkehr und Wasserwir tschaf t . 

ff) Art . 76 Abs. 
21. 2. 1963. 

2 Kernenergiewet ff) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen 
als Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
jeweils zuständigen Minis ters für Unterr icht , 
Kunst und Wissenschaft für Landwirtschaft 
und F i s c h e r e i oder für Landesverteidigung im 
Einvernehmen mit den ebenfalls zuständigen 
Minis tern nach Anhörung des Zentralen Rats . 
(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen ent­
scheidet die Königin ebenfalls auf Vorschlag 
der genannten zuständigen Minis ter im Ein­
vernehmen mit den ebenfalls zuständigen Mi­
n is te rn nach Anhörung des Zentra len Rats . 
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V. EINFUHR UND AUSFUHR D 

1. Grundsatz 
a) Art . 14 Abs. 1 Kernenergiewet 

21. 2. 1963. 

b) Art. 14 Abs. 1 in Verbindung mit 
Art . 13 Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) Art . 15 a) Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

a) Buchführungspflicht hinsichtlich der Einfuhr 
und Ausfuhr von spal tbaren Stoffen nach Maß­
gabe der Vorschrif ten einer Durchführungs­
verordnung. 
Von d ieser Ermächtigung ist b isher noch kein 
Gebrauch gemac ht worden. 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich der Einfuhr und 
Ausfuhr zwecks Eintragung in das Regis ter 
nach Maßgabe der Vorschriften einer Durch­
führungsverordnung. 
Von d ieser Ermächtigung ist b isher noch kein 
Gebrauch gemacht worden. 

c) Genehmigungspflicht hinsichtlich der Einfuhr 
und Ausfuhr von spal tbaren Stoffen. 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) -
b) -
c) aa) Art . 21 Kernenergiewet 

21. 2. 1963. 

Art . 23 Abs. 1 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, Erzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 
Art . 23 Abs. 2 a),b) und c) 
Besluit 4. 9. 1969 (Besluit über die 
Beförderung von spal tbaren Stoffen, 
E rzen und radioaktiven Stoffen). 

a) Bisher keine Fre igrenzenrege lung 
b) Bisher keine Fre igrenzenrege lung 
c) aa) Ermächtigung durch eine Durchführungsver­

ordnung von dem Verbot des Art. 15 Kernener ­
giewet Befreiung zu ertei len. 
Das in Art. 15 a) Kernenergiewet enthaltene 
Verbot gilt nicht für die Einfuhr und Ausfuhr 
von spal tbaren Stoffen zum Zwecke der E r ­
füllung einer Beförderungsvereinbarung. 
Das in Art. 15 a) Kernenergiewet enthaltene 
Verbot gilt nicht für die Einfuhr der folgenden 
Stoffe aus einem anderen Grunde als zum 
Z\vecke der Erfüllung einer Beförderungsver­
einbarung: 
(1) Unbestrahl te spal tbare Stoffe, wenn diese 
ausschließlich natür l iches oder v e r a r m t e s 
Uran oder natür l iches Thorium und kein Plu­
tonium enthalten und wenn die Menge d ieser 
Stoffe, die gleichzeitig eingeführt werden, 
nicht mehr als 100 Gramm Uran und 
100 Gramm Thorium beträgt; 
(2) Spaltbare Stoffe, die auf Grund einer nach 
den nationalen Rechtsvorschrif ten von Belgien 
oder Luxemburg erforder l ichen Genehmigung 
in einem d iese r Länder in Besitz gehalten, 
wurden, aus diesen Ländern eingeführt werden 
oder aber durch eines d ieser Länder durchge-

1) Nach dem niederländischen Atomenergierecht gelten als Personen , die spal tbare Stoffe ein-
oder ausführen, auch diejenigen Personen , die diese Stoffe durch andere einführen oder aus­
führen l a s sen (vgl. z. B. Art. 15 Kernenergiewet) . 



— 385 

V. 
1. a) Art. 

Art . 
21. 2 

14 Abs. 
26 Abs. 

. 1963. 

1 in Verbindung mit a) 
1 b) Kernener igewet 

b) Art . 14 Abs. 1 in Verbindung b) 
mit Art . 13 und Art . 26 Abs. 1 b) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

Die Fä l l e , in denen eine Buchführungspflicht 
besteht , können durch eine Durchführungsver­
ordnung bes t immt werden , die als Königliche 
Verordnung auf Vorschlag des Minis ters für 
Wirtschaftl iche Angelegenheiten nach Anhörung 
des Zentra len Rats, e r g e h t . 
Die Anzeigepflicht kann durch eine Durchfüh­
rungsverordnung vorgeschr ieben werden, die 
als Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
Minis te rs für Wirtschaftl iche Angelegenheiten 
nach Anhörung des Zentra len Rats ergeht. 

c) Art . 15 und 18 Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

c) Die Genehmigung wird gemeinsam vom Mini­
s t e r für Wirtschaftl iche Angelegenheiten und 
vom Minister für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit er tei l t . 

a) -
b) -
c) aa) Art . 26 Abs. 1 c) in Ver ­

bindung mi t Art. 21 Kernenergie­
wet 21. 2. 1963. 

Art. 26 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

Art. 26 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von spalt­
ba ren Stoffen, E rzen und radioakt i ­
ven Stoffen). 

Art . 1 Beschikking 2. 12. 1969 
(Beschikking zur Best immung der 
Eingangszolls tel len) . 

a) -
b) -
c) aa) Die Durchführungsvorschriften ergehen 

durch Königliche Verordnung auf Vorschlag 
des Minis te rs für Wirtschaftl iche Angelegen­
heiten und des Minis ters für Soziale Angele­
genheiten mit Zust immung der ebenfalls zu­
ständigen Minis ter und nach Anhörung des 
Zent ra len Rats . 
Weitere Durchführungsvorschriften zu den 
Durchführungsverordnungen können von den zu­
ständigen Ministern, die das Vorschlagsrecht 
für den E r l aß der Durchführungsverordnun­
gen besi tzen, e r l a s sen werden. 
Die Einfuhr von spal tbaren Stoffen in das n ie­
derländische Staatsgebiet in andere r Weise a l s 
über die Grenze.zwischen den Niederlanden 
und Belgien darf, wenn dafür auf Grund des 
Art. 23 Abs. 2 b) oder c) das in Art. 15 a) 
Kernenergiewet enthaltene Verbot nicht gilt, 
nur über die Eingangszolls tel len erfolgen, die 
von dem Minister für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit im Einvernehmen mit den 
Minis ter der Finanzen bes t immt sind. 

Durch die Minis ter ia lverordnung vom 2. 12.1969 
sind die für die Beförderung mit Kraf tfahrzeu­
gen, mit der Eisenbahm mit dem Schiff oder 
mit dem Flugzeug in Betracht kommenden Ein­
gangszollstel len bes t immt worden. 
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Art. 26 Abs. 1 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen), 

Art . 26 Abs. 4 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

führt wurde, sofern die mit einer solchen Ge­
nehmigung verbundenen Vorschriften oder Be­
dingungen beachtet werden; 
(3) spal tbare Stoffe, die nicht für Belgien oder 
für Luxemburg bes t immt sind und die durch 
die Niederlande durchgeführt werden, unter 
der Voraussetzung, daß diese Stoffe auf nie­
der ländischem Staatsgebiet nicht aus dem Be­
förderungsmit tel ausgeladen werden. 
Die Einfuhr von spal tbaren Stoffen aus einem 
anderen Grund als zum Zweck der Erfüllung 
einer Beförderungsvereinbarung ist. wenn da­
für auf Grund der Verordnung vom 4. 9. 1969 
das in Art. 15 a) Kernenergiewet enthaltene 
Verbot nicht gilt, nur zulässig, wenn diese 
Stoffe für eine P e r s o n best immt sind, die auf 
Grund des niederländischen, belgischen oder 
luxemburgischen Rechts befugt ist, sie in Be­
sitz zu haben, oder aber für eine Pe r son in 
einem anderen Lande als den Niederlanden, 
Belgien oder Luxemburg. 
Wer in einem Fa l l , in dem auf Grund der Ver ­
ordnung vom 4. 9. 1969 das in Art. 15 a) Kern­
energiewet enthaltene Verbot nicht gilt, spalt­
ba re Stoffe einführen läßt, ist verpflichtet, da­
für zu sorgen, daß die für die Beförderung gel­
tenden Vorschrif ten hinsichtlich der Verpak-
kung und der anzubringenden Aufschriften und 
Gefahrzettel beachtet werden. 

Art . 26 Abs. 5 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E r z e n und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Fre i s te l lung von den Vorschrif ten des Art. 26 
Abs. 1, 2, 3 und 4 der Verordnung vom 
4. 9. 1969 in Einzelfällen. Eine solche F r e i ­
stellung kann unter Einschränkungen gewährt 
werden. Mit einer Fre i s te l lung können Vor­
schriften verbunden werden (Bedingungen und 
Auflagen). 

bb) Art. 75 Abs. 1 und 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) Ermächtigung, zugunsten von wissen­
schaftlichen Einrichtungen oder im In te resse 
der Landesverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von 
der Genehmigungspflicht des Art. 15 Kerne ­
nergiewet Fre i s te l lung zu gewähren ( al lge­
meine Fre is te l lung) ; 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 15 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (Freis te l lung im Einzelfall). 
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Art. 26 Abs. 5 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Über die Fre i s te l lung entscheidet der Minis te r 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund­
heit. 

bb) Art. 76 Abs 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen 
als Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
jeweils zuständigen Minis te rs für Unterr icht 
Kunst und Wissenschaft, für Landwirtschaft 
und F i s c h e r e i oder für Landesverteidigung im 
Einvernehmen mit den ebenfalls zuständigen 
Minis tern nach Anhörung des Zentra len Rats . 

(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen ent­
scheidet die Königin ebenfalls auf Vorschlag 
der genannten zuständigen Minis ter im Ein­
vernehmen mit den ebenfalls zuständigen Mi­
n is te rn nach Anhörung des Zentra len Rats . 
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Art. 2 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
( Fre is te l lungsbes lu i t Landesver ­
teidigung). 

Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befrei­
ung werden Bedingungen und Auflagen verbun­
den, die im Hinblick auf die in oder auf Grund 
Art. 19 Kernenergiewet bezeichneten Schutz­
zwecke erforder l ich sind. 
Fre i s te l lung von der in Art. 15 Kernenerg ie ­
wet enthaltenen Genehmigungspflicht hinsicht­
lich der Einfuhr und Ausfuhr von spal tbaren 
Stoffen, die bei den niederländischen Strei t ­
kräften oder bei den Streitkräften eines ver ­
bündeten Staates verwendet werden oder für die 
Verwendung bes t immt sind ( vgl. jedoch die 
für die freigestel l ten Stoffe anwendbaren Vor­
schriften des Art. 2 Abs. 2, 3, 4, 5 und 6 der 
Verordnung vom 20. 10. 1969). 

VI. KERNANLAGEN 

1. Grundsatz 
Artikel 15 b) Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

1. Verbot mit Genehmigungsvorbehalt hinsichtlich 
der Err ich tung,der inbetr iebnahme,des Betr iebes 
und der Veränderung von Kernanlagen (Anlagen 
zur F re i se tzung von Kernenergie ,zur Erzeugung, 
Bearbeitung oder Verarbei tung von spaltbaren 
Stoffen oder zur Lagerung von spal tbaren Stoffen). 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) Art . 21 Kernenergiewet 21. 2. 1963. 2. 

Art . 44 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über Kernanlagen, spalt­
bare Stoffe und Erze) . 

Art. 33 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

b) Ar t . 75 Abs. 1 und 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

a) Ermächtigung, durch eine Durchführungsver­
ordnung von der Genehmigungspflicht des 
Art. 15 Kernenergiewet Befreiung zu ertei len. 

Fre i s te l lung von der Genehmigungspflicht des 
Art. 15 b) Kernenergiewet hinsichtlich der E r ­
richtung, der Inbetriebnahme, des Bet r iebs 
und der Änderung einer Kernanlage, falls diese 
Anlage nicht dazu bes t immt ist und nicht dazu 
verwendet wird, andere als unbestrahl te spalt­
ba re Stoffe in Besi tz zu haben und die vorhan­
denen spal tbaren Stoffe ausschließlich natür­
l iches oder v e r a r m t e s Uran oder natür l iches 
Thorium bis höchstens 100 Gramm jedes die­
se r Elemente und kein Plutonium enthalten. 

Fre i s te l lung von der Genehmigungspflicht des 
Art. 15 b) Kernenergiewet hinsichtlich der 
Anlagen, in denen spal tbare Stoffe ausschl ieß­
lich imi Zusammenhang mit der Beförderung 
d iese r Stoffe gelagert werden. 

b) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft l i ­
chen Err ichtungen oder im In te resse der Lan­
desverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von 
der Genehmigungspflicht des Art. 15 Kern­
energiewet F r e i s t e l l u n g z u gewähren (allge­
meine Fre is te l lung) ; 
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VI. 
1. Art . 15 und 18 Kernenergiewet 

21. 2. 1963. 
Die Genehmigung wird gemeinsam durch den Mi­
n is te r für Wirtschaftl iche Angelegenheiten und 
den Minister für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit mit Zust immung der ebenfalls 
zuständigen Minister er te i l t . 

a) Art . 26 Abs. 1 c) in Verbindung 
mit Art . 21 Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

Art . 26 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

2. a) Die Durchführungsvorschriften ergehen durch 
Königliche Verordnung auf Vorschlag des Mi­
n i s t e r s für Soziale Angelegenheiten mit Zu­
st immung der ebenfalls zuständigen Minis ter 
nach Anhörung des Zentra len Rats . 
Weitere Durchführungsvorschriften zu den 
Durchführungsverordnungen können von den 
zuständigen Ministern, die das Vorsch lags­
recht für den Er l aß der Durchführungsver­
ordnungen besi tzen, e r l a s sen werden. 

b) Art . 76 Abs. 2 Kernenergiewet 
21. 2 .1963. 

b) (1) Die Durchführungsverordnungen ergehen 
als Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
jeweils zuständigen Minis te rs für Unterr icht 
Kunst und Wissenschaft, für Landwirtschaft 
und F i s c h e r e i oder für Landesverteidigung 
im Einvernehmen mit den ebenfa l l s zuständi­
gen Minis tern nach Anhörung des Zentra len 
Rats . 
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Art. 2 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver ­
teidigung). 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 15 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (Freis te l lung im Einzelfall). 

Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbun­
den, die im Hinblick auf die in oder auf Grund 
Art. 19 Kernenergiewet bezeichneten Schutz­
zwecke erforder l ich sind. 
Fre i s te l lung von der in Art. 15 Kernenergie­
wet enthaltenen Genehmigungspflicht hinsicht­
lich des Bes i tzes von spal tbaren Stoffen, die 
bei den niederländischen Streitkräften oder 
bei den Streitkräften eines verbündeten Staates 
verwendet werden oder für die Verwendung be­
st immt sind (vgl. jedoch die für die freige­
stel l ten Stoffe anwendbaren Vorschriften des 
Art. 2 Abs, 2, 3, 4. 5 und 6 der Verordnung 
vom 20. 10. 1969). 

2. ABSCHNITT: ROHSTOFFE 
(AUSGANGSSTOFFE UND ERZE) 

I. BEGRIFFSBESTIMMUNG 

Art . 1 Abs. 1 c) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963 in 
Verbindung mit Art . 1 Abs. 2 
Besluit 29. 8. 1969 (Begriffsbe-
st immungs -B esluit). 

E r z e sind die durch eine Durchführungsverordnung 
bes t immten E r z e , aus denen spal tbare Stoffe gewon­
nen werden können. Nach Art. 1 Abs. 2 Besluit 
29. 8. 1969 gehören dazu: 
a) E r z e (ausgenommen Monazit), die nach dem Ge­

wicht berechnet mindestens l / l 0 vom Hundert 
Uran oder 3 vom Hundert Thorium enthalten; 

b) Monazit, das nach dem Gewicht berechnet min­
destens 1/10 vom Hundert Uran oder 10 vom 
Hundert Thor ium enthält. 

II. BESITZ D 

1. Grundsatz 
a) Art . 14 Abs. 1 Kernenergiewet 

21. 2. 1963 in Verbindung mit 
§3 Art. 4 Beslui t 8. 10. 1969 
(Besluit über die Regis t r ie rung 
von spal tbaren Stoffen und Erzen) . 

b) Art . 13 und 14 Abs. 1 Kern­
energiewet 21. 2. 1963 in Verbin­
dung mit § 4 Ar t . 7 - 9 Besluit 
8. 10. 1969 (Besluit über die Re ­
gis t r ie rung von spal tbaren Stof­
fen und Erzen) . 

a) Buchführungspflicht hinsichtlich des Bes i tzes 
von Erzen . 

b) Anzeigepflicht hinsichtl ich des Bes i tzes von 
E rzen zwecks Eintragung in das Regis te r : 
aa) Wer auf Grund einer ihm gemäß Art. 15 Kern­
energiewet er te i l ten Genehmigung E r z e für oder 
mit für die eigene Verwendung zur Erzeugung 
spa l tbare r Stoffe in seinem Besitz hat, ist ve r ­
pflichtet, spätes tens am 15. Tage nach Ablauf 
eines jeden Kalendermonats schriftl ich Anzeige 
zu ers ta t ten: 

Ï] F ü r den Besi tz bei der Lagerung im Zusammenhang mit der Beförderung von Erzen gelten 
die besonderen Beförderungsvorschr i f ten. 
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(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen ent­
scheidet die Königin ebenfalls auf Vorschlag 
der genannten zuständigen Minis ter im Ein­
vernehmen mit den ebenfalls zuständigen Mi­
n is te rn nach Anhörung des Zentra len Rats . 

Art . 
21. 2 

1 Abs. 
1963. 

2 Kernenergiewet Die Durchführungsverordnung ergeht als Königliche 
Verordnung auf Vorschlag des Minis te rs für Wir t ­
schaftliche Angelegenheiten und des Minis ters für 
Soziale Angelegenheiten und Volksgesundheit nach 
Zust immung der ebenfalls zuständigen Minis ter und 
nach Anhörung des Zentra len Rats . 

II. 
1. a) Art . 14 in Verbindung mit 

Art . 26 Abs. 1 b) Kernener ­
giewet 21. 2. 1963. 

b) Art.13 Abs. 3 Kernenergiewet 
21. 2. 1963; 
§ 2 Art . 2 und 3 Besluit 8. 10. 1969 
(Besluit über die Regis t r ie rung 
von spal tbaren Stoffen und Erzen) . 

Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Anzeige von 
spal tbaren Stoffen und Erzen) . 

a) Die Fä l l e , in denen eine Buchführungspflicht be -
. steht, werden durch eine Durchführungsverord­

nung bes t immt, die als Königliche Verordnung aus 
Vorschlag des Minis ters für Wirtschaftl iche Ange­
legenheiten nach Anhörung des Zent ra len Rats e r ­
geht. 

b) Der Minis ter für Wirtschaftl iche Angelegenheiten 
ist mit der Führung des Reg i s t e r s beauftragt. Un­
t e r bes t immten Voraussetzungen können Auskünf­
te aus dem Regis te r e r t e ü t werden. Ermächt igun 
des Min is te r s , wei tere Vorschrif ten über die Re­
gisterführung zu e r l assen . 
In der Minis ter ia lverordnung vom 5. 12. 1969 sind 
die näheren Vorschrif ten über die F o r m der An­
zeige und über die zu verwendenden F o r m u l a r e 
enthalten. 
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c) Art . 15 a) Kernenergiewet 
21 .2 . 1963. 

(1) Über die Art und Menge und über den durch­
schnittl ichen Uran- und Thoriumgehalt der E r z e , 
die e r am e r s ten und letzten Tage des Kalender­
monats in seinem Besitz gehabt hat; 
(2) Über die Art und Menge und über den durch­
schnittlichen Uran- und Thoriumgehalt sowie über 
die Herkunft und die Best immung der E r z e , die 
er im Laufe des Kalendermonats empfangen bzw. 
versandt hat; 
(3) Über die Veränderungen, die der Vorra t an 
Erzen in diesem Kalendermonat in anderer Weise 
als durch Empfang oder Versand erfahren hat. 

bb) Wer in anderen als den unter aa) genannten 
Fäl len auf Grund einer ihm gemäß Art. 15 Kern­
energiewet er te i l ten Genehmigung E r z e in seinem 
Besitz hat, ist verpflichtet, spätestens am 15. Ta ­
ge nach Ablauf eines jeden Kalendervier te l jahres 
schriftl iche Anzeige zu ers ta t ten: 
(1) Über die Art und Menge und über den durch­
schnittl ichen Uran-und Thoriumgehalt sowie über 
die Herkunft der E r z e , die e r im Laufe des Ka­
lenderv ier te l jahres empfangen hat, wobei die 
Zwecke anzugeben sind, für die sie bes t immt sind 
(2) Über die Art und Menge und über den durch­
schnittlichen Uran- und Thoriumgehalt der E r z e , 
die er am letzten Tage des Kalendervier te l jahres 
in seinem Besi tz gehabt hat. 

c) Genehmigungspflicht für den Besi tz von Erzen . 

d) Art . 22 Abs. 1 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

d) Wer ohne dazu berechtigt zu sein, E r z e in seinem 
Besi tz hat oder den Besi tz erlangt, ist zur sofor­
tigen Anzeige verpflichtet. 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) -
b) -
c) aa)Art. 21 Kernenergiewet 

21. 2. 1963. 
Art. 42 Beslui t 4. 9. 1969 
(Besluit über Kernanlagen, 
spal tbare Stoffe und Erze ) . 

a) -
b) -
c) aa) Ermächtigung) durch eine Durchführungsver­

ordnung von dem Verbot des Art. 15 Kernenerg ie ­
wet Befreiung zu er tei len. 
Das in Art. 15 a) Kernenergiewet enthaltene Ver ­
bot gilt nicht für den Besitz. 
(1) von Erzen , wenn sie in wasserdichten Metall­
fässe rn verpackt sind; 
(2) von nicht oder in andere r a ls unter (1) genann­
ten Weise verpackten Erzen , wenn die spezifische 
Aktivität der betreffenden E r z e nicht mehr als 
0, Ol Microcur ie je G r a m m beträgt . 
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c) A r t . 15 und 18 
K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963. 

d) A r t . 22 A b s . 1, 2, 3 und 4 
K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963. 

c) D ie G e n e h m i g u n g w i r d g e m e i n s a m vom. M i n i s t e r 
für W i r t s c h a f t l i c h e A n g e l e g e n h e i t e n und v o m Mini­
s t e r für S o z i a l e A n g e l e g e n h e i t e n und V o l k s g e s u n d ­
he i t e r t e i l t . 

d) A n z e i g e an den B ü r g e r m e i s t e r . B e n a c h r i c h t i g u n g 
e i n e s B e a m t e n n a c h A r t . 58 A b s . 1 K e r n e n e r g i e ­
wet d u r c h den B ü r g e r m e i s t e r . In B e s i t z n a h m e 
d e r E r z e d u r c h d i e s e n B e a m t e n . A b l i e f e r u n g b e i 
d e r S a m m e l s t e l l e . 

2. a) -

b) -
c) aa) A r t . 26 A b s . 1 c) 

in V e r b i n d u n g m i t A r t . 21 
K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963. 

A r t . 26 A b s . 2 
K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963. 

a) 

b) 

c) aa) D ie D u r c h f ü h r u n g s v o r s c h r i f t e n e r g e h e n d u r c h 
K ö n i g l i c h e n B e s l u i t auf V o r s c h l a g d e s M i n i s t e r s 
für W i r t s c h a f t l i c h e A n g e l e g e n h e i t e n und d e s M i n i ­
s t e r s für S o z i a l e A n g e l e g e n h e i t e n m i t Z u s t i m ­
m u n g d e r j e n i g e n M i n i s t e r , d e r e n Z u s t ä n d i g k e i t s ­
b e r e i c h b e r ü h r t w i r d , n a c h A n h ö r u n g d e s Z e n t r a ­
l e n R a t s . 

W e i t e r e D u r c h f ü r h u n g s v o r s c h r i f t e n zu den D u r c h 
f ü h r u n g s v e r o r d n u n g e n können von den z u s t ä n d i g e n 
M i n i s t e r n , d ie d a s V o r s c h l a g s r e c h t für E r l a ß d e r 
D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d n u n g e n b e s i t z e n , e r l a s s e n 
w e r d e n . 
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bb) Art . 75 Abs. 1 und 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) Ei mächtigung, zugunsten von wissenschaft­
lichen Err ichtungen oder im In te resse der Lan­
desverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von der 
Genehmigungspflicht des Art. 15 Kernenergiewet 
Fre i s te l lung zu gewähren (allgemeine F r e i s t e l ­
lung); 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 15 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu gewäh­
ren (Freis te l lung im Eizelfall). 

Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbunden, 
die im Hinblick auf die in oder auf Grund Art. 19 
Kernenergiewet bezeichneten Schutzzwecke e r ­
forderl ich sind. 

d) d) -

IL BESITZAUFGABE 

1. Grundsatz 
a) Art . 14 Abs. 1 

Kernenergiewet 21. 2. 1963. 
§ 3 Art . 4 Besluit 8. 10. 1969 
(Besluit über die Regis t r ie rung 
von spal tbaren Stoffen und Erzen) . 

1. a) Buchführungspflicht hinsichtlich de r Besitzauf­
gabe von Erzen. 

b) Art . 13 und 14 Abs. 1 Kernener ­
giewet 21. 2. 1963 in Verbindung 
mit § 5 Art . 7 und 8 Besluit 
8. 10. 1969 (Besluit über die Re ­
gis t r ie rung von spal tbaren Stoffen 
und Erze n). 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich der Besitzaufgabe 
zwecks Eintragung in das Regis te r (Vgl. dazu 
IL BESITZ, lb) , S. 14) 

c) Art . 15 a) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) Genehmigungspflicht für die Besitzaufgabe von 
Erzen . 
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bb) Art. 76 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen als 
Königliche Verordnung auf Vorschlag des jeweils 
zuständigen Minis te rs für Unterr icht , Kunst und 
Wissenschaft, für Landwirtschaft und F i s c h e r e i 
oder für Landesverteidigung im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach An­
hörung des Zent ra len Rats . 
(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen entschei­
det die Königin ebebfaHs auf Vorschlag der ge­
nannten zuständigen Minis ter im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach An­
hörung des Zent ra len Rats . 

d) d) -

III. 
1. a) Art . 14 in Verbindung mit a) 

Art . 26 Abs. 1 b) Kernenerg ie ­
wet 21. 2. 1963. 

b) Art . 13 Abs. 3 Kernenerg ie - b) 
wet in Verbindung mit § 2 
Art. 2 und 3 Besluit 8. 10. 1969 
(Besluit über die Regis t r ie rung 
von spal tbaren Stoffen und Erzen) . 

Beschikking 5. 12. 1969 (Beschikking 
über die Anzeige von spal tbaren Stof­
fen und Erzen) . 

c) Art . 15 und 18 Kernenergiewet c) 
21.2 . 1963 

Die FäUe, in denen eine Buchführungspflicht be­
steht werden durch eine Durchführungsverordnung 
bes t immt, die a ls Königliche Verordnung auf Vor­
schlag des Min is te r s für Wirtschaftl iche Angele­
genheiten nach Anhörung des Zent ra len Rats e r ­
geht. 

Der Minis ter für Wirtschaft l iche Angelegenhei­
ten ist mit Führung des Min is te r s beauftragt. Un­
t e r bes t immten Voraussetzungen können Auskünf­
te aus dem Regis te r er te i l t werden. Der Minis te r 
ist ermächt igt , wei tere Vorschrif ten über die 
Registerführung zu e r l a s sen . 
In der Minis ter ia lverordnung vom 5. 12. 1969 sind 
die näheren Vorschrif ten über die F o r m der An­
zeige und über die zu verwendenden F o r m u l a r e 
enthalten. 
Die Genehmigung wird gemeinsam von dem Mini­
s t e r für Wirtschaftl iche Angelegenheiten und von 
dem Minis ter für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit er te i l t . 
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Ausnahme von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) -
b) -
c) aa) Art . 21 Kernenergiewet 

21. 2. 1963. 

a) Keine Fre igrenzenregelung. 
b) Keine Fre igrenzenregelung. 
c) aa) Ermächtigung, durch eine Durchführungsver­

ordnung von dem Verbot des Art. 15 Kernenergie­
wet Befreiung zu ertei len. 

Art. 43 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über Kernanlagen, 
spal tbare Stoffe und Erze) . 

Das in Art. 15 a) Kernenergiewet enthaltene Ver­
bot gilt nicht für die Besitzaufgabe. 

(1) von Erzen , deren spezifische Aktivität nicht 
mehr als 0, 01 Mikrocurie beträgt ; 
(2)von Erzen , wenn dies durch Abgabe an eine 
Person , die auf Grund des Kernenergiewet be­
fugt ist, diese Stoffe zu befördern und die Stoffe 
für eine P e r s o n bes t immt sind, die auf Grund des 
niederländischen, des belgischen und des luxem­
burgischen Gesetzes befugt ist, diese Stoffe zu 
besi tzen, oder die für eine P e r s o n in einem an­
deren Staat als den Niederlanden, Belgien oder 
Luxemburg bes t immt sind; 
(3) von Erzen , die Abfallstoffe enthalten, durch 
Abgabe an einen von dem.Minister für Soziale 
Angelegenheiten und Volksgesundheit anerkannten 
Abfuhrdienst für radioaktive Abfallstoffe. 

bb) Art. 75 Abs. 1 und 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb)Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft l i­
chen Einrichtungen oder im In te resse der Landes­
verteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von der 
Genehmigungspflicht des Art. 15 Kernenergiewet 
Fre i s te l lung zu gewähren (allgemeine F r e i s t e l ­
lung ); 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 15 Kern­
energiewet auf Antrag Befreiung zu gewähren 
(Fre is te l lung im Einzelfall). 
Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbunden, 
die im Hinblick auf die in oder auf Grund Art. 19 
Kernenergiewet bezeichneten Schutzzwecke e r ­
forderl ich sind. 
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2. a) 
b) 
c) aa) Art . 26 Abs 1 c) in Ver ­

bindung mit Art . 21 Kernener­
giewet 21. 2. 1963. 

a) 
b) 
e) aa) Die Durchführungsvorschriften ergehen durch 

Königliche Verordnung auf Vorschlag des Mini­
s t e r s für Soziale Angelegenheiten und Volksge­
sundheit mit Zust immung der ebenfalls zuständi­
gen Minister nach Anhörung des Zentra len Rats . 

Art . 26 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963 Weitere Durchführungsvorschriften zu den Durch­

führungsverordnungen können von den .zuständi­
gen Ministern, die das Vorschlagsrecht für den 
Er l aß der Durchführungsverordnungen besi tzen, 
e r l a s sen werden. 

Art . 1 Beschikking 9. 4. 1970. Durch die Minis ter ia lverordnung vom 9. 4. 1970 
wurde das Forschungszen t rum Pet ten als Ab-
fahrdienst anerkannt. 

bb) Art . 76 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen als 
Königliche Verordnung auf Vorschlag des jeweils 
zuständigen Minis te rs für Unterr icht , Kunst und 
Wissenschaft, für Landwirtschaft und F i s c h e r e i , 
oder für Landesverteidigung im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach An­
hörung des Zentra len Rats . 
(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen entschei­
det die Königin ebenfalls auf Vorschlag der ge­
nannten zuständigen Minister im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach An­
hörung des Zent ra len Rats . 
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Art. 2 Abs. 1 
Besluit 20. 10. 1969 (Freis te l lungs-
besluit Landescérteidigung). 

Fre i s te l lung von der im Art. 15 Kernenergiewet 
enthaltenen Genehmigungspflicht hinsichtlich des 
Bes i tzes von Erzen , die bei den nie­
derländischen Streitkräften oder bei den Strei t ­
kräften eines verbündeten Staates verwendet wer­
den oder für die Verwendung bes t immt sind, 
(vgl. jedoch die für die freigestell ten Stoffe an­
wendbaren Vorschrif ten des Art. 2 Abs. 2 , 3 , 4 , 
5 und 6 der Verordnung vom 20. 10. 1969). 

IV. FESTSTELLUNG VON ERZEN IM BODEN 

1. Grundsatz 

Art . 14 Abs. 2 und Art. 13 
Kernenergiewet 21. 2. 1963 in 
Verbindung mit § 5 Art. 9 
Besluit 8. 10. 1969 (Besluit über 
die Regis t r ie rung von spal tbaren 
Stoffen und Erzen) . 

Anzeigepflicht hinsichtlich der Fes ts te l lung von 
E r z e n im Boden zwecks Eintragung in das Regis ter . 

2. Ausnahme von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

V. BEFÖRDERUNG 

Es besteht hinsichtlich der Anzeigepflicht keine 
Fre igrenzenrege lung . 

1. Grundsatz 

a) Art . 14 Abs. 1 Kernenergiewet 
21 .2 . 1963. 

a) Buchführungspflicht für die Beförderung von 
E rzen nach Maßgabe der Vorschrif ten einer 
Durchführungsverordnung. Von d ieser Ermächt i ­
gung ist b isher noch kein Gebrauch gemacht wor­
den. 

b) Art . 14 Abs. 1 in Verbindung 
mit Art 13 Kernenergiewet 
21.2 . 1963. 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich der Beförderung von 
E rzen zwecks Eintragung in das Regis ter nach 
Maßgabe einer Durchführungsverordnung. Von 
d ieser Ermächtigung ist b isher kein Gebrauch 
gemacht worden. 

c) Art . 15 a) Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

c) Genehmigungspflicht für die Beförderung und für 
den Besi tz bei der Lagerung im Zusammenhang 
mit der Beförderung von Erzen . 
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IV. 
1. A r t . 13 A b s . 3 

K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963; 
§ 5 A r t . 9 a) B e s l u i t 8. 10. 1969 
( B e s l u i t ü b e r d ie R e g i s t r i e r u n g 
s p a l t b a r e r Stoffe und E r z e ) . 

l . D e r M i n i s t e r für W i r t s c h a f t l i c h e A n g e l e g e n h e i t e n 
i s t m i t d e r F ü h r u n g d e s R e g i s t e r s b e a u f t r a g t . 
Sch r i f t l i che A n z e i g e ü b e r d ie F e s t s t e l l u n g von E r ­
zen im Boden b e i d e m M i n i s t e r für W i r t s c h a f t l i c h e 
A n g e l e g e n h e i t e n . 

2. 

V. 
1. a) A r t . 14 A b s . 1 in V e r b i n d u n g a) 

m i t A r t . 26 A b s . 1 b) K e r n e n e r ­
g iewet 2 1 . 2. 1963. 

b) A r t . 14 A b s . 1 in V e r b i n d u n g b) 
m i t A r t . 13 und A r t . 26 A b s . l b ) 
K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963. 

D ie F ä l l e , in d e n e n e ine Buchführungsp f l i ch t b e ­
s t e h t , k ö n n e n d u r c h e ine D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d ­
nung b e s t i m m t w e r d e n , d ie a l s Kön ig l i che V e r ­
o r d n u n g auf V o r s c h l a g d e s M i n i s t e r s für W i r t ­
s cha f t l i che A n g e l e g e n h e i t e n nach A n h ö r u n g d e s 
Z e n t r a l e n R a t s e r g e h t . 

D ie Anze igep f l i ch t kann d u r c h e ine Durch füh rungs ­
v e r o r d n u n g v o r g e s c h r i e b e n w e r d e n , d ie a l s K ö ­
n i g l i c h e V e r o r d n u n g auf V o r s c h l a g d e s M i n i s t e r s 
für W i r t s c h a f t l i c h e A n g e l e g e n h e i t e n n a c h A n h ö ­
r u n g d e s Z e n t r a l e n R a t s e r g e h t . 

c) A r t . 15 und 18 K e r n e n e r g i e w e t c) 
2 1 . 2 . 1963. 

Die G e n e h m i g u n g w i r d g e m e i n s a m v o m M i n i s t e r 
für W i r t s c h a f t l i c h e A n g e l e g e n h e i t e n und v o m M i ­
n i s t e r für S o z i a l e A n g e l e g e n h e i t e n und 
V o l k s g e s u n d h e i t m i t Z u s t i m m u n g d e r eben fa l l s 
z u s t ä n d i g e n M i n i s t e r e r t e i l t . 
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(Freigrenzenregelung) 
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a) -
b) -
c) aa) Art . 21 Kernenergiewet 

21. 2. 1963. 

Art . 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, Erzen 
und radioaktiven Stoffen). 

a) Keine Fre igrenzenregelung. 
b) Keine Fre igrenzenregelung. 
c) aa) Ermächtigung, durch eine Durchführungsver­

ordnung von der Genehmigungspflicht des Art. 
15 a) Kernenergiewet Fre i s te l lung zu gewähren. 
Fre i s te l lung von der Genehmigungspflicht des 
Art. 15 a) Kernenergiewet besteht für die Beför­
derung folgender Stoffe, sofern es sich dabei um 
E r z e handelt: 
(1) Thorium; 
(2) Stoffe, die sich in einem Versandstück im 
Sinne der Randnummer 456 Abs. 2 des VSG be­
finden; 
(3) Stoffe, die unter Ziffer 3 der Randnummer 
451 des \^SG fallen, die sich in einem Versand­
stück der nuklearen Sicherhei tsklasse I oder II 
im Sinne der Randnummer 456 Abs. 4 des VSG 
befinden; 
(4) Stoffe, die unter Ziffer 4 der Randnummer 
451 des VSG fallen, die sich in einem Versand­
stück der nuklearen Sicherhei tsklasse I oder II 
im Sinne der Randnummer 456 Abs. 5 des VSG 
befinden, sofern das Muster des Versandstücks 
den in Randnummer 450 Abs. 4 des VSG geste l l ­
ten Anforderungen genügt und sofern für die Sen­
dung von der zuständigen Behörde eines anderen 
gemäß Art. 2 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 bes t imm­
ten Landes eine Genehmigung ertei l t ist und die 
mit einer solchen Genehmigung verbundenen Vor­
schriften oder Bedingungen erfüllt werden; 

(5) Stoffe, die unter Ziffer 4 der Randnummer 
451 des VSG fallen, die sich in einem Versand­
stück der nuklearen Sicherhei tsklasse I oder II 
im Sinne der Randnummer 456 Abs. 5 des VSG 
befinden, und Stoffe, die unter Ziffer 3 oder 4 den 
Randnummer 451 des VSG fallen und sich in ei­
nem Versandstück der nuklearen Sicherhei tsklas­
se III im Sinne der Randnummer 456 Abs. 5 des 
VSG befinden, unter der Voraussetzung, 

daß in einer von dem Minister für Soziale An­
gelegenheiten und Volksgesundheit im Einverneh­
men mit dem Minister für Verkehr und W a s s e r ­
wirtschaft er te i l ten Bescheinigung über die Ge­
nehmigung oder Anerkennung des Musters des 
Versandstücks im Sinne der Randnummer 455 
Abs. 7 b) und 456 Abs. 11c) iii) des VSG keine 
besonderen Vorschrif tsmaßnahmen vorgeschr ie ­
ben sind; 
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2. a) 
b) 
c) aa) Art. 26 Abs 1 c) in Ver ­

bindung mit Art . 21 Kernener­
giewet 21. 2. 1963. 

Art . 2 6 Abs. 2 Kernener­
giewet 21. 2. 1963. 

a) 
b) 
e) aa) Die Durchführungsvorschriften ergehen durch 

Königliche Verordnung auf Vorschlag des Mini­
s t e r s für Wirtschaftl iche Angelegenheiten und 
und des Minis ters für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit mit Zust immung der eben­
falls zuständigen Minis ter nach Anhörung des 
Zentra len Rats . 
Weitere Durchführungsvorschriften zu den Durch-
führungsverodnungen können von den zuständigen 
Minister , die das Vorschlagsrecht für den E r ­
laß der Durchführungsverordnungen besi tzen, e r ­
lassen werden. 

Art . 2 Abs. 2 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die 
Beförderung von spal tbaren 
Stoffen, E r z e n und radioakti­
ven Stoffen). 

Art . 1 Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Best immung 
von Ländern) . 

Best immung der Länder durch Verordnung des 
Minis ters für Wirtschaftl iche Angelegenheiten 
sowie des Minis ters für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit im Einvernehmen mit dem 
Minister für Verkehr und Wasserwir tschaf t durch 
Verordnung,die im Staatscourant veröffentlicht 
wird. In diese List können nur Länder aufgenom­
men werden, die die einschlägigen Empfehlungen 
über die Beförderung radioakt iver Stoffe der In­
ternat ionalen Atomenergie-Organisat ion beach­
ten. 

Die Minis ter ia lverordnung enthält eine Aufzäh­
lung der Länder. 
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daß für die Sendung von der zuständigen Be­
hörde eines anderen gemäß Art. 2 Abs. 2 
Besluit 4. 9. 1969 bes t immten Landes eine Geneh­
migung ertei l t ist; 

daß die mit einer solchen Genehmigung ve r ­
bundenen Vorschrif ten oder Bedingungen beachtet 
werden. 

(6) Stoffe, die unter Ziffer 5 oder 6 der Rand­
nummer 451 VSG fallen. 

bb) Art. 8 Abs. 1 und 2 
Besluit 4. 9. 1969 (Besluit über 
die Beförderung von spal tbaren 
Stoffen, E r z e n und radioaktiven 
Stoffen). 

Art. 8 Abs. 3 Beslui t 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, E rzen 
und radioaktiven Stoffen). 

cc) Art . 11 in Verbindung mit 
Art. 8 Abs. 1 und 2 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stoffen, 
Erzen und radioaktiven Stoffen). 

Art. 11 in Verbindung mit Art. 8 
Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 (Besluit 
über die Beförderung von spalt­
baren Stoffen, E r z e n und rad io­
aktiven Stoffen) 

dd) Art. 14 in Verbindung mit 
Art. 8 Abs. 1 und 2 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stoffen, 
Erzen und radioaktiven Stoffen). 

1) Internatfonales Übereinkommen 
(Trb. 1963, Nr. 63, p. 1 en 79) . 

bb) Sondervorschrif ten für die Beförderung mit 
der Eisenbahn: 
Die Befreiung von der Genehmigungspflicht ge­
mäß Art. 15 a) Kernenergiewet auf Grund des 
Art. 2 Besluit 4. 9. 1969 befreit nicht auch von 
der Einhaltung der einschlägigen Vorschriften 
der VSG. F e r n e r müssen alle Maßnahmen getrof­
fen werden, daß eine Bestrahlung oder Verun­
reinigung so weit wie möglich verhindert wird. 
Von der Einhaltung der Vorschriften der VSG 
kann jedoch Fre i s t e l lung gewährt werden. Eine 
solche Fre i s t e l lung kann mit Einschränkung ge­
währt werden. Mit einer Fre i s te l lung können be­
sondere Vorschrif ten verbunden werden (Bedin­
gungen und Auflagen). 
cc) Sondervorschrif ten für die Beförderung auf 
dem Landwege in anderer Weise als mit der 
Eisenbahn: 
Die Befreiung von der Genehmigungspflicht ge­
mäß Art. 15 a) Kernenergiewet auf Grund des 
Art. 2 Besluit 4. 9. 1969 befreit nicht von der 
Einhaltung der einschlägigen Vorschrif ten des 
VLG. Es müssen auch in diesen Fäl len alle Maß­
nahmen getroffen werden, daß eine Bestrahlung 
oder Verunreinigung so weit wie möglich verhin­
der t wird. 
Von der Einhaltung der Vorschriften der VLG 
kann Fre i s te l lung gewährt werden. Eine solche 
Fre i s te l lung kann mit Einschränkungen gewährt 
werden. Mit e iner Fre i s te l lung können Vor­
schriften verbunden werden (Bedingungen und 
Auflagen). 

dd) Sondervorschrif ten für die Beförderung auf 
dem Wasserwege: 
In Fäl len, in denen die Beförderung auf dem Was­
serwege von der Genehmigungspflicht des Art. 
15 a) Kernenergiewet freigestell t ist : 
(1) sind die \?Orschriften der VBG zu beachten 
(hinsichtlich der Anwendung der VBG werden 
den Länder , die dem Internationalen Überein­
kommen über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) ' 
angeschlossen sind, diejenigen Länder gleichge­
s t e l l t , die nicht Ver t ragss taa ten der C TM s ind , 
aber gemäß Art . 2 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 

über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 25. 2. 1961. 
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Art. 1 Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Best immung 
von Ländern) , 

Die Minis ter ia lverordnung enthält die Bes t im­
mung der Länder . 

bb) Art. 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

bb) Über die Fre i s te l lung entscheidet der Mini­
s te r für Soziale Angelegenheiten und Volksge­
sundheit im Einvernehmen mit dem Minister für 
Verkehr und Wasserwir tschaft . 

cc) cc) 

Art . 11 in Verbindung mit Art. 8 
Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 (Besluit 
über die Beförderung von spal tbaren 
Stoffen, E rzen und radioaktiven 
Stoffen). 

Über die Fre i s te l lung entscheidet der Minis ter 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund­
heit im Einvernehmen mit dem Minister für Ver­
kehr und Wasserwir tschaf t . 

dd) dd) 

Art. 1 Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Bes t im­
mung von Ländern). 

Die Minis ter ia lverordnung enthält die Bes t im­
mung der einzelnen Länder . 
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gesondert bes t immt worden sind); 
(2) sind alle Maßnahmen zu treffen, daß eine Be­
strahlung und Verunreinigung so weit wie möglich 
verhinder t wird. 

Art. 14 in Verbindung mit 
Art . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
Stoffen, E r z e n und radioaktiven 
Stoffen). 

ee) Art . 19 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, E rzen 
und radioaktiven Stoffen). 

Von den Vorschrif ten der VBG kann Fre is te l lung 
gewährt werden. Eine solche Fre is te l lung kann 
mit Einschränkungen gewährt werden. Mit einer 
Fre i s te l lung können Vorschriften verbunden wer­
den (Bedingungen und Auflagen). 

ee) Sondervorschriften für die Beförderung von 
Erzen durch Flugzeuge: 
Unterliegt die Beförderung von Erzen in einem 
Flugzeug auf Grund der Verordnung vom 4. 9. 1969 
nicht der Genehmigungspflicht gemäß Art. 15 a) 
Kernenergiewet , so ist jedoch Tei l 2 der Regeln 
über die Beförderung radioaktiver Stoffe der 
Empfehlungen der International Air Transpor t 
Association, 11. Ausgabe des IATA-Dokuments: 
"IATA-Regulations, Relating to the Car r iage 
of Res t r ic ted Ar t ic les by Air" zu beachten, mit 
der Maßgabe, 
(1) daß für die Anwendung dieser Regelung,was 
die Niederlande angeht, als zuständige Behörde 
der Minister für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit bes t immt wird, der im Einver­
nehmen mit dem Minister für Verkehr und Was­
serwir tschaf t entscheidet; 

Art . 19 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Art . 19 Abs. 3 in Verbindung 
mit Art . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, Erzen und radio­
aktiven Stoffen) 

(2) daß anstel le einer auf Grund der LATA-Regeln 
für das Muster von Verpackungen verlangten Ge­
nehmigung durch die zuständige Behörde, eines 
oder, m e h r e r e r dar in bes t immte r Länder eine Ge ­
nehmigung er forder l ich ist, die 
er te i l t wird entweder von dem Minister für So­
ziale Angelegenheiten und Volksgesundheit im 
Einvernehmen mit dem Minister für Verkehr und 
Wasserwir tschaf t oder von der zuständigen Be­
hörde eines anderen Landes, das unter Anwen­
dung von Art. 2 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 be ­
s t immt wird und das von der Beförderung be ­
rühr t wird oder in dem das Muster entworfen ist. 

Bei dem Besitz von Erzen bei der Lagerung im 
Zusammenhang mit der Beförderung in einem 
Flugzeug muß,falls auf Grund der Verordnung 
vom 4. 9. 1969 das in Art. 15 a) Kernenergiewet 
enthaltene Verbot nicht gilt, die Vorschrift der 
Randnummer 470 VSG beachtet werden. Außer­
dem sind alle Maßnahmen zu treffen, damit eine 
Bestrahlung oder Verunreinigung so weit wie 
möglich verhinder t wird. 

Fre is te l lungen in Einzelfällen von den in Art. 19 
Abs. lund 2 der Verordnung vom 4. 9. 1969 ge­
nannten Vorschrif ten können durch den Minister 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund-
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Art. 14 in Verbindung mit 
Art . 8 Abs. 3 Beslui t 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, E rzen 
und radioaktiven Stoffen). 

Über die Fre is te l lung entscheidet der Minister 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund­
heit im Einvernehmen mit dem Minister für Ver­
kehr und Wasserwir tschaf t . 

ee) ee) 

Art. IS Abs. 1 a) Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die 
Beförderung von spal tbaren 
Stoffen, E rzen und radioakti­
ven Stoffen). 

Zuständige Behörde: Minister für Soziale Ange­
legenheiten und Volksgesundheit im Einverneh­
men mit dem Minister für Verkehr und W a s s e r ­
wirtschaft. 

Art. 19 Abs. 1 b) Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stoffen 
Erzen und radioaktiven Stoffen). 
Art . 1 Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Best immung 
von Ländern) . 

Zuständige Behörde: Minister für Soziale Ange­
legenheiten und Volksgesundheit im Einverneh­
men mit dem Minister für Verkehr und Wasse r 
Wirtschaft oder die zuständige Behörde eines 
Landes, das in der Minis ter ia lverordnung vom 
5. 12. 1969 bes t immt ist. 



406 — 

ff) Art . 75 Abs. 1 und 2 Kern­
energiewet 21. 2. 1963. 

heit im Einvernehmen mit dem Minister für Ver ­
kehr und Wasser\virtschaft gewährt werden, Die 
Fre i s te l lung kann mit Einschränkungen gewährt 
werden. Mit einer Fre i s te l lung können Vorschrif­
ten verbunden werden (Bedingungen und Auflagen). 

ff) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft­
lichen Einrichtungen oder im In te resse der Lan­
desverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von der 
Genehmigungspflicht des Art. 15 Kernenergiewet 
Fre i s te l lung zu gewähren (allgemeine F r e i s t e l ­
lung); 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 15 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu gewäh­
ren (Freis te l lung im Einzelfall). 

Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbunden, 
die im Hinblick auf die in oder auf Grund Art. 19 
Kernenergiewet bezeichneten Schutzzwecke e r ­
forderl ich sind. 

Art . 2 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver ­
teidigung). 

F re i s te l lung von der in Art. 15 Kernenergiewet 
enthaltenen Genehmigungspflicht hinsichtlich der 
Beförderung von Erzen , die bei den niederländi­
schen Streitkräften oder bei den Streitkräften 
eines verbündeten Staates verwendet werden oder 
für die Verwendung bes t immt sind (vgl. jedoch 
die für die freigestel l ten Stoffe anwendbaren Vor­
schriften des Art. 2 Abs. 2, 3, 4, 5 und 6 der 
Verordnung vom 20. 10. 1969). 

71. EINFUHR UND AUSFUHR 1) 

1. Grundsatz 
a) Art . 14 Abs. 1 

Kernenergiewet 21. 2. 1963. 
a) Buchführungspflicht hinsichtlich der Einfuhr und 

Ausfuhr von E rzen nach Maßgabe der Vorschrif­
ten einer Durchführungsverordnung. Von d ieser 
Ermächtigung ist b isher noch kein Gebrauch ge­
macht worden. 

b) Art . 14 Abs. 1 in Verbindung 
mit Art . 13 Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich der Einfuhr und Aus­
fuhr zwecks Eintragung in das Regis ter nach Maß­
gabe einer Durchführungsverordnung. Von d ieser 
Ermächt igung ist b isher noch kein Gebrauch ge­
macht worden. 

T) Nach dem niederländischen Atomenergierecht gelten als Personen , die E r z e ein- oder aus ­
führen, auch diejenigen Personen, die d iese Stoffe durch andere e in - oder ausführen 
lassen . 
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Art. 19 Abs. 3 in Verbindung 
mit Art . 8 Abs. 3 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stoffen, 
E r z e n und radioaktiven Stoffen). 

Über die Fre i s te l lung entscheidet der Minister für 
Soziale Angelegenheiten und Volksgesundheit im 
Einvernehmen mit dem Minister für Verkehr und 
Wasserwir tschaf t . 

ff) Art . 76 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

ff) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen als 
Königliche Verordnung auf Vorschlag des jeweils 
zuständigen Minis ters für Unterr icht , Kunst und 
Wissenschaft, für Landwirtschaft und F i s c h e r e i 
oder für Landesverteidigung im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach 
Anhörung des Zent ra len Rats . 

(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen entschei­
det die Königin ebenfalls auf Vorschlag der ge­
nannten zuständigen Minis ter im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach An­
hörung des Zentra len Rats . 

VI. 

1. a) Art . 14 Abs. 1 in Verbin­ a) 
dung mit Art. 26 Abs. 1 b) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

b) Art . 14 Abs. 1 in Verbindung b) 
mit Art . 13 und Art. 26 Abs.; 1 b) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

Die Fä l le , in denen eine Buchführungspflicht be ­
steht, können durch eine Durchführungsverord­
nung bes t immt werden, die als Königliche Ver ­
ordnung auf Vorschlag des Minis ters für Wir t ­
schaftliche Angelegenheiten nach Anhörung des 
Zentra len Rats ergeht. 

Die Anzeigepflicht kann durch eine Durchführungs­
verordnung vorgeschr ieben werden, die als Kö­
nigliche Verordnung auf Vorschlag des Min is te r s 
für Wirt'schaftliche Angelegenheiten nach Anhö­
rung des Zentra len Rats ergeht. 
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c) Art . 15 a) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) Genehmigungspflicht für die Einfuhr und Aus­
fuhr von Erzen. 

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) ­

b) ­

c) aa) Art . 21. 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

Art . 23 Abs, 1 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be ­
förderung von spal tbaren Stof­
fen, E rzen und radioaktiven 
Stoffen). 

Art . 23 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Art . 26 Abs. 1 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, Erzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Art . 26 Abs. 4 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Art. 26 Abs. 5 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

a) ­

b) ­

c) aa) Ermächtigung» durch eine Durchführungsver­
ordnung von dem Verbot des Art. 15 Kernener ­
giewet Befreiung zu ertei len. 

Das in Art. 15 a) Kernenergiewet enthaltene V e r ­
bot gilt nicht für die Ausfuhr und Einfuhr von 
Erzen zum Zwecke der Erfüllung einer Beför­
derungsvereinbarung. 

Das in Art. 15 a) Kernenergiewet enthaltene Ver­
bot gilt nicht für Einfuhr von Erzen aus einem 
anderen Grunde als zum Zwecke der Erfüllung 
einer Β eförderungsver einbar ung. 

Die Einfuhr von Erzen aus einem anderen Grun­
de als zu Z\vecke der Erfüllung einer Beförde­
rungsvereinbarung ist, wenn dafür auf Grund der 
Verordnung vom 4. 9. 1969 das in Art. 15 a) 
Kernenergiewet enthaltene Verbot nicht gilt, nur 
zulässig , wenn die E r z e für eine Pe r son be­
s t immt sind, die auf Grund des niederländischen 
belgischen oder luxemburgischen Rechts befugt 
ist, s ie in Besi tz zu haben, oder aber für eine 
P e r s o n in einem anderen Lande als den Nieder­
landen, Belgien oder Luxemburg. 

Wer in einem Fa l l , in dem auf Grund der Ver­
ordnung vom 4. 9. 1969 das in Art. 15 a) Kern­
energiewet enthaltene Verbot nicht gilt, E r z e 
einführen läßt, ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
daß die für die Beförderung geltenden Vorschrif­
ten hinsichtlich der Verpackung und der anzu­
bringenden Aufschriften und Gefahrzettel erfüllt 
werden 

Von den Vorschrif ten des Art. 26 Abs. 1, 2, 3 
und 4 der Verordnung vom 4. 9. 1969 kann in 
Einzelfällen Fre i s te l lung gewährt werden. Eine 
solche Fre i s te l lung kann unter Einschränkung 
gewährt werden. Mit einer Fre i s te l lung können 
Vorschrif ten verbunden werden (Bedingungen 
und Auflagen). 
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c) Art . 15 und 18 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) Die Genehmigung wird gemeinsam von dem Mini­
s te r für Wirtschaftl iche Angelegenheiten und vom 
Minister für Soziale Angelegenheiten und Volks-
gesundheit mit Zust immung der ebenfalls zu­
ständigen Minister er tei l t . 

a) -
b) -
c) aa) Art . 26 Abs. 

bindung mit Art . 
wet 21. 2. 1963. 

1 c) in Ver -
21 Kernenergie-

Art . 26 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

a) -
b) -
c) aa) Die Durchführungsvorschriften ergehen durch 

Königliche Verordnung auf Vorschlag des Mini­
s t e r s für Wirtschaftliche Angelegenheiten und 
des Minis ters für Soziale Angelegenheiten mit 
Zust immung der ebenfalls zuständigen Minister 
nach Anhörung des Zentra len Rats . 
Weitere Durchführungsvorschriften zu den Durch­
führungsverordnungen können von den zuständi­
gen Ministern, die das Vorschlagsrecht für den 
Er l aß der Durchführungsverordnungen besitzen, 
e r l a s sen werden. 

Art . 26 Abs. 5 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Über die Fre i s te l lung entscheidet der Minis ter 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund­
heit. 
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bb) Art . 75 Abs. 1 und 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft­
lichen Einrichtungen oder im In te resse der Lan­
desverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von der 
Genehmigungspflicht des Art. 15 Kernenergiewet 
Fre i s te l lung zu gewähren (allgemeine F r e i s t e l ­
lung); 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 15 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (Freis te l lung im Einzelfall). 

Mit einer solchen Fre is teHung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbunden, 
die im Hinblick auf die in oder auf Grund Art . 19 
Kernenergiewet bezeichneten Schutzzwecke e r ­
forderl ich sind. 

Art . 2 Abs. 1 
Besluit 20. 10. 1969 (F re i s t e l -
lungsbesluit Landesverteidigung). 

F re i s t e l lung von der in Art. 15 Kernenergiewet 
enthaltenen Genehmigungspflicht hinsichtlich der 
Ein- und Ausfuhr von Erzen , die bei den nie­
derländischen Streitkräften oder bei den Stre i t ­
kräften eines verbündeten Staates verwendet wer­
den oder für die Verwendung bes t immt sind. 
(Vgl. jedoch die für die freigestel l ten Stoffe an­
wendbaren Vorschrif ten des Art. 2 Abs. 2, 3, 4, 
5 und 6 der Verordnung vom 20. 10. 1969). 

3. ABSCHNITT: RADIOAKTIVE STOFFE 

I. BEGRIFFSBESTIMMUNG 

Art. 1 Abs. 1 d) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

Radioaktive Stoffe sind Material ien, die ionis ierende 
Strahlen aussenden, sowie Stoffe und Gegenstände, 
die solche Mater ia l ien enthalten, mit Ausnahme von 
spal tbaren Stoffen und Erzen . 
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bb) Art . 76 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen als 
Königliche Verordnung auf Vorschlag des jeweils 
zuständigen Minis ters für Unterr icht , Kunst und 
Wissenschaft , für Landwirtschaft und F i s c h e r e i 
oder für Landesverteidigung im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach 
Anhörung des Zent ra len Rats . 
(2) Über die Befreiungen in EinzelfäUen ent­
scheidet die Königin ebenfalls auf Vorschlag der 
genannten zuständigen Minister im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach An­
hörung des Zentra len Ra t s . 
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IL BESITZ i ) 

1. Grundsatz 

a) Art . 28 Kernenergiewet 21. 2. 1963; 
Art . 38 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

b) Art . 27 und 28 Kernenergiewet 
21. 2. 1963; Art . 38 Abs. 1 
Besluit 10. 9. 1969 (Besluit über 
radioaktive Stoffe). 
Art . 33 Abs. 1 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

a) 

b) 

2) hinsichtlich des Bes i tzes Buchführungspflicht 
radioakt iver Stoffe. 

2) 
Anzeigepflicht ' hinsichtlich des Bes i tzes rad io­
aktiver Stoffe zwecks Eintragung in das Regis ter 

Anzeigepflicht bei Erlangung des Bes i tzes an ra­
dioaktiven Stoffen, ohne zum Besitz berechtigt 
zu sein. 

c) Art . 29 Abs. 1 Kernenergiewet 
21. 2. 1963; Art . 9 ff. Besluit 
10. 9. 1969 (Besluit über radioak­
tive Stoffe); 

c) Genehmigungspflicht hinsichtlich des Bes i tzes 
radioakt iver Stoffe. 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe); 
Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969. 

a) Fre is teUung von der Buchführungspflicht in Ein­
zelfällen; 
Fre i s te l lung von der Buchführungspflicht in Son­
derfällen. 

b) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe); 
Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969. 

Art . 33 Abs. 
21. 2. 1963. 

1 Kernenergiewet 

b) Fre i s te l lung von der Buchführungspflicht in Ein­
zelfällen; 
Fre is teUung von der Buchführungspflicht in Son­
derfällen. 
Keine Fre i s t e l lung hinsichtl ich der Bes i tze r lan­
gung, ohne zum Besi tz berechtigt zu sein. 

1) Nach dem niederländischen Atomenergierecht finden auf den Besi tz von radioaktiven Stof­
fen bei der Lagerung im Zusammenhang mit der Beförderung die besonderen Vorschrif ten 
über die Beförderung radioakt iver Stoffe, nicht über den Besi tz d ieser Stoffe, Anwendung 
(vgl. z. B. Art . 3 Besluit 10. 9. 1969 (Besluit über radioaktive Stoffe) und Kap. II Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Beförderung von spal tbaren Stoffen, Erzen und radioaktiven 
Stoffen) ). 

2) Keine Buchführungs-und Anzeigepfl icht bes teh t für radioaktive Stoffe, die sich an Bord 
eines ausländischen Schiffes befinden (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 Besluit 10. 9. 1969 (Besluit 
über radioaktive Stoffe) ). 
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ILI . a) Art . 39 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

b) Art . 27 Kernenergiewet 21. 2. 1963; 
Art . 2 - 4 Besluit 16. 10. 1969 (Bes­
luit über die Regis t r ie rung radioak­
t iver Stoffe). 
Beschikking 2. 12. 1969 (Beschikking 
über die Einrichtung des Reg i s t e r s für 
radioaktive Stoffe). 
Art. 40 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Art . 33 Abs. 1 und 2 Kernenerg ie ­
wet 21 .2 . 1963. 

c) Art. 29 Abs. 1 , Art . 30 Kernener ­
giewet 21. 2. 1963. Art . 9 ff. Besluit 
10. 9. 1969 (Besluit über radioaktive 
Stoffe). 

a) Nähere Ausführungsvorschriften über die Buch­
führung. Der Direktor des zuständigen Waren­
prüfungsamts hat die Art der Einrichtung der 
Buchführung zu genehmigen. 

b) Registerführung in jedem der Bezi rke gemäß 
Art . 2 Warenwet bei den Bürge rme i s t e rn und 
Stadträten der Gemeinden bzw. bei den Prov in -
z ia lausschüssen der Provinzen, in denen ein auf 
Grund des Art. 33 Warenwet anerkanntes P r o -
vinzialprüfungsarnt besteht. EventueU Auskunft­
ertei lung aus dem Regis ter . 
Anzeige nach Ablauf eines jeden Kalendermonats 
an den Direktor des zuständigen War enprüf ungs -
amts nach Mustern, die vom Minister für So­
ziale Angelegenheiten und Volksgesundheit ge­
nehmigt werden. 
Sofortige Anzeige an den B ü r g e r m e i s t e r der Ge­
meinde. Weiterleitung an einen Beamten gemäß 
Art . 58 Abs. 1 Kernenergiewet . 

c) Über die Ertei lung der Genehmigung entscheidet 
.der Minis ter für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit mit Zust immung der ebenfaHs 
zuständigen Minis ter . 

2. a) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 a) 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Art . 43 Abs. 1 Besluit lO. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

b) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 b) 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Der für den Bezi rk zuständige Inspektor für die 
Volksgesundheit, dem die Aufsicht über Umwelt -
hygiene obliegt, entscheidet über die F r e i s t e l l u n g 
in Einzelfällen. 
Über die Fre i s te l lung in Sonderfällen entscheidet 
der Minis ter für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit. 
Der für den Bezirk zuständige Inspektor für die 
Volksgesundheit, dem die Aufsicht über die Um­
welthygiene obliegt, entscheidet über die F r e i ­
stellung in EinzelfäUen. 
Über die Fre i s te l lung in Sonderfällen entschei­
det der Minister für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit. 
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c) aa) Art . 6 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Art. 6 Abs. 5 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe); 
Beschikking 14. 11. 1969 (Klassi­
fizierung der Radiotoxizität). 

c) aa) Die Genehmigungspflicht des Art. 29 Abs. 1 
Kernenergiewet gilt nicht für folgende radio­
aktive Stoffe: 
(1) Radioaktive Stoffe, deren Aktivität weniger 
al.s_ 0,002 Mikrocur iegramm beträgt; 
(2) Rubidium - 87, Samarium - 147, Rhenium-
187, Indium - 115 und Neodym - 144; 
(3) Radioaktive Stoffe, die zusammen als eine 
Strahlenquelle angesehen werden können, fal Is 
die Aktivität ger inger ist als 
- bei Nukliden sehr hoher Radiotoxizität: 

0, 1 Mikrocur ie ; 
- bei Nukliden hoher Radiotoxizität: 

1 Mikrocurie; 
- bei Nukliden mi t t l e r e r Radiotoxizi tät : 

10 Mikrocurie . 
- bei Nukliden niedr iger Radiotoxizität: 

100 Mikrocur ie . 
Nähere Vorschrif ten über die Klassif izierung 
der einzelnen Radionuklide hinsichtlich ih re r 
Radiotoxizität. 

bb) Art. 75 Abs. 1 und 2 Kern­
energiewet 21. 2. 1963. 

(4) Alle radioaktiven Stoffe, die nur deswegen 
als radioaktive Stoffe angesehen werden , weil 
in ihnen natürl iches Thorium enthalten ist, 
wenn die Menge des natürl ichen Thor iums 
höchstens 100 g beträgt; 
(5) Radioaktive Stoffe, die sich in einem. Gerät 
befinden, dessen Typ von dem Minister für So­
ziale Angelegenheiten und Volksgesundheit zu­
gelassen wurde, wobei das Exposit ionstempo 
des Gerä t s ger inger ist als 0, 1 Mikroröntgen 
je Stunde auf 0 , 1 m Abstand von jedem Ort der 
Oberfläche des Gerä t s . 

bb) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft­
l ichen Einrichtungen oder im In te resse der 
Landesverteidigung, 

(1) durch eine Durchführungsverordnung von 
der Genehmigungspflicht des Art. 29 Kernener­
giewet Fre i s te l lung zu gewähren (allgemeine 
Fre is te l lung) ; 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 29 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (Freis te l lung im Einzelfall). 

Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbunden 
die im Hinblick auf die in oder auf Grund 
Art . 19 Kernenergiewet bezeichneten Schutz­
zwecke er forder l ich sind. 
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c) aa) c) aa) 

Art . 6 Abs. 5 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 
Beschikking 14. 11. 1969 
(Beschikking über die Klass i f i ­
zierung der Radiotoxizität 1969). 

Der Minis ter für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit ist ermächtigt , nähere Vor­
schriften über die Klassif izierung der Radio­
nuklide hinsichtlich ih re r Radiotoxizität zu er­
lassen . Eine entsprechende Minis te r ia lver ­
ordnung ist am 14. 11. 1969 e r l a s sen worden. 

Art . 6 Abs. 4 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Über die Typenzulassung entscheidet der Mi­
n is te r für Soziale Angelegenheiten und Volks-
gesundheit. 

bb) Art . 76 Abs. 2 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

bb) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen 
als Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
jeweils zuständigen Minis te r s für Unterr icht , 
Kunst und Wissenschaft, für Landwirtschaft 
und F i s c h e r e i oder für Landesverteidigung im 
Einvernehmen mit den ebenfalls zuständigen 
Minis tern nach Anhörung des Zent ra len Rats . 
(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen ent­
scheidet die Königin ebenfalls auf Vorschlag der 
genannten zuständigen Minis ter im Einverneh -
men mit den ebenfalls zuständigen Minis tern 
nach Anhörung des Zentra len Ra t s . 
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Art. 3 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis teUungsbeslui t Landesver te i ­
digung). 

Art. 10 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landes­
verteidigung). 

Fre i s teHung von der in Art. 29 Kernenergiewet 
enthaltenen Genehmigungspflicht hinsichtlich 
des Bes i t zes von radioaktiven Stoffen, die bei 
den niederländischen Streitkräften oder bei den 
Strei tkräften eines verbündeten Staates verwen­
det werden oder für die Verwendung best immt 
sind und bezüglich deren auf Grund der ent­
sprechenden mi l i tä r i schen Vorschrif ten Ge­
heimhaltung erforder l ich ist. (Vgl. jedoch die für 
die freigestel l ten Stoffe verwendbaren Vor­
schriften des Art. 3 Abs. 2, 3 und 4 der Ver­
ordnung vom 20. 10. 1969). 

Befreiung in Sonderfällen von den für freige­
stel l te Stoffe anwendbaren Vorschrif ten gemäß 
Art . 3 Abs. 2 und 4 der Verordnung vom 
20. 10. 1969 freigesteUten Stoffe. 

III. BESITZAUFGABE 

1. Grundsatz 

a) Art . 28 Kernenergiewet 
21. 2. 1963; Art . 38 Abs. 1 
Beslui 10. 9. 1969 (Besluit 
über radioaktive Stoffe). 

b) Art . 27 und 28 Kernenergiewet 
21. 2. 1963; Art . 38 Abs. 1 
Beslui 10. 9. 1969 (Besluit über 
radioaktive Stoffe). 

a) Buchführungspflicht ' hinsichtlich der Besitz­
aufgabe von radioaktiven Stoffen. 

b) Anzeigepilicht hinsichtlich der Besitzaufga­
be von radioaktiven Stoffen zwecks Ein t ra ­
gung in das Regis ter . 

c) Art . 29 Abs. 1 Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

c) Genehmigungspflicht hinsichtlich der Besitz­
aufgabe von radioaktiven Stoffen. 

1) Keine Buchführungs- und Anzeigepflicht besteht für die Besitzaufgabe von radioaktiven 
Stoffen, die sich an Bord einesSchiffes unter ausländischer Flagge befinden ( Art. 38 
Abs. 1, Satz 2, Besluit 10. 9. 1969 (Besluit über radioaktive Stoffe) ). 
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A r t . 10 B e s l u i t 20. 10. 1969 
( F r e i s t e l l u n g s b e s l u i t L a n d e s ­
v e r t e i d i g u n g ) . 

Ü b e r d ie B e f r e i u n g in Sonde r f ä l l en e n t s c h e i ­
de t d e r M i n i s t e r für L a n d e s v e r t e i d i g u n g . 

II . 1. a) A r t . 39 B e s l u i t 10. 9. 1969 
(Bes lu i t ü b e r r a d i o a k t i v e Stoffe). 

a) N ä h e r e A u s f ü h r u n g s v o r s c h r i f t e n ü b e r d ie 
Buchführung . D e r D i r e k t o r d e s z u s t ä n d i g e n 
W a r e n p r ü f u n g s a m t s hat d ie A r t d e r E i n r i c h ­
tung d e r Buch füh rung zu g e n e h m i g e n . 

b) A r t . 27 K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963 b) 
A r t . 2 -4 B e s l u i t 16. 10. 1969 
(Bes lu i t ü b e r d i e R e g i s t r i e r u n g r a ­
d i o a k t i v e r Stoffe). 

A r t . 40 A b s . 1 B e s l u i t l O . 9. 1969 
(Bes lu i t ü b e r r a d i o a k t i v e Stoffe). 

R e g i s t e r f ü h r u n g in j e d e m d e r B e z i r k e g e m ä ß 
A r t . 2 W a r e n w e t b e i den B ü r g e r m e i s t e r n und 
S t a d t r ä t e n d e r G e m e i n d e n bzw. b e i den P r o v i n -
z i a l a u s s c h ü s s e n d e r P r o v i n z e n , in denen e in 
auf G r u n d d e s A r t . 33 W a r e n w e t a n e r k a n n t e s 
P r o v i n z i a l p r ü f u n g s a m t b e s t e h t . E v e n t u e l A u s ­
k u n f t e r t e i l u n g a u s d e m R e g i s t e r . 

A n z e i g e nach Ablauf e i n e s j eden K a l e n d e r m o ­
n a t s an den D i r e k t o r d e s z u s t ä n d i g e n W a r e n ­
p r ü f u n g s a m t s n a c h M u s t e r n , d ie vom M i n i s t e r 
für S o z i a l e A n g e l e g e n h e i t e n und V o l k s g e s u n d ­
he i t g e n e h m i g t w e r d e n . 

c) A r t . 29 A b s . 1 A r t . 30 
K e r n e n e r g i e w e t 2 1 . 2. 1963. 
A r t . 9 ff, B e s l u i t 10. 9. 1969 
( B e s l u i t ü b e r r a d i o a k t i v e Stoffe). 

c) D e r M i n i s t e r für S o z i a l e A n g e l e g e n h e i t e n und 
V o l k s g e s u n d h e i t e n t s c h e i d e t ü b e r d ie E r t e i l u n g 
d e r G e n e h m i g u n g m i t Z u s t i m m u n g d e r e b e n ­
fa l l s z u s t ä n d i g e n M i n i s t e r . 
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2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

a) Fre i s teUung von der Buchführungspflicht in 
Einzelfällen. 

Art. 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969. F re i s t e l lung von der Buchführ ungs pf licht in 
Sonderfällen. 

b) Art . 38 Abs. 2Bes lu i t lO . 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

b) F re i s t e l lung von der Anzeigepflicht in Einzel­
fällen. 

Art. 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969. F re i s t e l lung von der Anzeigepflicht in Sonder­
fällen. 

c) aa) Art . 7Bes lu i t 10. 9. 1969 c) 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

aa) Die Genehmigungspflicht gemäß Art. 29 
Abs. 1 Kernenergiewet gilt nicht für die Be­
sitzaufgabe der folgenden radioaktiven Stoffe: 
(1) Radioaktive Stoffe, deren Aktivität ger inger 
ist a ls 0,002 Mikrocur ie je Gramm; 
(2) Rubidium - 87, Samarium - 147, Rhenium-
187, Indium - 115 und Neodym - 144 sowie 
natür l iches Kalium; 
(3) hinsichtlich der unter (1) und (2) genannten 
radioaktiven Stoffe gelten Sondervorschriften 
für die Abgabe an die Luft und für die Ablei­
tung in das Wasse r . Eine Fre i s te l lung von der 
Genehmigungspflicht besteht nur, 
(a)wenn bei der Abgabe in die Luft die Konzen­
t ra t ion der radioaktiven Stoffe beim Ver lassen 
des Ableitungskanals ger inger ist als 1 P ico­
cur ie je Kubikmeter für Alphastrahlung aus­
sendende radioaktive Stoffe oder 100 P icocur ie 
je Kubikmeter für Betast rahlung und Gamma­
strahlung aussendende radioaktive Stoffe; 
(b) wenn bei Ableitung in das Wasse r von Stof­
fen, die nur wegen des Vorhandenseins von n a ­
tür l ichem Thorium als radioaktive Stoffe an­
zusehen sind, deren Konzentration beim Ver­
lassen des Ableitungskanals ger inger ist a ls 
1000 P icocur ie (entsprechend 9 Mil l igramm 
natür l ichem Thorium) je Li te r ; 
(c) wenn bei Ableitung in das Wasse r von ande­
ren als den unter (b) genannten radioaktiven 
Stoffen die Konzentration beim Ver lassen des 
Ableitungskanals ger inger ist a ls 10 P icocur ie 
je L i t e r von Alphastrahlung aussendenden r a ­
dioaktiven Stoffen und 300 Picocur ie je L i t e r 
für Betas t rahiung und Gammastrahlung aussen 
denden radioaktiven Stoffen und wenn in vier 
aufeinanderfolgenden Wochen nicht mehr als 
0, 3 bzw. 10 Mikrocur ie angeleitet werden. 
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2. a) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 a) 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Der für den Bezirk zuständige Inspektor für d ie 
Volksgesundheit, dem die Aufsicht über die 
Welthygiene obliegt, entscheidet über die F r e i ­
stellung in Einzelfällen. 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969. 

b) Art. 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Über die Fre i s te l lung in SonderfälUen en t sche i ­
det der Minister für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit. 

b) Der für den Bezirk zuständige Inspektor für die 
Volksgesundheit, dem die Aufsicht über die 
Umwelthygiene obliegt, entscheidet über die 
Freis te l lunf in Einzelfällen. 

Art. 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Über die Fre i s te l lung in Sonderfällen en t sche i ­
det der Minis ter für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit. 

c) aa) c) aa) 
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(4) Radioaktive Stoffe, die zusammen als eine 
Strahlenquelle anzusehen sind und deren Akti­
vität ger inger ist als 
(a)bei Nukliden sehr hoher Radiotoxizität: 
0,-1 Mikrocurie; 
(b) bei Nukliden hoher Radiotoxizität: 
1 Mikrocur ie ; 
(c) bei Nukliden mi t t l e r e r Radiotoxizität: 
10 Mikrocurie; 
(d)bei Nukliden niedr iger Radiotoxizität: 
100 Mikrocur ie 

Von dem Minis ter für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit werden nähere Vor­
schriften über die Klassif izierung der Radio­
nuklide hinsichtlich ih re r Radiotoxizität e r l a s ­
sen. ' 

(5) Radioaktive Stoffe, die nur wegen des Vor­
handenseins von natürl ichem Thorium als r a ­
dioaktive Stoffe anzusehen sind, wenn die Men­
ge höchstens 100 g natürl iches Thorium be­
t rägt ; 
(6) Radioaktive Stoffe, die sich in einem Gerät 
befinden, dessen Typ von dem Minister für 
Soziale Angelegenheiten und Volksgesundheit 
zugelassen worden ist, sofern es sich bei der 
Besitzaufgabe um Abgabe an einen Drit ten han­
delt. 

(7) Die Besitzaufgabe von radioaktiven Stoffen 
in andere r Weise als durch Ableitung oder in 
andere r Weise als durch Abgabe an einen Dr i t ­
ten, wenn die radioaktiven Stoffe sich in einem 
Gerä t befinden, dessen Typ von dem Minister 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund­
heit zugelassen worden ist und der Minister 
bei der Typenzulassung die Fre i s te l lung von 
der Genehmigungspflicht besonders festgesteUt 
hat. 
(8) Die Besitzaufgabe von radioaktiven Stoffen 
in andere r a ls unter (4), (5), (6) und (7) 
genannten Weise, wenn die Besitzaufgabe durch 
Abgabe an einer P e r s o n erfolgt, die auf Grund 
des Gese tzes befugt ist, die Stoffe herzuste l len 
zu besi tzen oder anzuwenden, oder an eine 
P e r s o n , die auf Grund des Gesetzes befugt ist , 
d iese Stoffe zu befördern und die Stoffe, die 
für eine P e r s o n bes t immt sind, die auf Grund 
des niederländischen, belgischen oder luxem­
burgischen Rechts befugt ist , d iese Stoffe h e r ­
zustel len, zu bes i tzen oder anzuwenden, oder 
für eine P e r s o n in einem a n d e r e m Land als 
den Niederlanden, Belgien oder Luxemburg. 
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Art. 7 Abs. 3 a) in Verbindung 
mit Art . 6 Abs. 2 und 5 Besluit 
10. 9. 1969 (Besluit über radioak­
tive Stoffe). 
Beschikking 14. 11. 1969(Klassi-
fizierung Radiotoxizität 1969). 

Der Minis ter für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit erläßt die Vorschriften über 
die Klassif izierung der Radionuklide hinsicht­
l ich ih re r Radiotoxizität. Eine entsprechende 
Minis ter ia lverordnung ist am 14. 11. 1969 
e r l a s sen worden. 1) 

Art . 7 Abs. 3 c) und Abs. 4 in 
Verbindung mit Art . 6 Abs. 4 
Besluit 10. 9. 1969 (Besluit über 
radioaktive Stoffe). 

Der Minis ter für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit entscheidet über die Typen­
zulassung und über die Fre i s te l lung von der Ge­
nehmigungspflicht bei der Besitzaufgabe von 
radioaktiven Stoffen, die sich in dem betref­
fenden Gerät befinden. 
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(9) Die Besitzaufgane von radioaktiven Abfall-
stof /en durch Abgabe an einen von den Mini­
s te rn für Soziale Angelegenheiten und Volksge­
sundheit anerkannten Abfuhrdienst für radio­
aktive Abfallstoffe. 

Art . 20 Abs. 2 b) in Verbindung 
mit Art . 7 Abs. 3 d) und e) 
Besluit 10. 9. 1969 (Besluit über 
radioaktive Stoffe). 

In den unter (7) und (8) genannten Fä l len sind 
t ro tz der Fre i s te l lung von der Genehmigungs­
pflicht die Vorschrif ten der Art. 21 ff. der Ver­
ordnung vom 10. 9. 1969 zu beachten. 

bb)Art . 75 Abs. 1 und 2 Kernener­
giewet 21. 2. 1963. 

bb) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft­
lichen Einrichtungen oder im In te resse der 
Landesverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung vonder 
Genehmigungspflicht des Art. 29 Kernenerg ie ­
wet Fre i s te l lung zu gewähren (allgemeine F r e i ­
stellung); 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 29 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (Freis te l lung im Einzelfall). 

Mit einer solchen Fre is te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbun­
den, · die im Hinblick auf die in oder auf Grund 
Art . 19 Kernenergiewet bezeichneten Schutz­
zwecke er forder l ich sind. 

Art . 3 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver ­
teidigung). 

Fre i s te l lung von der in Art. 29 Kernenerg ie ­
wet enthaltenen Genehmigungspflicht hinsieht -
l ichder Besitzaufgabe von radioaktiven Stoffen, 
die bei den niederändischen Streitkräften oder 
bei den Strei tkräften eines verbündeten Staates 
verwendet werden oder für Verwendung be­
s t immt sind und bezüglich deren auf Grund der 
entsprechenden mi l i tä r i schen Vorschrif ten Ge­
heimhaltung erforder l ich ist. (Vgl. jedoch die 
für die f reigestel l ten Stoffe anwendbaren Vor­
schriften des Art . 3 Abs. 2, 3 und 4 der Ver ­
ordnung vom 20. 10. 1969). 

Art . 10 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver­
teidigung). 

Befreiung in SonderfälUen v o n d e n für freige­
stel l te Stoffe anwendbaren Vorschrif ten gemäß 
Art. 3 Abs. 2 und 4 der Verordnung vom 
20. 10. 1969. 
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Art . 1 Beschikking 9. 4. 1970 Durch die Minis ter ia lverordnung vom 9. 4. 1970 
wurde das Forschungszent rum in Pet ten der 
Stiftung Reactor Centrum Nederland als Abfuhr­
dienst anerkannt. 

bb) Art . 76 Abs. 2 Kernenergie­
wet 21 .2 . 1963. 

bb) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen 
als Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
jeweils zuständigen Minis ters für Unterr icht , 
Kunst und Wissenschaft, für Landwirtschaft 
und F i s c h e r e i oder für Landesverteidigung im 
Einvernehmen mit den ebenfaUs zuständigen 
Minis tern nach Anhörung des Zentra len Rats . 
(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen ent­
scheidet die Königin ebenfalls auf Vorschlag 
der genannten zuständigen Minis ter im Ein­
vernehmen mit den ebenfalls zuständigen Mi­
n i s te rn nach Anhörung des Zentra len Rats . 

Art . 10 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landes­
verteidigung). 

Über die Befreiung in Sonderfällen entschei­
det der Minis ter für Landesverteidigung. 
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IV. HERSTELLUNG 

1. Grundsatz 

a) Art . 28 Kernenergiewet 21. 2. 1963; a) Buchführungspflicht ' hinsichtlich der Her-
Art . 38 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 Stellung radioakt iver Stoffe. 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

b) Art . 27 und 28 Kernenergiewet 
21. 2. 1963; Art . 38 Abs. 1 Besluit 
10. 9. 1969 (Besluit über radioaktive 
Stoffe). 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich der Herstel lung 
radioakt iver Stoffe. 

c) Art . 29 Abs. 1 Kernenergiewet 
21. 2. 1963. Art . 9 ff. Besluit 
10. 9. 1969 (Besluit über rad io­
aktive Stoffe). 

c) Genehmigungspflicht ' hinsichtlich der He 
Stellung radioakt iver Stoffe. 

r -

2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe); 

a) Fre i s te l lung von der Buchführungspflicht in 
Einzelfällen; 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 

b) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

F re i s te l lung von der Buchführungspflicht in 
Sonderfällen. 

b) Fre i s te l lung von der Buchführungspflicht in 
Einzelfällen. 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 Fre i s te l lung von der Buchführungspflicht in 
Sonderfällen. 

c) aa) Art . 6 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

c) aa) Die Genehmigungspflicht des Art. 29 Abs. 1 
Kernenergiewet gilt nicht für folgende radioak­
tive Stoffe: 

l ) Eine Buc^führungs-, Anzeige- und Genehmigungspflicht bes teh t nicht für rad ioakt ive 
Stoffe, die sich an Bord eines ausländischen Schiffes befinden (Art. 8 und Art. 3 8 
Abs. 1 Satz 2 Besluit 10. 9. 1969 (Besluit über radioaktive Stoffe) ). 
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IVI . a) Art . 39 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

a) Nähere Ausführungsvorschriften über die Buch­
führung. Der Direktor des zuständigen Waren­
prüfungsamtes hat die Art der Einrichtung der 
Buchführung zu genehmigen. 

b) Art . 27 Kernenergiewet 21. 2. 1963; 
Art . 2 bis 4 Besluit 16. 10. 1969 
(Besluit über die Regis t r ierung r a ­
dioaktiver Stoffe); Beschikking 
2. 12. 1969 (Beschikking über die 
Einrichtung des Regis te rs für radio 
aktive Stoffe). 
Art.1 40 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

b) Registerführung in jedem der Bezi rke gemäß 
Art. 2 Warenwet bei den Bürge rme i s t e rn und 
Stadträten der Gemeinden bzw. bei den P r o -
vinzialausschüssen der Provinzen, in denen 
ein auf Grund des Art. 33 Warenwet anerkann­
t e s Provinzialprüfungsamt besteht . Eventuell 
Auskunfterteilung aus dem Regis ter . 
Anzeige nach Ablauf eines jeden Kalendermo-
nats an den Direktor des zuständigen Waren­
prüfungsamts nach Mustern, die vom Minister 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund­
heit genehmigt werden. 

c) Art . 29 Abs. 1 Art. 30 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) Über die Ertei lung der Genehmigung entschei­
det der Minister für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit mit Zust immung der eben­
falls zuständigen Minister . 

2. a) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

b) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

a) Der für den Bezirk zuständige Inspektor für 
die Volksgesundhiet, dem die Aufsicht über 
die Umwelthygiene obliegt, entscheidet über 
die Fre is teUung in Einzelfällen. 

Über die Fre i s te l lung in Sonderfällen entschei­
det der Minis ter für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit. 

b) Der für den Bezirk zustündige Inspektor für die 
Volksgesundheit entscheidet über die F r e i s t e l ­
lung in Einzelfällen. 
Über die Fre i s te l lung in Sonderfällen entschei­
det der Minister für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit. 

c) c) 
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bb)Art. 75 Abs. 
energiewet 21.2. 

1 und 2 Kern-
1963. 

(1) radioaktive Stoffe, deren Ak ivität weniger 
a ls 0,002 Midrocurie je Gramm beträgt; 

147, Rhenium-
- 144; 

(2) Rubidium 
187, Indium -

87, Samarium -
115 und Neodym 

(3) radioaktive Stoffe, die zusammen als eine 
Strahlenquelle angesehen werden können, falls 
die Aktivität ger inger ist a ls : 
(á) bei Nukliden sehr hoher Toxizität: 
0, 1 Mikrocurie; 
(b) bei Nukliden hoher Radiotoxizität: 
1 Mikrocurie; 
(c) bei Nukliden mi t t l e re r Toxizität: 
10 Mikrocurie 
(d) bei Nukliden niedr iger Toxizität: 
100 Midrocurie . 
Ermächtigung, nähere Vorschriften über die 
Klassif izierung der einzelnen Radionuklide 
hinsichtlich ih re r Radiotoxizität durch Be­
schikking zu e r lassen . 

(4) Alle radioaktiven Stoffe, die nur deswegen 
als radioaktive Stoffe angesehen werden, weil 
in ihnen natür l iches Thorium enthalten ist, 
wenn die Menge des natürl ichen Thor iums 
höchstens 100 Gramm beträgt; 
(5) radioaktive Stoffe, die sich in einem Gerät 
befinden, dessen Typ von dem Minister für 
Soziale Angelegenheiten und Volksgesundheit 
zugelassen wurde, wobei dessen Expositions -
tempo ger inger ist als 0, 1 Milliröntgen je 
Stunde auf 0, 1 m Abstand von jedem Ort der 
Oberfläche des Gerä t s . 

bb) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft­
l ichen Einrichtungen oder im In te resse der 
Landesverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von 
der Genehmigungspflicht des Art. 29 Kernener­
giewet Fre i s te l lung zu gewähren (allgemeine 
Fre is te l lung) ; 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 29 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (Freis te l lung im EinzelfaU). 

Mit e iner solchen Fre i s te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbun­
den, die im Hinblick auf die in oder auf Grund 
Art . 19 Kernenergiewet bezeichneten Schutz­
zwecke erforder l ich sind. 
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Art. 6 Abs. 5 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Beschikking 14. 11. 1969 (Klassi­
fizierung Radiotoxizität 1969). *) 

Der Minister für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit erläßt die Vorschrif ten über 
die Klassif izierung der Radionuklide hinsicht­
lich ih re r Radiotoxizität. 
Die Klassif izierung der Radiotoxizität findet 
sich in der Minister ialverordnung.vom 
14. 11. 1969. Sie entspricht im wesentl ichen 
den Eura tom-Grundnormen in der Fassung 
vom 27. 10. 1966. 

Art . 6 Abs. 4 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Über die Typenzulassung entscheidet der Mi­
n is te r für Soziale Angelegenheiten und Volks­
gesundheit 

bb) Art . 76 Abs. 2 und 2 Kernener - bb) 
giewet 21. 2. 1963. 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen 
als Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
jeweils zuständigen Minis ters für Unterr icht , 
Kunst und Wissenschaft, für Landwirtschaft 
und F i s c h e r e i oder für Landesverteidigung im 
Einvernehmen mit den ebenfalls zuständigen 
Minis tern nach Anhörung des Zentra len Rats . 

(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen ent­
scheidet die Königin ebenfalls auf Vorschlag 
der genannten zuständigen Minis ter im Ein­
vernehmen mit den ebenfalls zuständigen Mini­
s t e rn nach Anhörung des Zent ra len Rats . 



428 

Art. 3 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver te i ­
digung). 

Art . 10 Besluit 20. 10. 1969 
(Freistel lungbeslui t Landesver ­
teidigung). 

F re i s te l lung von der in Art. 29 Kernenergie­
wet enthaltenen Genehmigungspflicht hinsicht­
lich der Herstel lung von radioaktiven Stoffen, 
die bei den niederländischen Streitkräften oder 
bei den Streitkräften eines verbündeten Staates 
verwendet werden oder für die Verwendung be­
s t immt sind und bezüglich deren auf Grund der 
entsprechenden mi l i tä r ischen Vorschriften Ge­
heimhaltung erforder l ich ist. (Vgl. jedoch die 
für die freigestel l ten Stoffe anwendbaren Vor­
schriften des Art. 3 Abs. 2, 3 und 4 der Ver ­
ordnung vom 20. 10. 1969). 

Befreiung in Sonderfällen von den für freige­
stell te Stoffe anwendbaren Vorschriften gemäß 
Art . 3 Abs. 2 und 4 der Verordnung vom 
20. 10. 1969 freigestel l ten Stoffe. 

V. VERWENDUNG 

1. Grundsatz 

a) Art . 28 Kernenergiewet 21. 2. 1963; 
Art . 38 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

a) Buchführungspflicht ' hinsichtlich der Verwen­
dung radioakt iver Stoffe. 

b) Art . 27 und 28 Kernenergiewet 
21. 2. 1963; Art . 38 Abs. 1 Besluit 
10. 9. 1969(Besluit über radioaktive 
Stoffe). 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich der Verwendung 
radioakt iver Stoffe zwecks Eintragung in das 
Regis te r . 

c) Art . 29 Abs. 1 Kernenergiewet 
21. 2. 1963; Art . 9 ff. Besluit 
10. 9. 1969 (Besluit über radio­
aktive Stoffe). 

c) Genehmigungspflicht ' hinsichtlich der Ver­
wendung radioakt iver Stoffe. 

1) Eine Buchführungs-, Anzeige- und Genehmigungspflicht besteht nicht für radioaktive 
¿ t o f f e , die sich an Bord e ines ausländischen Schiffes befinden (Ar t . 8 und Art . 38 
Abs. 1 Satz 2 Besluit 10. 9. 1969 (Besluit über radioaktive Stoffe) ). 
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Art. 10 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landes­
verteidigung). 

Über die Befreiung in Sonderfällen entschei­
det der Minis ter für Landesverteidigung. 

V . l . a) Art . 39 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

b) Art . 27 Kernenergiewet 21. 2. 1963 
Art. 2 bis 4 Besluit 16. 10. 1969 
(Besluit über die Regis t r ierung 
radioakt iver Stoffe). 
Beschikking 2. 12. 1969 (Beschikking 
über die Einrichtung des Reg i s t e r s 
für radioaktive Stoffe). 

Art . 40 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

a) Nähere Ausführungsvorschriften über die 
Buchführung. Der Direktor des zuständigen 
Warenprüfungsamts hat die Art der Einr ich­
tung der Buchführung zu genehmigen. 

b) Regis ter iührung in jedem der Bezi rke gemäß 
Art. · 2 Warenwet bei den .Bürgermeis t e rn und 
Stadträten der Gemeinden bzw. bei den P r o -
vinzia lausschüssen der Provinzen, in denen 
ein auf Grund des Art. 33 Warenwet anerkann­
t e s Provinzialprüfungsamt besteht . Eventuell 
Auskunfterteilung aus dem Regis te r . 

Anzeige nach Ablauf eines jeden Kalendermo­
nats an den Direktor des zuständigen Waren­
prüfungsamts nach Mustern, die vom Minister 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund­
heit genehmigt werden. 

c) Art . 29 Abs. 1 Art . 30 Kernenergie-c) Über die Ertei lung einer Genehmigung entschei-
wet 21. 2. 1963. det der Minis ter für Soziale Angelegenheiten 
Art . 9 ff. Bes lu i t 10. 9. 1969 (Besluit und Volksgesundheit mit Zust immung der eben-
über radioaktive Stoffe). faUs zuständigen Minister . 
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2. Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

a) F re i s te l lung von der Buchführungspflicht in 
Einzelfällen; 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 Fre is teUung von der Buchführungspflicht in 
Sonderfällen. 

b) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

b) Fre i s te l lung von Anzeigepflicht in Einzelfällen. 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969. Fre i s te l lung von der Anzeigepflicht in Sonder­
fällen. 

c) aa) Art . 6 Beslui t 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

c) aa) Die Genehmigungspflicht des Art . 29 Abs. 1 
Kernenergiewet gilt nicht für folgende radio -
aktive Stoffe: 
(1) radioaktive Stoffe, deren Aktivität weniger 
a ls 0, 002 Mikrocur ie je G r a m m beträgt ; 
(2) Rubidium - 87, Samarium - 147, Rhenium -
187, Indium - 115 und Neodym - 144; 
(3) radioaktive Stoffe, die zusammen als eine 
Strahlenquelle angesehen werden können, falls 
die Aktivität ger inger ist a ls : 
(a) bei Nukliden sehr hoher Toxizität: 0, 1 Mikro­
cur ie ; 
(b) bei Nukliden hoher Radiotoxizität: 
1 Mikrocurie; 
(c) bei Nukliden mi t t l e r e r Radiotoxizität: 
10 Mikrocur ie ; 
(d) bei Nukliden niedr iger Radiotoxizität: 
100 Mikrocurie . 
Ermächt igung, nähere Vorschriften über die 
Klassif izierung der einzelnen Radionuklide hin­
sichtlich ih re r Radiotoxizität durch Minis ter ia l ­
verordnung zu e r lassen . 

(4) AUe radioaktiven Stoffe, die nur deswegen 
als radioaktive Stoffe angesehen werden, weü 
in ihnen natür l iches Thorium enthalten ist , 
wenn die Menge des natürl ichen Thor iums 
höchstens 100 G r a m m beträgt ; 
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a) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969. 

b) Art . 38 Abs. 2 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Art . 43 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969. 

c) aa) 

a) Der für den Bezirk zuständige Inspektor für die 
Volksgesundheit, dem die Aufsicht über die Um­
welthygiene obliegt, entscheidet über die F r e i ­
steUung in Einzelfällen. 
Über die Fre i s te l lung in Sonderfällen entschei­
det der Minis ter für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit. 

b) Der für den Bezirk zuständige Inspektor für die 
Volksgesundheit, dem die Aufsicht über die 
Umwelthygiene obliegt, entscheidet über die 
Fre i s te l lung in Einzelfäl len. 
Über die Fre i s te l lung in Sonderfällen entschei­
det der Minister für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit. 

c) aa) 

Art . 6 Abs. 5 Besluit 10. 9. 1969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Beschikking 14. 11. 1969 (Klassi­
fizierung Radiotoxizität 1969).1) 

Der Minis ter für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit ist ermächt igt , nähere Vor­
schriften über die Klassif iz ierung der Radio­
nuklide hinsichtlich ih re r Radiotoxizität zu 
e r l a s sen . 
Die Klassif izierung der Radiotoxizität ist in 
der Minis ter ia lverordnung vom 14. 11. 1969 
enthalten. Sie entspricht im wesentlichen den 
Eura tom-Grundnormen in der Fassung vom 
27. 10. 1969. 
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bb) Art . 75 Abs. 1 und 2 Kernener­
giewet 21. 2. 1963. 

(5) radioaktive Stoffe, die sich in einem Gerät 
befinden, dessen Typ von dem Minister für 
Soziale Angelegenheiten und Volksgesundheit 
zugelassen wurde, wobei das Expositionstempo 
ger inger ist als 0, 1 Milliröntgen je Stunde auf 
0 , 1 m Abstand von jedem Ort der Oberfläche 
des Gerä t s . 

bb) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft­
l ichen Einrichtungen oder im In te resse der 
Landesverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von 
der Genehmigungspflicht des Art. 29 Kernener ­
giewet Fre i s te l lung zu gewähren (allgemeine 
Fre is te l lung) ; 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 29 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu ge­
währen (Freis te l lung im Einzelfall). 

Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befreiung 
werden die Bedingungen und Auflagen verbunden 
die im Hinblick auf die in oder auf Grund Art . 19 
Kernenergiewet bezeichneten Schutzzwecke e r ­
forderl ich sind. 

Art . 3 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver ­
teidigung). 

Art . 10 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver ­
teidigung). 

Fre i s te l lung von der in Art . 29 Kernenerg ie ­
wet enthaltenen Genehmigungspflicht hinsicht­
l ich der Verwendung von radioaktiven Stoffen, 
die bei den niederländischen Streitkräften oder 
bei den Strei tkräften eines verbündeten Staates 
verwendet werden oder für die Verwendung be­
s t immt sind und bezüglich deren auf Grund der 
entsprechenden mi l i tä r i schen Vorschrif ten Ge­
heimhaltung erforder l ich ist. (Vgl. jedoch die 
für die freigestel l ten Stoffe anwendbaren Vor­
schriften des Art. 3 Abs. 2, 3 und 4 der Ver ­
ordnung vom 20. 10. 1969). 
Befreiung in Sonderfällen von den für freige-
steUte Stoffe anwendbaren Vorschriften gemäß 
Art . 3 Abs. 2 und 4 der Verordnung vom 
20. 10. 1969 freigestel l ten Stoffe. 
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Art. 5 Abs. 4 Besluit 10. 9. Γ969 
(Besluit über radioaktive Stoffe). 

Über die Typenzulassung entscheidet der Mi­
n i s t e r für Soziale Angelegenheiten und Volks­
gesundheit. 

bb) Art . 76 Abs. 
wet 21 .2 . 1963. 

2 Kernenergie­ bb) 

(1) Die Durchführungsverordnungen ergehen als 
Königliche Verordnung auf Vorschlag des je ­
w e ü s zuständigen Minis te rs für Unterr icht , 
Kunst und Wissenschaft, für Landwirtschaft 
und F i s c h e r e i oder für Landesverteidigung 
im Einvernehmen mit den ebenfalls zuständi­
gen Minis tern nach Anhörung des Zentra len 
Ra t s . 
(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen ent­
scheidet die Königin ebenfalls auf Vorschlag 
dér genannten zuständigen Minis ter im Einver­
nehmen mit den ebenfalls zuständigen Ministern 
nach Anhörung des Zentra len Rats . 

Art . 10 Besluit 20. 10. 1969' 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver­
teidigung). 

Über die Befreiung in Sonderfällen entscheidet 
der Minis ter für Landesverteidigung. 
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1. Grundsatz 

a) Art . 28 Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

a) Buchführungspflicht für die Beförderung von 
radioaktiven Stoffen nach Maßgabe der Vor­
schriften einer Durchführungsverordnung. Von 
d iese r Ermächtigung ist b isher noch kein Ge­
brauch gemacht worden. 

b) Art . 28 in Verbindung mit Art. 27 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

b) Anzeigepflicht hinsichtlich der Beförderung 
von radioaktiven Stoffen zwecks Eintragung 
in das Regis te r nach Maßgabe einer Durch­
führungsverordnung. Von d ieser Ermächtigung 
ist b i sher kein Gebrauch gemacht worden. 

c) Art . 29 Abs. 1 Kernenergiewet 
21. 2. 1963; Art. 5 Abs. 1 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Beförde 
rung von spal tbaren Stoffen). 

c) Genehmigungspflicht für die Beförderung 
und für den Besi tz bei der Lagerung im Zu­
sammenhang mit der Beförderung von radio­
aktiven Stoffen. 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) a) Bisher keine Fre igrenzenregelung. 

b) -

c) aa) Art . 5 Abs. 1 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stoffen, 
E rzen und radioaktiven Stoffen). 

b) Bisher keine Fre igrenzenregelung. 

c) aa) Die Genehmigungspflicht gemäß Art. 29 
Abs. 1 Kernenergiewet für die Beförderung 
und für den Besi tz bei der Lagerung im Zu­
sammenhang mit der Beförderung gilt nur, 
wenn es sich um radioaktive Stoffe im Sinne 
der Bemerkung 1 der Randnummer 450 VSG 
oder um radioaktive Stoffe, die unter Ziffer 2 
der Randnummer 451 fallen, es sei denn, daß 
die letztgenannten Stoffe: 
(1) sich in einem Versandstück befinden, des se r 
Muster den in Randnummer 456 Abs. 4 VSG 
genannten Anforderungen genügt, und daß für 
den Versand die Genehmigung der zuständigen 
Behörde eines anderen gemäß Art. 5 Abs. 2 
der Verordnung vom 4. 9. 1969 best immten 
Landes er te i l t ist , unter der Voraussetzung, 
daß die mit einer solchen Genehmigung ve r ­
bundenen Vorschriften oder Bedingungen einge­
halten werden,oder 
(2) daß in einem von dem Minister für Soziale 
Angelegenheiten und Volksgesundheit im Ein­
vernehmen mit dem Minister für Verkehr und 
Wasserwirtschaft e r t e i l t e n Zeugnis über die 
Genehmigung oder Anerkennung des Muste rs 
des Versandstücks im Sinne der Randnummer 
455 Abs. 7 
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VI. 1. a) Art . 28 in Verbindung mit Art . 35 a) 
Abs. 1 b) Kernenergiewet 21. 1. 1963. 

Die Fä l l e in denen eine Buchführungspflicht be­
steht, können durch eine Durchführungsver­
ordnung bes t immt werden, die als Königliche 
Verordnung auf Vorschlaf des Minis ters für 
Soziale Angelegenheiten und Volksgesundheit 
nach Anhörung des Zentra len Rats ergeht. 

b) Art . 28 in Verbindung mit Art . 2 7 
und Art . 35 Abs. 1 b) Kernenergie­
wet 21. 2. 1963. 

b) Die Anzeigepflicht kann durch eine Durchfüh­
rungsverordnung vorgeschr ieben werden, die 
a ls Königliche Verordnung auf Vorschlag des 
Min is te r s für Soziale Angelegenheiten und 
Volksgesundheit nach Anhörung dès Zentra len 
Rats ergeht. 

c) Art . 29 Abs. 1 und Art . 
energiewet 21 . 2. 1963. 

30 Kern- c) Die Genemigung wird vom Minister für Soziale 
Angelegenheiten und Volksgesundheit mit Zu­
st immung der ebenfalls zuständigen Minis ter 
e r t e ü t . 

2. a) -

b) -

c) aa) 

a) -

b) -

c) aa) 

Art . 5 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, Erzen und r a ­
dioaktiven Stoffen); 
A r t i Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Best immung 
von Ländern) . 

Die Minis ter ia lverordnung ehthält eine 
zählung der Länder . 

Auf-



— 436 — 

(3) VSG keine zusätzlichen Maßnahmen ange­
gegeben sind, die während der Beförderung 
beachtet werden müssen, und daß ferner für 
den Versand die Genehmigung der zuständigen 
Behörde eines anderen gemäß Art. 5 Abs . 2 
der Verordnung vom 4. 9. 1969 bes t immten Lan­
des er tei l t ist , unter der Voraussetzung 
daß die mit einer solchen Genehmigung verbun­
denen Vorschrif ten oder Bedingungen einge­
halten werden. 

bb) Art . 10 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, Erzen 
und radioaktiven Stoffen). 

Art . 10 Abs. 3 in Verbindung mit 
Art . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, Erzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

cc) Art . 12 in Verbindung mit 
Art . 10 Besluit 4. 9. 1969 (Besluit 
über die Beförderung von spalt­
baren Stoffen, Erzen und rad io­
aktiven Stoffen). 

Art . 12 in Verbindung mit Art. 10 
Abs. 3 und Art. 8 Abs. 3 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Beförde­
rung von spal tbaren Stoffen, Erzen 
und radioaktiven Stoffen). 

bb) Sondervorschriften für die Beförderung 
von radioaktiven Stoffen mit der Eisenbahn 
und für den Besi tz solcher Stoffe bei der La-
gerung im Zusammenhang mit einer Beförde­
rung: 
E s sind die entsprechenden Vorschriften der 
VSG anwendbar, auch wenn eine Genehmigungs­
pflicht hinsichtlich der Beförderung radioakt i­
ve r Stoffe nicht besteht. Bei dem Besitz von 
radioaktiven Stoffen bei der Lagerung im Zu-
sammenahng mit der Eisenbahnbeförderung 
müssen außerdem Maßnahmen getroffen wer­
den, daß die Bestrahlung und Verunreinigung 
von Menschen, T ieren , Pflanzen und Gütern 
so weit wie möglich verhindert wird. 

Von der Einhaltung der Vorschriften der VSG 
kann Fre i s te l lung gewährt werden. Eine solche 
Fre i s te l lung kann mit Einschränkungen ge­
währt werden. Mit einer Fre i s te l lung können 
Vorschrif ten verbunden werden (Bedingungen 
und Auflagen). 

cc) Sondervorschrif ten für die Beförderung zu 
Lande in andere r Weise als mit der Eisen-
bahn: 
Bei der Beförderung von radioaktiven Stoffen 
zu Lande in anderer Weise als mit der Eisen­
bahn und bei dem Besitz solcher Stoffe bei der 
Lagerung im Zusammenhang mit einer solchen 
Beförderung finden die entsprechenden V o r ­
schriften der VLG Anwendung, auch hinsicht­
l ich der radioaktiven Stoffe, für die eine Ge­
nehmigungspflicht nicht besteht . Bei dem Be­
si tz von radioaktiven Stoffen bei der Lagerung 
im Zusammenhang mit einer solchen Beför­
derung sind außerdem aUe Maßnahmen zu tref­
fen, daß die Bestrahlung und Verunreinigung 
von Menschen, T ie ren , Pflanzen und Gütern 
so weit wie möglich verhindert wird. 

Von der Einhaltung der Vorschriften der VLG 
kann Fre i s t e l lung gewährt werden. Eine solche 
Fre i s t e l lung kann mit Einschränkungen ge­
währt werden. Mit einer Fre is teUung können 
besondere Vorschrif ten verbunden werden 
(Bedingungen und Auflagen). 
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bb) bb) 

Art. 10 Abs. 3 in Verbindung mit Über die Fre i s te l lung entscheidet der Minis ter 
Art . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund-
(Besluit über die Beförderung heit im Einvernehmen mit dem Minister für 
von spal tbaren Stoffen, Erzen und Verkehr uhd Wasserwir tschaft , 
radioaktiven Stoffen). 

cc) cc) 

Art . 12 in Verbindung mit Art . 10 Über die Fre i s te l lung entscheidet der Minis ter 
Abs. 3 und Art . 8 Abs. 3 Besluit für Soziale Angelegenheiten und Volksgesund-
4. 9. 1969 (Besluit über die Beförde- heit im Einvernehmen mit dem Minister für 
rung von spal tbaren Stoffen, Erzen Verkehr und Wasserwir tschaf t , 
und radioaktiven Stoffen). 
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dd) Art . 15 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spaltbaren Stoffen, Erzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

Art . 16 in Verbindung mit Art . 10 
Abs. 1 und 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

dd) Sondervorschriften für die Beförderung 
auf dem Wasserwege: 
Fre i s te l lung von der Genehmigungspflicht des 
Art . 29 Abs. 1 Kernenergiewet hinsichtlich der 
Beförderung von radioaktiven Stoffen durch die 
niederländischen Küstengewässer und durch 
nichtniederländische Gewässer . 

Hinsichtlich der Beförderung von radioaktiven 
Stoffen auf dem Wasserwege und des Besi tzes 
d ieser Stoffe bei der Lagerung im Zusammen­
hang mit einer solchen Beförderung sind, auch 
wenn eine Genehmigungspflicht nicht besteht, 
(1) die Vorschrif ten der VBG zu beachten 
(hinsichtlich der Anwendung der VBG werden 
den Ländern, die den CIM-Übereinkommen an 
schlossen sind, diejenigen Länder gleichge 
stel l t , die nicht Ver t ragss taa ten der CIM sind, 
aber gemäß Art . 5 Abs. 2 der Verordnung vom 
4. 9. 1969 gesondert bes t immt worden sind); 
(2) alle Maßnahmen zu treffen, daß eine 
Bestrahlung und Verunreinigung von Menschen 
Tie ren , Pflanzen und Gütern so weit wie mög­
lich verhindert wird. 

ge-

Art . 16 in Verbindung mit Art . 10 
Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 (Besluit 
über die Beförderung von spalt­
baren Stoffen, Erzen und rad io­
aktiven Stoffen). 

Art . 16 c) in Verbindung mit Art . 15 
Besluit 4. 9. 1969 (Besluit über die 
Beförderung von spal tbaren Stoffen, 
Erzen und radioaktiven Stoffen). 

Von den Vorschrif ten der VBG kann F r e i s t e l ­
lung gewährt werden. Eine solche Fre i s te l lung 
kann mit Einschränkungen gewährt werden. 
Mit einer F re i s t e l lung können Vorschriften ver ­
bunden werden (Bedingungen und Auflagen). 

Werden radioaktive Stoffe durch das nieder -
ländische Küstengewässer oder durch nichtr.ie-
der ländische Gewässer mit einem Schiff unter 
n ieder ländischer Flagge befördert , so findet 
nach Art . 15 d iese r Verordnung vom 4. 9. 1969 
in Abweichung des Art . 5 d ieser Verordnung 
die Genehmigungsvorschrift des Art. 29 Abs. 1 
Kernenergiewet keine Anwendung. F ü r diesen 
F a l l ist ferner bes t immt: 
(1) daß die Vorschrif t der VBG über die Ge­
nehmigung einer Sendung nicht anwendbar ist; 
(2) daß, faUs keines von den Ländern , die von 
der Beförderung berühr t werden und auch nicht 
das Land, in dem das Muster der Verpackung 
oder des Versandstücks entworfen ist, eine 
Genehmigung oder Anerkennung des Muste rs j 
der Verpackung oder des Versandstücks im 
Sinne der VBG erteUt hat, eine solche Ge­
nehmigung von dem Minister für Soziale Ange­
legenheiten und Volksgesundheit im Einver­
nehmen mit dem Minister für Verkehr und 
Wasserwir tschaf t einzuholen ist. 

l) internat ionales Übereinkommen über den Eisenbahnirachtverkehr vom¿5. r e b rua r i â õ l 
(Trb. 1963, Nr , 61, p. 1 und 79). 
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dd) dd) 

Art. 1 Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Bes t im­
mung von Ländern). 

Die M i n i s t e r i a l verordnungenthält die Best im­
mung der Länder . 

Art . 16 in Verbindung mit Art . 10 
Abs. 3 und Art . 8 Abs. 3 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Beför­
derung von spal tbaren Stoffen, 
E rzen und radioaktiven Stoffen). 

Über die Fre i s te l lung entscheidet der Minis ter 
für Soziale Angelegenheiten im Einvernehmen mit 
dem Minister für Verkehr und Wasserwir tschaf t . 
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Art. IG d) in Verbindung mit 
Art. 15 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spaltbaren Stoffen, E rzen 
und radioaktiven Stoffen). 

ée) Art . 20 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spaltbaren Stoffen, E rzen 
und radioaktiven Stoffen). 

Art. 22 Abs. 1 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spaltbaren Stoffen, E rzen 
und radioaktiven Stoffen). 

Bei einer Beförderung von radioaktiven Stoffen 
mit einem Schiff unter fremder Flagge durch die 
niederländischen Küstengewässer oder durch 
nichtniederländische Gewässer , für die eine Ge-
nehmigungspflicht gemäß Art. 29 Abs. 1 Kern­
energiewet in Abweichung von Art. 5 der Ver­
ordnung vom 4. 9. 1969 nicht besteht, finden auch 
die Vorschriften der \-TBG hinsichtlich der Ge­
nehmigung einer Sendung und über die Genehmi­
gung oder Anerkennung des Musters der Verpak-
kung oder Versandstücks keine Anwendung. 

ee) Sondervorschriften für die Beförderung von 
radioaktiven Stonen durch Flugzeuge: 
Fre i s te l lung von der Genehmigungspflicht gemäß 
Art. 2 9 Abs. 1 Kernenergiewet in Abweichung 
von Art. 5 der Verordnung vom 4. 9. 1969, wenn 
radioaktive Stoffe in einem Flugzeug befördert 
werden und eine Landung auf dem niederländischen 
Staatsgebiet nicht erfolgt. 
Hinsichtlich der Beförderung von radioaktiven 
Stoffen in einem Flugzeug (einschließlich des Be­
si tzes bei der Lagerung im Zusammenhang mit 
einer Beförderung) ist, auch wenn eine Genehmi­
gungspflicht nicht besteht, Teil 2 der Regeln über 
die Beförderung radioaktiver Stoffe der Empfeh­
lungen der International Air Transpor t Associat ion 
11. Ausgabe des IATA-Dokuments:"lATA-Regula-
tion Relating to the Car r iage of Distr icted Ar t ic les 
by Air" zu beachten mit der Maßgabe, 
(1) daß für die Anwendung dieser Regeln, was die 
Niederlande angeht, als zuständige Behörde der 
Minister für Soziale Angelegenheiten und Volksge­
sundheit bes t immt wird, der im Einvernehmen 
mit dem Minister für Verkehr und Wasse rwi r t ­
schaft entscheidet; 
(2) daß anstel le einer auf Grund der IATA-Regeln 
für das Muster von Verpackungen verlangten Ge­
nehmigung durch die zuständige Behörde eines 
oder m e h r e r e r darin bes t immter Länder eine Ge­
nehmigung erforderl ich ist, die ertei l t Avird ent­
weder von dem Minister für Soziale Angelegenhei­
ten und Volksgesundheit im Einvernehmen mit dem 
Minister für Verkehr und Wasserwir tschaft oder 
von der zuständigen Behörde eines anderen Landes 
das unier Anwendung von Art. 5 Abs. 2 der Ver ­
ordnung vom 4. 9. 1969 bes t immt wird und das von 
der Beförderung berühr t wird oder in dem das 
Muster entworfen ist; 

(3) daß für eine Beförderung von radioaktiven Stof­
fen in einem niederländischen Flugzeug die in den 
IATA-Regeln enthalicnenVorschrilten über die Ge­
nehmigung einer Sendung nicht gelten, wenn eine 
Landung auf dem niederländischen Staatsgebiet 
nicht erfolgt (Art. 20 der Verordnung vom 4. 9. 1969 
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e e) ee) 

Art. 22 Abs. 1 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stof­
fen, E r z e n und radioaktiven 
Stoffen). 

Zuständige Behörde im Sinne der IATA-Vorschrif­
ten ist der Minister für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit, der im Einvernehmen mit 
dem Minister für Verkehr und Wasserwir tschaf t 
entscheidet. 

Art . 1 Beschikking 5. 12. 1969 
(Beschikking über die Bes t im­
mung von Ländern). 

Die Minis ter ia lverordnung enthält die Bes t immung 
der Länder . 



— 442 — 

Art. 22 Abs. 2 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

(4) daß für eine Beförderung von radioaktiven Stof­
fen in einem nichtniederländischem Flugzeug die 
in den IATA-Regeln enthaltenen Vorschriften über 
die Genehmigung einer Sendung oder des Muste rs 
von Verpackungen nicht gelten, wenn eine Lan­
dung auf niederländischem Staatsgebiet nicht e r ­
folgt (Art. 20 der Verordnung vom 4. 9. 1969). 

Bei dem Besitz von radioaktiven Stoffen bei der 
Lagerung im Zusammenhang mit der Beförderung 
in einem Flugzeug muß, auch wenn eine Genehmi­
gungspflicht nicht besteht , die Vorschrift der 
Randnummer 470 VSG beachtet werden. Außerdem 
sind alle Maßnahmen zu treffen, damit eine Be­
strahlung und Verunreinigung von Menschen, T ie ­
ren, Pflanzen und Gütern so weit wie möglich 
verhinder t wird. 

Art . 22 Abs. 3 in Verbindung mit 
Art. 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung von 
spal tbaren Stoffen, E rzen und r a ­
dioaktiven Stoffen). 

ff) Art. 75 Abs. 1 und 2 Kern­
energiewet 21. 2. 1963. 

In Einzelfällen kann von dem in Art. 22 Abs. 1 
und Abs. 2 Satz 1 der Verordnung vom 4. 9. 196e· 
genannten Vorschriften Fre i s te l lung gewährt \ver-
den. Die Fre is te l lungen können mit Einschrän­
kungen gewährt werden. Mit einer Fre i s te l lung 
können Vorschriften verbunden werden (Bedingun­
gen und Auflagen). 

ff) Ermächtigung, zugunsten von wissenschaft l i ­
chen Einrichtungen oder im In te resse der Landes­
verteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung von der 
Genehmigungspflicht des Art. 29 Kernenergiewet 
Fre i s te l lung zu gewähren (allgemeine Fre is te l lung) 

(2) von der Genehmigungspflicht des Art. 29 
Kernenergiewet auf Antrag Befreiung zu gewähren 
(Freis te l lung im Einzelfall); 

Mit einer solchen Fre i s te l lung oder Befreiung wer­
den die Bedingungen und Auflagen verbunden, die 
im Hinblick auf die in oder auf Grund des Art. 19 
Kernenergiewet bezeichneten Schutzzwecke er for­
der l ich sind. 

Art . 3 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver te i ­
digung). 

Fre i s te l lung von der in Art. 29 Kernenergiewet 
enthaltenen Genehmigungspflicht hinsichtlich der 
Beförderung von radioaktiven Stoffen, die bei den 
niederländischen Streitkräften oder bei den Stre i t ­
kräften eines verbündeten Staates verwendet wer ­
den oder für die Verwendung bes t immt sind und 
bezüglich deren auf Grund der entsprechenden 
mi l i tä r i schen Vorschriften Geheimhaltung erfor­
derl ich ist (vgl. jedoch die für die freigestel l ten 
Stoffe anwendbaren Vorschriften des Art. 3 Abs. 
2, 3 und 4 der Verordnung vom 20, 10. 1969). 



443 

Art. 22 Abs. 3 in Verbindung 
mit Art . 8 Abs. 3 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, E rzen 
und radioaktiven Stoffen). 

Über die Fre i s te l lung entscheidet der Minis ter für 
Soziale Angelegenheiten und Volksgesundheit im 
Einvernehmen mit dem Minister für Verkehr und 
Wasserwir tschaf t . 

ff) Art . 76 Abs. 2 Kernenerg ie - ff) 
wet 21. 2. 1963. 

(1) Die Durchführungsverordnung ergehen als 
Königliche Verordnung auf Vorschlag des jeweils 
zuständigen Minis te rs für Unterr icht , Kunst und 
Wissenschaft, für Landwirtschaft und F i s c h e r e i 
oder für Landesverteidigung im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Minis tern nach An­
hörung des Zentra len Rats . 
(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen entschei­
det die Königin ebenfalls auf Vorschlag der ge­
nannten zuständigen Minister Im Einvernehmen 
mit den ebenfalls zuständigen Ministern nach An­
hörung des Zent ra len Rats . 
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Art. 10 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landesver­
teidigung). 

In besonderen Fäl len kann von den Vorschriften 
der Art . 3 Abs. 2 und 4 der Verordnung vom 
20. 10. 19b9 Fre is te l lung gewähren werden, jedoch 
nur insoweit, als diese Vorschriften sich nicht 
auf die Art. 21 und 22 der Verordnung vom 
10. 9. 1939 über radioaktive Stoffe beziehen. Mit 
der Fre i s te l lung werden die erforder l ichen Vor­
schriften zum Schutze von Menschen, Tieren , 
Pflanzen und Gütern verbunden (Bedingungen und 
Auflagen). 

VII. EINFUHR UND AUSFUHR 1) 

1. Grundsatz 

a) Art. 28 Kernenergiewet 
21. 2. 1963. 

b) Art . 28 in Verbindung mit Art . 
27 Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) Art . 29 Abs. 1 Kernenergiewet 
21 .2 .1963 , Art . 27 ff. Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stoffen, 
E rzen und radioaktiven Stoffen). 

a) Buchführungspflicht hinsichtlich der Einfuhr von 
radioaktiven Stoffen nach Maßgabe der Vorschrif­
ten einer Durchführungsverordnung. Von dieser 
Ermächtigung ist b isher noch kein Gebrauch ge­
macht worden. Keine Buchführungspflicht hin­
sichtlich der Ausfuhr von radioaktiven Stoffen. 

b) Anzeigepflicht hinsichtlch der Einfuhr radioaktiver 
Stoffe nach Maßgabe der Vorschriften einer Durch­
führungsverordnung. Von d ieser Ermächtigung 
ist b i sher noch kein Gebrauch gemacht worden. 
Keine Anzeigepflicht hinsichtlich der Ausfuhr r a ­
dioaktiver Stoffe. 

c) Genehmigungspflicht hinsichtlich der Einfuhr 
radioakt iver Stoffe. Keine Genehmigungspflicht 
hinsichtlich der Ausfuhr radioaktiver Stoffe. 

Ausnahmen von dem Grundsatz 
(Freigrenzenregelung) 

a) -

b) 

c) aa) Art . 2 7 Abs. 1 Besluit 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stoffen, 
Erzen und radioaktiven Stoffen). 

a) Bisher keine Fre igrenzenregelung. 

b) Bisher keine Fre igrenzenregelung. 

c) aa) Die Einfuhr von radioaktiven Stoffen ist dann 
nicht gesondert genehmigungspflichtig gemäß 
Art. 29 Abs. 1 Kernenergiewet, wenn die Ein­
fuhr zum Zweck der Erfüllung einer Beförderungs-
verienbarung erfolgt. 

Die Genehmigungspflicht gemäß Art. 29 Abs. 1 
Kernenergiewet besteht für die Einfuhr von r a ­
dioaktiven Stoffen nur insoweit, als nach Art. 5 
Besluit 4. 9. 1969 (Besluit über radioaktive Stoffe) 
eine Genehmigungspflicht besteht , d. h. es be-

Nach dem niederländischen At-omenergierecht gelten als Personen, die radioaktive Stoffe 
ein- oder ausführen, auch diejenigen Personen, die diese Stoffe durch andere Personen 
ein- oder ausführen lassen(vgl. Art. 28 und 29 Kernenergiewet 21. 2. 1963;Kapitel III des 
Besluit 4. 9. 1969 (Besluit über die Beförderung von spal tbaren Stoffen, Erzen und radio­
aktiven Stoffen)). 
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Art . 10 Besluit 20.10.1969 
(Freis te l lungsbeslui t Landes­
verteidigung). 

Über die Befreiung in Sonderfällen entscheidet 
der Minister für Landesverteidigung. 

vII . l .a)Art . 28 in Verbindung mit 
A r t . 35" Abs - 1 h) Kprnene 
giewet 21, 

1 b) Kernener -
2.1963. 

b) Art . 28 in Verbindung mit 
Art . 27 und Art . 35 Abs. 1 b) 
Kernenergiewet 21. 2. 1963. 

c) Art . 29 Abs. 1 und Art . 30 
Kernenergiewet 21. 2. 1963; 
Art . 27 Besluit 4. 9. 1969 
(Besluit über die Beförderung 
von spal tbaren Stoffen, Erzen 
und radioaktiven Stoffen). 

a) Die Fä l l e , in denen eine Buchführungspflicht be­
steht, können durch eine Durchführungsverordnung 
bes t immt werden, die a ls Königliche Verordnung 
auf Vorschlag des Minis ters für Soziale Angele­
genheiten und Volksgesundheit nach Anhörung des 
Zentralen Rats ergeht . 

b) Die Anzeigepflicht kann durch eine Durchführungs­
verordnung vorgeschr ieben werden, die a ls Kö-
nichtliche Verordnung auf Vorschlag des Minister 
für Soziale Angelegenheiten und Volksgesundheit 
nach Anhörung des Zentralen Rats ergeht . 

c) Die Genehmigung wird vom Minister für Soziale 
Angelegenheiten und Volksgesundheit mit Zust im­
mung der ebenfalls zuständigen Minister er te i l t . 

2.a) 

b) 

a) -

b) -

c) aa) - c) aa) -
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steht 'hinsichtl ich der Einfuhr von radioakt i ­
ven Stoffen Fre i s te l lung von der Genehmi­
gungspflicht gemäß Art . 29 Abs. 1 Kernener­
giewet in den Fäl len , in denen auch für die 
Herstel lung, den Besi tz oder die Verwen­
dung von radioaktiven Stoffen eine Genehmi­
gungspflicht nicht besteht 

Demnach besteht keine Genehmigungspflicht, 
wenn es sich bei der Einfuhr um folgende r a ­
dioaktive Stoffe handelt: 
(1) radioaktive Stoffe, deren Aktivität ger in­
ger ist als 0,002 Mikrocurie pro Gramm; 
(2) Rubidium-87, Samar ium-147, Rhenium-
187, Indium-115 und Neodym-144; 
(3) radioaktive Stoffe, die zusammen als e i ­
ne Strahlenquelle angesehen werden können, 
falls die Aktivität ger inger ist a l s : 
(aa) bei Nukliden sehr hoher Radiotoxizität: 
0,1 Mikrocurie; 
(bb) bei Nukliden hoher Radiotoxizität: 
1 Mikrocurie; 
(cc) bei Nukliden m i t t l e r e r Radiotoxizität: 
10 Mikrocurie; 
(dd) bei Nukliden n iedr iger Radiotoxizität; 
100 Mikrocurie . 

Die Klassifizierung der Radionuklide hin­
sichtlich i h r e r Radiotoxizität ergibt sich aus 
Art . 6 Abs. 5 Besluit 10. 9. 1969 in Verbin­
dung mit Beschikking van 14. 11. 1969 (vgl. 
oben unter II, S. 5 16 ; Text im Anhang I 
d ieser Übersicht) . 
(4) alle radioaktiven Stoffe, die nur deswe­
gen als radioaktive Stoffe angesehen werden, 
weil in ihnen natür l iches Thorium enthalten 
is t , wenn die Menge des natürlichen Thor i ­
ums höchstens 100 Gramm beträgt ; 
(5) radioaktive Stoffe, die sich in einem Ge­
rä t befinden, dessen Typ von dem Minister 
für Soziale Angelegenheiten und Volksge­
sundheit zugelassen wurde , wobei das Expo­
sit ionstempo des Gerä t s ger inger ist als 
0, 1 Milliröntgen je Stunde auf 0, 1 Meter 
Abstand von jedem Ort der Oberfläche des 
Gerä t s . 

1) Gemäß Art . 8 in Verbindung mit Art . 6 Abs. 1 Besluit 10. 9. 1969 besteht eine Be­
freiung von der Genehmigungspflicht gemäß Art . 29 Abs. 1 Kernenergiewet für die 
Herstel lung, den Besitz oder die Verwendung von radioaktiven Stoffen, wenn sich diese 
Stoffe an Bord eines Schiffes unter ausländischer Flagge befinden. Nach Art . 27 Abs. 1 
Besluit 4. 9. 1969 (Besluit über die Beförderung von spal tbaren Stoffen, Erzen und r a ­
dioaktiven Stoffen) gilt diese Befreiung von der Genehmigungspflicht jedoch nicht für 
den Fa l l , daß radioaktive Stoffe an Bord eines Schiffes unter aus ländischer Flagge 
eingeführt werden. 
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bb) Art . 27 Abs. 2 Beslu i t 
4. 9. 1969 (Besluit über die Be­
förderung von spal tbaren Stoffen, 
Erzen und radioaktiven Stoffen) . 

cc) Ar t . 75 Aos. 1 und 2 
Kernenergiewet 21 .2 . 1963. 

Art . 3 Abs. 1 Besluit 20. 10. 1969 
(Freis tel lungsbeslui t Landesver te i ­
digung). 

bb) F r e i s t e l l u n g von der Genehmigungs­
pflicht gemäß Ar t . 29 Abs. 1 Kernenergie­
wet 
(1) von radioaktiven Stoffen, die auf Grund 
einer nach dem nationalen Recht Belgiens 
oder Luxemburgs erforder l ichen Genehmi­
gung in einem d iese r Länder in Besitz ge­
halten oder in eines d ieser Länder einge­
führt sind oder eingeführt werden dürfen 
oder aber durch eines d i e se r Länder 
durchgeführt sind oder durchgeführt we r ­
den dürfen, wenn die mit e iner solchen Ge­
nehmigung verbundenen Vorschriften oder 
Bedingungen eingehalten werden; 
(2) von radioaktiven Stoffen, die nicht für 
Belgien oder Luxemburg bes t immt sind 
und durch die Niederlande durchgeführt 
werden, wenn diese Stoffe auf dem nieder­
ländischen Staatsgebiet nicht aus dem Be­
förderungsmittel ausgeladen werden. 

cc) Ermächtigung, zugunsten von wissen­
schaftlichen Einrichtungen oder im Inter­
esse der Landesverteidigung, 
(1) durch eine Durchführungsverordnung 
von der Genehmigungspflicht des Art . 29 
Kernenergiewet F re i s t e l l ung zu gewahren 
(allgemeine Fre is te l lung) ; 
(2) von der Genehmigungspflicht des Art . 
29 Kernenergiewet auf Ant rag Befreiung 
zu gewähren (Fre is te l lung im Einzelfall). 

Mit einer solchen F re i s t e l lung oder Befrei­
ung werden die Bedingungen und Auflagen 
verbunden, die im Hinblick auf die in oder 
auf Grund Art . 19 Kernenergiewet bezeich­
neten Schutzzwecke er forder l ich sind. 

Fre i s te l lung von de r in Ar t . 29 Kernener­
giewet enthaltenen Genehmigungspflicht hin­
sichtlich der Einfuhr von radioaktiven Stof­
fen, die bei den nieder ländischen Stre i t ­
kräften oder bei den Streitkräften eines ver­
bündeten Staates verwendet werden oder für 
die Verwendung bes t immt sind und bezüg­
lich deren auf Grund der entsprechenden 
mi l i tä r ischen Vorschrif ten Geheimhaltung 
erforder l ich ist (vgl. jedoch die für die frei­
gestell ten Stoffe anwendbaren Vorschriften 
des Art . 3 Abs. 2, 3 und 4 der Verordnung 
vom 20. 10. 1969). 
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bb) bb) 

cc) Art . 76 Abs. 2 Kern­
energiewet 21 .2 .1963 . 

cc) (1) Die Durchführungsverordnungen 
ergehen als Königliche Verordnung auf Vor­
schlag des jeweils zuständigen Minis ters 
für Unterr icht , Kunst und Wissenschaft , 
für Landwirtschaft und F i sche re i oder für 
Landesverteidigung im Einvernehmen mit 
den ebenfalls zuständigen Ministern nach 
Anhörung des Zentralen Rats . 
(2) Über die Befreiungen in Einzelfällen 
entscheidet die Königin ebenfalls auf Vor­
schlag der genannten zuständigen Minister 
im Einvernehmen mit den ebenfalls zustän­
digen Ministern nach Anhörung des Zentra­
len Rats . 
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Art , 10 Abs. 1 Besluit 
20.10.1969 (Fre i s te l lungs­
beslui t Landesverteidigung). 

Von den nach Art . 3 Abs. 2 und 4 Besluit 
20. 10. 1969 t rotz der grundsätzlichen F r e i ­
stellung anwendbaren Vorschriften kann in 
besonderen Fäl len Fre is te l lung gewährt 
werden, jedoch nur insoweit, a ls diese 
Vorschriften sich nicht auf die Artikel 21 
und 22 des Beluit 10. 9. 1969 (Besluit über 
radioaktive Stoffe) beziehen. Mit einer 
solchen Befreiung in Sonderfällen werden 
die erforder l ichen Vorschriften zum Schutz 
von Menschen, T ie ren , Pflanzen und Gütern 
verbunden (Bedingungen und Auflagen). 
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Ar t . 10 Abs. 1 Besluit 
20. 10. 1969 (Fre is te l lungs­
besluit Landesverteidigung). 

Über die Befreiung in Sonderfällen ent­
scheidet der Minister für Landesver te i ­
digung. 
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E R R A T U M 

DEG AUSÜBUNG DER STAATLICHEN KONTROLLE ÜBER DIE EINHALTUNG DER 

FREIGRENZEN FUR KERNBRENNSTOFFE UND SONSTIGE RADIOAKTIVE STOFFE 

IN DEN LANDERN DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Es wird auf nachstehende Druckfehler und Ergänzungen hingewiesen. 

S.2, Zeile 27 : "Institut­für Völkerreoht" anstatt "Institut für Internationales Recht". 

S.5J Zeile 8 : Die auf S.5 angezeigte Anmerkung (l) int auf S.6 vermerkt. 

S.8, Ergänzung im Anschluss an den Einführungstext : "Dieser Bericht wurde am 31. März 
abgeschlossen." 

S.9» Zeile 26 :'Abkürzungsverzeichnis : "et cetera" anstatt "et caetera". 

S.20, unter Punkt l8'folgenden Text hinzufügen : 

18. 23.5·1972 "Arrêté Royal modifiant le tableau A de l'annexe de l'arrêté royal 

­ du 28 février 1963 portant règlement général de la protection de 

la population et de3 travailleurs contre lo danger des radiations 

ionisantes. ( MB du 27 juin 1972 p. 7581 ) . " 

S.21| unter Punkt 18 folgenden Text hinzufügen : 

18. 23.5·1972 "Königliche Verordnung zur Andorung der Tabelle A im Anhang der 

Königlichen Verordnung vorn 28. Februar 1963 über die allgemeine 

Regelung des Schutzes der Bevölkerung und der Arbeitskräfte 

gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen." 

S.3I, Zeile 8 : "Die monatliche Anzeige" anstatt "Die Monatliche Anzeige". 

S.36, Zeile 7 · (vgl. unten S.50) lesen. 

S.69} unter Punkt A.l.: "Bundesminister für Forschung und Technologie" anstatt 

"Bundesminister für Bildung und Wissenschaft". 

S.70, Zeile 7 ! "Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultur" anstatt 

■'' "Byerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus". 

S.77» Zeile 9 "biß .15
 : D s r

 Text beginnend mit : "Jedoch ist im Bundesministerium für 

Bildung und Wissenschaft .....bis . ..im Laufe des Jahren 1972 ist 

.. zu rechnen." ist zu streichen und zu ersetzen durch : "Im Bundes­

ministerium de3 Innern, das seit dem Herbst 1972 für das Strahlen­

schutzrecht zuständig ist, wird zur Zeit eine Neufassung dor ersten 

Strahlenschutzverordnung vorbereitet, die auch die Bestimmungen der 

Artikel I5, 17 bis 20 der genannten Euratom­Richtlinie in das 

deutsche Recht übertragen soll." 

S.84, 98, 102, 110, II4, 138, I42, 146, I50 : Hinweis auf Anmerkung 1. streichen. 

S.100, 134 ! Hinweis auf Anmerkung 2. streichen. 

S.IO4 Anmerkung 1. : S.10O anstatt S.II5. [, 
S.lll : Hinweis auf Anmerkung 1. anstatt auf Anmerkung 2. 

S.I24, Zeile 7 :"(Anhang XIIl)" streichen. 

S.I26 : Anmerkung 3. streichen. 

S.I30 : Anmerkung 1. anstatt Anmerkung 2. 

S.I34 '· Hinweis auf Anmerkung 2. streichen. ' 

S.I52. Zeile 21 : S.110 anstatt S.125 j Hinweis auf Anmerkung 2. streichen. 

S.I54 · Hinweis auf Anmerkung 2. streichen. 

S.208, Anmerkung 3.: S.212 anstatt S.234. 

S.26O, Anmerkung 2.: S.274 anstatt S.317. 

S«274 · Anmerkung 1. streichen. 

S.278, 280, 282, 284, 286, 288, 290, 294, 296, 298, 300, 302, 304, 306, 308, 310, 312, 

314j 316, 318, 320, 322 : die Hinweise in den Anmerkungen auf dio Anhänge dieser Übersicht 

' sind zu streichen. 

S.284, 286, 288, 294, 300, 302, 304, 306, 3C8 in Anmerkungen : S.274 anstatt S.317. 

S.298, Anmerkungen :S.280 anstatt S.323. 

S.302, Anmerkung 4. : S.300 anstatt S.343. 

S.334i Zeile 5 der Anmerkung muss es hoissen : "Bei der Zuteilung gemäss Art 3 Règlement..«. 

So336, Zeile 3 der Anmerkung 3; musses heicaen : "auf S.334, FucEnote 1. genannte besondere 

Regelung " 

S.42I : Hinweis auf Anmerkung s t r e i c h e n . 
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